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Die DDT-Story ANZEIGE 


Katastrophen nichts als Katastrophen, Klimakatastrophe, Gift in der Nahrung, 
Ozonloch, Energiesteuer, Wasser-, Wegegeld, Umweltauflagen, -abgaben, -steuer, 
-gebühren, -spenden und immer wieder neue Umweltauflagen: Das alles begann mit 
dem Buch einer US-Beamtin »Der Stumme Frühling« und der Kampagne gegen DDT. 


Fast jeder glaubt inzwischen die Propaganda gegen DDT. Trotzdem ist sie falsch. 

Sie war nur ein erfolgreicher Versuch der britischen Elite, die »Herde« Menschen auf 
ein gewünschtes Maß zu beschneiden und den verblödeten Rest beherrschbarer zu 
machen. Wer den Anfang (im Prinzip), »Die DDTI-Story« kennt, versteht, was uns mit 
»Umweltschutz« angetan wird, und wie es dazu kommen konnte. 
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Die SPD unter »Landesva- 
ter« Johannes Rau versucht 
mühsam zu erklären, das 
Regierungsprogramm für 
Nordrhein-Westfalen trage 
einheitlich sozialdemokrati- 
sche Züge. Tatsache aber ist, 
wenn man sich den Inhalt 
der 198 Seiten dicken Koali- 
tionsvereinbarung mit den 
Grünen anschaut, daß sich 
auch die SPD von der Tradi- 
tion einer strikt auf die 
Rechtsstaatlichkeit ausge- 
richteten Partei verabschie- 
det hat. 
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nen Monaten in aller Munde. 
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internationaler 
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Praktisch identische Studien 
deuten darauf hin, daß die 
massenmörderische Explo- 
sion, die das Bundesgebäude 
in Oklahoma City zerstört 
hat, nicht eine einfache 
Bombe war, sondern eine 
Sprengladung, die mit einem 
solchen Ausmaß an techni- 
scher Ausgeklügeltheit kon- 
struiert und gelegt wurde, 
das über die Fähigkeit sämt- 
licher Verdächtigen hinaus- 
geht. 
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den Terrorismus 
geschaffen 
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Zum Thema Propaganda 
gegen das Weiße Haus, das 
heißt, gegen US-Präsident 
Bill Clinton und seine 
Regierung, gibt es eine Rei- 
he von ausgewählten Zitaten 
britischer und von Briten 
veranlaßter Propaganda. 
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Innerhalb des britischen 
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anerkannt, daß die Regie- 
rung von John Major jegli- 
che Glaubwürdigkeit verlo- 


ren hat. Das eindeutigste und 


auffallendste Anzeichen 
dafür ist das Lob von Baro- 
nin Margaret Thatcher. 
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die Dinge für die er eintritt, und 
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Steht der Bezirk 
Los Angeles 


vor dem 
Bankrott? 


Die insgesamt 9,2 Millionen Ein- 
wohner des Bezirks Los Angeles 
County erwirtschaften mit 238 
Milliarden Dollar ein größeres 
Bruttoprodukt als Belgien oder 
Schweden. Dieser größte Ver- 
waltungsbezirk der Vereinigten 
Staaten, dem die Stadt Los 
Angeles und der sie umgebende 
Großraum mit 87 weiteren Kom- 
munen angehören, steckt nun in 
einer schweren Finanzkrise, die 
wie im Fall des angrenzenden 
Bezirks Orange County zum 
Bankrott führen kann. Die Ver- 
waltungsdirektorin des Bezirks 
Sally Reed hat jetzt eine Reihe 
drakonischer Sparmaßnahmen 
vorgeschlagen, die zum Verlust 
von 13.000 Arbeitsplätzen führen 
würden. Im Gesundheitswesen 
soll fast eine Milliarde Dollar 
eingespart und das größte Kran- 
kenhaus der USA, das sich in 
Los Angeles befindet, geschlos- 
sen werden. Dort wurden im ver- 
gangenen Jahr 60.000 Patienten 
stationär und weitere 855.000 
Patienten ambulant behandelt. 
Zusammen mit anderen Kürzun- 
gen bei Sozialausgaben würden 
20 Prozent des gegenwärtigen 
Haushalts gestrichen. Reeds bru- 
tales Austeritätspaket folgt den 
Auflagen der Wallstreet-Banken 
für einen 1,3 Milliarden-Dollar- 
Kredit, womit das erwartete 
Haushaltsdefizit des Bezirks 
(1,2 Milliarden Dollar) finanziert 
werden soll. Zwei Kreditagen- 
turen überprüfen gegenwärtig die 
Kreditwürdigkeit des Bezirks. 


Der demokratische Stadtrat Zev 
Yaroslavsky erklärte, Los Ange- 
les treibe geradewegs in den 
Bankrott. »Ich weiß es, meine 
Kollegen wissen es, die Wall 
Street weiß es, und die Gewerk- 
schaften wissen es. Die Offent- 
lichkeit hat es wohl erst jetzt 
gemerkt. Noch vor sechs Mona- 
ten wurde die Möglichkeit, daß 
ein Bezirk zahlungsunfähig wer- 
den könnte, belächelt, insbeson- 
dere in Orange County, >dem 
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Land von Milch und Honig« im 
Kalifornien der Vorstädte. Wenn 
es dort geschehen konnte, kann 
es überall geschehen.« 


Yaroslavsky warnte Kaliforniens 
Gouverneur Pete Wilson rund- 
heraus, er solle etwas unterneh- 
men, bevor es zur Katastrophe 
komme: »Man kann nicht für die 
Präsidentschaft kandidieren, wenn 
der größte Bezirk des Landes am 
Rande des finanziellen Zusam- 
menbruchs steht.« Wie wir be- 
richteten, ist Wilson der Favorit 
höchster britischer Kreise und 
der politischen Maschine George 
Bushs unter den republikani- 
schen Präsidentschaftskandida- 
ten. Die Finanzkrise von Los 
Angeles kommt zu einem für 
Wilson höchst ungünstigen Zeit- 
punkt: Am 22. Juni präsentierte 
er seine Kandidatur in der CNN- 
Show »Larry King Live«. Was 
Wilson für die Vertreter der kon- 
servativen Revolution so attrak- 
tiv macht, ist seine Haushalts- 
politik, womit er die Finanzlast 
vom Land auf die Bezirke abzu- 
schieben versucht. Dieses Kon- 
zept ist offensichtlich absurd, 
wenn die Bezirke, denen weitere 
finanzielle Verpflichtungen auf- 
erlegt werden sollen, schon jetzt 
vor dem Bankrott stehen. In die- 
sem Zusammenhang ist interes- 
sant, daß, wie Sally Reed erklär- 
te, die Steuersenkungen für 
Wohlhabende (Gesetzesvorlage 
13) Ende der siebziger Jahre ein 
Hauptgrund für die Finanzma- 
laise sind. Diese »Steuerrevolte« 


wird oft als »Durchbruch« der _ 


konservativen Revolution in 
Amerika gerühmt. iM) 


Kostolany: 
Parallele zu 
den dreißiger 


Jahren 


Andre Kostolany, ein Analytiker 
und Veteran der Finanzwelt, der 
an »traditioneller Spekulation« 
festhält, schrieb in »Die Woche«: 
»Wie bekannt uns das alles vor- 
kommt: Der Staat versucht zu 
sparen, die Mark ist stark, die 
Inflation Feind Nummer Eins. 
Politiker machen Druck, um Im- 
porte zu senken und Exporte zu 
steigern. Die Arbeitslosigkeit 
steigt, die Produktion sinkt, die 
Löhne fallen drastisch. Das alles 
spielte Anfang der dreißiger Jah- 


re, zur Zeit der Weltwirtschafts- 
krise. Das Schreckgespenst da- 
mals hieß Deflation. Diesen ge- 
fährlichen Trend erleben wir 
heute wieder.« 


Kostolany merkt an, daß es - bis- 
her — noch keine »drastischen« 
Kürzungen bei Löhnen und 
Sozialleistungen gegeben habe. 
Der Druck, solche vorzunehmen, 
wachse jedoch, die Bundesbank 
dränge in diese deflationäre 
Richtung. Er warnt, daß die 
D-Mark überbewertet und die 
deutschen Zinssätze zu hoch 
seien. In den letzten Monaten hat 
Kostolany wiederholt die »Kasi- 
nospekulation« angegriffen. Er 
greift dies zwar in dem Artikel 
nicht auf, bemerkt aber, defla- 
tionäre und inflationäre Politik 
führten letztlich zu den gleichen 


‚negativen Konsequenzen. Er 


schließt, wir könnten heute wie- 
der »wie vor 60 Jahren« den 
»Druck der Straße« erleben. 


Am 28. Juni gab Daimler-Benz, 
der größte deutsche Industrie- 
konzern, bekannt, daß er trotz 
gegenteiliger früherer Erwartun- 
gen höchstwahrscheinlich neue 
hohe Verluste erwirtschaften 
werde. Die geschätzten Verluste 
im laufenden Jahr liegen in der 
Größenordnung von ein bis drei 
Milliarden DM, wovon ein gro- 
Ber Teil auf die Dollarschwäche 
und den entsprechenden Wertzu- 
wachs der DM zurückzuführen 
ist. In nur drei Jahren hat Daim- 
ler 70.000 von 400.000 Arbeits- 
plätzen abgebaut. Am schwersten 
traf es die Daimler-Benz Aero- 
space (DASA), die bereits 20.000 
Arbeitsplätze verloren hat. In den 
nächsten zwei Jahren müssen 
wohlmöglich weitere 20.000 


. Stellen abgebaut werden. 


Bosch-Direktor Hermann Scholl 
schätzt die Verluste seines Unter- 
nehmens für das laufende Jahr 
auf 1,3 Milliarden DM. 


Argentinien 
diskutiert über 
ein Schulden- 
moratorium 


Bis zur Wiederwahl des argenti- 
nischen Präsidenten Carlos Me- 


‚nem bei den Präsidentschafts- 


wahlen am 14. Mai gab es massi- 
ve Versuche, das wahre Ausmaß 
der wirtschaftlichen und finanzi- 


ellen Krise des Landes zu ver- 
schleiern. Auf dem Höhepunkt 
des Wahlkampfes gewährten der 
Internationale Währungsfonds 
(IWF) und andere internationale 
Einrichtungen Argentinien etwa 
neun Milliarden Dollar Kredit, 
um das auseinanderfallende Ban- 
kensystem zu stützen. Von De- 
zember bis April summierte sich 
die Kapitalflucht aus dem Land 
auf 8,5 Milliarden Dollar. 


Nun aber setzt sich die Realität 
durch, und in informierten Krei- 
sen gilt es als sicher, daß Argen- 
tinien ein Auslöser der nächsten 
Phase der globalen finanziellen 
»Kernschmeize« sein könnte: 
Die Realwirtschaft wurde durch 
die vom IWF erzwungene Auste- 
ritätspolitik des monetaristischen 
Finanzministers Domingo Caval- 
lo dezimiert, Firmen schließen 
und die Arbeitslosigkeit wächst. 
Die Regierung konnte ihren 
Zahlungsverpflichtungen gegen- 
über dem Ausland im Juni nur 
nachkommen, indem es die 
Gehälter der Staatsbediensteten 
und Zahlungen an ihre Liefe- 
ranten im Inland zurückhielt. In 
mehreren argentinischen Provin- 
zen führte das Ausbleiben der 
Gehälter zu akuten sozialen 
Spannungen, die jederzeit eska- 
lieren können. Offiziell liegt die 
Arbeitslosigkeit bei 12,2 Pro- 
zent, aber Arbeitsminister Ar- 
mando Caro Figueroa geht davon 
aus, daß sie schon bald 14 Pro- 
zent erreichen wird. 


Unter diesen Bedingungen wird, 
wie die Zeitung »Clarin« be- 
merkte, plötzlich wieder von der 
Notwendigkeit eines Schulden- 
moratoriums gesprochen. Am 
19. Juni forderte der Leiter der 
Gewerkschaftskommission der 
Erzdiözese Buenos Aires Pater 
Osvaldo Musto die Regierung 
auf, ein Moratorium auf die Aus- 
landsschulden zu erklären, »da- 
mit alles (Geid), das zur Zahlung 
der Zinsen eingesetzt wird, für 
Investitionen und zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen genutzt wer- 
den kann«. Er kritisierte die 
Politik des IWF und die »indivi- 
dualistische liberale Ideologie«. 


Am folgenden Tag wurde seine 
Forderung vom Vorsitzenden des 
Sozialausschusses der argentini- 
schen Kirche Bischof Italo di 
Stefano unterstützt, der berichte- 
te, daß der Verwaltungsdirektor 
des IWF Michel Camdessus vor 
sechs Jahren gegenüber dem 
Papst zugegeben habe, daß Polen 


»seine Auslandsschulden minde- 
stens sechsfach zurückbezahlt 
hat. Und ich glaube, daß in Ar- 
gentinien mehr oder weniger das 
gleiche geschehen ist.« Finanz- 
minister Cavallo sah sich ge- 
zwungen, öffentlich zu erklären, 
daß Argentinien kein Schulden- 
moratorium beabsichtige. Aufge- 
schreckte neoliberale Ökonomen 
erklärten, daß der Papst niemals 
ein Schuldenmoratorium befür- 
wortet haben könne. Im argenti- 
nischen Kongreß zirkulieren Ge- 
rüchte, daß auch in hohen Par- 
laments- und Beamtenkreisen 
heftig über ein Moratorium dis- 
kutiert wird. m 


Gasprom 
im Visier der 
Briten 


Exklusiv war vom Herausgeber 
des britischen Journals »Privati- 
zation International« zu erfahren, 
daß die britische Investmentbank 
Kleinwort Benson, die kürzlich 
von der Dresdner Bank über- 
nommen wurde, die russische 
Gasprom in ihren Privatisie- 
rungsplänen berät. Es sollte 
angemerkt werden, daß sich der 
Vorstand von Kleinwort Benson 
und des führenden Nordsee- 
Gasproduzenten Britisch Gas 
personell überlappen. 


Nach Auskunft unserer Quelle 
sollen die Gasprom-Aktien ent- 
weder auf dem internationalen 
Markt oder als Block an eine 
Einzelfirma »wie Shell« veräu- 
Bert werden. Der russische Mini- 
sterpräsident Tschernomyrdin 
soll angeblich für die Privatisie- 
rung sein und sich für Anatolij 
Tschubais, den radikalen Frei- 
marktwirtschaftler und ehemali- 
gen Privatisierungsminister, stark 
machen. Eine gewisse Nervosität 
ist jedoch hinter dem britischen 
»Privatisierungsoptimismus« 
auszumachen. Nach Darstellung 
unserer Quelle kursiert in Mos- 
kau eine »schwarze Liste« von 
Firmen, die nicht privatisiert 
werden sollen. Auf der Liste von 


Staatsbetrieben, die in diesem . 


Jahr nicht verkauft werden, steht 
auch Gasprom. 


Das große britische Interesse, 
einen Kontrollanteil am russi- 
schen Gassektor zu erhalten, 
wurde auch an einer Studie »Die 
russische Erdgas-»Blase<«: Folgen 


für den europäischen Gasmarkt« 


deutlich, die vom Royal Institute. 


of Economic Affairs in London 
herausgegeben und am 26. Mai 
von der »Financial Times« abge- 
druckt wurde. In der Studie wird 
ein anhaltender Rückgang des 
russischen Gasbedarfs bis weit 
nach dem Jahr 2000 vorausge- 
sagt. Auch seien umfangreiche 
Neuinvestitionen in den russi- 
schen Gassektor nicht erforder- 
lich, da der hohe Exportanteil 
infolge abnehmender Inlands- 
nachfrage aufrechterhalten wer- 
den könne. Damit scheint die 
Studie zu bestätigen, daß Gas- 
prom nach der Privatisierung 
nahezu keine Investitionen erhal- 
ten wird. Vielmehr würde man 
versuchen, aus den bestehenden 
Kapazitäten hohe Profite heraus- 
zuschlagen. Im Zuge der Priva- 
tisierung würde das auf die 


Märkte strömende russische Gas 
den Gaspreis drücken, und Ruß- 
land wäre schnell in der gleichen 
Zwickmühle wie die meisten 
rohstoffexportierenden Länder 
der Dritten Welt. 


Eisenbahn ist 
»kein kapi- 
talistischer 
Betrieb« 


Die Deutsche Bahn AG (DB) 
wird dem Privatisierungskurs der 
britischen Eisenbahn nicht fol- 
gen. DB-Chef Heinz Dürr sagte 
gegenüber der »Neuen Zürcher 
Zeitung«, die »Strukturreform« 
der Bahn in Deutschland habe 


Wie sparen die Deutschen? 
4,3 Billionen D-Mark Geldvermögen 
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Sparbriefe, Festgelder 
Festverzinsliche Wertpapiere 
Geldanlagen bei Versicherungen 


Spareinlagen 


238 315 324 385 463 605 907 931 Mrd DM 


Bundesverband 
deutscher Banken 


Das Geldvermögen der privaten Haushalte in den alten 
Bundesländern betrug Ende des vergangenen Jahres 4048 
Milliarden DM, war damit doppelt so hoch wie vor zehn 
Jahren. Steigerung gegenüber 1993: 4,8 Prozent. In den 
neuen Ländern nahm das Geldvermögen bis Ende 1994 auf 
272 Milliarden DM zu. Dies entspricht einer Steigerung 
gegenüber dem Vorjahr von 15,2 Prozent. Das gute alte 
Sparbuch ist nach wie vor sehr beliebt. Spareinlagen füh- 
ren die Anlageformen an. An Attraktivität verloren haben 
Termingelder und Sparbriefe. Ursache dafür waren vor 
allem sinkende Geldmarktzinsen. 


nie darauf abgezielt, ein kapitali- 
stisches Unternehmen zu schaf- 
fen. Große Eisenbahnnetze könn- 
ten nicht strikt im Rahmen des 
»Marktes« organisiert werden, 
da dies ihren Aufgaben im Rah- 
men der Gesamtwirtschaft wi- 
derspreche. Dürr kritisiert scharf 
das ultraliberale Kieler Institut 
für Weltwirtschaft, das sich über 
die nur »formale« Neustruktu- 
rierung der DB beschwert hatte, 
und warf dem Institut Inkom- 
petenz vor. Er erklärte, das briti- 
sche Privatisierungsmodell wer- 
de das Ende des britischen Eisen- 
bahnsystems herbeiführen. 


Eine ernste Gefahr für die laufen- 
de Restrukturierung und Moder- 
nisierung der Bahn geht von 
Bundesfinanzminister Theo Wai- 
gel aus. Waigel will im Rahmen 
seiner »Konsolidierungspläne« 
für den Haushalt 1996 bei den 
Investitionsprogrammen der Bahn 
16 Milliarden DM kürzen. D 


Probleme 
Londons 
eskalieren 


Die Finanzprobleme der Londo- 
ner City haben sich seit jüngsten 
Berichten über die Schwierig- 
keiten einer weiteren alteingeses- 
senen Handelsbank, Hambro’s, 
weiter massiv zugespitzt. Seit 
dem Untergang der Barings Bank 
im März war es zu einem heimli- 
chen »Run« auf die Einlagen vie- 
ler britischer Handelsbanken ge- 
kommen, da die Kunden, darun- 
ter auch zahlreiche Kommunen, 
aus Sicherheitsgründen zu höher 
versicherten Bankhäusern wech- 
seln. Hambro’s hat in den letzten 
zwölf Monaten 16 Prozent seiner 
Einlagen verloren, das meiste 
davon seit dem Barings-Debakel. 
Darüber hinaus hat die US-Ra- 
tingagentur Moody’s soeben ei- 
nen Sonderbericht über die briti- 
schen Handelsbanken veröffent- 
licht, worin es heißt, der Zusam- 
menbruch von Barings habe 
Zweifel an der Zukunft aller 
Handelsbanken des Königreiches 
aufkommen lassen. 

In dem Bericht heißt es: »Die bri- 
tischen Handelsbanken sind mit 
zu vielen Schwachstellen behaf- 
tet, um ihre bisherige Kreditstär- 
ke beizubehalten.« Wie es heißt, 
ist Kleinwort Benson die nächste 
Londoner Bank, die in Schwie- 
rigkeiten geraten könnte. DO 
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Das andere dentsche 
Nachrichtenmagezin 7 


Ihr Finanzmarkt-Beobachter 


Die Lage in 


Japan 


Publius 


Publius ist das Pseudonym eines Korrespondenten, der für füh- 
rende Zeitungen und Zeitschriften von London bis New York, 
Hong Kong, Tokio und Genf über die weltweiten Entwicklungen 
. auf dem Finanzsektor schreibt. Wegen seiner sensitiven Position 
liefert er uns seine wertvollen Erkenntnisse unter dem obigen Na- 


men. 


Seit fast dreißig Jahre leben wir 
nun am Rande eines finanziellen 
Vulkans, der beständig mit er- 
schreckender Kraft auszubrechen 
droht, um die Papierwerte von 
Aktien, Bonds, Immobilien und 
anderen Spareinlagen mit sich zu 
reißen. 


In den siebziger Jahren gelang es 
uns nur knapp, zwei Ölpreis- 
schocks zu überleben, die eine 
weltweite Inflation entfachten, 
deren Auswirkungen wir immer 
noch erleben müssen. Am Ende 
jenes Jahrzehnts wurde dies noch 
verschlimmert durch eine mone- 
täre »Schocktherapie« von Mar- 
garet Thatcher und später der 
U.S. Federal Reserve. 


Im Jahre 1987 machte der erste 
weitverbreitete Einsatz von Fi- 
nanzderivaten infolge einer ge- 
ringfügigen Korrektur an der 
New Yorker Börse den 19. Ok- 
tober zum »Schwarzen Montag«, 
denn es kam innerhalb eines 
Tages zum tiefsten weltweiten 
Fall auf dem Aktienmarkt, den es 
je in der Geschichte gegeben hat. 


Und im Jahre 1994 kam es auf 
den weltweiten Bondmärkten, 
vor allem aber in Deutschland 
und Britannien, zu Tiefstständen, 
da spekulative Investoren (»Hedge 
Funds«) wie jene des umstritte- 
nen George Soros gezwungen 
waren zu liquidieren, um schnel- 
les Bargeld aufzubringen, das 
auch wieder mit Derivaten in 
Verbindung stand. Doch all diese 
Schocks der jüngsten Vergangen- 
heit sind gar nichts verglichen 
mit dem, was sich derzeit in 
Tokio zusammenbraut. 


Ich sprach vor kurzem mit ver- 
schiedenen guten japanischen 
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Freunden, die in einige der wenig 
diskutierten Entwicklungen auf 
diesem byzantinischen Markt 
eingeweiht sind. Ich habe auch 
die Entwicklung dort einige Zeit 
lang genau verfolgt und darüber 
geschrieben, wie japanische Po- 
litiker es in den achtziger Jahren 
zugelassen haben, daß sich die 
größte Finanzspekulation in der 
Geschichte entwickelt, die sie 
kurioserweise »Bubble Econo- 
my« tauften. 


Ein schicksalhaftes 
Treffen im Plaza Hotel 


Japan ist heute eine der wichtig- 
sten Finanz- und Wirtschafts- 
mächte auf der Welt und auch 
eine, die am wenigsten verstan- 
den wird. Die japanischen Po- 
litiker sind stolz auf ihre einzig- 
artige Version des Kapitalismus. 
Japanische Bestseller mit Titeln 
wie »Japan übertrifft den Kapita- 
lismus« finden sich in großer 
Zahl in Japans Buchläden. Cha- 
rakteristisch für die japanische 
Wirtschaftskultur der Nach- 
kriegszeit war die Fähigkeit, 
sämtliche Ressourcen — ob staat- 
lich oder privat — zu mobilisie- 
ren, sobald ein nationaler Kon- 
sens im Hinblick auf ein wichti- 
ges wirtschaftspolitisches Ziel 
erreicht wurde. Durch diesen 
Prozeß der Konsensbildung ge- 
lang es japanischen Firmen in 
den letzten drei bis vier Jahr- 
zehnten mit bemerkenswertem 
Erfolg auf neue Märkte vorzu- 
stoßen. 


Teilweise aufgrund dieses Rufs 
wurden japanische Geschäfts- 
leute zunehmend als ein Prome- 
theus angesehen, der keinen Feh- 
ler machen konnte. Doch bereits 


Mitte der achtziger Jahre mach- 
ten sie den ersten einer Reihe von 
verhängnisvollen politischen Feh- 
lern. Diese Fehler gefährden 
heute die ‚weltweiten Finanz- 
strukturen durch eine der größten 
Deflationen in der Geschichte. 


Hier einige Hintergrundinfor- ° 


mationen, damit man besser ver- 
stehen kann, was tatsächlich im 
Gange ist. 


Viele haben vielleicht vergessen, 
daß der amerikanische Dollar im 
Jahre 1985 die heißeste Währung 
war, die es gab. Er war in steti- 
gem Aufstieg begriffen, seit Paul 
Volcker und die U.S. Fed im 
Oktober 1979 die Währungspo- 
litik geändert hatten, um die 
Liquidität zu kontrollieren. Doch 
er stand gefährlich hoch. Ame- 
rikanische Waren wurden wegen 
zu hoher Preise auf den Welt- 
märkten verdrängt, die Wirt- 
schaft wurde immer schwächer 
und Amerika wurde von »billi- 
gen« japanischen und europäi- 
schen Importen überrannt. Der 
Anstieg des Dollar schluckte 
auch jeden Cent verfügbaren 
Geldes auf der ganzen Welt und 
zwang andere Länder dazu, ihre 
Zinssätze zu erhöhen. 


Im September 1985 trafen sich 
die Zentralbanker und Finanz- 
chefs der G-7 inoffiziell im Plaza 
Hotel in New York, um eine 
Strategie für die Umkehr dessen 
zu besprechen, was zu einer 
gefährlichen Währungssituation 
geworden war. Das Ergebnis war 
eine der dramatischsten Umkeh- 
rungen, die es je gegeben hat. 


In den nächsten beiden Jahren 
fiel der Dollar wie ein Stein. Aus 
unersichtlichen Gründen war es 
plötzlich der Yen (und die 
D-Mark), die stiegen. In den 
kommenden 24 Monaten stieg 
der Yen um ca. 60 Prozent und 
die in Yen bezeichneten Vermö- 
genswerte der Banken stiegen 
ebenfalls. Mit einem starken Yen 
wurden »billige« Dollarwerte 
eingekauft. 


Die Saat für einen 
ungeheuren Fehler 


Am Ende der achtziger Jahre 
handelte es sich bei acht der zehn 
größten Banken auf der Welt um 
japanische Banken. Die Zinssät- 
ze waren von der Bank von Japan 
ungewöhnlich stark gesenkt wor- 
den, um sich dem neuen Plaza- 
Abkommen anzupassen. Hier 


wurde die Saat für einen unge- 
heueren Fehler gelegt, eine unge- 
heuere Finanzspekulationsblase. 


Im Jahre 1986 wurde ein neuer 
Konsens geschaffen, demzufolge 
Industrieunternehmen wie Toyo- 
ta ihre Bargeldreserven in die 
internationale Währungsspekula- 
tion oder dergleichen investier- 
ten, um die Exportverluste für 
PKWs angesichts eines hohen 
Yen auszugleichen. 


Japanische Banken, Industrie- 
und Handelsfirmen haben nach 
dem Jahre 1945 komplexe, mit- 
einander verknüpfte Gruppen 
aufgebaut, die jeweils über Ak- 
tienbesitz der anderen verfügten 
— eine mächtige Grundlage dafür, 
um Japan in den fünfziger Jahren 
zu einer der weltweit erfolgreich- 
sten Industrienationen zu ma- 
chen. Doch angesichts der Wäh- 
rungsinflation und der niedrigen 
Zinssätze nach der Plaza-Zeit, 
gingen die Gelder in den Nikkei 
Dow Aktienmarkt und in den 
Immobiliensektor. Bei Zinssät- 
zen von weniger als zwei Prozent 
und einem steigenden Aktien- 
und Immobilienmarkt begannen 
die Leute sich fast zinslose Kre- 
dite von den Banken zu holen. 
Die Gelder flossen nur so in den 
Nikkei Dow Aktienmarkt und 
normale Hausfrauen vereinigten 
sich Anfang des Jahres 1989 
praktisch zu einer buchstäblichen 
Massenekstase. Der Nikkei stieg 
auf einen phänomenalen Wert 
von 39.000 Yen. 


An diesem Punkt wurden die 
japanischen Behörden alarmiert 
und stellten fest, daß ihre Geld- 
politik seit dem Jahre 1985 ein 
Frankenstein-Monster geschaf- 
fen hatte. Die »bubble economy« 
war so außer Kontrolle geraten, 
daß sie drohte, zu zerplatzen und 
den ganzen Kern der japanischen 
Industriefirmen und Banken, die 
mit dem Aktienmarkt verbunden 
waren, mit sich zu reißen. Um 
dies abzuwenden, begann ein 
neuer Gouverneur der Bank von 
Japan, Yasushi Mieno, mit dem, 
was er eine »langsame Deflation 
der Asset Bubble« nannte. Ab 
Dezember 1989 begann Mieno 
damit, nach und nach die Zins- 
sätze zu erhöhen und machte die 
Kreditaufnahme zu Spekula- 
tionszwecken damit kostspieli- 
ger. Für den Nikkei setzte ein 
leichter Abschwung ein. 

Im Februar 1990 verwandelten 
einige große internationale Spe- 
kulatoren unter Führung von Sa- 


lomon Brothers New York einen 
langsamen Abschwung dann na- 
hezu in eine Panik. Sie hatten die 
komplexen »Derivate« einge- 
setzt, um sich den Abschwung 
der Tokioter Aktien zunutze zu 
machen. Bis zum Juli 1992 war 
der Nikkei auf 14.000 Yen gefal- 
len, ein Sturz von 64 Prozent 
innerhalb von eineinhalb Jahren. 
Die Regierung intervenierte vor- 
übergehend und kaufte mit Pen- 
sionsrückstellungen Aktien auf 
und die schienen sich in den 
nächsten zwei Jahren ungefähr 
zu stabilisieren. 


Die weltweite 
Täuschung 


Heute, nach fünf Jahren, haben 
die japanischen Banken im Ge- 
gensatz zu ihren amerikanischen 
Kollegen immer noch nicht zu 
gesunden Bilanzen zurückgefun- 
den. Im Juni gab das. Finanz- 
ministerium erstmals eine offizi- 
elle Schätzung über die unein- 
bringlichen Kredite der japani- 
schen Banken heraus. Die Sum- 
me war beeindruckend: 471 Dol- 
lar Milliarden zum derzeitigen 
Yen-Kurs. Doch Wirtschaftswis- 
senschaftler, die ich kenne, ha- 
ben errechnet, daß die Summe in 
Wirklichkeit weit über 1,3 Billio- 
nen Dollar (1,8 Billionen DM!) 
liegen muß. 


Wenn die japanischen Banken 
diese Verluste in ihren Büchern 
erfassen müßten oder der Staat 
dies erzwingen würde, so würde 
über Nacht eine Bankenpanik 
ausbrechen, die schlimmer wäre 
als die der Kreditanstalt und der 
Danat im Jahre 1931. Diese 
ungeheuere Summe uneinbring- 
licher Forderungen nimmt immer 
mehr zu und nicht ab und zwar 
deshalb, weil die japanischen 
Behörden fälschlicherweise auf 
eine Erholung setzen, damit sich 
die Immobilienfirmen wieder 
stabilisieren können, die wäh- 
rend des Zaitech-Booms bei den 
Banken umfangreiche Kredite 
aufgenommen hatten. 


Erschreckt durch den Umfang 
der uneinbringlichen Forderun- 
gen der Banken ließen sie die 
Banken etwas Unglaubliches tun. 
Sie konnten ihren de facto bank- 
rotten Kunden weiterhin Geld 
leihen, lediglich damit diese die 
Zinszahlungen auf die alten 
Schulden weiterführen konnten. 
Das ist buchstäblich »gutes Geld 
schlechtem Geld hinterherge- 


worfen«. Der Markt hat sich 
nicht erholt. 

In diesem Jahr erlebte Japan 
durch das Erdbeben in Kobe und 
eine Reihe von Schocks, die das 
Vertrauen in die Regierung er- 
schütterten, starke Verwüstun- 
gen. Ausländische Investoren 
verließen den Nikkei Aktien- 
markt und während dieser fiel 
begannen auch japanische Ver- 
sicherungsgesellschaften und an- 
dere Großinvestoren, Aktien zu 
liquidieren. Anfang Juli hatte der 
Nikkei den Tiefststand von 
14.000 Yen erreicht. 


Am Freitag, den 7. Juli senkte die 
Bank von Japan schließlich ihren 
Zinssatz nur wenige Stunden, 
nachdem die U.S. Fed den ihren 
gesenkt hatte. Vertreter der Bank 
von Japan, die fürchteten, das 
»d« (für Deflation) zu benutzen, 
um keine Panik, Bankanstürme 
und Schlangen von Arbeitslosen 
wie in den zwanziger Jahren zu 
schaffen, sagten, mit der Zins- 
satzsenkung wolle man »den 
schädlichen Einfluß im Zusam- 
menhang mit Preisrückgängen« 
kontrollieren. ' 


In den letzten Jahren ist in Japan 
der Begriff »Preis-Zerstörung« 
verwendet worden, um das zu 


beschreiben, was eine klassische 


Deflation in der Depression 
gewesen ist — die Banken können 
wegen der hohen uneinbringli- 
chen Schulden und dem hohen 
‚Risiko, diese noch zu erhöhen, 
keine Kredite mehr vergeben und 
Kreditnehmer können wegen 
ihrer hohen Schulden und der 
schwachen Wirtschaft keine 
Kredite mehr aufnehmen. Die 
Stagnation führt zur Kontraktion 
und egal wie weit die Zinssätze 
noch sinken, es ist als ob man an 
einer Schnur zieht. 


An dieser Stelle habe ich zuver- 
lässige Berichte aus Tokio und 
anderswo aufgegriffen, daß bald 
etwas sehr Großes und sehr 
Schockierendes passieren wird 
wie ein dramatischer Bankrott 
eines japanischen Unternehmens, 
der dann einen Ansturm auf die 
wichtigsten Banken auslösen 
würde. Einige im politischen 
Establishment von Tokio, beson- 
ders im mächtigen Finanzmini- 
sterium, rechnen sogar mit einer 
solchen Panik, um die zögernden 
japanischen Steuerzahler dazu zu 
bringen, daß sie einer öffentli- 
chen Hilfe für die Banken wegen 
ihrer dummen Fehler in den acht- 
ziger Jahren zustimmen. 


William Engdahl 


Mit der Ölwaffe zur Weltmacht - 
Der Weg zur neuen Weltordnung 


400 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-725925-15-6 


Seit gut hundert Jahren bildet Öl den Angelpunkt, 
um den sich die Weltpolitik dreht. Was für den ein- 
zelnen der Brotkorb, ist für Nationen die Energie- 
versorgung. Wer sie kontrolliert, der bestimmt, was 
als ‚‚Wohlverhalten” gelten und welche „Ordnung” 
die internationalen Beziehungen regeln soll. Der 
Kampf um die „neue Weltordnung” ist schon ein 
Jahrhundert alt. Sie hat uns zwei Weltkriege und 
mit dem sogenannten Versailler System eine Wirt- 
schafts- und Finanzordnung beschert, die für die 
Unterentwicklung weiter Teile der Erde verantwort- 
lich ist. Nun hat sie uns in die schärfste Wirt- 
schaftsdepression dieses Jahrhunderts und an 
den Rand eines neuen „Dreißigjährigen Krieges” 
geführt. Das Buch zeigt die diplomatischen, han- 
dels-, wirtschafts- und finanzpolitischen Prozesse 
dahinter auf. Die bekannte Geschichte der letzten 
hundert Jahre erscheint als Ölkrieg um die Welt- 
herrschaft in ganz neuem Licht. 


Dr. Böttiger Verlags-GmbH 
Postfach 16 11 
65006 Wiesbaden 


Aktienmarkt 


Deutsche 
Bank will die 
Kontrolle 
über die 


Aktienmärkte 


Die Skandale um die Deutsche Bank nehmen kein Ende. Girmes, 
Schneider oder die Kopperschen Peanuts waren in den vergange- 
nen Monaten in aller Munde. Die wahre Gefahr geht jedoch von 
den Versuchen aus, die von Deutschlands größtem Geldinstitut 
stillschweigend in die Wege geleitet werden. Hierzu gehört das 
Vorgehen von Vorstandsmitglied Rolf Breuer, die Kontrolle über 


die Aktienmärkte zu erlangen. 


Versucht wird dies insbesondere 
über die Computerbörse und dem 
Wegfall der Präsenzbörse. Breuer 
wäre es am liebsten, wenn dieser 
größte Strukturwandel am deut- 
schen Aktienmarkt aller Zeiten 
schon im kommenden Jahr Wirk- 
lichkeit würde. Da die Konse- 
quenzen aber einfach zu groß 
wären, haben vor allem die klei- 
neren Bankhäuser diese Ent- 
scheidung erst einmal vertagt. 
Bis zum Ende dieses Jahrzehnts 
soll diese aufgeschoben sein. 
Wer die Deutsche Bank kennt, 
weiß aber, daß sich Deutschlands 
Bankenprimus mit dieser Ent- 
scheidung nicht zufrieden geben 
wird, sondern alles daransetzen 
wird, doch noch einen schnellen 
Wechsel zu erzwingen. 


Computerbörse zum 
Nutzen der Großen 


Und die Argumente der Bank 
hören sich auch ganz harmlos an. 
So wäre die Präsenzbörse ange- 
sichts des vielen zu beschäftigen- 
den Personals viel zu kostenin- 
tensiv. Mit der Hälfte oder gar 
einem Drittel des Personals 
könnte viel effizientere Arbeit 
geleistet werden, was gegeben- 
falls auch zu einer Senkung der 
Gebühren führen könnte, sagen 
die Befürworter der Computer- 
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börse. Zudem könne schneller 
auf die Kurse beeinflussende 
Nachrichten reagiert werden, als 
wenn die Orders erst an die Bör- 
se weitergeleitet und dort dann 
bearbeitet würden. 


Dies klingt alles sehr schön — die 
Wahrheit sieht jedoch anders aus. 


Eine Computerbörse nutzt nur 
den großen Banken, die kleine- 
ren sind hoffnungslos überfor- 
dert. 


Alleine die Investitionen für ein 
effizientes Computersystem mit 
den ganzen Vernetzungen zum 
Zentralcomputer, der den Handel 
ermöglicht, liegen im zweistelli- 
gen Millionenbereich. Dagegen 
besitzen die Großbanken schon 
heute modernste Großrechner, 
die mit verhältnismäßig wenig 
Aufwand auch für den Compu- 
terhandel in Aktien, Rentenpa- 
pieren und Optionen umgerüstet 
werden können. 


Um wirklich konkurrenzfähig zu 
sein, nutzt es nämlich nichts, 
wenn zwei, drei kleine Terminals 
hingestellt werden, vor denen 
jeweils ein Händler sitzt. Diese 
wenigen Händler wären hoff- 
nungslos überfordert. 


Tatsache ist, daß ein Händler 
wenige Aktien, wenn es hoch- 
kommt alle Aktien einer Branche 
beobachten und entsprechend 
reagieren kann. Müßte er aber in 
20 oder 30 Aktien handeln, 
würde er angesichts der hunderte 
oder gar Tausende gleichzeitig 
auf ihn einstürmenden Handels- 
wünsche schnell die Übersicht 
verlieren. 


Die Befürworter der Computer- 
börse sagen zwar, der Händler 
braucht nur die gewünschten 


Kauf- oder Verkaufskurse einzu- 
geben, den Rest erledigt der 
Computer. 


Allergrößtes Interesse 
am Eigenhandel 


Es wäre schön, wenn dies so ein- 
fach wäre. Besonders Großan- 
leger handeln nur selten mit fe- 
sten Limiten, sondern geben oft 
»interessenwahrende« Orders aus. 
Dies heißt, die Bank soll die 
Wünsche des jeweiligen Kunden 
berücksichtigen und eigenverant- 
wortlich handeln. Nicht zu ver- 
gessen die ganz kurzfristig her- 
eingelegten Kundenorders. 


Hinzu kommt noch der Nostro- 
Handel, das heißt, der Handel mit 
bankeigenen Beständen, der für 
das jeweilige Kreditinstitut na- 
türlich von allergrößtem Interes- 
se ist. Schließlich macht der 
Eigenhandel heute einen großen 
Anteil am Gewinn der Bank aus. 
Tippt der Händler jetzt schnell 
hintereinander die Orders ein, 
könnten durchaus schon mal 
zehn bis 20 Minuten vergehen, 
bis diese alle eingetippt sind. 
Dieses ist natürlich ganz unmög- 
lich. Also’haben die Großbanken 


Die Börse Frankfurt. Die 
Computerbörse würde zu 
einer Konzentration und 
damit Machtübernahme bei 
den Großbanken führen. 


einen ganzen Stab von Compu- 
terhändlern, um diesem ganzen 
Mehraufwand, darum handelt es 
sich nämlich bei der Computer- 
börse, bewältigen zu können. 


Anders sieht es dagegen an der 
Präsenzbörse aus. Die diversen 
Crashs der Vergangenheit haben 
bewiesen, daß diese Form des 
Handel in besonderen Situatio- 
nen diejenige ist, die die Bedürf- 
nisse aller am Handel beteiligten 
Kunden, also Großanlegern und 
besonders auch den kleinen Pri- 
vatanlegern am nähesten kommt. 


Man stelle sich nur folgendes 
kleines Szenario vor: An der 
ohnehin völlig überblähten Wall 
Street kommt es zu einem neuer- 
lichen Börsencrash. Ein derarti- 
ger ist immer wahrscheinlicher, 
da sehr viele institutionelle An- 
leger pessimistisch sind und auch 
schon kleinere Buchgewinne 
mitnehmen. Ein Crash kommt 
aber immer dann, wenn der Han- 
de! geradezu euphorisch ist und 
ein Rückschlag nach Ansicht der 
am Handel Beteiligten »absolut 
ausgeschlossen« ist. 


Ein Vorteil 
für die Banken 


Aber angenommen, Mexiko, Ar- 
gentinien und Brasilien erklären 
von heute auf morgen überra- 
schend ihre Zahlungsunfähigkeit 
und weigern sich, die Kredite 
zurückzuzahlen. Die Folge wäre 
ein Crash, der denen der Jahre 
1929 und 1987 sehr ähnlich, die- 
se sogar übertreffen würde. 


Nun tippen quer über den Erdball 
verteilt Tausende oder gar zehn- 
tausende Händler Siemens-Ver- 
käufe in ihre Computer. Ganz ab- 
gesehen davon, daß die Rechner- 
kapazität dies kaum verkraften 
und abstürzen würde, wäre jeder 
Händler total überfordert, die 
Übersicht über ein Papier zu 
behalten, geschweige denn das 
von zehn oder. noch mehr Aktien. 
Dennoch wären eindeutig die 
Banken im Vorteil, die ein ganzes 
Heer von Computerhändlern auf- 
bieten können und über Rechner 
mit entsprechender Kapazität 
verfügen, da sie wenigstens in 
etwa reagieren könnten. Die klei- 
neren Banken stünden aber vor 
einem nicht zu bewältigenden 
Chaos. 


Die Klein- und Kleinstorders von 
Privatanlegern, die gerade mal 


über 50 oder gar weniger Aktien 
verfügen, würden aber unter den 
Tisch fallen oder dann bearbeitet 
werden, wenn die Großorders, 
auf die es den Banken ankommt, 
erledigt wären. 


Wie sähe es dagegen beim glei- 
chen Szenario heute aus? Die 
Großbanken verweisen darauf, 
daß es auch heute schon den vor- 
und nachbörslichen Computer- 
handel gibt und auch während 
der Präsenzbörse bereits parallel 
über die Computer gehandelt 
wird. 


Dieses ist aber nur ein Schein- 
argument. In Wirklichkeit wird 
sich derzeit noch immer an der 
Präsenzbörse orientiert bezie- 
hungsweise werden im vor- und 
nachbörslichen Handel in sol- 
chen Fällen überwiegend nur 
Tax-, also Schätzkurse gestellt, 
das heißt, daß es zu keinem 
Handel kommt. 


Statt handeln 
wird gezockt 


An der Präsenzbörse zwischen 
10.30 und 13.30 Uhr werden die 
Orders erst einmal gesammelt. 
Dieses ist auch notwendig, da die 
Börsenusancen bei absehbaren 
Kursbewegungen von mehr als 
fünf Prozent, die an der Börsen- 
tafel angekündigt werden müs- 
sen, eine l15minütige Handels- 
pause vorschreiben, damit jeder, 
der in dieser Aktie handeln 
möchte, noch hierauf reagieren 
kann. Dann wird meist ein ein- 
zelner Kurs gestellt, zudem alle 
Orders gehandelt werden, bezie- 
hungsweise die niedriger limi- 
tierten Kauforders und die darü- 
ber limitierten Verkaufsorders 
wegfallen. 


Zwar sind auch in solch einem 
Fall die institutionellen Großan- 
leger im Vorteil, da sie die Zeit, 
die Möglichkeit und den Per- 
sonalstamm haben, kurzfristig 
reagieren zu können. Dennoch 
wird der Kleinanleger noch im- 
mer fairer behandelt, als wenn in 
einem derartigen Moment durch 
unkontrollierbaren Computer- 
handel nicht mehr gehandelt im 
eigentlichen Sinne, sondern nur 
noch gezockt wird. 


Bei ähnlichen Vorfällen wie dem 
oben skizzierten, zum Beispiel 
bei der »Revolution« in Rußland 
und dem Sturz Gorbatschows, 
wurden auch bei den großen 


Werten oftmals nur ein oder zwei 
Kurse gestellt. Das bedeutet aber 
in der Praxis nichts anderes, als 
das die größtmögliche Fairneß 
gewährleistet war — wobei die 
eine oder andere Unregelmäßig- 
keit auch in so einem Fall nicht 
ausgeschlossen werden konnte —. 
Dennoch hat sich in der Ver- 
gangenheit gezeigt, daß die Prä- 
senzbörsen in Krisen immer bes- 
ser abschnitten als die reinen 
Computerbörsen; so wird etwa 
auch in Großbritannien daran 
gedacht, nicht mehr rein am 
Computer zu handeln, und die 
beiden umsatzmäßig weltgrößten 
Aktienmärkte in Wall Street und 
in Tokio beharren nicht ohne 
Grund auf der Präsenzbörse. 


Stillschweigende 
Absprachen nicht 
ausgeschlossen 


Da die institutionellen Großan- 
leger aber wissen, daß ihnen nur 
bei einer Großbank - und viel- 
leicht einigen ganz wenigen 
größeren mittelständischen Ban- 
ken — die von ihnen benötigten 
Handelskapazitäten gewährlei- 
stet werden können, wird dies 
dann Schritt für Schritt zu einer 
Konzentration des Handels bei 
diesen Banken führen. 


Geschieht dies aber erst einmal, 


dann können diese Banken den 
Handel auch mehr oder weniger 
kontrollieren und können still- 
schweigende Absprachen nicht 
ausgeschlossen werden. 


Gleichzeitig wird dem kleinen 
Mann das Aktiensparen immer 
mehr vergällt. Zwar wird von 
den Banken immer wieder darauf 
hingewiesen, daß das Aktien- 
sparen bei den Kleinanlegern 
durch entsprechende Steueran- 
reize angekurbelt werden soll — 
Deutschland liegt hierbei bei den 
großen Industrienationen ohne- 
hin weit abgeschlagen auf dem 
letzten Platz; prozentual gesehen 
legen in den USA ungefähr vier- 
mal soviel Kleinanleger ihre 
Spargelder in Aktien an als hier- 
zulande —, die Wirklichkeit sieht 
jedoch ganz anders aus. 


Da verhindern die Banken durch 
Mindestprovisionen, die bei man- 
chen Instituten sogar bei 50 oder 
gar 100 Mark liegen, gerade die 
Anlage von Kleinkapital in Ak- 
tien. Wer kauft sich denn etwa 
fünf Siemens-Aktien zu insge- 
samt DM 3500, wenn diese bei 


einer Mindestprovision von 
DM 200,00 - jeweils DM 100,00 
bei An- und Verkauf — um jeweils 
40 Mark, das heißt sechs Prozent 
steigen müssen, um überhaupt 
plus minus Null herauszukom- 
men, von einem :Gewinn gar 
nicht erst zu sprechen. 


Lieber werden die Kleinanleger 
in bankeigene Schuldverschrei- 
bungen abgeschoben, die die Li- 
quidität des eigenen Hauses er- 
höhen, oder in Fonds, die letzt- 
endlich nur der bankeigenen 
Strategie dienen. 


Hat etwa eine Bank eine größere 
Beteiligung an einer Aktienge- 
sellschaft, dann wird sie versu- 
chen, ihren Einfluß an dem Un- 
ternehmen dadurch zu erhöhen, 
daß auch die dem Bankkonzern 
zugehörigen Fondsgesellschaften 
in dieses Unternehmen investie- 
ren. 

Und die Gelder mehrerer tausend 
Kleinanleger kann man in einem 
Fonds besser steuern, als wenn 
man diesen diese Aktien empfeh- 
len würde, zumal man dann nicht 
weiß, ob sie mit ihrem Depot- 
stimmrecht aus irgendwelchen 
Gründen auf einmal nicht doch 
anders stimmen würden — wenn- 
gleich diese Gefahr nur ver- 
schwindend gering ist. Aber 
beim Bremer Vulkan und bei 
Girmes hat man gesehen, daß 
auch derartiges immer mal wie- 
der geschehen kann. 


Dieses zusammengenommen ist 
für die Großbanken eine sehr 
erfolgversprechende Garantie, 
ihre Macht noch weiter auszu- 
bauen. Und seitdem der Com- 
puterhandel auch in Deutschland 
immer mehr an Bedeutung ge- 
winnt, sind auch die Anteile der 
Großbanken am Gesamthandel 
gestiegen. Ein Schelm, wer dann 
bei dem Schwanengesang der 
Großbanken zwecks Einführung 
einer generellen Computerbörse 
etwas Böses denkt. 


Im obigen ist noch nicht einmal 
»der gläserne Mensch« berück- 
sichtigt. War es bislang so, daß 
durch die Präsenzbörse zumin- 
dest eine gewisse Anonymität 
gewährleistet war, so handelten 
viele Anleger zum Beispiel auch 
über Freimakler, die es zukünftig 
nicht mehr geben wird, da sie 
nicht die finanziellen Mittel für 
die Teilnahme am Computer- 
handel haben, so kann nun jede 
einzelne Transaktion nachvollzo- 
gen werden. DI 
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Banken 


Gefahr eines 
Immobilien- 


Crash 


Hände weg von Immobilien oder zumindest Augen auf - dies gilt 
insbesondere für Immobilienfonds! Diese Warnung hört man 
heutzutage von immer mehr Analysten. Noch vor wenigen Jahren 
hörte sich dies ganz anders an. Da gab es für die selbsternannten 
Experten nur eine Richtung bei den Immobilienpreisen - berg- 


auf! Verluste - unmöglich! 


Und hierfür konnten diese Fach- 
männer auch mit einem ganzen 
Wust von Argumenten aufwar- 
ten. Insbesondere zwei Dinge 
wurden immer wieder als Kauf- 
argumente genannt: 


Für den Kauf von Gewerbeim- 
mobilien sprach danach der 
zunehmende Wandel der deut- 
schen Wirtschaft hin zu einer 
Dienstleistungsgesellschaft. Es 
würden immer mehr Büros ge- 
braucht, hieß es als Begründung. 
Zudem würden diese in der 
Innenstadt oder zumindest in 
innenstadtnaher Lage und nicht 
in den Randgebieten gebraucht. 
Damit wären dann Wertsteige- 
rungen praktisch vorprogram- 
miert. 


Preise gehen 
in den Sturzflug 


Als zweiter Kaufgrund, der ins- 
besondere für private Immobi- 
lien galt, wurde die zunehmende 
»Veralterung« der Bevölkerung 
genannt. Die Lebenserwartung 
steige immer mehr, gleichzeitig 
nehme auch die Gesundheit der 
Bürger im Alter immer mehr zu. 
Dies bedeute aber, daß immer 
mehr der älteren Personen im 
eigenen Haushalt seinen Le- 
bensabend verbringen und nicht 
in Altenheime, Altenwohnheime 
oder Pflegeheime gehen werde. 
Damit seien also auch auf diesem 
Sektor Wertsteigerungen »abso- 
lut sicher«. 


Wie sich aber auch schon an den 
Aktien- und Zinsmärkten zeigte, 
kommt ein Crash immer dann, 


12 Keekeiumpm 9/1995 


wenn Verluste »absolut ausge- 
schlossen« sind und weitere Ge- 
winne »absolut sicher« sind. 


So war es auch diesmal. Plötzlich 
gab es ein Riesenüberangebot, 
und die Preise gingen in den 
Sturzflug über. 


Sehr gut zeigte sich dies im 
Preisindex für gewerbliche Im- 
mobilien, der von der Bank für 
internationalen Zahlungsausgleich 
(BIZ) erstellt wird. Während die- 
ser Index 1986 noch mit 100 
gewichtet wurde, stieg er für 
Gewerbeimmobilien in Frankfurt 
am Main bis 1991 auf 262. 1992 
lag er dann aber nur noch bei 
199, 1993 bei 182 und 1994 
sogar nur noch bei 166. Und die- 
ser dramatische Preisverfall setzt 


sich auch in diesem Jahr weiter 
fort. Ein Ende ist derzeit nicht in 
Sicht, was aber durchaus auch als 
Indiz gewertet werden kann, daß 
der Pessimismus derzeit so groß 
ist, daß die Wende nicht mehr 
weit ist. 


Dieses war nicht nur ein Aus- 
nahmefall, sondern setzte sich 
dieser Preisrückgang vielmehr 
über den ganzen Erdball fort. In 
den Ballungszentren im Nord- 
osten der USA fiel dieser Index 
im gleichen Zeitraum von 83 auf 
64, in Tokio von 169 auf 94, in 
Paris von 146 auf 99 und in Ma- 
drid sogar von 244 auf 114. Le- 
diglich London konnte sich mit 
einem Rückgang von 99 auf 92 
knapp behaupten. 


Riesige Überkapazitäten 
werden finanziert 


Aufgrund der für den Aufbau Ost 
eingeräumten Sonderabschrei- 
bungsmöglichkeiten von bis zu 
50 Prozent wurde in Mittel- 
deutschland »auf komme, was 
wolle« gebaut — bei gleichzeiti- 
gen riesigen Profitversprechen. 


Die Entwicklung verlief und ver- 
läuft auch noch immer völlig ent- 
gegengesetzt. Riesige Überkapa- 
zitäten wurden finanziert, und 
ganze Bausilos, wie zum Bei- 
spiel das Bic, das Spreebogen 
Plaza und die Pyramide in 
Berlin, stehen praktisch fast leer. 
Insgesamt standen nach Angaben 
der US-Ratingsagentur Moody’s 
1994 bundesweit im Jahres- 
durchschnitt drei Millionen Qua- 


dratmeter Bürofläche leer. Für 
dieses Jahr rechnen die US- 
Experten sogar mit fünf Mil- 
lionen Quadratmetern. 


Verschärft wurde diese Krise 
noch durch den Zusammenbruch 
des Schneider-Bauimperiums und 
zunehmenden Zahlungsschwie- 
rigkeiten anderer Immobilien- 
gruppe, wie etwa der Hille- 
brandtgruppe. 


Die Leidtragenden waren vor 
allem die Investoren, während 
die Grundstücksgesellschaften 
aufgrund der völlig überzogenen 
Zahlungen der Anleger ihren 
Reibach machten. 


Hierzu zählen auch die Anleger 
in Immobilienfonds, die von den 
Banken mit hohen Gewinnver- 
sprechungen zum Kauf dieser 
Anteile verleitet wurden. Beson- 
ders gefährdet sind dabei die 
Anleger in geschlossenen Immo- 
bilienfonds. 
Während die offenen Immobi- 
lienfonds nämlich ähnlich wie 
Wertpapierinvestmentfonds auf- 
gebaut sind und mindestens zehn 
Objekte beinhalten müssen, wo- 
durch eine gewisse Risikostreu- 
ung gewährleistet ist, wird mit 
einem geschlossenen Immobi- 
lienfonds in der Regel nur ein 
Objekt finanziert. Dies bedeutet 
natürlich ein dementsprechend 
großes Risiko. 


Königin Elizabeth von Eng- 
land hat den loyalen Henry 
Kissinger besonders geehrt 
und zum Ritter ernannt. 


Entwickelt sich dieses Objekt 
dann aber zu einem Flop, was in 
den neuen Bundesländern mehr 
als einmal geschehen ist, so hat 
der Anleger kaum noch eine 
Chance, einen Käufer für seinen 
Anteil zu finden. 

Dies gilt besonders dann, wenn 
die steuerlichen Vorteile, wie 
etwa Sonderabschreibungen, aus- 
gelaufen sind. Dann ist das 
Fondszertifikat genauso viel wert 
wie ein leeres Blatt Papier. 


Und selbst wenn der Trend wie- 
der dreht und die Preise anzie- 
hen, dann ist es sehr zweifelhaft, 
ob in absehbarer Zeit oder viel- 


1: Gewerbeimmobilien vor Preiswende ? 


Stadt 1991 1892 1993 1994 


USA * 83 72 67 64 


Toklo 169 137 112 4 


Frankfurt 262 199 182 166 


Londen 9 [.) 73 2 

Paris 146 120 105 L} 
Malland 234 201 170 145 
Madrid 245 177 112 114 
Brüssel 173 166 144 135 


Preisandizes hir gewerbliche Immabilen, 1986 = 100 
* Baungszentren im Nord-Osten 
Ouslle: Barık für intemationaken Zahl 


Ingersglech 
Quelle: „Helaba Trust“ 


Ein Überblick über die 
Preisentwicklung auf dem 
Immobilien-Markt. 


leicht sogar jemals die Ein- 
stiegspreise wieder erreicht wer- 
den. 


Millionenverluste 
werden von Anlegern 
finanziert 


Hinzu kommt noch ein weiterer 
Skandal, bei dem Fondsanleger 
von den Banken regelrecht ge- 
prellt werden. Die Banken über- 
nehmen schwach gewordene 
Immobilien aus irgendwelchen 
Pleiten oder Sanierungsfällen, 
wie etwa Schneider, und drücken 
sie zu völlig überhöhten Schätz- 
preisen in ihre Immobilienfonds. 


So wurde etwa 1991für das Hotel 
»Unter den Linden« ein Kauf- 
preis von 170 Millionen Mark 
bezahlt, obwohl der Schätzpreis 
nur bei 80 Millionen Mark lag. 
Für 1994 wurde jetzt für dieses 
Hotel ein Kaufpreis von 370 
Millionen Mark geschätzt — und 
dies obwohl seit 1991 nicht ein 


Pfennig investiert wurde. Ähn- 
lich lauten die Schätzungen auch 
für andere Hotels, so das »Grand 
Hotel« und das »Stadt Berlin«. 
Es halten sich Gerüchte, daß 
zwei dieser Hotels von der 
Deutschen Bank in ihre Fonds 
eingebracht werden sollen. 


Ähnliches ist bei vielen Banken 
in der Vergangenheit mehrfach 
geschehen. So soll vor allem die 
Deutsche Bank nicht verstum- 
menden Börsengerüchten zufol- 
ge mehrere Immobilien, die ihr 
aus dem Schneider-Konkurs 
zuflossen, mit unrealistischen 
Schätzkursen in ihre Immobi- 
lienfonds eingebracht und diese 
Anteile dann an gutgläubige 
Investoren, die an die »sicheren 
Wertsteigerungen« von Immo- 
bilien glauben, verkauft haben. 


Für die Bank hatte dies dann 
einen positiven Aspekt. Klamm- 
heimlich wurden auf diese Art 
und Weise die Millionenverluste 
aus dem Kreditausfaill von den 
Anlegern finanziert. Während 
die geschätzten Preise auf dem 
freien Markt nie erzielt werden 
könnten, nahmen die Fonds diese 
Immobilien dann auch brav in ihr 
Portefeuille auf. 


Bluten müssen 
andere 


Selbst wenn Anleger dies bean- 
standen würden, können die Ban- 
ken beziehungsweise Fonds noch 
immer auf die Schätzpreise un- 
abhängiger Makler verweisen 
und erklären, die derzeitige 
Preisflaute sei nach ihrer Ein- 
schätzung vorübergehender Na- 
tur und werde bald beendet sein. 
Mittelfristig seien aber deutliche 
Wertsteigerungen zu erwarten, 
und jemand der in einen Immo- 
bilienfonds investiere mache dies 
nur unter langfristigen Gesichts- 
punkten und erwarte hier nicht 
eine »schnelle Mark«. 


Freuen können und dürften sich 
hierüber eigentlich nur die Bank- 
aktionäre. Denn durch das Ein- 
bringen in die Fonds bleiben den 
Geldinstituten, wie vorstehend 
schon skizziert, hohe Millio- 
nenverluste erspart, was sich 
wiederum positiv auf die Bilan- 
zen und damit direkt auch auf die 
Dividende auswirkt. Bluten müs- 
sen aber andere — doch was 
schert dies die Herren in den 
dunkelblauen Nadelstreifenanzü- 
gen?! 


Mexiko 


Volkswirt- 
schaft tritt 


in ihre 


Auflösungs- 
Phase ein 


Das 50 Milliarden Dollar schwere Rettungspaket, das im Januar 
dieses Jahres zusammengestellt wurde, um Mexikos finanziellem 
Zusammenbruch Einhalt zu gebieten, gekoppelt mit einer bruta- 
len Eskalation der »Schocktherapie«-Sparmaßnahmen des IWF, 
hat jetzt ergeben, daß es passieren muß, wenn es keine politische 
Wendung gibt: der katastrophale Zusammenbruch von Mexikos 


Volkswirtschaft. 


Eine Flut von Bankrotten in je- 
dem Sektor der Wirtschaft und 
damit in Verbindung stehende 
Massenentlassungen bereiten den 
Boden für beispiellose soziale 
Unruhen, während eine starke 
und ununterbrochene Dürre in 
Nordmexiko Getreide und Vieh 
vernichtet und das Schreckge- 
spenst der Hungersnot in dieser 
bankrotten Nation heraufbe- 
schwört. 


Vergleichbar einem 
Krebs im Endstadium 


Eine Konsequenz aus diesem 
Zusammenbruch von Mexikos 
Volkswirtschaft ist die Rückkehr 
der Cholera in zahlreichen Teilen 
des Landes in einem Umfang, 
der mindestens 40 Prozent höher 
liegt als im vergangenen Jahr und 
mit einer höheren Sterblichkeits- 
rate, weil die Immunität der 
Opfer gesunken ist. Cholerafälle 
tauchen in Großstadtgebieten 
wie Mexico City, Monterrey, 
Leon und Tampico auf, während 
in dern verarmten Staat Chiapas 
im Süden eine Rekordzahl von 
Erkrankungen gemeldet wird, die 
mit der. wirtschaftlichen Verwü- 
stung zusammenhängt, die diese 
Region erlebt hat, seit die Dro- 
genterror-Zapatistas im Januar 
1994 ihre Offensive begonnen 


haben. Auch über der Grenze in 
Guatemala wurden Ausbrüche 
von Cholera registriert. 


Wie Wirtschaftsexperten feststel- 
len: Die Beziehung zwischen der 
Finanzblase und der Volks- 
wirtschaft sieht so aus, daß die 
Finanzblase nur dann weiterexi- 
stieren kann, wenn die Volks- 
wirtschaft zerstört wird. Durch 
Zerstörung der Volkswirtschaft 
zerstört die Blase die Basis für 
ihre eigene Fortdauer. Deshalb 
haben wir hier ein System, das 
sich mit dem Krebs in seinem 
Endstadium vergleichen läßt und 
was den Wirt angeht, so wird die- 
ser sterben, wenn man den Krebs 
nicht entfernt. Und so sieht es 
mit der Volkswirtschaft aus. 
Wenn wir den Krebs nicht entfer- 
nen, der durch das internationale 
Währungs- und Finanzsystem 
zerstört wird, werden die 
Weltwirtschaft und die Nationen 
mit ihr zerstört — und das wird 
sehr bald passieren. 


Widerstand 
breitet sich aus 


Während sich die Mannschaft 
der konservativen Revolution im 
US-Kongreß darauf konzentriert, 
Präsident Clinton für die Krise in 
Mexiko verantwortlich zu ma- 
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Mexiko 
Volkswirt- 
schaft tritt 
in ihre 
Auflösungs- 
Phase ein 


chen, sehen sich 85 Millionen 
Menschen der unmittelbaren 
Aussicht eines sozialen und wirt- 
schaftlichen Holocausts gegenü- 
ber. Als Reaktion darauf hat es 
vor allem unter den landwirt- 
schaftlichen Produzenten zuneh- 
menden politischen Aufruhr ge- 
geben, um die: Regierung von 
Ernesto Zedillo dazu zu zwingen, 
ihr wahnsinniges Freimarkt-Dog- 
ma aufzugeben und mit der 
volksmörderischen Politik des 
IWF zu brechen, solange noch 
Zeit dazu ist. 


In Süd-Sonora, Mexikos führen- 
dem Weizenanbau-Staat, haben 
die Bauern gegen den niedrigen 
Weizenpreis protestiert, indem 
sie in der Hauptstadt 15 Tonnen 
davon vor die Büros des Land- 
wirtschaftsministers geschüttet 
haben. 


»Wir wollen, daß die Plünderung 
der nationalen Ressourcen ein 
Ende hat. Ein Moratorium auf 
die Außenschuld!« riefen sie. 


Ein paar Tage später taten sich 
auf einem Treffen, das von So- 
noras Permanent Forum of Rural 
Producers (FPPR), der Cajeme 
Agricultural Credit Union (UCAC) 
und der Northeast Farmers Al- 
liance einberufen wurde, 1200 
Farmer mit Farmarbeitern von 
landwirtschaftlichen Produktions- 
genossenschaften zusammen. 


Einsatz eines Schulden- 
Moratoriums 


Dort erläuterten UCAC-Präsi- 
dent und FPPR-Führer Jaime 
Miranda Pelaez, daß dies ein 
Kampf sei, der nicht mit lokalen 
Themen gewonnen werden kann. 
Miranda wies auf den Kampf 
hin, der ein halbes Jahrhundert 
zuvor gekämpft wurde, als die 
alliierten Nationen den Faschis- 
mus besiegten. Heute, sagte Mi- 
randa, muß die internationale 
Gemeinschaft eine neue Allianz 
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gründen, um die Finanztyrannei 
zu besiegen, die die Existenz der 
Nationen auf der ganzen Welt 
bedroht. Er fügte hinzu, daß 
Experten schon Jahre zuvor den 
Zusammenbruch des Weltwäh- 
rungssystems prophezeit und 
eine Lösung auf genau einer sol- 
chen Eintracht des Ziels angebo- 
ten hat, um ein neues Weltwäh- 
rungssystem auf der Grundlage 
von Entwicklung, nicht Wucher, 
zu schaffen. »Wir dürfen unsere 
Bevölkerung nicht einem ster- 
benden System opfern«, meinte 
Miranda. 


Der Einsatz eines Schuldenmo- 
ratoriums als Instrument des 
politischen Drucks auf die Re- 
gierung und reines wirtschaftli- 
ches Überleben verbreitet sich 
jetzt. Exemplarisch dafür ist das 
Treffen von Agrarproduzenten 
aus dem Staat Sinaloa in Mexi- 
kos Nordwesten, bei dem die 
Entscheidung getroffen wurde, 
Zahlungen an die Gläubiger- 
banken auszusetzen und die Ar- 
beit zu stoppen, um damit gegen 
die Agrarpolitik der Regierung 
zu protestieren. 


Ein paar Tage zuvor haben 
10.000 Schuldner aus Wirtschaft 
und Landwirtschaft aus dem 
Staat Chiapas ein Schuldenmora- 
torium für die nächsten sechs 
Jahre oder bis sich die mexikani- 
sche Wirtschaft von ihrem jetzi- 
gen Trauma erholt hat, angekün- 
digt. 


Auch beschränkt sich der Wider- 
stand nicht auf die Landwirt- 
schaft. Die Industrialists Asso- 
ciation of Guanajuato sponsert 
für ihre Mitglieder eine Reihe 
von Seminaren im ganzen Staat 
unter dem Titel »Aussetzung der 
Zahlungen als Lösung für die 
Wirtschaftskrise«. Ein lokaler 
Zweig des National Chamber of 
Transformation Industries (Ca- 
nacintra) sponsert ein Seminar 
über die Krise in Mexiko. Auf 
den Seminareinladungen heißt 
es, daß »die Explosion der Schul- 
denbombe in Mexiko zu dem ab- 
soluten Zerfall des Weltfinanzsy- 
stems gehört«. 


Neben den Konkursen von Fir- 
men wie der Airline Aeromexico 
und den Riesenverlusten von 
großen Kaufhäusern wie Sears, 
Liverpool und Suburbia, Möbel- 
riesen wie Salinas y Rocha und 
so weiter erklären sich nun auch 
Städte und Gemeinden in ganz 
Mexiko für zahlungsunfähig. So 


zum Beispiel Tepic, Nayarit und 
Ciudad Victoria und Tamaulipas, 
deren Bürgermeister angekün- 
digt hatten, daß die Bedienung 
der kommunalen Schulden ge- 
nauso viel kostet wie der ganze 
Haushalt oder noch mehr. 


Verteidigung 
der Banken 


Die Banken haben jetzt damit 
begonnen, Hunderte von Far- 
men, Häusern, Geschäften, Ho- 


.tels und Bürogebäuden zu ver- 


steigern, die beschlagnahmt wor- 
den waren, als ihre Besitzer Kon- 
kurs angemeldet haben. Weitere 
Hunderte nehmen Zuflucht zu 
dem Gesetz über Bankrott und 
Zahlungsverzug - einer Art 
mexikanischem Aquivalent für 
den amerikanischen Artikel 11 
des Gesetzes über Konkurse — 
das die Möglichkeit einer Um- 
schuldung bietet. 


Doch unter dem Druck ihrer 
eigenen internationalen Gläubi- 
ger versucht die Regierung Ze- 
dillo all diese Fluchtwege zu ver- 
sperren. Die Regierung hat an- 
gekündigt, daß sie ein neues Ge- 
setz vorbereitet, das die Kon- 
kursverfahren den Banken weg- 
nehmen und sie unter die politi- 
sche und Rechtsdurchsetzungs- 
kontrolle des Innenministeriums 
stellen würde. In jeder großen 
Kommune im Land würde somit 
ein Büro des Ministeriums einge- 
richtet, um die Umschuldungen 
von Fall zu Fall durchzuführen. 


Während das öffentlich genannte 
Ziel des neuen Gesetzes darin 
besteht, den Banken dabei zu 
helfen, ihre Rückstände zu hand- 
haben, wird durch das Gesetz die 
Zwangsmacht des Staates hinter 
die Schuldeneintreibung der Ban- 
ken gestellt und die Schuldner 
werden gezwungen, drückende 
Umschuldungsbedingungen zu 
akzeptieren, die von den Banken 
gefordert werden. Während die 
Absicht eines solchen Gesetzes 
vielleicht sein mag, die Einheit 
von »Schuldnerbewegungen« zu 
zerstören, die überall im Land 
entstanden sind, werden solche 
Polizeitstaat-Aktionen viel wahr- 
scheinlicher dazu führen, sie zu 
nähren. 


Am 22. Mai hat TWF-Chef Mi- 
chel Camdessus auf einem Tref- 
fen des Council of the Americas 
vertraulich gesagt, die Krise in 
Mexiko »ist gelöst und ich sage 


gelöst, denn ich bin zuversicht- 
lich, daß sich diese Krise jetzt in 
ein handhabbares Problem ver- 
wandelt hat... Die starke Medizin 
scheint zu funktionieren und die 
Märkte nehmen dies zur Kennt- 
nis... Mexikos Wirtschaft ist auf 
dem Wege der Besserung.« 


Eine Woche später wurde ange- 
kündigt, daß die Schwesterinsti- 
tution des IWF, die Weltbank, 
Mexiko zur Unterstützung seines 
Bankensystems wahrscheinlich 
einen Kredit über eine Milliarde 
Dollar geben wird. Dieser Betrag 
kommt zu den fast acht Milliar- 
den Dollar noch hinzu, die der 
IWF bereits gegeben hat. 


Uneinbringliche 
Schulden 


Weniger zuversichtlich war die 
U.S. Federal Reserve, die auf Be- 
richte von Mexikos fünf Spitzen- 
banken über Gewinne im ersten 
Quartal 1995 reagierte, indem sie 
sie beschuldigte, ein Loch von 25 
bis 50 Milliarden Dollar »mit 
buchhalterischen Tricks und 
Staatshilfen« zu verbergen. 

In einem Bericht der Chemical 
Bank über Mexikos Bankensy- 
stem wurde bestätigt, daß minde- 
stens zehn mexikanische Banken 
im letzten Quartal erhebliche 
Verluste erlitten hätten. Bei die- 
sem »Loch«, von dem die Fed 
spricht, handelt es sich um die 
mehr als 38 Milliarden Dollar 
Schulden bei den Banken, die 
noch nicht in Verzug geraten 
sind, weil sie noch nicht fällig 
wurden. Diese 38 Milliarden 
Dollar plus die 13 Milliarden 
Dollar an bestätigten Rück- 
ständen, die derzeit von den 
mexikanischen Banken gehalten 
werden, repräsentieren enorme 
55 Prozent der gesamten unein- 
bringlichen Schulden. 


Mexiko ist nicht das einzige 
Land in Lateinamerika mit einer 
Bankenschulden-Krise katastro- 
phalen Ausmaßes. Von Argen- 
tinien wurde soeben berichtet, 
daß 48 von 200 nationalen Fi- 
nanzinstituten seit Ausbruch der 
Krise in Mexiko im Dezember 
letzten Jahres ausgelöscht wor- 
den sind. Ungefähr 61 Prozent 
aller Einlagen sind jetzt auf nur 
15 Banken konzentriert und fast 
die Hälfte davon nur in fünf 
Banken. Die Kapitalflucht hat 
seit Dezember bereits die sieben 
Milliarden Dollar Grenze über- 
schritten. DO 


Indien 


Kontroverse 
über Kraft- 
werk Dabhol 


In einer öffentlichen Erklärung, die selten in ihrer Art ist, hat das 
Büro des Ministers im amerikanischen Energieministerium In- 
dien gewarnt, daß die Nichterfüllung der Verträge zwischen einer 
Tochtergesellschaft der Houstoner Enron Corporation und dem 
Staat Maharashtra über den Bau eines 695 MW-Kraftwerks in 
Dabhol in Maharashtra verschiedene, wenn nicht gar alle, priva- 
ten Kraftwerksprojekte gefährden könnte, an denen US-Firmen 


Interesse gezeigt haben. 


Indem er die Sorge Washingtons 
wiederholte, sagte der britische 
Schatzminister Kenneth Clarke 
in einem Interview mit der indi- 
schen Tageszeitung »The Hindu« 
in Bangalore am Ende eines ein- 
wöchigen Besuchs in Indien, daß 
die heftige Kontroverse über das 
Kraftwerksprojekt Dabhol für 
die internationalen Investoren 
eine negative Botschaft darstel- 
len und das Vertrauen in Indien 
als einen Ort für Investitionen 
unterminieren könnte. Indem er 
die Berücksichtigung der Ände- 
rung in der Art des vertraglichen 
Status der betroffenen Parteien 
rundweg ablehnte, sagte Clarke: 
»Investoren im Ausland werden 
beginnen, die Kontinuität der 
Wirtschaftsreformen anzuzwei- 
feln. Dies wird das Klima für 
langfristige Investitionen verder- 
ben.« 


Der »Enron-Deal«, wie er in den 
indischen Medien genannt wird, 
besteht aus zwei Phasen. In der 
ersten Phase, deren Finanzierung 
im März dieses Jahres abge- 
schlossen wurde, wird das 695 
MW Kraftwerk in Dabhol auf der 
Basis von importiertem Destillat 
spätestens am 1. Mai 1997 in Be- 
trieb gehen. In der zweiten Phase 
würde die Anlagenkapazität auf 
2015 MW erweitert, wodurch es 
zum größten einzelnen Kraft- 
werkszentrum in Indien werden 
würde. In der zweiten Phase 
würde auch auf den Einsatz von 
importiertem Flüssigerdgas (LNG) 
übergegangen. 

Die zweite Phase, die in Ver- 
handlungen noch abgeschlossen 


werden muß, konnte vom Maha- 
rashtra State Electricity Board 
(MSEB) bis zum 31. Juli 1995 
akzeptiert oder abgelehnt wer- 
den. Zu den Bedingungen gehört, 
daß Enron für jede Verzögerung 
in der Energielieferung in den 
ersten 180 Tagen 14.400 Dollar 
pro Tag und danach 100.000 Dol- 
lar pro Tag zahlen wird. Für jede 
Minderlieferung in der Lei- 
stungskapazität der Anlage wird 
die Firma einen einmaligen Be- 
trag von 100 Dollar pro Kilowatt 
zahlen. 


Ein Deal mit 
missionarischem Eifer 


Enron garantiert auch, daß die 
Anlage 95 Prozent der Zeit ver- 
fügbar sein wird. Bei Minderlei- 
stung wird eine Pauschale an 
MSEB gezahlt. MSEB garantiert 
seinerseits den Kauf des gesam- 
ten erzeugten Stroms, um einen 
Ausnutzungsgrad der Anlage in 
Höhe von 86 Prozent — ein Be- 
griff, der den Wirkungsgrad der 
Anlage beschreibt - sicherzustel- 
len. 

MSEB wird an Enron auch dann 
noch zahlen, wenn es nicht in der 
Lage ist, den Strom abzuführen. 
MSEB wird für diesen Strom im 
Jahre 1997 7,5 Cent pro Kilowatt- 
stunde (kwh) zahlen — das ist fast 
60 Prozent mehr als sie ihren 
Kunden derzeit berechnet. Enron 
wurde danach auch eine jährliche 
Erhöhung des Stromtarifs von 
vier Prozent zugesichert. Die ge- 
schätzten Kosten für das Projekt 
betragen 2,8 Milliarden Dollar. 


Der Deal begann im Jahre 1992 
Gestalt anzunehmen, als die Re- 
gierung von Indien die Hou- 
stoner Firma einlud, in Indiens 
wachsenden Energiesektor zu 
investieren. Die Einladung ergab 
sich aus der Ankündigung der 
Regierung Narasimha Rao im 
Jahre 1991, in der die Privatsek- 
toren gedrängt wurden, in den 
Energiesektor einzutreten, der 
bis dahin fast ausschließlich ein 
Investmentgebiet für den öffent- 
lichen Sektor gewesen ist. 


Im März 1992 verkündete die 
Regierung eine Reihe von An- 
reizen — darunter eine 16 prozen- 
tige Kapitalverzinsung bei einem 
Ausnutzungsgrad der Anlage von 
68,5 Prozent. Und über 68,5 
Prozent hinaus erhöht sich die 
Kapitalverzinsung um ein Ma- 
ximum von 0,75für jedes Prozent 
Erhöhung des Ausnutzungsgra- 
des. Die Regierung hielt es nicht 
für nötig, die Kapitalverzinsung 
mit einer effektiveren Kapital- 
nutzung zu koppeln oder — mit 
anderen Worten — sie als Anreiz 
zur Minimierung der Festkosten 
zu benutzen. 


Anfänglicher 
Optimismus 


Von Beginn an hatten Bombay 
und Neu Delhi das Dabhol- 
Kraftwerksprojekt mit missiona- 
rischem Eifer vorangetrieben. In 
Bombay nahm Sharad Pawar, der 
damalige Chefminister von Ma- 
harashtra mit großem Einfluß in 
der nationalen Kongreßpartei 
aktiv an den Vertragsverhand- 
lungen über die erste Phase des 
Projektes teil. Ähnlichen Eifer 
zeigte auch der Union Power Mi- 
nister N.K.P. Salve. Das Projekt 
wurde als ein Beispiel für den 
neu geschaffenen Goodwill zwi- 
schen Indien und den Vereinigten 
Staaten zitiert und von einigen in 
Indien als eindeutiger Indikator 
dafür angesehen, daß die USA 
Indiens derzeitige Wirt- 
schaftsreformen und Liberalisie- 
rung unterstützt. 


Für einen solchen Optimismus 
gab es definitive Gründe. Indiens 
zunehmende Energiekrise mach- 
te das Land für Investoren weni- 
ger verlockend und zur regel- 
rechten Hölle für einen großen 
Teil der Bevölkerung, die über 
die Reformen glücklich sein soll- 
ten. Der Achte Fünf-Jahresplan 
(1991-95) war mangels Res- 
sourcen verkümmert. Die instal- 


lierte Stromleistung, die während 
des Plans ergänzt werden sollte, 
wurde von fast 40.000 MW auf 
20.000 MW heruntergeschraubt. 
Beobachter sind besorgt, daß 
nicht einmal das Ziel von 20.000 
MW, was weniger ist als die 
zusätzliche Stromleistung, die 
während des Siebten Fünfjahres- 
plans erreicht wurde, erfüllt 
wird. 


Die Sparmaßnahmen zur Redu- 
zierung des Haushaltsdefizits — 
um die Inflationsrate zu reduzie- 
ren, die Währung stabil zu hal- 
ten, die Schuldenzahlungen wei- 
terzuführen — eine Standardfor- 
mulierung des Internationalen 
Währungsfonds und der Welt- 
bank, die den meisten glücklosen 
Politikern in der Dritten Welt 
unbarmherzig verkauft wird, hat 
in die Ausgaben des Energie- 
sektors, die zuvor im Plan veran- 
schlagt waren, ein großes Loch 
gerissen. In solch einer negativen 
Umgebung sah der Enron-Deal 
wie das Licht am Ende des 
Tunnels aus. 


Auf der positiven Seite muß ver- 
merkt werden, daß die Ener- 
gieexperten in Indien schon 
lange den Bau einer Reihe von 
Gas-Kraftwerken entlang der in- 
dischen Westküste diskutiert hat- 
ten, wo Gas in großen Mengen 
vorkommt und der Energiebedarf 
hoch ist. Zwei von Indiens indu- 
striell am weitesten entwickelten 
Staaten, Maharashtra und Guja- 
rat, befinden sich in diesem 
Gebiet. In diesem Zusammen- 
hang scheint der Bau des Kraft- 
werks Dabhol passend und ge- 
eignet. 


Obwohl es sehr wertvoll ist, 
könnte das Projekt gleich von 
Anfang an in Schwierigkeiten 
geraten. Zu dem Zeitpunkt, als 
die Vereinbarungen für die erste 
Phase abgeschlossen waren, wa- 
ren neun Gerichtsprozesse gegen 
das Projekt angestrengt worden. 
Doch die tatsächlichen Probleme 
begannen mit den Wahlen zur 
Staatsversammlung im März. 


Ein paar Tage, nachdem die 
Verträge für die erste Phase abge- 
schlossen waren und Enron-Chef 
Joseph Sutton ein paar Tage 
Urlaub genommen hatte, verlo- 
ren Sharad Pawar und die regie- 
rende Kongreßpartei bei den 
Wahlen und sie wurden durch die 
Shiv Sena-Bharatiya Janata Par- 
tei ersetzt, die ihre Wahlkampag- 
ne gegen das Projekt geführt hat- 
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Indien 


Kontroverse 
über Kraft- 
werk Dabhol 


te. Vijay Natu, ein BJP-Kandidat 
aus dem Gebiet von Dabhol hatte 
seinen Sitz sogar effektiv da- 
durch gewonnen, daß er Anti- 
Enron Ansichten benutzt hatte. 


Die neuen Herrscher in Bombay 
griffen das Projekt an und be- 
haupteten, daß es nach Schmier- 
geldern riechen würde. Sie führ- 
ten auch die hohen Kosten des 
Projekts, die mangelnde Trans- 
‘ parenz, das Fehlen von Wettbe- 
werbsangeboten — was, so mein- 
ten sie, zu den hohen Kosten des 
Projekts beitragen würde — und 
die ausgehandelten hohen Strom- 
tarifkosten an. Anschließend hat 
die Shiv Sena-BJP Regierung 
einen  Kabinettsunterausschuß 
zur Überprüfung des Projekts 
und der vertraulichen Klauseln 
des Vertrages aufgestellt. 


Der Unterausschuß wird ver- 
schiedene Aspekte des Projekts 
untersuchen, darunter seine Aus- 
wirkungen auf die Küstenumge- 
bung und die Möglichkeit der 
Schaffung von Arbeitsplätzen für 
die lokale Bevölkerung. 


Einer der stärksten Kritiker des 


Projekts ist Kirit Parikh, Direktor 
des Indira Gandhi Institute of 
Development Research. Parikh 
hat über Zeitungsartikel darauf 
hingewiesen, daß die hohen 
Kosten für die Anlage hätten ver- 
mieden werden können, wenn 
bei der Projektvergabe transpa- 
rente und wettbewerbsfähige An- 
gebote eingeholt worden wären 
anstatt einfach Enron zum Bau 
des Kraftwerks einzuladen. 


Die wichtigsten Punkte, sagt 
Parikh, sind a) die Kapitalkosten 
der Anlage sind offenbar 20 
Prozent zu hoch und b) die 
Garantie eines Ausnutzungsgrads 
von 86 Prozent würde es erfor- 
derlich machen, daß MSEB wäh- 
rend der Nacht zu Nichtspitzen- 
zeiten, wenn der Strombedarf 
niedrig ist, von Enron Strom zu 
2,40 Rupees pro kwh kaufen 
muß, während sie aus ihren eige- 
nen Anlagen Strom zu weniger 
als 0,60 Rupees pro kwh haben 
könnte. 
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Parikh meint, daß dies hinter 
dem Enron-Deal steht. Doch die 
BJP und andere Kritiker stimmen 
mit Parikh darin nicht überein 
und sprechen von angeblichen 
Schmiergeldern, was noch be- 
wiesen werden muß. BIJ behaup- 
tet im gleichen Atemzug, daß die 
Partei nicht dagegen ist, daß mul- 
tinationale Unternehmen in In- 
dien Geschäfte machen, doch sie 
bestehen auf Konkurrenzangebo- 
ten, was, vielen Erfahrungen aus 
der Vergangenheit zufolge, nied- 
rigere Kosten nicht garantiert. 
Enron zu beschuldigen, die ga- 
rantierte Rendite an sich gerissen 
zu haben, ist äußerst unfair, denn 
es war die Regierung von Indien 
— offenbar, um der Privatisierung 
des Energiesektors Auftrieb zu 
geben - die die Kohle angeboten 
hat, um die Befürchtungen pe- 
dantischer internationaler Banker 
zu besänftigen. 


Doch was tatsächlich dahinter 
steckt, ist, daß der Deal vom 
ersten Tag an politisch war und 
das bleibt so. Die sogenannten 
Nationalisten und die verwirrten 
politischen Parteien sind auf den 
Anti-Enron Wagen aufgestiegen 
und hofften, daß sie damit im 
Medienrampenlicht stehen und 
daß ihnen das bei den Wahlen 
helfen würde. 


Es ist auch offensichtlich, daß 
die BJP, die es zunehmend 
schwierig findet, die Realität mit 
dem abstrakten politischen Ak- 
tivismus auszugleichen, mit zwei 
Zungen redet. BJP-Führer L.K. 
Advani, der von den Revolutio- 
nären um die Partei herum und 
deren Frontgruppen praktisch 
kontrolliert wird, beharrt darauf, 
daß das US-Energieministerium 
versucht, die BJP einzuschüch- 
tern, indem es damit droht, das 
Dabhol-Projekt zu stornieren. 


Er gab am 6. Juni eine Erklärung 
ab, in der verlangt wurde, daß 
gegen Enron (nach amerikani- 
schem Gesetz) wegen heimli- 
chen Geschäftsgebahrens, um 
sich Geschäfte in Übersee zu 
sichern, ermittelt wird und daß 
sie bestraft werden, wenn 
Beweise gefunden werden. 


Neu Delhi andererseits hat das 
Geschäft voll und ganz unter- 
stützt, als der Handelsminister 
der Union, P. Chidambaram, am 
6. Juni die Richtigkeit der Über- 
prüfung des Kraftwerksprojekts 
Dabhol durch die Regierung von 
Maharashtra in Frage stellte. 


Deutschland 


Iran-Contra 
Verbindungen 


zum 


Schneider- 


Immobilien- 
Skandal 
tauchen auf 


Am 18. Mai haben FBI-Vertreter Jürgen Schneider in Miami, 
Florida, verhaftet. Schneider floh im Mai 1994 aus Deutschland, 
nachdem sein neun Milliarden DM schweres Immobilien-Im- 
perium zusammengebrochen war, das auf dem basierte, was sich 
als ein derart ungeheuerlicher, systematischer Betrug erwies, daß 
er einen der größten Immobilienskandale im Nachkriegsdeutsch- 


land hervorrief. 


Einige von Deutschlands größten 
Handelsbanken, vor allem die 
Deutsche Bank und die Dresdner 
Bank, liehen ihm eifrig Hunderte 
von Millionen DM. Luxuriöse 
Büroblocks und Einkaufszentren 
schossen in ganz Deutschland 
aus dem Boden, darunter Luxus- 
hotels in Frankfurt, München, 
Dresden und Leipzig. Als die Fi- 
nanzspekulationsblase zerplatz- 
te, wurde der Chef der Deutschen 
Bank, Hilmar Kopper, berühmt, 
als er die deutsche Öffentlichkeit 
mit der Bemerkung schockierte: 
»Oh, das ist nicht der Rede wert. 
Es sind Peanuts!« 


Neue Einzelheiten über Schnei- 
ders Betrug und den seiner 
Komplizen sind jetzt ans Licht 
gekommen und bestätigen, die 
Spekulation auf dem Immobi- 
lienmarkt geht mit dem Drogen- 
und Waffenschmuggel Hand in 
Hand und bildet eine Firmen- 
tochtergesellschaft zu Dope Inc. 
Dieser Schwarzmarkt wird sei- 
nerseits von einer internationalen 


Oligarchie kontrolliert, die über 
die mächtigen wirtschaftlichen 
und politischen Institutionen, 
einschließlich Banken und Ge- 
heimdienste, operiert. 


Eine Untersuchung eines von 
Schneiders Hauptkomplizen, Mu- 
stapha El Kastaui, einem ägypti- 
schen Geschäftsmann, der in 
Genf lebt, bringt diese Tatsache 
zum Vorschein. 


Mustapha EI Kastaui (Dr. M.K. 
Moss) ist ein in Genf ansässiger 
Waffenhändler und Experte in 
Geldwäscherei. Seine Firma, 
Diwan S.A., hat ein Büro in 
Cours Riva 4, im gleichen Kom- 
plex wie die von Abbas Gokal, 
der als Besitzer eines Netzwerks 
von Speditions- und Handelsge- 
sellschaften einer der größten 
Nutznießer der berüchtigten 
Bank of Credit and Commerce 
International war. 


Der Zusammenbruch von BCCI 
vor einigen Jahren ist in der 
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internationalen Finanzgemeinde 
immer noch spürbar und hat ent- 
hüllt, daß die Bank im Mittel- 
punkt von Geldwäscherei, Dro- 
genhandel, Terrorismus und Ge- 
heimdienstoperationen stand. 


El Kastaui ist zwar nicht so 
berühmt oder reich wie die Spie- 
ler hinter der BCCI, dennoch ge- 
riet er in die gleichen Kreise. 


Europäischen Sicherheitsquellen 
zufolge war EI Kastaui fast zwei 
Jahrzehnte lang ein Informant für 
den CIA, den israelische Mossad 
und andere Geheimdienste. Dem 
deutschen Wochenmagazin »Fo- 
cus« zufolge traf sich Robert Ba- 
bayan, ein Waffenhändler, der 
Verbindungen zu dem in Syrien 
lebenden Georges Habash, dem 
Führer der Popular Front for the 
Liberation of Palestine, hat, im 
Sommer 1984 mit dem ehemali- 
gen CIA-Chef Robert Gates. In 
dem Treffen ging es um massive 
Waffenverkäufe an den Iran 
während der Iran-Contra Affaire. 


Dem Artikel zufolge erhielt In- 
terpol viele offizielle Anfragen 
aus Washington, Ottawa und 
sogar Belgrad nach Informa- 
tionen über Diwan S.A. im 
Zusammenhang mit Betrug, Waf- 
fenhandel und Drogengeschäf- 
ten. Während EI Kastaui auf eine 
Figur aus einem billigen Krimi- 
nalroman paßt, dient er wichti- 
gen Finanzinstitutionen im Dien- 
ste der internationalen Oligar- 
chie, die hinter diesem Schwarz- 
markt stehen, als nützliches 
Werkzeug. 


Mittelsmann für die 
Union Bancaire Privee 


Schneider hat über 200 Millio- 
nen DM in der Union Bancaire 
Privee (UBP) beiseitegeschafft, 
einer der schmutzigsten Banken 
in Genf, die schon Gegenstand 
weltweiter polizeilicher Ermitt- 
lungen, darunter der der Verei- 
nigten Staaten, Südafrikas und 
Israels gewesen ist. Einer gut 
informierten europäischen Si- 
cherheitsquelle zufolge dient EI 
Kastaui als Mittelsmann für die 
UBBP, die sich so vor dem direk- 
ten Kontakt mit kriminellen 
Netzwerken abschirmt. 


Deutschen Presseberichten zu- 
folge kam El Kastaui zu Beginn 
von Schneiders expandierendem 
Immobilien-Imperium Ende der 
achtziger Jahre in seiner Eigen- 


schaft als Mittelsmann zwischen 
Schneider und der Bank mit 
Schneider in Kontakt. »El Ka- 
staui zeigte ihm den Weg«, mei- 
nen Sicherheitsspezialisten. 


»Seit Ende der siebziger Jahre ist 
El Kastaui in verschiedene Fälle 
verwickelt. Er arbeitet mit der 
Union Bancaire Privee und der 
Republic National Bank.« Letz- 
tere ist die Bank von Edmond 
Safra, einem der wichtigsten 
finanziellen Sponsoren der Anti- 
Defamations-Liga von B’nai 
B’rith. Der Hintergrund dieser 
beiden Banken bringt uns zum 
Zentrum dieser mächtigen inter- 
nationalen Oligarchie. 


Die UBP läßt sich am besten 
beschreiben als die vielköpfige 
Schlange einer Gruppe interna- 
tionaler oligarchischer Familien 
und Interessen - manchmal Club 
of the Isles genannt —, die von 
der britischen Oligarchie ange- 
führt wird. Die Bank gehört 
Edgar de Picciotto, einer Familie 
mit levantinischem Hintergrund, 
deren Bank- und Handelsaktivi- 
täten schon seit vielen Genera- 
tionen bestehen. Paradoxerweise 
ist »picciotto« der Name, den die 
italienischen Mafiosi ihren Kil- 
lern gegeben haben. 


Als Besitzer der drittgrößten Pri- 
vatbank in der Schweiz, sitzt De 
Picciotto im Aufsichtsrat des 
Quantum Fund des Finanzspe- 
kulanten George Soros. Soros ist 
eine Schöpfung der Finanzoli- 
garchen der City of London und 


. war maßgebend an der Zer- 


störung der Volkswirtschaften in 
Osteuropa und in der ehemaligen 
Sowjetunion beteiligt, denn er ist 
der Hauptsponsor -und Nutznie- 
Ber- der »Schocktherapie« — Po- 
litik des Internationalen Wäh- 
rungsfonds. 


Aus Schweizer Finanzkreisen 
wird berichtet, daß die UBP ohne 


die Unterstützung der britischen: 


Finanzinteressen, insbesondere 
der Rothschilds, bedeutungslos 
wäre. 


De Picciotto ist Mitglied des 
1001 Clubs der Millionäre, die 
den World Wide Fund for Nature 
(WWP) von Prinz Philip, Herzog 
von Edinburgh und Prinzgemahl 
von Königin Elizabeth von Groß- 
britannien, finanzieren. Einer 
seiner Geschäftspartner ist der 
Sohn von Carlo de Benedetti, 
Mitglied einer der mächtigsten 
Familien Italiens. 


UBP war in den letzten fünf Jah- 
ren in fast jeden großen Finanz- 
skandal in der Schweiz ver- 
wickelt. Im Herbst letzten Jahres 
haben die US-Drogenbehörde 
(DEA) und das Justizministe- 
rium acht Leute, darunter drei 
Direktoren der Bank, wegen der 
Führung eines Geldwäscherings, 
in dem es um mehrere Millionen 
Dollar ging, zwischen Miami 
und Genf angeklagt. Einer der 
Direktoren der Bank sitzt derzeit 
in einem Bundesgefängnis in 
Florida. Gleichzeitig hat die süd- 
afrikanische Polizei den größten 
Goldschmuggelring des Landes 
ausgehoben: Das als Silberbarren 
getarnte Gold wurde in die 
Schweiz transportiert — und der 
Erlös wurde in der UBP depo- 
niert. 


In einem anderen Fall hat die 
UPB die gleiche Adresse wie 
Geopol Services S.A. In diesem 
kleinen Unternehmen sind die 
Hauptakteure in dem großen 
Waffenhandel der achtziger Jahre 
versammelt, darunter Helmut 
Raiser, früherer Präsident von 
Bohlen Industries GmbH, des in 
Deutschland ansässigen, interna- 
tionalen Munitionsherstellers, 
der den jüngeren Brüdern von 
Alfred Krupp gehört. Raiser hat 
auch eine Firmengruppe in Zug 
in der Schweiz geleitet, die bei 
der Entwicklung des Condor 
Missile-Projekts im Iran und in 
Ägypten mithalf. Er hat während 
des iranisch-irakischen Kriegs 
sowohl an den Iran als auch an 
den Irak Munition in Milliarden 
Dollar Höhe verkauft. 


Ein weiterer Direktor war die 
frühere Schweizer Justizministe- 
rin Elisabeth Kopp, die im Jahre 
1988 ihren Job verlor, als sie 
Informationen darüber an ihren 
Ehemann weitergegeben hat, daß 
die amerikanische Drogenbehör- 
de gegen einen seiner Kunden 
wegen Drogenhandels ermittelt. 
Der dritte Direktor ist Pierre 
Hafner, Direktor von De Picciot- 
tos Holdingfirma, der CBI Hol- 
ding. Dieses Netzwerk hat in 
dem internationalen Waffenhan- 
del während des iranisch-iraki- 
schen Kriegs eine Schlüsselrolle 
gespielt. i 


Seit Herrhausens Tod 
Politik radikal geändert 


Die Deutsche Bank, Deutsch- 
lands größte Handelsbank, hat in 
der Affaire Schneider eine zen- 


trale Rolle gespielt. Sie verkör- 
perte das konservative Banken- 
wesen, das Deutschlands großen 
Industrieunternehmen_ traditio- 
nell gedient hat. Doch die Bank 
hat nach der Ermordung ihres 
Vorsitzenden, Alfred Herrhau- 


‘sen, im November 1989 ihre Po- 


litik radikal verändert. 


Herrhausen wurde auf Veran- 
laßung der mit den Briten ver-' 
bundenen Kreise ermordet, die 
gegen seine Politik der industri- 
ellen Kooperation mit Osteuropa 
nach dem Zusammenbruch der 
kommunistischen Regime in 
Ostdeutschland waren. 


Bis zum Jahre 1994 hatte die 
Bank Schneider über 1,3 Milliar- 
den DM geliehen, fast so viel wie 
alle anderen Banken zusammen- 
genommen. Die Deutsche Bank 
behauptete rasch, sie sei betrogen 
worden, obwohl die Staatsan- 
waltschaft ursprünglich Zweifel 
an ihrer völligen Unschuld hegte. 
Nach dem Zusammenbruch for- 
derte die Bank von den Be- 
hörden, daß sie über 230 Mil- 
lionen DM beschlagnahmen soll, 
die Schneider auf Nummernkon- 
ten in der Schweiz hatte. Die 
Konten, die von der deutschen 
Kriminalpolizei aufgespürt und 
eingefroren worden sind, waren 
bei der UBP in Genf. 


Es ist interessant zu erwähnen, 
daß UBP-Chef Edgar De Picciot- 
to in den achtziger Jahren im 
Vorstand der Zweigstelle der 
Deutschen Bank in Genf geses- 
sen hat. Durch seine Verhaftung 
in Florida fällt Schneider in den 
gleichen . US-Gerichtsbezirk wie 
der Miami-UBP-Geldwäsche- 
Fall. 


Die UBP selbst ist ein Zusam- 
menschluß aus dem Jahre 1989 
zwischen der CBI Bank, De Pic- 
ciottos alter Bank und der Trade 
Development Bank, die Edmond 
Safra und der American Express 
Corporation gehört hat. Safra, 
der ebenfalls levantinischer Ab- 
stammung ist, war in Beirut ein 
Klassenkamerad von De Picciot- 
to. Obwohl er zur UBP keine 


‚unternehmerischen Beziehungen 


mehr unterhält, gehören ihm 
mehrere Banken, darunter die 
Republic National Bank und die 
Safra Bank, die in New York, 
Genf, Tel Aviv und in ganz 
Lateinamerika tätig ist. Safra ist 
wie De Picciotto ein Mitglied des 
1001 Clubs, der Prinz m 
WWF finanziert. 
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Das andere deuische 
Nachriclenmagazi n 


Europa- 
Journal 


Mark Richard 
und der 
Neonazi . 
Gary Lauck 


Zu den größten Frustationen der 
deutschen Behörden, die sich seit 
Jahren bemühen, den internatio- 
nalen Aktivitäten des in Nebras- 
ka ansässigen Neonazis Gary 
Lauck ein Ende zu setzen, gehör- 
te die mangelnde Bereitschaft 
der zuständigen Beamten des 
US-Justizministeriums (DoJ), in 
diesem Fall mit ihren deutschen 
Kollegen zusammenzuarbeiten. 
Lauck, der Vorsitzende der 
»NSDAPAO«, betreibt eines der 
größten weltweiten Netzwerke 
für die Verbreitung von Neonazi- 
Literatur. Deutsche Amtshilfeer- 
suchen für die Durchsuchung 
von Laucks Grundstück in Ne- 
braska, um die Listen der Emp- 
fänger seiner Sendungen in 
Deutschland zu erhalten, sei vom 
DoJ nie formell beantwortet wor- 
den. Das Dokument verblieb 
beim Direktor des Amts für inter- 
nationale Beziehungen in der 
Kriminalabteilung, einem Herrn 
Procter. Dessen Vorgesetzter ist 
Mark Richard. Ohne von Ri- 
chards Abteilung behelligt zu 
werden, konnte Lauck ungestört 
agieren, obgleich sich Richard 
gerne als »Nazijäger« präsen- 
tiert. Lauck wurde kürzlich in 
Dänemark verhaftet. Die deut- 
schen Behörden betreiben seine 
Auslieferung, um ihn wegen Mit- 
gliedschaft in einer terroristi- 
, schen Organisation und Nazipro- 
paganda vor Gericht zu stellen. 


Zapatisten- 
Überfall in 
Paris verur- 
sacht Skandal 
in Mexiko 


Am Abend des 20. Juni stürmten 
etwa 20 Mitglieder und Unter- 
stützer der »Zapatistischen Natio- 
nalen Befreiungsarmee« (EZLN) 
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eine Konferenz in Paris. Dort 
sollten die mexikanischen Abge- 


- ordneten Walter Leon Montoya 


und Ali Cancino Herrera — Mit- 
glieder der Regierungspartei PRI, 
die den Bundesstaat Chiapas im 
Nationalen Parlament vertreten - 
und die Vorsitzende der ibero- 
amerikanischen Solidaritätsbe- 
wegung (MSIA) in Mexiko Ma- 
rivilia Carrasco sprechen. Der 
Zwischenfall verursachte am 21. 
und 22. Juni einen großen Skan- 
dal in den mexikanischen Me- 
dien, die ausführlich darüber be- 
richteten. 


Als die Konferenz um 19.20 Uhr 
beginnen sollte, blockierten die 
Terroristen die Tür des Raumes, 
sprühten Tränengas in den Raum, 
warfen Knallkörper und schmier- 
ten, bevor sie wieder abzogen, 
Parolen wie »Land und Freiheit: 
EZLN«, EZLN«, und »Viva 
EZLN« an die Wände. Die 
Mehrheit der Angreifer waren 
französische Skinheads; einige 
waren im Stil der EZLN geklei- 
det und trugen Skimasken. Bei 
dem Überfall wurden Freunde 
des Schiller-Instituts, ein Vertre- 
ter der mexikanischen Botschaft 
und zwei Journalisten, darunter 
ein Mexikaner, verletzt. 


Der Überfall unterstreicht die 
wirkliche Natur der EZLN, die 
sich selbst fälschlich als »Schüt- 
zer der Unterdrückten und Ar- 
men« darstellt. Er wirft auch ein 
Schlaglicht auf deren massive 
finanzielle und politische Unter- 
stützung durch europäische Netz- 
werke, die sich stark mit denen 
der peruanischen Terroristen des 
Sendero Luminoso überschnei- 
den. Der Führer der EZLN »Sub- 
commandante Marcos« leitet sei- 
ne Ideen von der Ideologie des 
französischen Existentialismus 
ab. Auch in Deutschland hat die 
EZLN einen großen Unterstüt- 
zungsapparat. Interessant ist, 
daß Bischof Samuel Ruiz, ihr 
wichtigster Unterstützer in der 
katholischen Kirche, gegenwär- 
tig ebenfalls durch Europa reist. 
Ruiz, der von deutschen Orga- 
nisationen wie Misereor enthu- 
siastische (auch finanzielle) Un- 
terstützung erfährt, bemüht sich 
mit Hilfe bestimmter »Men- 
schenrechtsorganisationen« wie 
Danielle Mitterrands France-Li- 
bertes um den Friedensnobel- 
preis. 


Am 22. Juni stellten Leon und 
Cancino bei einer Pressekonfe- 
renz in Bonn den wirklichen 


Hintergrund des Aufstands der 
EZLN in Chiapas dar. Sie wiesen 
auf die großen Ol- und Mineral- 
vorkommen und die Transport- 
wege des Rauschgifthandels in 
Chiapas hin. Diese Tatsachen 
müsse man kennen, sagten sie, 
um die ausländischen Interessen 
zu verstehen, die den Aufstand 
der EZLN und die Destabili- 
sierung Mexikos fördern. Füh- 
rende Personen Großbritanniens 
aus dem Umfeld der Geheim- 
dienste verfolgen für Mexiko ein 
Szenario des Chaos, um den 
USA Probleme an deren »weiche 
Flanke im Süden« zu schaffen. 
Am 18. Juni malte Ambrose 
Evans-Pritchard, der sonst immer 
Gift gegen Clinton spritzt, in 
einem Artikel im »Sunday 
Telegraph« ein apokalyptisches 
Bild der mexikanischen Krise 
und prophezeite eine »antiameri- 
kanische« Erhebung in Mexiko. 
Ebenfalls am 18. Juni wurde 
Jesus Humberto Priego Chaves, 
ein Beamter des Justizministe- 
riums, der mit Ermittlungen 
gegen eine der EZLN naheste- 
hende Gewerkschaft betraut war, 
von drei Terroristen erschossen. 


Die jüngste Gesprächsrunde zwi- 
schen der Regierung Zedillo und 
der EZLN wurde suspendiert. 
Dem Vernehmen nach verfolgen 
die Zapatisten die Strategie, Zeit 
zur Vorbereitung einer neuen 
Offensive im Herbst zu gewin- 
nen. Sie rechnen damit, daß die 
Regierung Zedillo dann durch 
die sich immer mehr verschär- 
fende Wirtschaftskrise weiter 
geschwächt sein wird. u) 


Der neue 
Morgenthau- 
plan der 
Grünen 


In einem Interview mit der 
»Bild«-Zeitung sprach sich BDI- 
Chef Hans-Olaf Henkel gegen 
eine rot-grüne Koalition in Nord- 
rhein-Westfalen aus. Das Wahl- 
programm der Grünen sei »Gift 
für die Sicherheit der Arbeits- 
plätze«, sagte er. Sollte es gar zur 
Bildung einer rot-grünen Koali- 
tion auf Bundesebene kommen, 
bedeute dies eine rot-grün ge- 
färbte Neuauflage des Morgen- 
thau-Plans, der Deutschland in 
einen Agrarstaat verwandeln 
sollte. 1944 hatte der damalige 


US-Finanzminister Henry Mor- 
genthau vorgeschlagen, Deutsch- 
land vollständig zu deindustriali- 
sieren. Henkel sagte weiter, er 
hoffe, daß Bonn den Grünen 
nicht hinterherlaufe und eine na- 
tionale Energiesteuer erhebe. 
Dies führe zum Verlust von Ar- 
beitsplätzen, weil energieintensi- 
ve Branchen wie der Stahlbe- 
reich oder die Chemie-Industrie 
dann gezwungen seien, die Pro- 
duktion ins Ausland zu verla- 
gern. 

Direkt nach den Landtagswahlen 
in Nordrhein-Westfalen und 
Bremen legten die Grünen ihr 
neues »Energie- und Okologie- 
programm« vor. Darin fordern 
sie eine drastische Anhebung der 
Energieverbrauchsteuern, was 
die Gütererzeugung und -vertei- 
lung enorm beeinträchtigen wür- 
de. So soll nach den Vorstellun- 
gen der Grünen der Benzinpreis 
innerhalb der kommenden zehn 
Jahre auf fünf DM pro Liter stei- 
gen. Auf dem gegenwärtigen 
Preis von etwa 1,70 DM soll eine 
zusätzliche Steuer von 0,50 DM 
aufgeschlagen werden, die dann 
um 0,30 DM pro Jahr erhöht 
werden soll. DO 


Politische 
Stürme in 
Rußland 


Schwere politische Kämpfe to- 
ben in den politischen Institutio- 
nen Rußlands, und zwar sowohl 
in Kabinett und Präsidentenamt 
wie im Parlament. Die Entlas- 
sung von Innenminister Jerin, 
Sicherheitschef Stjepaschin und 
Vizepremier Jegorow am 30. 
Juni ist nur insofern bedeutsam, 
als damit erstmals die Auseinan- 
dersetzungen im inneren Kreis 
des Kabinetts an die Oberfläche 
traten. Das gleiche trifft auf das 
ursprüngliche Mißtrauensvotum 
gegen die Regierung zu, das von 
Sergej Glasjew in die Duma ein- 
gebracht wurde. Glasjews Haupt- 
motiv dabei war, in der Regie- 
rung eine offene Debatte über 
eine wirtschaftspolitische Wende 
auszulösen, bevor die Zusam- 
menbruchskrise der Realwirt- 
schaft völlig unkontrollierbar 
wird. Der politische Konflikt, der 
ausgebrochen ist, darf nicht ein- 
fach als bloßer Kampf zwischen 
Duma und Regierung oder zwi- 
schen einzelnen Persönlichkeiten 
mißverstanden werden. 


Innerhalb der russischen In- 
stitutionen wächst die Erkennt- 
nis, daß sich im Lande Zustände 
einzustellen beginnen, unter 
denen eine wirtschaftliche und 
politische Regeneration unmög- 
lich wird. Durch den kumulati- 
ven Effekt von dreieinhalb Jah- 
ren ruinöser IWF-Schockthera- 
pie und des Abbaus von Indu- 
strie- und Forschungskapazitäten 
im Rahmen der »Privatisierung« 
steht die nationale Souveränität 
Rußlands auf dem Spiel. Be- 
sorgte Kräfte in den Institutionen 
schließen sich zusammen, um zu 
verhindern, daß Rußland nicht 
unwiederbringlich auseinander- 
fällt. 


Die Auseinandersetzungen inner- 
halb Rußlands werden zwischen 
jenen geführt, die in einer Com- 
prador-Beziehung zu oligarchi- 
schen/finanziellen Interessen des 
Westens stehen, und nationalen 
Kräften, die nicht zulassen wol- 
len, daß Rußland irreversibel auf 
einen halbkolonialen Zustand 
herabsinkt. Der Knackpunkt in 
diesem Konflikt ist die Privati- 
sierung des russischen Gasex- 
portmonopols Gasprom und ent- 
sprechender Öl- und Stromun- 
ternehmen. Die Frage ist, ob sich 
westliche Finanzinteressen der 
Kontrolle über den russischen 
Energiesektor bemächtigen. Die 
Privatisierungsfrage insgesamt 
ist der beste Gradmesser für das 
Ausmaß des Konflikts, der sich 
hinter den Kulissen von Regie- 
rung und Präsidentenamt ab- 
spielt. Exemplarisch ist hierbaei 
der im März von den führenden 
russischen Banken vorgelegte 
Plan, dem Staat Geld zu leihen, 
um dafür maßgebliche Anteile an 
lukrativen großen Staatsunter- 
nehmen zu erwerben. Mehr als 
drei Monate später steht die 
Zustimmung der Regierung zu 
diesem Plan »Schulden gegen 
Kapitalanteile« noch immer aus, 
ein wichtiger Indikator für die 
politische Stärke der nationalen 
Kräfte. 


Grüne über- 
nehmen Rolle 
der FDP 


Die Bildung einer rot-grünen 
Koalitionsregierung in Nord- 
rhein-Westfalen, bevölkerungs- 
reichstes Bundesland und immer 
noch Zentrum technologisch 


fortgeschrittenster Schwerindu- 
strie, ist eine äußerst gefährliche 
Entwicklung. Die Koalition kam 
trotz lautstarker Proteste seitens 
Gewerkschaften wie Unterneh- 
merverbänden zustande. Sie ist 
ein Symptom der aus Großbri- 
tannien einfließenden ideologi- 
schen Manipulation der politi- 
schen Klasse in Deutschland. 
Der politische Inhalt der rot-grü- 
nen Koalition in NRW wird 
unweigerlich die physische wirt- 
schaftliche Basis Deutschlands 
aushöhlen und indirekt Deutsch- 
lands internationale politische 
Position schwächen. 


Von 1969 bis Anfang der neunzi- 
ger Jahre war der politische Ein- 
fluß Londons in der Bundesrepu- 
blik zum großen Teil in der libe- 
ralen FDP lokalisiert. Sympto- 
matisch ist Lord Ralf Dahren- 
dorf, der langjährige »strategi- 
sche Vordenker« der FDP, der 
inzwischen britischer Staatsbür- 
ger ist und im House of Lords 
sitzt. Diese Rolle der FDP beim 
Weitertragen britischer Politik 
wird nun zunehmend von den 
Grünen übernommen. Die Auße- 
rungen führender Vertreter der 
Grünen zum Balkan-Krieg sind 
von denen aus dem Munde von 
Douglas Hurd, Lord Owen, Lord 
Carrington oder (Sir) Henry Kis- 
singer praktisch nicht zu unter- 
scheiden. Der Fraktionsführer 
der Grünen im Bundestag Josch- 
ka Fischer vertritt lautstark und 
systematisch die britische Pro- 
pagandalinie, Deutschlands di- 
plomatische Anerkennung Slo- 
weniens, Kroatiens und Bosnien- 
Herzegowinas sei der »Haupt- 
grund« für den Balkankrieg. D 


»Kissinger- 
Sonder- 
kommission« 
für den Balkan? 


Gutinformierte Quellen auf dem 
Balkan berichten, daß die briti- 
sche Elite und ihr Anhang in 
Verzweiflung über den Zusam- 
menbruch ihrer diplomatischen 
Strategie im ehemaligen Jugo- 
slawien und angesichts zuneh- 
mender militärischer Rückschlä- 
ge der Serben neue Anstrengun- 
gen hinter den Kulissen eingelei- 
tet haben. Unter der Gesamtlei- 
tung des ehemaligen US-Außen- 
ministers Henry Kissinger, so- 


eben von Elizabeth II. zum Ritter 
geschlagen, sei eine neue »Son- 
derkommission« geschaffen wor- 
den. 


Angeblich soll Kissinger eine 
Gruppe von Akademikern und 
ehemaligen Diplomaten aus dem 
Umkreis der Universität Harvard 
für sein Projekt gewonnen haben. 
Man will »den kriegführenden 
Seiten« substantielle Finanzhil- 
fen und Investitionen von wohl- 
habenden Privatinteressen in 
Aussicht stellen, wenn es zu 
einer Einigung auf eine neue, 
lockere »jugoslawische Födera- 
tion« komme. Höchste britische 
Stellen dementieren zwar, von 
der Kissinger-Initiative zu wis- 
sen, finden jedoch den Versuch 
eines solchen Projekts zu diesem 
Zeitpunkt »absolut verständ- 
lich«, da die Briten und ihre 
Freunde verzweifelt nach diplo- 
matischen Auswegen suchen und 
die Bosnier einige bedeutsame 
politische Erfolge zu erringen 
beginnen. 


Verleihung 
des Adolf- 
Kußmaul- 
Preises 1995 


Dr. med Axel von Herbay wurde 
in diesem Jahr mit dem Adolf- 
Kußmaul-Preis ausgezeichnet. 
Der Mediziner erhielt die Aus- 
zeichnung für seine Arbeit »Kar- 
zinome und präkanzeröse Dys- 
plasien bei Colitis ulcerose: Eine 
histologische Studie an 301 Ope- 
rationspräparaten«. Dr. Herbay 
ist Wissenschaftler am pathologi- 
schen Institut der Universität 
Heidelberg. 


Der Preis wird jährlich von der 
Südwestdeutschen Gesellschaft 
für Gastroenterologie für eine 
wissenschaftliche Originalarbeit 
junger Gastroenterologen verge- 
ben. Die mit 10.000 Mark dotier- 
te Auszeichnung stiftet die Falk 
Foundation e. V. 

Der Preis ist nach dem Inter- 
nisten Adolf Kußmaul benannt. 
Zunächst war er als praktischer 
Arzt im Südschwarzwald, später 
als Professor für Innere Medizin 
an den Universitäten Erlangen, 
Freiburg und Straßburg tätig. 
Kußmaul entwickelte im 19. 
Jahrhundert die Endoskopie der 
Speiseröhre und des Magens. 


Weiterhin erforschte er die bei 
Diabetes mellitus auftretenden 
Atmungsanomalien. 


Douglas Hurds 
Abgang 


Wie der Führungskampf inner- 
halb der britischen Konserva- 
tiven Partei am 4. Juli auch aus- 
gegangen ist, das Chaos wird 
bleiben. Weder John Major noch 
John Redwood noch Michael 
Heseltine oder Michael Portillo 
wären mehr als Übergangser- 
scheinungen. Paradoxerweise 
kommt die stärkste Unterstüt- 
zung für John Major von Jacques 
Delors, Helmut Kohl und Bill 
Clinton, die alle ein Interesse da- 
ran haben, einen geschwächten, 
aber berechenbaren bekannten 
Premierminister Major zu behal- 
ten. 


Die fortdauernde Unsicherheit 
innerhalb der Tory-Führung wird 
unweigerlich die Bedingungen 
für baldige Neuwahlen schaffen. 
Deshalb wird Tony Blair von der 
Labour Party sehr wahrschein- 
lich in den kommenden Monaten 
neuer britischer Premierminister. 
Wie von uns schon berichtet, gilt 
Blair als der »richtige Mann«, 
um Maßnahmen zur weiteren 
Verschärfung der Austeritäts- 
politik in England »glaubhaft« 
durchzusetzen. In den letzten 
Tagen ist er von mehreren kon- 
servativen Führern gelobt wor- 
den, darunter Baronin Margaret 
Thatcher persönlich. 


Währenddessen kämpft das briti- 
sche Establishment mit dem 
bedeutungsvollen Abgang von 
Außenminister Douglas Hurd. 
Die stellvertretende Herausgebe- 


. rin des zum Hollinger-Konzerns 


gehörenden Magazins »Specta- 
tor«, Anne Applebaum, schrieb 
am 27. Juni im »Telegraph«, 
Hurd personifiziere das britische 
außenpolitische Prinzip, immer 
in einer »zu hohen Gewichts- 
klasse zu boxen«. Hurd, betont 
sie, »hat immer daran geglaubt, 
den Einfluß zu benutzen, den die 
Geschichte Großbritannien bie- 
tet, indem man auf vergangene 
Triumphe und vergangenen Ein- 
fluß zurückgreift, ähnlich wie 
Eton-Absolventen den verflosse- 
nen Glanz ihrer Schule zu per- 
sönlichen Vorteil nutzen. Darin 
unterscheidet er sich sehr stark 
von anderen Staatsmänner«. D 
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Britannien 


Elite propa- 
siert die 
»Option Blair« 


während 
Majors Ende 


naht 


Innerhalb des britischen Establishment ist allgemein anerkannt, 
daß die Regierung des britischen Premierministers John Major 
jegliche Glaubwürdigkeit verloren hat. Seine konservative Partei 
erlebte in den regionalen Wahlen im ganzen Land eine totale 
Schlappe. In der Partei gibt es Sex- und Korruptionsskandale 
ohne Ende und in bezug auf neue Ideen oder politische Initiativen 
ist sie praktisch tot. Das in Bosnien sich entwickelnde Fiasko, so 
bestätigen Londoner Quellen, wird Majors Position nur noch 
weiter untergraben. Was unter diesen Umständen rasch durchge- 
führt wird, ist der Übergang auf ein neues Regime um den Chef 
der britischen Labour Party, Tony Blair, herum. 


Das eindeutigste und auffallend- 
ste Anzeichen dafür, wie rasch 
die Dinge in diese Richtung ge- 
hen, ist die Tatsache, daß viele 
führende Personen innerhalb des 
Thatcher-Flügels des konservati- 
ven Establishments, einschließ- 
lich Baronin Margaret Thatcher 
selbst, Blair jetzt auf die eine 
oder andere Art und Weise offen 
unterstützen. Unter dem radika- 
len Freimarkt/Pelerin Society 
Flügel der britischen konservati- 
ven Partei wird Blair jetzt als der 
Mann angesehen, der die massi- 
ven Kürzungen in den Soziallei- 
stungen und die umfassenden 
Sparmaßnahmen, die das Estab- 
lishment für nötig hält, in politi- 
scher Hinsicht durchführen und 
der bestimmte »Reformen« im 
rechtlichen System einführen 
kann, die Britannien auf einen 
»autoritäreren« Kurs setzen wür- 
den. Wenn der »hohle« John Ma- 
jor diese Dinge versuchen würde, 
so würde man Gefahr laufen, lan- 
desweite Proteste einer Größen- 
ordnung in Gang zu setzen, wie 
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man sie seit der Einführung der 
wahnwitzigen Kopfsteuer im 
Jahre 1990 durch die damalige 
Premierministerin Thatcher nicht 
wieder erlebt hat. 


Die Konsens-Partei 
im Aufwind 


Blair hat das Image der Labour 
Party — die von ihm selbst und 
seinen Leuten als die »Neue 
Labour Party« bezeichnet wird — 
systematisch umgestaltet, um sie 
von dem früheren ideologischen, 
sozialistischen Image wegzu- 
bringen und sie als »Konsens«- 
Partei für alle Briten darzustel- 
len. Kenntnisreiche britische 
Quellen sprechen davon, daß 
Labour »ihr früheres Paradigma 
völlig aufgegeben hat«. Bei den 
bisherigen regionalen Wahlen hat 
Labour in stark konservativen 
Mittelklasse-Hochburgen in Mit- 
tel- und Südengland äußerst gut 
abgeschnitten. 

Damit soll nicht angedeutet wer- 


den, daß der 42 Jahre alte 
Yuppie-ähnliche Blair eine 
Ausnahme von der Verderbtheit 
und Unmoral darstellt, die in 
politischen Kreisen Britanniens 
so vorherrschend ist. In einem 
Interview mit der deutschen 
Wochenzeitschrift »Der Spiegel« 
hat er bezeichnenderweise ange- 
geben, daß Mick Jagger von den 
Rolling Stones sein Lieblings- 
»Musiker« ist! 


Bei dem Versuch, Blair an die 
Macht zu bringen, kann das briti- 
sche Establishment auf einen 
Präzedenzfall aus den Jahren 
1929-31 zurückgreifen. 


Im Juni 1929 bildete Labour- 
Führer Ramsay Macdonald eine 
Koalitionsregierung mit der Li- 
beralen Partei, nachdem er eine 
diskreditierte konservative Partei 
bei Nationalwahlen im Mai ge- 
schlagen hatte. Bis zum Sommer 
des Jahres 1931 — als die große 
Depression auf ihrem Höhepunkt 
war — wurde Macdonald Chef 
einer sogenannten »Nationalre- 
gierung« aus Labour, dem Führer 
der Konservativen, Stanley Bald- 
win, und den Liberalen. Diese 
Regierung der nationalen Einheit 
wendete sich von dem »laissez- 
faire« Ansatz der zwanziger Jah- 
re ab und verließ sich mehr auf 
die angewandten Sozialwissen- 
schaften im Stile der Fabier. Man 
wollte Britannien in eine bessere 
Position bringen, um die welt- 
weite Währungs- und Finanzin- 
stabilität auszunutzen und die 
strategischen Unruhen der drei- 
Biger Jahre zu Britanniens Vorteil 
verschlimmern. 


Maggie liebt Tony 
und umgekehrt 


Der deutlichste Hinweis auf 
»das, was kommt«, ist die plötz- 
liche Liebe zwischen Thatcher 
und Blair. Die Londoner »Sun- 
day Times« veröffentlichte neue 
Kapitel aus ihren Memoiren, die 
die aktuellen Entwicklungen 
behandeln. Zum ersten Mal zog 
sie öffentlich mit solcher Vehe- 
menz über ihren Nachfolger 
Major her, weil er angeblich mit 
seiner Wirtschafts- und Europa- 
politik und auch an anderen 
Fronten gescheitert ist. Was sie 
sagte, hat ihre übliche Fähigkeit 
für Lügen und Falschheit verra- 
ten, denn, wie einige britische 
Kommentatoren sagen, das mei- 
ste, weswegen sie Major angriff, 
waren politische Richtlinien, die 


sie selbst in Downing Street No. 
10 initiiert hatte. 


In politischer Hinsicht wichtiger 
ist jedoch die Tatsache, daß ihr 
Angriff auf Major den Zerset- 
zungsprozeß seiner Regierung 
beschleunigen wird. In einer 
Rede verkündete Blair, daß er 
plötzlich erkannt habe, daß eini- 
ge der wichtigsten Patentrezepte 
der Thatcher-Politik wie die 
Priorität, die auf die »Bekämp- 
fung der Inflation« gelegt wird 
und die Einschränkungen der 
Gewerkschaftsaktivitäten durch- 
aus brauchbar sind. Er ging sogar 
so weit, Thatcher als eine »abso- 
lut entschlossene Person« zu 
loben. Eine Woche später über- 
schrieb »Der Spiegel« sein Inter- 
view mit Blair mit einem Zitat 
von ihm: »Ich bewundere Mrs. 
Thatcher.« 


Die »Sunday Times« überschrieb 
ihr Interview mit Mrs. Thatcher 
auf der Titelseite mit: »Thatcher: 
Blair ist der beste Labour-Führer 
in 30 Jahren.« Sie beschrieb 
Blair als »wahrscheinlich den 
beachtlichsten« Labour-Führer 
seit Hugh Gaitskell, der im Jahre 
1963 gestorben ist. Sie begrüßte 
auch seine Aufrichtigkeit: »Er 
sagt, er glaubt an die Dinge, für 
die er eintritt und ich glaube ihm 
das.« Sicher glaubt sie, daß er, 
jedes Mal, wenn er sie lobt, auf- 
richtig ist. 


Die Zeitung schrieb: »Ihre Kom- 
mentare müssen John Major wie 
einen harten Schlag treffen... 
Hochrangige Labour-Persönlich- 
keiten betrachteten ihre Bemer- 
kungen als ein Zeichen dafür, 
daß sie Blairs Führungsquali- 
täten bewundert und meinten, sie 
würden den Unterschied zwi- 
schen Blair und Major hervorhe- 
ben.« 


Die »Sunday Times« ist die 
Wochenzeitung der Rupert Mur- 
doch Kette in Britannien. Die 
Zeitungen des australischen Me- 
dienmoguls Murdoch hatten die 
politische Wende vor einigen 
Monaten in Gang gesetzt, als sie 
ihre traditionelle Tory-Richtung 
aufgaben und ihre Neigung für 
Blair zum Ausdruck brachten. 


Im Thatcher-Lager sprach sich 
auch der Journalist Paul Johnson 
kürzlich für Blair aus. Zu Beginn 
seiner Karriere war Johnson ein 
lautstarker Fabier gewesen, be- 
vor er die Seiten wechselte und 
zu einem lautstarken Thatcher- 


Anhänger wurde. Ebenfalls aus 
dem Thatcher-Lager schockierte 
der Tory-Spendensammler Lord 
McAlpine die britische Szene 
vor einigen Wochen, als er ver- 
langte, die Tories sollten aus der 
Regierung ausscheiden und eini- 
ge Jahre in die Opposition gehen, 
damit sich die Partei regeneriert. 


Nur die Labour-Party 
kann den Schmerz 
zufügen 


Blair wird von den gleichen 
Geiern der Mont Pelerin Society 
gefördert, die die »Privatisie- 
rungs«-Politik, die in der That- 
cher-Major Ara vorangetrieben 
wurde, ins Leben gerufen haben 
und die hinter der konservativen 
Revolution in den Vereinig- 
ten Staaten um den Sprecher 
des Repräsentantenhauses Newt 
Gingrich und Senator Phil 
Gramm und den neuerlichen Vor- 
stoß® nach autoritären Herr- 
schaftsformen für westliche Ge- 
sellschaften in den kommenden 
Jahren stehen. 


Inzwischen sponserte das erz- 
thatcheristische Institute of Eco- 
nomic Affairs in London die 
vierte jährliche »Hayek Memo- 
rial Lecture« zum Gedenken an 
den verstorbenen Guru der Mont 
Pelerin Society, Friedrich von 
Hayek. Der Redner war der 
frühere Minister der britischen 
Regierung, Francis Maude, jetzt 
Direktor des Regierungs-Son- 
derstabs in Sachen Privatisie- 
rung, der die Tirade gegen die 
Einmischung des Staates in die 
Wirtschaft in Gang gesetzt hat. 


Über das Ereignis wurde im 
Londoner »Daily Telegraph« am 
nächsten Tag berichtet. Der 
Kommentator Simon Heffer be- 
grüßte Maudes Rede, doch er 
machte sich Sorgen darüber, daß 
dem britischen Regime, so wie es 
sich jetzt darstellt, der »politi- 
sche Wille« zu »den Reformen«, 
die nötig sind, fehlt. Er betonte, 
daß die diskutierten Kürzungen, 
die von verschiedenen Anti- 
Staats-Propagandisten gefordert 
werden, verschiedenen Wähler- 
gruppen, von Studenten über 
Bauern bis hin zu den Arbeitern, 
schaden werden. Das bedeutet, 
daß eine »umfassende Vorbe- 
handlung« in der Öffentlichkeit 
nötig sein wird, damit das Paket 
an Kürzungen »geschluckt« wird. 
Heffer meinte: »Es besteht keine 
große Hoffnung, daß das briti- 


sche Volk positiv darauf reagie- 
ren wird. ...Das Problem ist, daß 
die Briten bei einem Strudel im 
warmen Bad des Wohlfahrts- 
staates, einfach hoffnungslos da- 
rin ertrinken werden.« 


Heffer schätzt, daß die »steuer- 
zahlenden Klassen« dazu überre- 
det werden können, die nötigen 
Attacken auf die Staatsausgaben 
zu akzeptieren, wenn diese Maß- 
nahmen mit Steuerkürzungen 
verbunden sind, doch es wird 
schwieriger sein, »die Botschaft 
bis zu den weniger Privilegierten 
durchzubekommen —- Kunden 
des Wohlfahrtsstaates, die nicht 
nur hinsichtlich Sozialleistun- 
gen, sondern völlig von ihm 
abhängen. In der Tory-Partei gibt 
es heute niemanden mit der 
Überzeugungskraft oder dem 
Weitblick, der diesen Sektor der 
Bevölkerung davon überzeugen 
könnte, daß Reformen des Wohl- 
fahrtsstaates gut für sie wären, 
denn die Abhängigkeitskultur 
aufzugeben, wird schmerzlich 
sein. Doch sie muß aufgegeben 
werden. Paradoxerweise wird 
wahrscheinlich nur eine Labour- 
Regierung unter Mr. Blair genü- 
gend Vertrauen schaffen können, 
um dies anzugehen.« 


Der »Telegraph« hat die zuneh- 
mende Annäherung in der Phi- 
losophie von führenden Konser- 
vativen und Labour-Anhängern 
betont. Anne Applebaum lobte 
Gingrich und stellte das Echo 
seiner Überzeugungen, daß »der 
moderne Wohlfahrtsstaat nach 
dem Krieg gescheitert ist«, in 
bestimmten Labourkreisen fest. 


Sie verwies auf eine kürzlich 
erschiene Arbeit des Spitzen- 
Labourvertreters Frank Field, in 
der er behauptet: »Die Reform 
des Wohlfahrtsstaates muß damit 
beginnen, daß die starken Kräfte 
akzeptiert werden, von denen die 
menschliche Natur angetrieben 
wird. Dazu gehören Selbstver- 
besserung und Altruismus, doch 
der Eigennutz ist grundlegend 
dabei... Die Aufgabe besteht 
darin, den Eigennutz derart tätig 
werden zu lassen, daß damit 
gleichzeitig das Gemeinwohl ge- 
fördert wird.« 


Applebaum pflichtete dem bei 
und meinte, daß es jetzt, wo der 
Sozialismus als System zusam- 
mengebrochen sei, »nicht mehr 
nötig ist, so zu tun als seien die 
Menschen äußerst vervollkomm- 
nungsfähig«. 


USA 


Clinton 
setzt auf 
Frieden in 


Nordirland 


Über 1000 Menschen haben an der Konferenz über Handel und 
Investitionen in Irland, die in Washington stattfand, teilgenom- 
men. Es war tatsächlich eine Leistung, eine solche Gruppe zusam- 
menzukriegen. Nicht weniger beeindruckend war die Tatsache, 
daß neben 350 Geschäftsleuten aus Nordamerika und den 250 
aus Europa auch Hunderte von Vertretern, Stadträten und 
Kommunalbeamten aus Nordirland und Irland, darunter sechs 


Grenzstädten, zusammenkamen. 


Die Spannungen waren noch 
sichtbar, denn die Leute suchten 
sich ihren Platz beim Abendes- 
sen sehr sorgfältig aus; einige 
verspürten wenig Lust darauf, 


mit jemandem zusammenzusit- 


zen, der so lange Zeit ein Tod- 
feind gewesen ist. Doch sie blie- 
ben unter einem Dach und für 
einen Zweck versammelt — um 
einen Kurs der wirtschaftlichen 
Entwicklung für die Insel Erin zu 
entwerfen. 


Die Bedeutung der Überbrük- 
kung der Kluft zwischen Ka- 
tholiken und Protestanten war 
allen klar und deshalb war die 
aktive Kooperation des irischen 
Kardinals Cahal Daly und von 
Dr. John Dunlop, dem ehemali- 
gen Vorsitzenden der presbyte- 
rianischen Kirche in Irland, mehr 
als symbolisch. Kardinal Daly 
und Dr. Dunlop haben zusam- 
mengearbeitet und den Aufruf 
der Kirchen nach fairer Beschäf- 
tigung und Investionen in Nord- 
irland organisiert, eine Mobili- 
sierung, an der sich die vier 
größten Kirchen in Nordirland -— 
die presbyterianische, die rö- 
misch-katholische, die anglikani- 
sche und die methodistische Kir- 
che — beteiligen. Vor der Eröff- 
nung der Konferenz haben Kar- 
dinal Daly und Dr. Dunlop eine 
Pressekonferenz über diese Ini- 
tiative abgehalten. 

Nichts von alldem wäre gesche- 
hen ohne das starke persönliche 


Engagement von Präsident Wil- 
liam Clinton. Dies wurde von 
allen anerkannt und von vielen 
Rednern betont. Nur durch die 
Tatsache, daß er den Einfluß sei- 
nes Präsidentenamtes geltend 
machte, konnten die widerstre- 
benden Briten an den Verhand- 
lungstisch gebracht und konnte 
in der angespannten Beziehung 
zwischen den Ulster Unionists 
und der Sinn Fein vermittelt wer- 
den. 


Und auch das nicht ohne Preis 
für den Präsidenten selbst, der 
durch seine Intervention in die 
irische Situation noch mehr Was- 
ser auf die Mühlen der Schreiber- 
linge des britischen Establish- 
ments wie Lord William Rees- 
Mogg und Ambrose Evans-Prit- 
chard gegeben hat, die sich auf 
dem Kriegspfad gegen Clinton 
befinden, seit dieser seinen 
Amtseid geleistet hat. 


Irland war für jeden Präsidenten 
seit John Kennedy praktisch ein 
»unantastbares« Thema und Clin- 
ton ist einer Menge Leute auf die 
Füße getreten. Präsident Clintons 
Ernennung von Jean Kennedy 
Smith zur Botschafterin Irlands 
im März 1993 unterstrich den 
Symbolismus der Kontinuität mit 
der Politik des ermordeten Ken- 
nedy. 


Die Wut in Whitehall und im 
Buckingham Palast, die aufkam, 
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als Präsident Clinton im Januar 
1994 dem Sinn Fein Führer 
Gerry Adams zum ersten Mal ein 
Visum gewährte und ihn dann 
mit anderen irischen Führern am 
17. März, dem St. Patricks Tag, 
zu einem Empfang ins Weiße 
Haus einlud, tobt noch immer in 
der Brust der britischen Oligar- 
chen. Einigen Berichten zufolge 
lehnt Königin Elizabeth II. es ab, 
ihren Urlaub auf dem Sommer- 
schloß der Windsors in Balmoral, 
Schottland zu unterbrechen, um 
mit dem Präsidenten zusammen- 
zutreffen, wenn er, wie geplant, 
auf dem Weg nach Irland in 
Britannien kurz haltmacht. 


Neue Chancen 
für Nordirland 


Nach viel Druckausübung hinter 
den Kulissen hatten der britische 
Premierminister John Major und 
der irische Premierminister Al- 
bert Reynolds im Dezember 
1993 eine gemeinsame Erklä- 
rung über Nordirland unterzeich- 
net, die den Boden bereitete für 
die Beendigung von fast drei 
Jahrzehnten der Gewalt und des 
Terrorismus. Im August und 
Oktober 1994 erklärten die Irisch- 
Republikanische Armee (IRA) 
beziehungsweise die loyalisti- 
schen paramilitärischen Gruppen 
in Nordirland eine Einstellung 
der Feindseligkeiten. 


Am 1. November 1994 verkün- 
dete Präsident Clinton ein Maß- 
nahmenpaket, »um sicherzustel- 
len, daß der Frieden Irland neue 
Chancen für mehr Arbeitsplätze 
und wirtschaftliches Wachstum 
bringt«, zu denen unter anderem 
die Konferenz über Handel und 
Investitionen in Irland im Wei- 
ßen Haus gehört. Der Präsident 
hat auch die Finanzierung für den 
Internationalen Fonds für Irland 
auf insgesamt 60 Millionen Dol- 
lar in den nächsten beiden Jahren 
erhöht und er hat ein verstärktes 
Kooperationsprogramm mit Ir- 
land auf dem Gebiet der Wis- 
senschaft und Technologie emp- 


22 Aachen 9/1995 


ee U IE TE 


fohlen. Zu der Zeit hat der Prä- 
sident den ehemaligen Senator 
George Mitchell als Sonderbe- 
rater des Präsidenten und den 
Staatssekretär für wirtschaftliche 
Initiativen in Irland ernannt. 


Präsident Clinton bestätigte in 
seiner Rede am 25. Mai auf der 
Konferenz erneut sein Engage- 
ment in diesem Prozeß. »Nie 
zuvor haben sich Vertreter aller 
politischen Parteien in Nord- 
irland, Vertreter aus dem Verei- 
nigten Königreich und Irland und 
so viele Industrieführer zusam- 
mengeschlossen, um uns dabei 
zu helfen, ein besseres Morgen 
aufzubauen«, sagte er. »Die Kon- 
ferenz zeigt erneut den histori- 
schen Fortschritt, der in Richtung 
einer gerechten und andauernden 
Regelung und in Richtung eines 
Friedens gemacht wurde, der die 
Rechte und Traditionen beider 
Gemeinschaften respektiert. Ob- 
wohl die Gewalt gesunken ist«, 
sagte er, »ist sie doch noch nicht 
verschwunden.« 


Wirtschaftswachstum, 
um dem Fanatismus 
vorzubeugen 


»Wir müssen jetzt«, so betonte 
der Präsident, »auf der Insel eine 
wirtschaftliche Entwicklung zu- 
standebringen. In Nordirland und 
in den Grenz-Counties muß Frie- 
den sein, so daß jeder davon 
überzeugt ist, daß die Zukunft 
jenen gehört, die aufbauen und 
nicht jenen, die zerstören«, sagte 
Präsident Clinton den Delegier- 
ten. 


»Um das Erreichte festzuma- 
chen, müssen wir Hoffnung real 
machen. Um die Chance zu er- 
greifen, müssen wir stärkere Un- 
ternehmen und Gemeinden und 
Familien aufbauen. Wir müssen 
mehr und bessere Arbeitsplätze 
haben. Wir müssen die Aussich- 
ten auf ein besseres Morgen 
bestärken. So kann man dem Fa- 
natismus vorbeugen... Mehr In- 
vestitionen in Nordirland ver- 
sprechen, die Region aus dem 
Kreislauf der Verzweiflung, der 
zu Gewalt führt, herauszuheben. 
Wir werden die chronische Ar- 
beitslosigkeit reduzieren, die in 
manchen städtischen Bereichen 
bei 50 Prozent liegt und die Träu- 
me von so vielen zunichtege- 
macht hat.« 


Und Investitionen waren in der 
Tat der wirkliche Gegenstand der 


Konferenz. Doch die Strategie, 
die die Regierung Clinton unter 
den Haushaltszwängen, die ihr 
durch einen republikanischen 
Kongreß, der von der Sparmaß- 
nahmen-Manie der konservati- 
ven Revolution besessen ist, 
gewählt hat, scheint zu sein, die 
Geschäftsleute zusammenzubrin- 
gen, ihnen ein Forum und erheb- 
liche logistische Unterstützung 
und Hoffnung zu bieten, daß die 
Entwicklung ins Rollen kommen 
wird. 


Obwohl Mitchell die Bemühun- 
gen aller US-Regierungsbehör- 
den zur Förderung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung in 
Nordirland und den Grenz- 
Counties Irlands geführt hat, kam 
die wirkliche logistische Unter- 
stützung für die Wirtschaftsini- 
tiativen von Ron Browns Han- 
delsministerium. Brown hat im 
Dezember 1994 eine Delegation 
von führenden amerikanischen 
Geschäftsleuten auf die von der 
britischen Regierung gesponser- 
ten Belfaster Investment-Konfe- 
renz und nach Dublin gebracht. 
Brown wird auch niach der Kon- 
ferenz im Weißen Haus wieder 
mit nach Irland gehen. 


Die Gegner des 
Friedensprozesses 


Es ist kein Zufall, daß das Han- 
delsministerium auf der Ziel- 
scheibe der Republikaner im 
Kongreß steht, die es sobald wie 
möglich abgeschafft sehen wol- 
len. Seit seiner Gründung im Jah- 
re 1903 ist das Handelsministe- 
rium eines der letzten Überbleib- 
sel des Dirigismus bei der Aus- 
arbeitung der Wirtschaftspolitik. 


Die Befürworter der konservati- 
ven Revolution, besessen von der 
»freien Marktwirtschaft«, wollen 
das Handelsministerium ganz 
abschaffen und unterminieren so 
den Frieden in Irland sowie die 
aufkommenden Friedensabkom- 
men in Nahost und anderswo. 


Obwohl die Konferenz auf die 
Wirtschaft konzentriert war, lie- 
ferte sie auch den politischen 
Hintergrund für das lang erwarte- 
te Treffen zwischen Sinn Fein 
Führer Gerry Adams und dem 
britischen Nordirland-Minister 
Sir Patrick Mayhew. Dies wäre 
das erste Mal seit dem Jahre 
1972, daß ein Sinn Fein Führer 
und ein britischer Kabinettsmini- 
ster zusammentreffen würden. 


Irischen Quellen zufolge wurde 
Adams im Jahre 1972 zu einem 
ähnlichen Zusammentreffen mit 
einem britischen Minister aus 
dem Gefängnis geholt, obwohl 
diese Geschichte von den Briten 
immer noch eisern dementiert 
wird. 


Das Washingtoner Zusammen- 
treffen, das mehr symbolischen 
Charakter hatte, dauerte 35 Mi- 
nuten. Adams beschrieb das Tref- 
fen als »freundlich, positiv, offen 
und sehr nützlich.« Mayhew 
bezeichnete es kurz und knapp 
als »zivil« und beklagte, daß er 
von Adams über die Ablieferung 
der IRA-Waffen — ein Hauptthe- 
ma, während die Friedensver- 
handlungen weitergehen — keine 
»positive Antwort« erhalten hat. 


Mit dem Hinweis, daß die Ent- 
waffnung keine Sackgasse ist, 
besteht Adams darauf, daß die 
Gespräche darüber auch die in 
Nordirland vorhandene britische 
Munition und die Freilassung 
von Gefangenen beinhalten soll- 
te. 


Während eines Empfangs am 
25. Mai für Konferenzdelegierte 
im Weißen Haus sprach Adams 
auch kurz mit dem nationalen 
Sicherheitsberater Anthony Lake 
und mit Nancy Soderberg, Son- 
derberaterin des Präsidenten und 
der führenden Person im Na- 
tionalen Sicherheitsrat im Zu- 
sammenhang mit dem irischen 
Friedensprozeß. 


Die wirkliche Gefahr in der Stra- 
tegie der Regierung besteht je- 
doch darin, daß sie sich auf die 
»Tätigkeiten des Marktes« ver- 
läßt, um die Entwicklung rasch 
genug ins Rollen zu bringen, um 
zu verhindern, daß sich der 
Friedensprozeß wieder auflöst. 


Als Antwort auf eine Frage auf 
einer Pressekonferenz nannte 
George Mitchell die Position der 
Regierung. 


»Wir haben eine freie Markt- 
wirtschaft«, sagte Mitchell. »Und 
wir versuchen, private amerika- 
nische Unternehmen dazu zu 
bringen, in Nordirland zu inve- 
stieren und wir haben weder die 
Absicht noch besitzen wir die 
Autorität, ihnen zu sagen, was sie 
tun sollen. Wir stellen ihnen die 
Tatsachen zur Verfügung, wir 
ermutigen sie, wir ermahnen sie, 
aber letztendlich treffen sie ihre 
eigenen Entscheidungen.« 


Balkan 


In Bosnien 


ist der 


totale Krieg 
angesagt 


»Ein blutiger Vorhang senkt sich über den Konflikt in Bosnien. 
Dies ist kein Bürgerkrieg, es sei denn, Sie wollen behaupten, daß 
der französische Widerstand ein Bürgerkrieg war... Es ist eine 
Ehre für uns, für jene Prinzipien zu kämpfen, das heißt, für 
Europa zu kämpfen. Ich bin sicher, das wir letztendlich siegen 


werden.« 


Diese Worte sagte Irfan Ljubi- 
jankic, der bosnische Außenmi- 
nister, im April 1994 im Brüssel. 
Er wurde am 28. Mai 1995 er- 
mordet, als sein Helikopter über 
dem besetzten Kroatien abge- 
schossen wurde. Das Kordun 
Corps der serbischen Miliz über- 
nahm die Verantwortung für die- 
sen Mord. 


Der Plan 
»Determined Effort« 


Obwohl die Ereignisse für den 
Bürger, der versucht, die Hun- 
derte von Seiten gedruckten Ma- 
terials über Bosnien zu enträt- 
seln, verwirrend sein mögen, 
hängt alles, was an der militäri- 
schen und diplomatischen Front 
passiert ist, mit der Existenz 
eines NATO-Plans, das heißt 
einem amerikanischen Plan, zu- 
sammen, der unter dem Namen 
»Determined Effort« oder Plan 
40 104 an die Presse durchge- 
sickert ist. Bosnische und andere 
Nachrichtenagenturen hatten Zu- 
gang zu diesen »undichten Stel- 
len« bezüglich des Plans. Sie 
nennen eine Operation in fünf 
Stadien: Erstens, Truppenver- 
legung nach Kroatien und Süd- 
ostitalien; zweitens, Entfaltung 
zusätzlicher Einheiten auf bosni- 
schem und kroatischem Terri- 
torium; drittens, Abzug der 
Unprofor (UNO-Schutztruppen) 
nach Umgruppierung; viertens, 
Transport der Unprofor-Truppen 
zu Zentren außerhalb des ehema- 


ligen Jugoslawien; und fünftens, 
deren Rücksendung. 


Dies wird die größte Entfaltung 
von Marinestreitkräften in der 
Adria seit dem Zweiten Welt- 
krieg und die größte militärische 
Aktion mit zwischen 40.000 und 
60.000 Mann, die von der NATO 
in ihrer ganzen Geschichte je- 
mals durchgeführt wurde. »De- 
termined Effort« soll innerhalb 
eines Zeitraums von drei bis vier 
Monaten entfaltet werden und zu 
einem vollständigen Rückzug 
der UNO-Truppen führen. Und 
die Bosnier werden sich nicht 
unter die UNO-Panzer werfen, 
um sie dort zu halten. Wie 
Präsident Alija Izetbegovic ge- 
sagt hat: »Laßt sie gehen! Wir 
werden sie nicht aufhalten.« 


1995 - ein gutes Jahr, 
um den Völkermord 
zu stoppen 


Das Komplizierte an dem sonst 
so klaren Bild ist die Tatsache, 
daß die Briten nicht gehen wol- 
len und deshalb gibt es innerhalb 
der NATO zwei Verfahrens- 
weisen: die Englands und seiner 
Verbündeten und die der Ver- 
einigten Staaten. Die Vereinigten 
Staaten haben zum Waffenem- 
bargo, das gegen Bosnien ver- 
hängt wurde, ein Lippenbekennt- 
nis abgelegt, denn sie haben dem 
Land insgeheim Waffen geliefert, 
während England Serbien durch 
seine Kontrolle, die es über 


Unprofor und über Rußland aus- 
übt, in jeder erdenklichen Form 
Hilfe und Unterstützung zuteil 
werden ließ. 


Als Whitehall und dem Außen- 
ministerium Ende Mai klar wur- 
de, daß der neue französische 
Präsident Jacques Chirac heraus 
will, gab es zunächst Bestürzung 
und dann hektische Aktivitäten 
in London: 5.000 neue Truppen 
sollten nach Bosnien entsendet 
werden und sie würden unter bri- 
tisches Kommando gestellt und 
sie würden »den Entschluß der 
Franzosen bekräftigen« und so 
weiter. Doch Chirac will heraus. 


Und dann kamen die Vereinigten 
Staaten mit Plan 40 104, der 
bereits gestartet war. Was nicht 
bekannt ist, ist, was die Verei- 
nigten Staaten dann tun werden. 
Wird Clinton die Offensive fort- 
setzen? Werden die Vereinigten 
Staaten die Politik der sadisti- 
schen Londoner Kontaktgruppe 
zur Aufteilung Bosniens in »eth- 
nische« Teile vollständig ableh- 
nen? 


Washington 
fördert Bosnien 


Und falls Präsident Clinton wirk- 
lich die Waffen liefert, werden 
die Briten die glücklichen Ver- 
lierer spielen? Werden sie ihren 
Schwanz einziehen und sich da- 
vonschleichen? 


Die Überschrift auf der Titelseite 
des »Daily Telegraph« vom 
2. Juni »Alliierte vermuten, daß 
die amerikanischen Falken das 
Kriegsrisiko erhöhen« — ganz zu 
schweigen von einer Reihe von 
Morddrohungen auf das Weiße 
Haus - läßt eher vermuten, daß 
dies nicht der Fall sein wird. Da- 
neben stand halbfett gedruckt ein 
Artikel des Rüstungskorrespon- 
denten Robert Fox, der Geheim- 
informationen über amerikani- 
sche Waffenlieferungen an Bos- 
nien weitergab, die von briti- 
schen und anderen Unprofor- 
Vertretern in dem Gebiet an 
London weitergetragen wurden 
und in dem Leitartikel des politi- 
schen Redakteurs George Jones 
hieß es offen: 


»Die Beziehungen zwischen 
Washington und Europa über 
Bosnien... wurden durch Hin- 
weise, daß Gruppen innerhalb 
des Weißen Hauses und des 
Außenministeriums jetzt offen 


die vorherrschend moslemisch- 

bosnische Regierung in Sarajewo 

unterstützen, weiter unterminiert. 

Einige (britische) Minister fürch- 

ten, daß Elemente in der US- 

Regierung Hoffnungen auf einen 

Kompromiß in Bosnien gefähr- 

den, indem sie die moslemischen 

Interessen insgeheim fördern -: 
ohne ihre europäischen Ver- 

bündeten zu informieren — um 

die bosnischen Serben dazu zu 

zwingen, Territorium aufzuge- 
ben, daß sie in Besitz genommen 

haben.«. 


In der gleichen Woche sagte 
David Lord Owen bei seinem 
Rücktritt als Chef der Genfer 
Konferenz über das »frühere Ju- 
goslawien« der Pariser Tages- 
zeitung »Le Figaro«, daß es sei- 
ner Meinung nach keinerlei 
Grund dafür gibt, das Unprofor- 
Mandat zu ändern, keinen Grund 
dafür, die Truppen zurückzuzie- 
hen und keinen Grund mit den 
Serben irgendetwas anderes zu 
tun als mit ihnen zu verhandeln. 
Die jetzige US-Regierung, die, 
so behauptet er, von den Serben 
als »dem Feind« spricht und 
damit »ihre. Paranoia schürt«, ist 
Gegenstand seines offensten 
Hasses: »Ich habe nach dem, was 
die Amerikaner in Somalia getan 
haben, keine Lektionen von 
ihnen zu lernen«, meint er. 


Die US-Regierung behandelt 
Serbien bei weitem nicht als 
Feind und hat sich eine Tür 
offengelassen, um ganz aus dem 
Krieg herauszukommen, indem 
sie die Kriegsherrn im besetzten 
Bosnien und Kroatien, Radovan 
Karadzic beziehungsweise Gene- 
ral Martic, am langen Arm ver- 
hungern läßt. Der Sonderge- 
sandte Frasure ist seit Anfang 
Mai mehrere Male nach Belgrad 
gereist und hat angeboten, die 
Handelssanktionen gegen Ser- 
bien aufheben zu lassen, wenn es 
dem zustimmt. Doch es sind die 
Briten, die den serbischen Prä- 
sidenten Slobodan Milosevic — 
den Frankenstein des Monsters 
Karadzic, in Außenminister Mu- 
hamad Sacirbeys Worten — bera- 
ten und sie haben ihm gesagt, er 
solle hart sein. Die Gespräche 
sind inzwischen erneut zusam- 
mengebrochen. Es steht auch 
außer Zweifel, daß es die Briten 
sind, die die ganze Geiselkrise 
inszeniert haben. 


Das ist der Grund, weshalb John 
Zametica, der zu Beginn des 
Krieges von Cambridge nach 
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Balkan 


In Bosnien 
ist der 
totale Krieg 
angesagt 


Pale geschickt worden war, um 
Karadzic zu kontrollieren, auf 
der Höhe der Geiselkrise plötz- 
lich wieder erschien und als 
Karadzics Sprecher fungierte — 
obwohl es im Jahre 1994 die 
Briten selbst waren, die das 
Gerücht in Umlauf gesetzt hat- 
ten, daß Zametica ausgeschlos- 
sen worden sei. 


Die Geiseln können 
Cambridges John 
Zametica danken 


Der Streich mit den Geiseln 
wurde durchgeführt, damit die 
Briten ihren Plan A durchführen 
konnten: Bosnien mit einer mas- 
siven Invasionstruppe besetzen, 
die Franzosen daran hindern, zu 


4 


ii 


= 


. 
on. 
mr 


6) 4 Das andere deutsche 


Nachrichtenmagazin 9/1995 


gehen und so den Krieg so lange 
wie möglich am Laufen zu hal- 
ten. Plan B heißt, die Niederlage 
akzeptieren und gehen und dabei 
so viel kaputtmachen wie nur 
möglich, während man geht und 
den Vereinigten Staaten, Deutsch- 
land und allen anderen, die 
einem dabei in die Quere kom- 
men, den größtmöglichen politi- 
schen Schaden zufügt. Die Briten 
sind aus dem Gleichgewicht und 
sind noch nicht mit dem einen 
oder anderen Plan herausgekom- 
men: beide Pläne sind flüchtig 
und das macht die Dinge verwir- 
rend. 


Was die Engländer tatsächlich 
quietschen läßt ist allerdings 
nicht die Tatsache, daß sie dabei 
sind, den Krieg in Bosnien zu 
verlieren: es ist die Tatsache, daß 
sie dabei sind, Rußland zu verlie- 
ren, den größten Stock, mit dem 
sie dem Rest der Welt eins über 
den Kopf schlagen könnten. Die 
Russen, die sehen, daß Mr. Clin- 
ton schließlich entschiedene, 
kriegsähnliche Maßnahmen er- 
greift, um Bosnien zu retten, 
haben die Botschaft gekriegt, daß 
dies zu einem gleichermaßen 
entschiedenen Bruch der Ameri- 


kaner mit dem Internationalen 
Währungsfonds und der Schock- 
therapie führen könnte. Da es 
ihnen weitmehr auf ernsthafte 
Handelsbeziehungen zu den Ver- 
einigten Staaten und Deutsch- 
land ankommt als auf England 
und Serbien oder das dürre, 
gebirgige Gebiet von Bosnien, 
haben weder die russische Re- 
gierung noch die Armee irgen- 
detwas Erwähnenswertes gesagt 
oder getan, seit die Vereinigten 
Staaten deutlich gemacht haben, 
daß sie die Briten zwingen wür- 
den, aus Bosnien herauszugehen. 


Der Albatross um 
Rußlands Hals 


Ein Artikel in dieser Richtung 
erschien im russischen Magazin 
»Sevodnya«, der von dem Rü- 
stungskorrespondenten Pavel Fel- 
genauer unterzeichnet war. Mit 
spitzer Feder bezeichnet Fel- 
genauer Serbien als nichts weiter 


Der Krieg in Bosnien hat 
eine unvorstellbare Grau- 
samkeit gegen die Zivilbe- 
völkerung angenommen. 


als einen Albatross um Rußlands 
Hals; es hat Rußland immer 
angelogen und es in verhängnis- 
volle Abenteuer hineingezogen, 
von denen der Erste Weltkrieg 
das schlimmste war. 


In der Nacht vom 4. Juni fand 
dann in Wien zwischen dem US- 
Befehlshaber der gemeinsamen 
Stabchefs, General John Shali- 
kashvili, und seinem russischen 
Kollegen, General Kolesnikov, 
ein Treffen statt. Ein Kommuni- 
qu& wurde nicht herausgegeben. 
Doch wie die Welt inzwischen 
erfahren hat, hat es über die 
Politik hinsichtlich Serbien eine 
gewaltige Nichtübereinstimmung 
gegeben. 


Bei all diesem diplomatischen 
Hin und Her täte man gut daran, 
sich daran zu erinnern, daß den 
Menschen, die wir retten sollen, 
die Zeit davonläuft. In der bosni- 
schen Hauptstadt gibt es seit 
Wochen kein Licht, kein Wasser 
und kein Gas. Die Zufuhr wurde 
von den Serben abgeschnitten. 


Seit die Serben den Flughafen 
Anfang April geschlossen haben, 
hat es keine Luftbrücke für Le- 
bensmittel in die Stadt hinein 
gegeben und die Route über den 
Berg Igman ist aufgrund von ser- 
bischen Heckenschützen prak- 
tisch unpassierbar. Was die En- 
klaven im Osten angeht, so sind 
wegen der serbischen Angriffe 
schon seit Wochen kaum Kon- 
vois mehr dorthin gekommen. 


Die angeblichen 
Nazi-Satellitenstaaten 


Unterdessen — zurück zur Unrea- 
lität: auf dem jüngsten Filmfesti- 
val in Cannes hat die Jury Emir 
Kusturica die Goldene Palme 
verliehen. Kusturica ist ein 
selbsterklärter Verfechter des 
»Punk-Rock« in der »jugoslawi- 
schen« Sache. Sein Film »Under- 
ground« ist so schlecht, daß so- 
gar die Starlets mit ihrem 
Schmollmund auf der Strandpro- 
menade gescheit aussahen. 


Doch wie bei seiner Jury ist das 
wahre Anliegen Kusturicas nicht 
kinematographischer Natur. Er 
sagte dem Pressecorps in Can- 
nes, daß der Grund für den jetzi- 
gen Krieg der Fall der Berliner 
Mauer ist und »diese kleinen 
Länder, die Nazi-Satellitenstaa- 
ten sind, wie Slowenien, Kroa- 
tien, Ungarn und Bosnien!« 


Balkan 


Der Krieg 
der Briten 


gegen die 
USA ver- 
schärft sich 


Großbritanniens Hoffnungen, die jüngsten Greueltaten der Ser- 
ben für seine weltweite Kampagne zur Vernichtung von Präsident 
Clinton und zur Schmähung der Vereinigten Staaten ausnutzen 
zu können, sind auf einige große Hindernisse gestoßen. Die 
Regierung Clinton hat nicht nur wirksam und flexibel auf die ser- 
bischen Provokationen — die Ermordung des bosnischen Au- 
Benministers Irfan Ljubiankic am 28. Mai, militärische Angriffe 
gegen die Positionen der UNO-»Friedenstruppen« und die 
Geiselnahme von über 300 Unprofor-Angehörigen — reagiert, 
sondern aufgrund des Besuchs des US-Präsidenten in Moskau 
anläßlich der Feierlichkeiten zum Jahrestag des Endes des 
Zweiten Weltkrieges, gingen die Russen den Briten auch nicht in 
die Falle, durch die sie zwischen das Jelzin-Regime und 
Washington einen Keil treiben wollten. 


Seit der Wahl von Jacques Chirac 
zum Präsidenten Frankreichs am 
7. Mai hat Frankreich darüber 
hinaus auch Anzeichen dafür 
gezeigt, daß es sich von der bis- 
herigen Politik der Regierung — 
einer anglo-französischen En- 
tente Cordiale gegen Deutsch- 
land und die Vereinigten Staaten 
— abwendet. 


Die Manöver der Briten und ihrer 
serbischen Marionetten auf dem 
Balkan geschehen zeitgleich mit 
unheilvollen Warnungen führen- 
der Sprecher des Haus Windsor 
und deren Club of the Isles über 
den bevorstehenden Zusammen- 
bruch des Weltfinanz- und Wäh- 
rungssystems. Ihre Lösung: Vor- 
stoß in Richtung Totalitarismus 
und faschistische Sparmaßnah- 
men. 


In den letzten Wochen waren 
zwei der führenden Sprachrohre 
des Clubs, Lord William Rees- 
Mogg von der Londoner »Ti- 
mes« und Sir Peregrine Worst- 
horne vom »Sunday Telegraph«, 
unerschrocken in ihren Forde- 


rungen nach einer neuen Phase 
im Krieg zur Zerstörung Präsi- 
dent Clintons und um die Ver- 
einigten Staaten in die Arme der 
konservativen Revolutionisten 
zu treiben, die sich nach London 
richten und die Institutionen der 
US-Republik demontieren wür- 
den. 


Londons 
Dilemma 


Seit einiger Zeit ist der City of 
London nun klär, daß Präsident 
Clinton mit Unterstützung einer 
zunehmenden Anzahl von politi- 
schen Institutionen in den USA 
in erheblichem Maße mit der bri- 
tischen Geopolitik gebrochen hat 
— ein Bruch, deren Umkehrung 
schwierig sein wird, es sei denn 
bei den Wahlen im November 
1996 kann ein fügsamer Hand- 
langer aus der Bush-Liga im 
Weißen Haus plaziert werden. 


Nach einer kürzlichen Informa- 
tionsreise durch die Vereinigten 
Staaten schrieb Lord Rees-Mogg 


in der »Times« eine Kolumne, in 
der er den Präsidentschaftskan- 
didaten Senator Phil Gramm als 
»unwählbar« bezeichnete. Kurz 
danach veröffentlichte die »New 
Republic« ein schmutziges Ex- 
pose über die Investitionen des 
Senators aus Texas in Pornofilme 
und in einen unzüchtigen Film, 
in dem Richard Nixon verspottet 
wird. 


George Bush hat signalisiert, daß 
er den Gouverneur von Kali- 
fornien, Gouverneur Pete Wil- 
son, für dessen Nominierung als 
Präsidentschaftskandidat der Re- 
publikaner unterstützen wird und 
machte seinen früheren Stabs- 
chef Craig Fuller zum Verant- 
wortlichen für die Wilson-Kam- 
pagne. Doch sich selbst überlas- 
sen hat keiner der von London 
favorisierten Kandidaten der Re- 
publikaner eine große Chance, 
den amtierenden Präsidenten, 
ganz zu schweigen davon, den 
Mehrheitsführer im Senat, Ro- 
bert Dole, zu schlagen. 


Verbitterung bei der 
englischen Königin 


Senator Dole, ein alteingesesse- 
ner Washingtoner Politiker, hat 
sich dazu bereiterklärt, auf den 
allgemeinen Parametern der 
amerikanischen Balkanpolitik 
und anderen wichtigen Themen 
der nationalen Sicherheit trotz 
gegenteiliger rhetorischer Kämp- 
fe eine außenpolitische Zweipar- 
teien-Allianz mit dem Weißen 
Haus zu schaffen. Dole sponsert 


derzeit — zusammen mit Joseph _ 


Lieberman, einem Demokraten 
aus Connecticut — eine Resolu- 
tion zur Aufhebung des Waffen- 
embargos gegen Bosnien und 
zum gänzlichen Abzug der 
UNO-Truppen. : 


Angesichts der Aussichten auf 
entweder vier weitere Jahre mit 
Clinton oder auf einen Präsi- 
denten Dole, der die anti-briti- 
sche Stoßrichtung der Regierung 
Clinton fortführen würde, be- 
schloß London, die Balkankrise 
zu verschärfen, in der Hoffnung, 
die Vereinigten Staaten in eine 
Art Morast hineinzuziehen, der 
einen der konservativen Revolu- 
tionisten 18 Monate später ins 
Weiße Haus bringen könnte. 


Die Eskalation auf dem Balkan 
kam kurz nachdem Clinton es 
abgelehnt hatte, den Jahresfeiern 
zum Ende des Zweiten Welt- 


kriegs in London beizuwohnen. 
Diese diplomatische Brüskierung 
hat die britische Königsfamilie 
derart verärgert, daß Königin 
Elizabeth II. gesagt haben soll, 
sie werde aus ihrem Urlaub in 
Schottland im September nicht 
zurückkehren, um Präsident Clin- 
ton zu begrüßen. Dieser Schritt 
der Königin könnte auch signali- 
sieren, daß Pläne für eine Re- 
gierungsänderung im Gange 
sind. Selbst Margaret Thatcher 
hat sich in den letzten Wochen 
bemerkbar gemacht und dem 
Chef der Labour Party, Tony 
Blair, als Nachfolger von Pre- 
mierminister John Major ihren 
Segen gegeben. 


Kontrolle über 
bestimmte Netzwerke 
der Serben 


Die Tatsache, daß die Briten den 
Balkan Zu ihrem bevorzugten 
Ziel gemacht haben, um den 
Krieg gegen Washington zu ver- 
schärfen, war kein kurzfristiger 
Notbehelf. Die Briten haben die 
Kontrolle über bestimmte Netz- 
werke der Serben seit der Zeit 
vor dem Ersten Weltkrieg auf- 
rechterhalten, als der ursprüngli- 
che »Prince of the Isles«, Prinz 
Edward Albert, später König 
Edward VII, den Weltkrieg an- 
gestiftet hat, um eine französi- 
sche, deutsche, russische, ameri- 
kanische Allianz daran zu hin- 
dern, eine eurasische Wachs- 
tumszone aufzubauen, die Bri- 
tanniens Welt-Empire in den 
Schatten gestellt hätte. 


Unmittelbar vor dem Ersten 
Weltkrieg formte Prinz Edward 
Albert das, was als Dreier- 
Entente bekannt wurde — eine 
ruchlose Allianz zwischen Lon- 
don, Paris und Moskau gegen 
Deutschland und damit auch 
gegen die Vereinigten Staaten. 


Heute sind die Briten auf das 
gleiche Ziel aus. Der einzige 
Unterschied ist, daß die Ge- 
hässigkeit gegen die Vereinigten 
Staaten diesmal offener ist. 
Andererseits sind sich diesmal 
die politischen Institutionen in 
Amerika, die sich hinter Präsi- 
dent Clinton geschart haben, der 
Perfidie der Briten weitaus be- 
wußter und deshalb weniger 
anfällig dafür, in die offensichtli- 
chen Fallen zu laufen. 


Präsident Clinton präsentierte 
sein politisches Verständnis wäh- 
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Der Krieg 
der Briten 
gegen die 
USA ver- 
schärft sich 


rend seines letzten Gipfeltreffens 
in Moskau. Während er mit dem 
russischen Präsidenten Boris Jel- 
zin an verschiedenen politischen 
Fronten nicht übereinstimmte, 
machte Clinton klar, daß die 
Vereinigten Staaten einer langfri- 
stigen politischen Partnerschaft 
mit Rußland verpflichtet und für 
einige der Probleme, denen sich 
Rußland gegenübersieht, durch- 
aus empfänglich sind. Die ange- 
spannten Verhandlungen über 
Rußlands geplanten Verkauf von 
Nuklearanlagen an den Iran wur- 
den gütig gelöst, ebenso wie die 
groben Parameter für die russi- 
sche Mitgliedschaft in der 
Partnership for Peace. 


Die Verschärfung 
des Balkankrieges 


Die Vereinigten Staaten gaben in 
der Zeit vor den französischen 
Präsidentschaftswahlen im Mai 
auch ihrer Unzufriedenheit über 
den früheren französischen Pre- 
mierminister Edouard Balladur 
und seinen bösartig anti-ameri- 
kanischen Innenminister Charles 
Pasqua Ausdruck. Balladurs 
überraschende Niederlage im 
ersten Wahlgang stellte das Ende 
von Pasquas politischer Karriere 
dar, zumindest für die nächste 
Zukunft und Präsident Chirac 
und Premierminister Alain Juppe 
haben bereits darauf hingewie- 
sen, daß sie Frankreichs Politik 
wieder in Richtung europäischer 
Integration und europäisch-ame- 
rikanischer Kooperation schwen- 
ken werden, was die englisch- 
französische Entente Cordiale 
weiter schwächen wird. 


Kürzlich berichtete der San Fran- 
cisco »Chronicle«, daß einer Per- 
son aus der marokkanischen Op- 
position durch eine beispiellose 
Intervention von Seiten des Au- 
Benministeriums in den Verei- 
nigten Staaten politisches Asyl 
gewährt worden sei, da der Mann 
Beweise dafür vorgelegt habe, 
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daß Pasqua am Schutz eines 
Heroin-Schmuggelrings, der in 
Südfrankreich und Marokko ak- 
tiv ist, persönlich beteiligt war. 
Diese ganzen Entwicklungen 
haben zu dem Komplott der bos- 
nischen Serben zur Verschärfung 
der Balkankrise beigetragen. 


Es könnte ins 
Auge gehen 


Als die Einheiten des serbischen 
Militärs Mitte Mai die französi- 
schen Friedenstruppen der UNO 
angegriffen haben, reagierte die 
UNO damit, daß sie NATO- 
Luftangriffe gegen serbische Ar- 
tilleriepositionen und sogar ge- 
gen den Kommandoposten der 
bosnischen Serben genehmigte. 
Die Serben reagierten damit, daß 
sie mehrere hundert Unprofor- 
Truppen als Geisel nahmen und 
mehrere französische Soldaten 
töteten. 


Die Provokation des Führers der 
bosnischen Serben und Hand- 
langers der Briten, Radovan 
Karadzic, zielte darauf ab, die 
NATO Farbe bekennen zu lassen 
und entweder den Rückzug von 
Unprofor oder eine dramatische 
Eskalation der NATO-Präsenz — 
darunter ein großes US-Kon- 
tingent — zu erzwingen. 

Vom Londoner Standpunkt aus 
hoffte man, daß Präsident Clin- 
ton, der somit keine andere Wahl 
hatte und den politischen Angrif- 
fen von Kongreß und NATO- 
Verbündeten ausgesetzt wäre, die 
die Krise entweder Clinton 
zuschreiben oder die Vereinigten 
Staaten auf dem Balkan - endlich 
— in einen Morast hineinziehen 
würden. 


Stattdessen sahen sich die Briten 
mit einer Reihe ernsthafter 
Probleme konfrontiert. Erstens 
schlug Präsident Clinton — mit 
Hilfe beider Parteien, die ein 
Ausmaß von übereinstimmender 
Unterstützung der US-Politik für 
die Souveränität Kroatiens und 
Bosniens widerspiegelte — einen 
vorsichtigen, aber effektiven mi- 
litärisch-diplomatischen Kurs ein 
und umging die von London ge- 
stellten Fallen. Er wiederholte, 
daß jede Eskalation bei der Ver- 
wicklung der USA an der Bal- 
kankrise Teil eine NATO- nicht 
Unprofor-Initiative wäre und daß 
es bei dem Völkermord der Ser- 
ben moralische Themen gäbe, 
die nicht unbeantwortet bleiben 
könnten. 


Geheimdienste 


Ein inter- 
nationaler 
Terrorakt 


Lyndon H. LaRouche 


Praktisch identische Studien, die den Nachrichtenagenturen von 
drei maßgeblichen Quellen berichtet wurden, deuten darauf hin, 
daß die massenmörderische Explosion, die das Bundesgebäude in 
Oklahoma City am 19. April 1995 zerstört hat, nicht nur eine ein- 
fache Bombe war, sondern eine Sprengladung, die mit einem sol- 
chen Ausmaß an technischer Ausgeklügeltheit konstruiert und 
gelegt wurde, das über die Fähigkeiten sämtlicher Verdächtigen 
hinausgeht, die von den großen britischen Nachrichtenmedien 
und deren »amerikanischen Pendants« als solche verkauft wer- 
den. Diejenigen, die Studien über die Auswirkungen der Ex- 
plosion auf die Struktur des Gebäudes erstellen, weisen darauf 
hin, daß sich die Orgänisation, die die Sprengladung geschaffen 
und gelegt hat, auf einer Stufe befindet, die über normale Schu- 
lung von Sonderkommandos hinausgeht und die Stufe von 
militärischen Geheimdienstspezialisten oder höher haben muß. 


Diese Berichte stimmen mit den 


. eigenen Erfahrungen überein, die 


meine Nachrichtenagentur bei 
der Untersuchung von internatio- 
nalen Terroranschlägen in den 
siebziger und achtiger Jahren er- 
worben hat. Häufig existierten 
die berühmten Terrorgruppen, 
von denen in den Nachrichten- 
medien die Rede war, entweder 
überhaupt nicht, oder sie waren 
nur ein Schutzschild, hinter dem 
professionelle Geheimdienstor- 
ganisationen operierten. 


Irreführung 
der Öffentlichkeit 


Unseren Erfahrungen nach traf 
das in den siebziger Jahren für 
Wilfried Boeses angebliche Rol- 
le in der »Entebbe«-Entführung 
zu. Es galt auch für die Entfüh- 
rung und Ermordung des frühe- 
ren italienischen Premiermini- 
sters und Henry Kissinger Geg- 
ners Aldo Moro im Jahre 1978. 
Es ist der Fall in unserer noch 
fortdauernden Untersuchung der 
Ermordung des schwedischen 
Premierministers Olof Palme am 
28. Februar 1986, die sich deut- 
lich zugunsten der internationa- 
len Iran-Contra Waffenhändler 
der Jahre 1985-86 auswirkte. 


Es war von Vorteil für die Politik 
der Regierung von Britanniens 
Premierministerin Margaret That- 
cher im Falle der Ermordung des 
Deutsche Bank Chefs Alfred 
Herrhausen am 29. November 
1989. 


In seinem Fall und im Fall des 
Mordes an Detlev Rohwedder — 
dem Chef der Treuhand, die für 
die ostdeutschen staatlichen In- 
dustrien im wiedervereinigten 
Deutschland verantwortlich ist — 
vertraten die Nachrichtenmedien 
ohne eine Spur von Beweisen 
beharrlich die Meinung, daß 
Herrhausen von einer nicht mehr 
existierenden Baader-Meinhof- 
Bande ermordet worden ist. 


Im vorliegenden Fall, dem Mas- 
senmord von Oklahoma, obliegt 
es mir nicht, die Komplizen- 
schaft oder Unschuld einer der 
mutmaßlichen Verdächtigen, die 
festgenommen oder zum Verhör 
gesucht werden, anzudeuten. 


Wir überlassen das den jeweili- 
gen Behörden. Unser Anliegen 
ist es, etwas von dem Schaden 
wiedergutzumachen, der von ei- 
ner anderen »üblichen Liste Ver- 
dächtiger«, den führenden, nor- 
malerweise lügenden, Nachrich- 
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Lyndon LaRouche analy- 
siert den internationalen 
Terrorismus als ein Netz- 
werk der Geheimdienste. 


tenmedien der USA und West 
europas angerichtet wurde. 


Die Mitschuld der 
Nachrichtenmedien 


In praktisch jedem Fall von inter- 
nationalem Terrorismus, den wir 
in den siebziger und achtziger 
Jahren untersucht haben, haben 
große Teile der internationalen 
Nachrichtenmedien eine unent- 
behrliche Rolle dabei gespielt, 
den relativen politischen Erfolg 
des Verbrechens zustandezubrin- 
gen. Die schuldhafte Mittäter- 
schaft dieser Nachrichtenmedien 
konzentriert sich heute im Fall 
Oklahoma wie früher, ob durch 
Dummheit: oder Schuld darauf, 
daß sie den Mythos verbreiten, 
der Terrorismus müsse als »ein 
soziologisches Phänomen« hin- 
wegerklärt werden.« 


Wir bitten die Leser, das Bom- 
benattentat einen Augenblick 
lang durch die Augen eines Er- 


mittlungsbeamten zu betrachten. 
Nehmen wir an, Sie wären ein 
solcher Detektiv und Ihre Auf- 
gabe wäre es, bei der Festnahme 
und Überführung eines derzeit 
noch unbekannten Täters mitzu- 
helfen, der bei einem versuchten 
bewaffneten Raubüberfall auf 
einen Supermarkt mehrere zufäl- 
lig Anwesende getötet hat. Wen 
suchen Sie auf der Grundlage 
dieser Informationen: einen mut- 
maßlichen Killer oder einen des 
bewaffneten Raubüberfalls Ver- 
dächtigen? Bis vorliegende Be- 
weise Sie dazu zwingen, von 
einer anderen Konstellation des 
Falles auszugehen, werden Sie 
einen des bewaffneten Raub- 
überfalls Verdächtigen suchen. 


Und so würden Sie im Falle 
Oklahoma nicht einfach nur ein 
»Bombenattentat« untersuchen. 
Es ist ein Fall, in dem alle wich- 
tigen Spuren darauf hindeuten, 
daß das Bombenattentat im 
Verlaufe der Durchführung einer 
ganz anderen Art von Verbrechen 
geschah: »einem internationalen 
Terrorakt«. 


Bisher haben wir dafür drei 
wichtige Hinweise erhalten. Der 
erste sind die Experteninforma- 


tionen, daß es sich um eine tech- 
nisch höchst ausgeklügelte Bom- 
be handelte, die die Fähigkeiten 
der Art von Ex-Militärs, die unter 
den »Milizen« zu finden sind, 
übersteigt. Der zweite ist die 
Verwicklung eines hochrangigen 
Mitglieds der britischen Oli- 
garchie, Lord William Rees- 
Mogg, sowohl in der Vorinsze- 
nierung der politischen Umge- 
bung, in der das Bombenattentat 
geschah, als auch in einem bos- 
haften Versuch, den Massenmord 
gegen den Präsidenten der Ver- 
einigten Staaten auszuschlach- 
ten, nachdem die Bombe in die 
Luft gegangen war. Der dritte ist 
die umfassende Dokumentation 
darüber, daß die Schicht, auf die 
Lord Rees-Mogg als seine Liste 
von Verdächtigen verwiesen hat, 
wie Rush Limbaugh und Rev. 
Jerry Falwell, fast zwei Jahre 
lang die offenkundigen Werkzeu- 
ge des britischen Establishment 
in ihrem Versuch, Präsident Bill 
Clinton zu vernichten, gewesen 
sind. 


Diese drei Beweisstücke sind 
natürlich einzigartig für diesen 
Fall. Doch sie repräsentieren ein 
Beweismuster, das nur auf eine 
bekannte Art von Verbrechen 


paßt: einen Fall von internationa- 
lem Terrorismus. 

Das Verhalten von Lord William 
Rees-Mogg, sowohl vor als auch 
nach dem Terroranschlag von 
Oklahoma, drückt das aus, was 
im 19. Jahrhundert als prakti- 
scher Zustand von unmittelbarer 
allgemeiner Kriegführung zwi- 
schen der britischen Monarchie 
und dem Präsidenten der Ver- 
einigten Staaten angesehen wor- 
den wäre. 


Über das Thema des Konflikts 
herrscht nicht wirklich ein Ge- 
heimnis. Wie der erklärte briti- 
sche Agent Henry A. Kissinger 
nie müde zu werden scheint zu 
erläutern: die Themen des Kon- 
flikts in Kriegszeiten zwischen 
Premierminister Winston Chur- 
chill und Präsident Franklin 
Roosevelt sind die fortdauernde 
Quelle der chronischen, gele- 
gentlich sogar tödlichen, Streitig- 
keiten zwischen London und den 
Vereinigten Staaten seit dem 
amerikanischen Unabhängig- 
keitskrieg. Sie sind heute die 
Themen zwischen Lord Rees- 
Mogg und Kissinger auf der 
einen Seite und Präsident Clinton 
und seinen Anhängern auf der 
anderen Seite. 
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Nachrichtenmagazin 


Geheimdienste 


Ein inter- 
nationaler 
Terrorakt 


Wie zu jeder Zeit der offenen 
Streitigkeiten zwischen den Ver- 
einigten Staaten und Britannien 
seit dem Jahre 1776 verläßt sich 
London weitgehend auf seinen 
Stützpunkt anti-amerikanischer 
Operationen in Kanada und auf 
jene US-Bürger, die in die Fuß- 
stapfen der Tory-Handlanger des 
britischen Geheimdienstes von 
1776 bis 1783 und der verräteri- 
schen »Hartford Convention« 
von 1814 treten. 

Heute befindet sich die breiteste 
politische Massenbasis von Bri- 
tanniens organisierten Anti-Clin- 
ton-Kollaborateuren innerhalb 
der USA in einem Netzwerk von 
britischen Geheimdienstopera- 
tionen, die unter dem Deckman- 
tel der Mont Pelerin Society und 
solchen Mont Pelerin Society 
Ablegern wie der Washingtoner 
Heritage Foundation, der Na- 
tional Taxpayer’s Union von 
Rees-Mogg und James Dale 
Davidson und dem von London 
gesteuerten Magazin » American 
Spectator« entfaltet werden. 


Es geht um die 
Zerstörung der 
Verfassung 


Dieses Netzwerk, das unter dem 
Deckmantel von Britanniens 
Mont Pelerin Society gelenkt 
wird, wird als die radikalen 
»Neokonservativen« anerkannt, 
die sich um Newt(on) Gingrichs 
»Contract with America«, Prä- 
sidentschaftskandidat Phil Gramm 
und George Bushs Lieblingskan- 
didaten Pete Wilson aus Kali- 
fornien versammeln. Die jeweili- 
gen »neo-konservativen« Talk- 
show-Gastgeber wie Rush Lim- 
baugh und ihre Netzwerke ur- 
sprünglicher Populisten, die zu 
Anti-Clinton Fanatikern gewor- 
den sind, sind die Handlanger 
des von London aus koordinier- 
ten »neokonservativen« Netz- 
werks auf unterer Ebene. 

Zu den britischen öffentlichen 
Figuren, die am sichtbarsten an 
der Führung der Neokonser- 
vativen in den USA und ihrer 
populistischen Kollegen gegen 
die US-Verfassung und gegen 
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Clinton beteiligt sind, gehören 
Lord William Rees-Mogg; Am- 
brose Evans-Pritchard, der Wa- 
shirigtoner Korrespondent des 
kanadischen Pressebarons Con- 
rad Black; Sir Peregrine Worst- 
horne, der politisch ewig treue 
Stiefsohn des britischen Ban- 
kiers, der anordnete, daß sein 
Schützling Adolf Hitler im Jahre 
1933 in Deutschland an die 
Macht kommen sollte; und die 
Zeitschrift »American Specta- 
tor«. 


Wie wir dokumentiert haben, ge- 
hören zu den gemeinsamen Zie- 
len dieser britischen Kontrol- 
leure des amerikanischen »neo- 
konservativen« Aufruhrs die Zer- 
störung der amerikanischen Bun- 
desverfassung, die permanente 
Zerstörung der Vereinigten Staa- 
ten als agro-industrieller Natio- 
nalstaat und die Wiederbelebung 
des Plans der Briten von vor 
1865, nämlich die Demontage 
der Vereinigten Staaten selbst in 
ein geteiltes Bündel von sich 
zankenden, kleinen Tyranneien, 
die sich ständig im Krieg mitein- 
ander befinden. 

Der Grund für den schäumenden, 
bitteren Haß Londons gegen 
Präsident Clinton ist leicht auf- 
zuspüren. Der Grund liegt in dem 
gegenwärtig sich beschleunigen- 
den und unvermeidlichen Zu- 
sammenbruch jenes weltweiten, 
auf den Internationalen Wäh- 
rungsfonds konzentrierten, Wäh- 
rungssystems, auf denen die bri- 
tische Finanzoligarchie das ba- 
siert, was oft euphemistisch als 
Britanniens »unsichtbare Ein- 
nahmen« bezeichnet wird. 


Es ist symptomatisch, daß zwei 
der wichtigsten Bankenvertreter 
der britischen Königsfamilie, Ba- 
rings und die Londoner Warburg 
Bank, versteigert werden. Von 
noch tiefgreifender Bedeutung 
für die britische Oligarchie ins- 
gesamt ist die anhaltende Li- 
quidation von Lioyd’s of Lon- 
don. Das ganze weltweite Wäh- 
rungs- und Finanzsystem, von 
dem die Macht der britischen 
Oligarchie abhängt, ist der baldi- 
gen Zerstörung geweiht und die- 
ser Gedanke hat den Geist der 
führenden britische Oligarchen 
letztens mit schmerzlicher Klar- 
heit durchdrungen. 

Ignorieren Sie jene Wall Street 
Yuppies, die davon träumen, daß 
sie die »Derivate«-Blase für im- 
mer zum Zerplatzen bringen 
können. Das Ende des gegenwär- 
tigen weltweiten Währungs- und 


Finanzsystems steht kurz bevor. 
Es gibt nur zwei Alternativen. 
Entweder tun sich die führenden 
Regierungen, einschließlich der 
der Vereinigten Staaten, zusam- 
men und setzen für das bankrotte 
jetzige IWF-System ein Ver- 
gleichsverfahren an und schaffen 
ein neues System des nationalen 
Bankwesens an deren Stelle oder 
der ganze Laden wird über den 
reinen allgemeinen Finanzkol- 
laps hinaus in die Art von Chaos 
stürzen, in die die Weimarer 
Republik in den Jahren 1922-23 
gestürzt ist. Die Londoner Oli- 
garchie würde das Chaos weitaus 
mehr vorziehen und hofft, daß 
sie in diesem Chaoszustand ihren 
weltweiten Einfluß und ihre 
weltweite Macht wiedergewinnt. 


Mit dem Lakai der früheren Pre- 
mierministerin Margaret That- 
cher, George Bush, oder einem 
»schwachsinnigen Neokonserva- 
tiven« wie Phil Gramm und Pete 
Wilson als Präsident hätte die 
Londoner Oligarchie von dem 
praktisch entköpften Koloß die- 
ser Vereinigten Staaten wenig zu 
fürchten. Präsident Clinton beun- 
ruhigt sie. Er könnte der US- 
Präsident sein, der das unvollen- 
dete Werk von Präsident George 
Washington zuendeführt und die 
Weltherrschaft der britischen Fi- 
nanzoligarchie für immer been- 
det. 


Unter diesen strategischen Um- 
ständen und angesichts der Tat- 
sache, daß ihre frühere Finanz- 
macht fast zerstört ist, setzt die 
britische Oligarchie ihre Finanz- 
kriegführung gegen die Verei- 
nigten Staaten fort und zwar »mit 
anderen Mitteln«, wie Clause- 
witz es auf den Punkt gebracht 


hätte. So sind wir in eine Periode 
des eskalierenden, internationa- 
len Terrorismus von nie dagewe- 
senem Ausmaß und nie dagewe- 
sener Intensität eingetreten. 


Egal, welche militärische oder 
Geheimdienstschlagkraft für das 
Attentat in Oklahoma an sich 
festgestellt werden wird, wir wis- 
sen, in welchem strategischen In- 
teresse dieser Akt von Stellver- 
treterkriegführung gegen die Ver- 
einigten Staaten und seine 
Bevölkerung durchgeführt wor- 
den ist. 


Inzwischen lassen Sie sich nicht 
reinlegen und lassen Sie sich kei- 
nen Gebrauchtwagen ohne Mo- 
tor andrehen. Lassen Sie sich 
also auch nicht von den Medien 
oder sogenannten »Experten« der 
Fernseh-Talkshows und »Ma- 
gazine« reinlegen. Dieser Ter- 
rorakt war kein »soziologisches 
Phänomen«. Die einzigen Moti- 
vationen, die relevant sind, sind 
nicht die der armen Betrogenen, 
die vielleicht dazu benutzt wor- 
den sind, die Handlung durchzu- 
führen, sondern vielmehr die 
Motive jener ausländischen 
Machtinteressen, in deren Na- 
men diese verachtenswerten Kil- 
ler losgeschickt wurden. 


Sollen die Justiz- und Gegen- 
spionageteams die Komplizen 
dieses Attentats aufspüren und 
vor Gericht bringen. Doch der 
Rest von uns darf nicht verges- 
sen, welcher Feind der Verei- 
nigten Staaten diese faktische 
Kriegshandlung gegen die Be- 
völkerung und die Regierung der 
Vereinigten Staaten inszeniert 
und vorsätzlich strategisch aus- 
genutzt hat. 


Terrorismus 


Britische 
Propagan- 
disten haben 
das Klima 
seschaffen 


Das Bombenattentat auf das Murrah Federal Building in Okla- 
homa City am 19. April hatte als internationaler Terrorakt zwei 
politische Ziele: die Destabilisierung und Lähmung der Regie- 
rung der Vereinigten Staaten und die Verbreitung von Chaos, 
Furcht und Zorn gegen die Bundesregierung in der amerikani- 
schen Öffentlichkeit. Um diese Ziele zu erreichen, mußten die 
politischen Urheber des Verbrechens vor der Greueltat das rich- 
tige Klima schaffen und die Reaktionen auf das Bombenattentat 


danach ausnutzen. 


Es gibt bisher zwar noch keiner- 
lei Beweise dafür, daß Geheim- 
dienstagenten des britischen Kö- 
nigshauses Windsor oder deren 
verbündeter Club of the Isles di- 
rekt mit dem Attenat von Okla- 
homa in Verbindung stehen, doch 
einige führende Agenten des 
Club of the Isles sind gründlich 
in die Schaffung der Umgebung 
vor und nach der Explosion ver- 
wickelt, um ihre politischen Aus- 
wirkungen zu maximieren. 


Verbreitung 
von Paranoia 


Hier eine kurze Zusammenfas- 
sung dessen, was dokumentiert 
werden kann. Bereits im Dezem- 
ber 1994 hatte einer der beiden 
führenden Propagandisten, der 
den Angriff auf den amerikani- 
schen Präsidenten führt, begon- 
nen, regelmäßig über den Auf- 
stieg der populistischen Milizen 
als ein Thema in der Propaganda 
gegen Clinton zu berichten. Der 
zweite der beiden hatte bereits 
seit Anfang März 1995 Bemü- 
hungen zur Verbreitung von 
Paranoia gegen die US-Regie- 
rung unter amerikanischen Popu- 
listen und selbsternannten Mili- 
zen überwacht. 


Diese beiden Figuren, Lord Wil- 
liam Rees-Mogg und Ambrose 
Evans-Pritchard, bauen arglisti- 
gerweise die Milizen als »wichti- 
ges politisches Phänomen« auf. 
Nach dem Attentat vom 19. April 
stellen sie dann die Milizen als 
die Verantwortlichen für ein Ver- 
brechen dar, zu dessen Aus- 
führung sie nicht fähig sind und 
wofür sie auch keinerlei Motiv 
haben. Die britischen »Journali- 
sten« wurden diese Episode hin- 
durch von der Anti-Defamations- 
Liga von B’nai B’rith (ADL), 
einer amerikanischen Spionage- 
organisation mit langjährigen 
Verbindungen zu London, ange- 
spornt sowie von mehreren 
ADL-Ablegern und Kollabora- 
teuren, darunter Morris Dees’ 
Southern Poverty Law Center, 
Chip Berlets Political Research 
Associates aus Cambridge, Mas- 
sachusetts und das Chicagoer 
Cult Awareness Network (CAN). 


Die ADL und CAN waren in das 
Fiasko von Waco, Texas vom 
Februar bis April 1993 stark ver- 
wickelt — das in den Medien häu- 
fig als »Auslöser« für das Bom- 
benattenat von Oklahoma darge- 
stellt wird —, denn sie haben die 
Regierungsbehörden aktiv mit 
Falschinformationen versorgt, 


die zum Ziel hatten, die Kon- 
frontation zu provozieren, die 
schließlich das Leben von über 
80 Menschen gefordert hat, dar- 
unter Vollstreckungsbeamte und 
Mitglieder der Davidianer-Sekte. 


Die Milizen als 
Sündenböcke 


US-Militärgeheimdienst-Quellen 
haben geäußert, daß seit Vietnam 
klar ist, daß jede Art von Ter- 
rorakt, der die Zivilbevölkerung 
zum Ziel hat, mit Sicherheit ins 
Auge geht. Auf dieser Grundlage 
sind die Pentagon-Quellen davon 


überzeugt, daß das Bomben- 


attentat von Oklahoma für jede 
inländische Gruppe, die damit 
versuchen wollte, gegen Präsi- 
dent Clinton oder die Bundesre- 
gierung zu protestieren, keinen 
nützlichen Zweck gehabt hätte. 
Diese Quellen vertreten die Mei- 
nung, daß die Urheber des An- 
schlags darauf aus waren, dem 
amerikanischen Volk und der 
Regierung Clinton zu schaden. 
Sie meinten, die sogenannten 
Milizen besäßen weder die tech- 
nischen Fertigkeiten noch die 
Motive für die Durchführung des 
Massakers von Oklahoma City. 


Das soll nicht heißen, daß diesen 
Basisgruppen ein Zeugnis für 
ihre geistige Gesundheit ausge- 
stellt werden kann. Diese Popu- 
listen haben sich seit der Amts- 
einführung Clintons hinsichtlich 
der amerikanischen Geschichte 
ziemlich blind gezeigt, was so 
weit ging, daß sie Wahnvor- 
stellungen hegen, die zu den 
historischen Tatsachen in direk- 
tem Gegensatz stehen. Als Folge 
davon haben sie das Potential 
einer starken Opposition Clin- 
tons gegen die britische Politik 
auf wichtigen internationalen 
Fronten ausgeschaltet, während 
sie sich auf eine Reihe weniger 
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wichtiger Themen verlegten und 
diese zum Vorwand nahmen, sich 
gegen das Weiße Haus und sei- 
nen jetzigen Hausherrn zu erzür- 
nen. 


Ausgeklügelte 
Propaganda 


Wie sich ethnische Völker durch 
die Statthalter eines antiken Em- 
pires in eine vernichtende und 
selbstmörderische Kriegführung 
haben hineinziehen lassen, so 
wurden sie in den Anti-Clinton 
Haß der City of London hinein- 
gezogen und haben dabei führen- 
de anti-amerikanische, ausländi- 
sche Agenten und amerikanische 
Verräter noch in ihre Reihen auf- 
genommen. 

»Ein gutes Gefühl« oder »gute 
Absichten« sind keine Entschul- 
digung dafür, daß man auf der 
Grundlage von Dummheit han- 
delt; und Ignoranz der Ge- 
schichte — in einem Augenblick, 
wo sich die Vereinigten Staaten 
in einem Kampf um Leben und 
Tod mit seinem Feind seit 200 
Jahren, der Oligarchie hinter der 
britischen Krone, befinden - ist 
die Straße zum Verrat. 


Die Empfänglichkeit - seit Ja- 
nuar 1993 — der populistischen 
Milizen für die Manipulationen 
durch britische Agenten und 
»Mitreisende« und »asteroide« 
amerikanische Geheimdienst- 
netzwerke, die oft mit London 
verbunden sind, hat die populisti- 
schen Milizen zu den Haupt- 
verdächtigen im Attentat von 
Oklahoma gemacht. Das Bild 
Tausender von »Lee Harvey Os- 
walds«, die im amerikanischen 
Hinterland Kriegsspiele spielen, 
ist vielleicht lächerlich genug, 
um einem zu ermöglichen, diese 
ausgeklügelte britische Propa- 
ganda und Terrorkampagne zu 
beurteilen. 
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Terrorismus 


Die 


Propaganda- 


Offensive 
gegen das 


Weiße Haus 
vor und nach 


Oklahoma 


Zum Thema Propaganda gegen das Weiße Haus, das heißt, gegen 
US-Präsident Bill Clinton und seine Regierung, folgen ausge- 
wählte Zitate britischer und von Briten veranlaßter Propaganda 
in ihrer zeitlichen Reihenfolge, um eine bevorstehende terroristi- 
sche Greueltat in Amerika zu propagieren und dann die 
Ausschlachtung des Bombenattentats von Oklahoma City zum 
maximalen Nutzen für Britanniens strategische Ziele, um die 
Regierung der Vereinigten Staaten zu diskreditieren und den 
Nationalstaat zu demontieren. Weil diese Schriften in Publika- 
tionen für ein spezielles Publikum oder in der britischen Presse 
erschienen sind, sind sie in der allgemeinen Öffentlichkeit der 


USA nicht gut bekannt. 


Oktober 1994: Die Anti-Defa- 
mations-Liga von B’nai B’rith 
(ADL) gibt einen 28 Seiten 
umfassenden Tatsachenbericht 
heraus mit dem Titel: »Bewaffnet 
und gefährlich: Miliz hat die 
Bundesregierung im Visier.« Der 
Bericht besteht weitgehend aus 
Profilen von Milizgruppen in den 
einzelnen Staaten, die dem riesi- 
gen Heer von Informanten, pri- 
vaten Ermittlern und Vollzugs- 
agenten der ADL entnommen 
sind, von denen einige als Lock- 
spitzel in die Milizgruppen ein- 
geschleust worden sind. 


Es begann im 
Oktober 1994 


Der Bericht beginnt wie folgt: 
»Banden von Militanten des 
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rechten Flügels, die sich meist 
»Miliz< nennen, schießen in ganz 
Amerika aus dem Boden... Zu 
den Zielen dieser Milizgruppen, 
die oft in kriegerischer Form dar- 
gestellt werden, gehört es, den 
Boden für massiven Widerstand 
gegen die Bundesregierung und 
ihre Vollzugsorganisationen so- 
wie Opposition gegen die Waf- 
fenkontrolle zu bereiten. Aus der 
Sicht vieler solcher Extremisten, 
die in die Tausende gehen, ist die 
amerikanische Regierung der 
Feind, die ihre autoritäre Kon- 
trolle jetzt ausweitet und den 
Krieg gegen die Bürger plant .« 


»Sie sind auch besessen von der 
Rolle der Regierung in zwei 
jüngsten Ereignissen — der Kon- 
frontation mit den Davidianern 
in Waco und der Belagerung von 


Randy Weaver in Idaho - die sie 
als Zeichen bevorstehender Ty- 
rannei interpretieren. Die Ant- 
wort, so sagen diese Extremisten, 
ist schließlich zwangsläufig der 
paramilitärische Widerstand.« 


Der Feind ist die 
US-Bundesregierung 


4. Dezember 1994: Ambrose 
Evans-Pritchard schreibt im 
»Sunday Telegraph«, »Patrioten- 
spiele nehmen tödliche Wende: 
Illegale US-Milizen bedrohen 
die Regierung in Washington«: 


»Wie andere Milizen im Land 
wächst die TCM (Texas Consti- 
tutional Militia) mit phänomena- 
ler Geschwindigkeit. Sie begann 
Anfang dieses Jahres und hielt 
ihre erste Versammlung am 
19. April ab. Sieben Monate spä- 
ter stehen bereits 32 Counties 
unter Waffen ... 


Der Feind ist die Bundesregie- 
rung. Sie wird beschuldigt, zu 
versuchen, die amerikanische 
Bevölkerung über Waffenkon- 
trollgesetze zu entwaffnen ... 


Die Schulung findet durch ein 
Team ehemaliger Green Berets 
und Navy Seals statt. Dazu ge- 
hören Überlebenstechniken und 
städtische und ländliche Gue- 
rillakriegführung ... 


Doch sie sind auch nicht passiv. 
Eines ihrer Ziele ist der Schutz 
von »Verrätern» und Journali- 
sten, die Korruption und Miß- 
bräuche von Menschenrechten 
ermitteln. Ihr Netzwerk dient als 
Informations-Highway für den 
Untergrund... 


Hauptzweck der Bewegung, so 
behaupten ihre Mitglieder, ist die 
Abschreckung. Jedes Mal, wenn 
die Bundesregierung ihre Voll- 
machten überschreitet, muß sie 
mit der Möglichkeit bewaffneter 
Opposition rechnen. Und wenn 
sie ein zweites Waco versucht, 
wird es zu einem kleineren Krieg 
kommen... 


Eine große Anzahl von texani- 
schen Polizeibeamten, Sheriffs 
und Reservewachtposten sind 
geheime Mitglieder der Miliz. 
Auch auf die Armee kann man 
nicht zählen. Hinter der Texas 
Constitutional Militia gibt es 
Schichten paramilitärischer Grup- 
pen, die bis in den Komplex des 
US-Militärs hineinreichen ... 


Die wichtigste Kraft scheint Big 
Star One zu sein, ein divisions- 
starkes Netzwerk in Nordtexas, 
Oklahoma und Neu Mexiko, zu 
dem dienende Offiziere des US- 
Militärs gehören... Zu ihren 
hochrangigen Befehlshabern ge- 
hören Offiziere vom US-Artil- 
leriestützpunkt in Fort Sill, Ok- 
lahoma und dem Shepherd Air 
Force Stützpunkt in Texas. Waf- 
fen kamen ohne Ende aus dem 
Arsenal der US-Armee. Die ge- 
heime Division hat mit Granat- 
werfern und Handgranaten 
Übungen in Westtexas durchge- 
führt. 


Die Anti-Defamations-Liga, eine 
einflußreiche jüdische Organisa- 
tion aus New York, hat einen 
Bericht über die Milizen in ganz 
Amerika veröffentlicht... Sie be- 
hauptet, daß es sich bei den mei- 
sten von ihnen um unzufriedene 
Randgruppen von der Aryan 
Nation und anderen Neonazi-Or- 
ganisationen mit antisemitischen 
Tendenzen handelt... 


Niemand kennt die Stärke der 
Milizen im ganzen Land. Die 
amerikanische Presse war nicht 
ganz auf der Hut und hat die 
Dynamik und das Ausmaß der 
Bewegung erheblich unterschätzt. 


Die Milizen sind die Schock- 
truppen und der Vollstreckungs- 
arm der amerikanischen Revo- 
lution des Jahres 1994. Wenn die 
Republikaner ihr Versprechen 
nicht einhalten und eine »konsti- 
tutionelle< Regierung nicht wie- 
derherstellen, könnte es passie- 
ren, daß diese Leute die Dinge 
selbst in die Hand nehmen.« 


19. Februar 1995: Ambrose 
Evans-Pritchard schreibt im 
»Sunday Telegraph«: »Der We- 
sten wird von dem »herumhantie- 
renden< Kongreß zur Raserei 
getrieben«. 


»Wenn man. einigen Amerika- 
nern Glauben schenken soll, so 
ist es die ernsthäfteste Rebellion 
gegen Washington seit der Nie- 
derlage . der Konföderation im 
Jahre 1865. Die Hegemonie der 
US-Regierung wird in jedem 
westlichen Staat von Idaho bis 
Arizona in Frage gestellt. 


Der »Krieg des Westens« — wie er 
bereits genannt wurde - ist bisher 
friedlich verlaufen, doch bewaff- 
nete Bürgermilizen organisieren 
sich spontan in der ganzen 
Region. Auf County-Ebene ist es 
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schon zu dramatischem Geplän- 
kel gekommen. Nye County, 
Nevada, hat Bundesbeamte ge- 
warnt, daß ihnen eine Geldbuße 
in Höhe von 500 Dollar und ein 
Jahr Gefängnis droht, wenn sie 
die Rechte von Bewohnern ver- 
letzen... 


Die Regierungen der Staaten 
waren vorsichtiger, doch auch sie 
fangen damit an, einen einheitli- 
chen Widerstand zu organisieren. 
Sammelpunkt ist der 10. Zusatz- 
artikel zur Verfassung, in dem es 
heißt, daß sämtliche Vollmach- 
ten, die nicht ausdrücklich Wa- 
shington zugeordnet sind, den 
einzelnen Staaten vorbehalten 
bleiben... 


Der Staat, den man im Auge 
behalten muß, ist allerdings die 
wilde Weite von Idaho. Die 
Leute dort sind nur schwer zu 
erzürnen und sie haben sich in 
den letzten 30 Jahren stillschwei- 
gend gefügt, während die Elite 
an der Ostküste ihre eigenen 


Das Weiße Haus ist zur 
Zielscheibe für Terrorismus 
und für einen fragwürdigen 
Propagandakrieg geworden. 


Werte auferlegt hat... Doch die 
Maßnahmen der US-Behörden in 
den vergangenen zwei Jahren 
haben schließlich zu einer 
Bauernrevolte geführt. 


Es geht um die Freiheit und das 
Recht, Waffen zu tragen... Es 
geht auch um den Kampf, sich 
auf einem Land den Lebens- 
unterhalt zu verdienen, das sich 
die Umweltschutzbewegung — 
und ihre Verbündeten in der 
Regierung Clinton zur Ziel- 
scheibe gemacht hat... 


Ein zweites 
Waco? 


Samuel Sherrwood, Chef der 
U.S. Militia Association in 
Blackfoot, Idaho, behauptet, daß 
sich inzwischen in der Hälfte der 
44 Counties des Staates Miliz- 
einheiten gebildet haben... »Wir 
sind bereit, der Bundesregierung 
ins Auge zu sehen,< sagte Mr. 
Sherrwood. >Wir wollen eine 
Revolution ohne Blutvergießen, 
doch wenn die Bürokraten nicht 
zuhören wollen werden wir ih- 
nen einen Bürgerkrieg liefern, an 
den sie noch lange denken wer- 
den.«« 


22. März 1995: Ein Artikel in 
Rees-Moggs »Strategic Invest- 
ment«, »Hinter den Linien — 
Waco 2«, von Jack Wheeler: 


»Das Abschlachten von Dutzen- 
den von Frauen und Kindern in 
Waco durch Sturmtruppen der 
Regierung unter dem Komman- 
do von Feldmarschall Reno mag 
erblassen im Vergleich zu dem, 
was für Ende März geplant ist: 
ein landesweiter BATF/FBI-An- 
griff auf private Milizen als 
Vorspiel einer möglichen Er- 
klärung des Kriegsrechts in den 
ganzen Vereinigten Staaten. 
Sämtliche Urlaubsgenehmigun- 
gen für das BATF/FBI-Personal 
und für verschiedene Staatspoli- 
zeien und National Guards wie 
die Kaliforniens sind gestrichen. 
Die berüchtigte Joint Task Force 
Six der Armee - die das Training 
für Waco durchgeführt hat — hat 
BATF-Personal mit Bradley 
Assault Vehicles in Ft. Bliss, 
Texas geschult. Lockspitzel der 
Regierung sind darauf angesetzt, 
Vollautomatikwaffen auf dem 
Besitz von Milizführern zu in- 
stallieren. Jede Miliz im Land — 
und es gibt Dutzende, viele von 
ihnen gut bewaffnet und gut 
geführt von ehemaligen oder 


sogar aktiven Offizieren - ist auf 
Alarmstufe Rot. Sollte Reno 
dumm genug sein, sie tatsächlich 
militärisch anzugreifen, wird 
eine Menge Blut fließen. 

Die Establishmentmedien' sind 
darauf programmiert, sofort da- 
nach nach landesweiter Kon- 
fiszierung von Gewehren und 
nach dem Kriegsrecht zu schrei- 
en. Der Rüstungsausschuß des 
Senats wurde in Alarmzustand 
versetzt und befragt wichtige 
Verteidigungs- und -Justizexper- 
ten hinter verschlossenen Türen. 
Hoffentlich kann Renos Waco 2 
rechtzeitig gestoppt werden. Daß 
es überhaupt geplant wurde, soll- 
te eine ernüchternde Lektion 
dafür sein, in welch erschrecken- 
dem Maße sich der Liberalismus, 
die politische Philosophie der 
Regierung und. der demokrati- 
schen Partei in einen nahen 
Verwandten des Faschismus ver- 
wandelt hat.« 


Publizistisch 


geförderte Hysterie 


19. April 1995: Ein Artikel in 
»Strategic Investment«, »Hinter 
den Linien — Waco ausgeblie- 
ben«, von Jack Wheeler: 
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»Am Freitag, den 24. März um 
10.30 Uhr rief mich ein Vertreter 
der National Rifle Association 
(NRA) an und sagte mir: >Alle 
Anzeichen deuten darauf hin, 
daß die Razzia von BATF/FBI 
gegen die Milizen noch weiter im 
Gange ist. Das Rapid Response 
Center in Ft. Briggs beispiels- 
weise befindet sich alle zwei 
Stunden in Alarm. Die Razzien 
sollen morgen früh um 4 Uhr 
beginnen.« 


Zwei oder drei Tage vorher war 
die Märzausgabe von »SI« bei 
ihren Abonnenten eingetroffen 
und diese Kolumne mit dem Titel 
»Waco2« und eine Warnung vor 
dem bevorstehenden Angriff 
wurden bald an verschiedenen 
Stellen im Internet ausgehängt. 
Die Kunde verbreitete sich rasch. 


Den ganzen Freitag über führte 
ich im ganzen Land Radioin- 
terviews durch, in denen ich 
Milizführern riet, am Samstag 
oder Sonntag morgen nicht zu 
Hause zu sein. Kurz vor fünf Uhr 
nachmittags — es waren nur noch 
12 Stunden - rief die NRA erneut 
an: »Bragg und andere militäri- 
schen Anlagen befinden sich 
nicht mehr in Alarmzustand. Da 
das Überraschungselement ein- 
deutig. verlorengegangen war, 
war die Razzia, zumindest für 
den Moment, abgeblasen wor- 
den.« 


Vielen Dank, hieß es an uns, für 
die Bemühungen von »Strategic 
Investment< und andere, eine 
Menge Blutvergießen ist wohl 
verhindert worden. Das war ein 
sich im Verborgenen abspielen- 
. des Drama, über das in der libe- 
ralen Presse kein einziges Wort 
gedruckt wurde. An alle »SI«- 
Leser, die bei der Verhinderung 
einer ganzen Serie von Greuel- 
taten durch die Regierung eine 
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Rolle gespielt haben, vielen 
Dank.« 


21. April 1995: Ein Artikel im 
»Londoner Guardian«, 


Tory-Parlamentsmitglieder, »die 
über die Begrüßung des Präsi- 
denten der Sinn Fein, Gerry 
Adams, auf rotem Teppich durch 
die US-Regierung in Washington 
im vergangenen Monat immer 
noch böse waren, reagierten auf 
den Bombenanschlag von Okla- 
homa, indem sie behaupteten, er 
habe den Amerikanern eine Lek- 
tion gelehrt«. 


Dem »Guardian« zufolge schrieb 
ein Tory MP, David Wiltshire, an 
den amerikanischen Botschafter 
William Crowe und meinte, »als 
Folge Ihrer Tragödie« muß die 
US-Regierung »ihr Bejubeln der 
Apologeten für den Terrorismus 
in Nordirland überdenken«. 


Die gleiche freudige Erregung 
der Briten wurde nach dem 
Bombenattentat auf das World 
Trade Center im Februar 1993 
zum Ausdruck gebracht, als 
Frank Johnson vom »Daily Tele- 
graph« frohlockte: »Eine gute 
Sache mag das Ganze haben. Es 
könnte Mr. Clinton lehren, daß 
Terrorismus nicht mehr länger 
etwas ist, was in anderen Län- 
dern passiert und mit dem ameri- 
kanische Präsidenten und Präsi- 
dentschaftskandidaten rechnen 
müssen... So mag er vielleicht 
aufhören, sich mit Nordirland zu 
arrangieren.« 


23. April 1995: Ein Artikel 
erscheint im »Sunday Tele- 
graph«: »Miliz bereitet Wider- 
stand gegen FBI-Angriff vor« 
von Ambrose Evans-Pritchard 
und Hugh Davies. 


»Die amerikanischen Milizen 
stellen Schlachtpläne auf, um 
sich vor einem landesweiten, 
harten Durchgreifen durch Bun- 
desbehörden zu schützen, nach- 
dem eines ihrer Mitglieder be- 
schuldigt wurde, die Bomben- 
explosion von Oklahoma verur- 
sacht zu haben. Timothy James 
McVeigh, 27, dessen Codename 
»the Mad Bomber<« war, erschien 
vor Gericht am Tinker Luft- 
waffenstützpunkt in Oklahoma 
City. 


In einem nächtlichen Geheim- 
dienstbericht, der über Kurzwelle 
an alle Milizen gesendet wurde, 
warnten die Kommandeure der 


»Second Continental Army« die 
Mitglieder davor, sich darauf 
vorzubereiten, ihre Führer zu 
verteidigen. >Wir stapeln Reis, 
Bohnen und Munition und wir 
bereiten uns auf das Schlimmste 
vor<, sagte Ross Hullett, Kom- 
mandeur der Oklahoma Citizens 
Militia.« 


»Es waren die 
Amerikaner!« 


23. April 1995: Ein Artikel im 
»Sunday Telegraph«, »Ein Hei- 
liger Krieg vor der eigenen Haus- 
tür«, von Ambrose Evans-Prit- 
chard: 


»Zuerst gaben sie den Moslems 
die Schuld. Ein Who’s Who der 
Terrorismusexperten ging durch 
die Fernsehstudios und sagte uns, 
daß das Bombenattentat von 
Oklahoma zweifelsfrei die isla- 
mische Handschrift trägt. Auch 
wenn die Bombe aus einem mit 
Diesel gemischten Düngemittel 
gebastelt war — eine Technik, die 
in jedem Kommandohandbuch 
nachzulesen ist. Man hatte sich 
Gedanken gemacht... Dann, am 
Donnerstag nachmittag, erschien 
der mit der Untersuchung beauf- 
tragte FBI-Beamte in Oklahoma 
City und gab eine Erklärung ab, 
die die Welt sprachlos machte ... 


Es waren die Amerikaner. Die 
Vereinigten Staaten, so schien es, 
besaßen eine eigene terroristi- 
sche Bewegung, eine eigene Ba- 
der-Meinhof-Bande und zwar 
eine derart verworfene, die ein 
Bundesgebäude mit einer Kin- 
dertagesstätte im 2. Stock um 
9.02 Uhr in der Früh in die Luft 


jagt... 


Diese Paranoiakultur kann leicht 
zu einer Brutstätte für alle mögli- 
chen Arten von destruktiven 
Pathologien werden... Die Bür- 
germilizen sind öffentlich, aber 
es gibt eine große Zahl von ge- 
heimen Gruppen, die im Hin- 
tergrund arbeiten. Einige haben 
offenbar Zugang zu überschüssi- 
ger Ausrüstung aus den Waffen- 
schränken der National Guards ... 


Die Anti-Defamations-Liga schätzt 
die Anzahl der Milizen auf ein 
paar Tausend landesweit. Das ist 
eine große Untertreibung ... Die 
Zahl liegt inzwischen wahr- 
scheinlich bei 60.000 bis 80.000, 
mit einem größeren Netzwerk an 
Sympathisanten, die an dem ei- 
genartigen Treffen teilgenom- 


men haben. Wenn sie provoziert 
werden, könnten sie sich rasch in 
eine Kraft von mehreren Hun- 
derttausend verwandeln ... 


Wenn man mit ihnen spricht, so 
wird klar, daß viele von ihnen die 
Legitimität der amerikanischen 
Bundesregierung nicht mehr 
akzeptieren... 


Viele Milizführer glauben jetzt, 
daß es in dem Gebäude noch eine 
weitere Bombe gegeben hat, die 
von den »Feds« gelegt worden ist. 
Sie sprechen von dem Bomben- 
attentat von Oklahoma bereits als 
dem neuen »Reichstagsbrand«, 
einem heimtückischen Komplott, 
um Unterdrückung zu rechtferti- 
gen.« 


Die Briten 
kommen 


30. April 1995: Ein Artikel in 
der Londoner »Sunday Times«, 
»Kriegsherrn kommen nach 
Amerika«, von Simon Sebag 
Montefiore: 


»Es ist die große Ironie der neuen 
Weltordnung, daß Kriegsherrn 
nach Amerika kommen, dem 
Land der Sieger über den Kalten 
Krieg und dem Land des besieg- 
ten... Clinton. Er muß der Tat- 


‚sache ins Auge sehen, daß unge- 


achtet der Verfassung im Mitt- 
leren Westen jetzt Kriegsherrn- 
Armeen los sind. Wagt er es, sie 
zu entwaffnen?« 


30. April 1995: Ein Artikel im 
»Sunday Telegraph«, »Die Bri- 
ten kommen, sagt die Apple-Pie 
Home Guard«, von Ambrose 
Evans-Pritchard: 


»Städtische, vorstädtische, länd- 
liche und sogar Internet-Mythen 
sind jetzt in Amerika losgelassen. 
Während sich das Jahrtau- 
sendende nähert, werden die 
Pamphlete, Gerüchte und alle 
möglichen Theorien immer mehr 
anwachsen. Doch ein beständi- 
ges Thema, das in der amerikani- 
schen Milizbewegung stark Fuß 
gefaßt hat, stammt von einer bri- 
tischen Agenda - und es hat zum 
Ziel, die amerikanische Art zu 
untergraben. 


Bisher scheint niemand bereit, 
die Königin direkt für den 
Bombenanschlag in Oklahoma 
verantwortlich zu machen. Doch 
man sieht, daß die Königsfamilie 
ihre Hand überall im Spiel hat. 


._ 


Es heißt, daß die Agenten Ihrer 
Majestät beispielsweise den Wert 
des Dollar herabsetzen und 
Chaos schaffen, so daß die Neue 
Weltordnung rechtzeitig zum 
Jahr 2000 in Kraft gesetzt. wer- 
den kann. 


Eine Krise muß fabriziert wer- 
den. Die Geheimpolizei der 
UNO unter der Kontrolle des 
MI6 braucht einen Vorwand, um 
in den Vereinigten Staaten die 
Macht zu ergreifen. Dann kann 
sie mit ihrer Aufgabe beginnen, 
amerikanische Patrioten in Straf- 
lager zusammenzutreiben, die 
von der Federal Emergency Ma- 
nagement Agency geleitet wer- 
den. 


Präsident Clinton arbeitet für die 


Briten. Ebenso wie Präsident 
Bush natürlich ... 


Kulturanthropologen sagen, daß 
diese Sorge um eine Neue Welt- 
ordnung ein Symptom für eine 
Gesellschaft unter extremem 
Streß ist, vielleicht einer Gesell- 
schaft, die ihrem Zerfall entge- 
gengeht. Es ist verwirrend, daß 
die Briten die Bösewichte in dem 
Stück sein sollen. 


Wenn weißer Separatismus wirk- 
lich der vorherrschende Charak- 
ter der Miliz wäre — wie die 
Medien ständig wiederholen — 
würde es mehr Sinn machen, 
wenn sich die Phobie gegen die 
Japaner oder Chinesen richten 
würde, die als starke Spieler auf 
der Weltbühne in Erscheinung 
treten. Es hat alles mit der My- 
thologie der amerikanischen Re- 
volution zu tun, der Inspiration 
für den radikalsten Flügel der 
Miliz. 


»Clintons 
Reichstag« 


Komisch, aber irgendwie auch 
erfreulich. Es ist schön zu wis- 
sen, daß jemand immer noch der 
Meinung ist, daß wir etwas 
zählen.« 


17. Mai 1995: Ein Artikel in 
Rees-Moggs »Strategic Invest- 
ment« trägt den Titel: »Hinter 
den Linien — Jetzt verschlüsseln« 
von Jack Wheeler. 


»Linke Ideologen, die die Me- 
dien, die demokratische Partei 
und die Regierung Clinton 
durchdringen — angeführt von 
Little Willie selbst — haben keine 


Zeit vergeudet und sich den 
Terroranschlag von Oklahoma 
City politisch zunutzegemacht. 
So ist von dem Bombenattentat 
jetzt oft als von »Clintons Reichs- 
tag« die Rede. 


Das Ausmaß der Angst und 
Abneigung gegenüber den »Fe- 
derals<, das so viele Amerikaner 
empfinden, hat sie dazu ver- 
anlaßt, Clinton zu verdächtigen, 
daß er das Attentat irgendwie 
selbst in Auftrag gegeben hat. 
Bill Clinton ist ein korrupter 
Politiker, aber er ist kein Mon- 


sucht. Die Auswirkung war, das 
Amt des Präsidenten in ständi- 
gem Tumult zu halten und das 
normale Leben der Amerikaner, 
besonders durch »blinde Terror- 
akte«, zu zerrütten. 


Chronologie einer irre- 


gulären Kriegsführung 


Zu dem Muster gehören — wie in 
der europäischen und besonders 
italienischen »Spannungsstrate- 
gie« der siebziger Jahre verhee- 
rende Gewaltakte durch politi- 


US-Präsident Bill Clinton ist der ausgemachte Feind, er 
soll mit seiner Regierung aus dem Amt getrieben werden. 


ster. Nein, er ergreift nur die Ge- 
legenheit und nutzt eine schreck- 
liche Tragödie dazu, um seine 
Gegner als »Extremisten< zu be- 
schimpfen und die Macht der 
Behörden auszuweiten. 


Eine Sache, um die ich Sie drin- 
gend bitte, damit sie sich selbst 
vor dem bevorstehenden Angriff 
auf die Privatsphäre eines jeden 
Amerikaners schützen: ver- 
schlüsseln Sie Ihre Daten.« 


Kurz bevor William Clinton im 
Januar 1993 in das Präsidenten- 
amt eingeführt wurde, wurde das 
Land von einer beispiellosen 
»Spannungsstrategie« heimge- 


sche Gruppen, die als »extreme 
rechte« oder »extreme. linke« 
bezeichnet werden können und 
in denen eine große Anzahl un- 
schuldiger Bürger ohne Vor- 
warnung und aus keinerlei logi- 
schen Motiven heraus getötet 
oder verstümmelt wird. Dies ist 
gekoppelt mit Anschlägen auf 
das Leben führender Politiker. 


Dieses Muster wurde permanent 
begleitet von schadenfroher Be- 
richterstattung in den großen bri- 
tischen Tageszeitungen. Inner- 
halb weniger Tage nach dem 
Bombenattentat auf das World 
Trade Center fragten man sich in 
den britischen Zeitungen, ob 


»Clinton seine Lektion gelernt 
hat« und aufhören wird, sich in 
die britische Politik in Nord- 
irland und auf dem Balkan einzu- 
mischen. 


Die gleichen Phrasen waren 
innerhalb von Stunden nach dem 
Bombenattentat auf Oklahoma 
City zu hören, als konservative 
Parlamentsmitglieder ihre Zu- 
friedenheit darüber zum Aus- 
druck brachten, daß Präsident 
Clinton seine gerechte Strafe 
dafür bekommen hatte, daß er 
den irischen Sinn Fein Führer 
Gerry Adams in Weiße Haus ein- 
geladen hatte. 


Es folgt eine chronologische 
Abfolge der Ereignisse, begin- 
nend kurz nach Clintons Wahl im 
November 1992. 


20. Oktober 1992: Gary Steven 
Foster, 41, ein Mann aus Chi- 
cago, der mit anti-psychotischen 
Medikamenten behandelt wird, 
wird verhaftet, weil er Clinton 
auf einer Wahlveranstaltung in 
der Stadt bedroht hat. 


22. Oktober 1992: Edward Car- 
roll, 43, aus Nevada wird ange- 
klagt, weil er Clinton bedroht 
hat. Der ehemalige Angehörige 
der Marines hat eine Krank- 
heitsgeschichte voller mentaler 
Schwierigkeiten. 


25. Januar 1993: Ein Bewaff- 
neter, angeblich der Pakistani 
Mir Amal Kanzi, tötet zwei CIA- 
Agenten und verwundet drei 
andere, als er auf Autos schießt, 
die während der morgendlichen 
Rush Hour ins CIA-Hauptquar- 
tier fahren wollten. Kanzi ent- 
kommt nach Pakistan oder Af- 
ghanistan. 


25. Februar 1993: Michael Ber- 
nard Shields, 28, ein Waffen- 
händler aus Virginia, muß sich 
einem psychiatrischen Gutachten 
unterziehen, weil er gedroht hat, 
Clinton zu töten. Shields stand 
ursprünglich unter Verdacht, 
Waffen an William Pierce von 
den White Supremacists, Autor 
des Buches »The Turner Dia- 
ries«, verkauft zu haben. 


26. Februar 1993: Eine LKW- 
Bombe explodiert im Keller von 
einem der Gebäude des World 
Trade Centers. Vier Menschen 
werden getötet und Hunderte 
werden verletzt. Die Verantwor- 
tung für den Anschlag wird an- 
schließend islamischen Anhän- 
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Tr a ee I 


Terrorismus 

Die 
Propaganda- 
Offensive 
gegen das 
Weiße Haus 
vor und nach 
Oklohoma 


gern des ägyptischen Scheichs 


Omar Abdul-Rahman zugeschrie- 
ben und ein Prozeß ist noch im 
Gange. 


28. Februar 1993: Einhundert 
Vertreter des Bureau of Alcohol, 
Tobacco and Firearms führen, 
unterstützt von drei Helikoptern, 
im Hauptquartier der Davidianer- 
Sekte in Waco, Texas eine Razzia 
durch, um Beweise für mögliche 
Verletzungen der Waffengesetze 
zu finden. In dem darauffol- 
genden 45-minütigen Feuerge- 
fecht wurden vier ATF-Vertreter 
und mindestens drei Davidianer, 
darunter ein zweijähriges Kind, 
getötet. Der ganze Vorfall war 
durch falsche Informationen sei- 
tens des Cult Awareness Network 
(CAN) und der Anti-Defa- 
mations-Liga von B’nai B’rith 
(ADL) inszeniert worden. 


Februar 1993: Larry Peoples 
von Biloxi, Mississippi schreibt 
einen Drohbrief an Präsident 
Clinton, nachdem er den populi- 
stischen TV-Moderator Rush 
Limbaugh gehört hatte. Peoples 
wird im Dezember 1993 vom 
FBI verhaftet, doch erst nachdem 
er sich eine Pistole und eine 
Fahrkarte nach Washington D.C. 
gekauft hatte. 


19. April 1993: Das FBI führt 
mit Panzern einen Angriff auf 
Waco aus und nachdem das Ge- 
lände Feuer gefangen hatte, gibt 
es unter den Davidianer-Män- 
nern, Frauen und Kindern keine 
Überlebenden mehr. 

Der Beamte im Justizmini- 
sterium, der die soeben im Amt 
bestätigte Justizministerin Janet 
Reno beriet, war Mark Richard. 


Juli 1993: Matthew Bennet wird 
in Woodstock, New York verhaf- 
tet, weil er den Präsidenten be- 
droht hat. 


3 4 Das andere donische 
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15. Oktober 1993: James Lee 
Buchanan, 41, ein geisteskranker 
Patient aus Kansas City, Mis- 
souri, wird beschuldigt, Clinton 
bedroht zu haben, nachdem er 
der Polizei gesagt hatte, daß er 
die Absicht habe, den Präsi- 
denten zu töten. 


November 1993: Ralph Dulaney 
Mason, nach eigener Aussage ein 
Mitglieder der Davidianer, be- 
droht den Präsidenten. 


13. Dezember 1993: David Craig 
Davis, 33, aus Great Falls, Mon- 
tana, wird verhaftet, weil er 
gedroht hat, den Präsidenten zu 
töten. 


Dezember 1993: In der Dezem- 
berausgabe des »American Spec- 
tator«, der auch einige Briten 
vom Telegraph PLC der Hollin- 
ger Corporation angehören (wie 
Sir Peregrine Worsthorne), startet 
die Kampagne mit einigen 
Korruptions- und Sexskandalen 
gegen die Clintons, manchmal 
»Whitewater-gate« genannt. Die 
Story im »American Spectator« 
mit dem Titel »Troopergate« ist 
zwei Tage lang die Top News 
Story in Ted Turners Cable News 
Network. 


Februar 1994: Rollen Frederick 
Stewart aus Orange County, Ka- 
lifornien, bedroht das Leben des 
Präsidenten. Stewart (»Rain-bow 
Man«, »Rockin’ Rollen«) war 
unter anderem vier Mal ange- 
klagt, weil er Sprengstoff an 
öffentlichen Plätzen gelegt hatte. 
Dieses Produkt der Rock-Dro- 


gen-Sex Gegenkultur hat sich 


damit einen Namen gemacht, daß 
er an Sportveranstaltungen teil- 
nahm, bei denen er eine mehrfar- 
bige Perücke und ein Schild mit 
einem Bibelzitat trug. 


21. Februar 1994: Matthew Tho- 
mas schickt über Computer an 
Präsident Clintons vertrauliche 
Anschrift im Weißen Haus eine 
Todesdrohung. Er wird einige 
Monate später verhaftet. 


23. Februar 1994: Ronald Gene 
Barbour, 45, wird in einem psy- 
chiatrischen Krankenhaus in Or- 
lando, Florida verhaftet, weil er 
das Leben des Präsidenten be- 
droht hat. Er wird beschuldigt, 
sich entlang Clintons Jogging- 
Route in Washington an ihn her- 
angemacht zu haben. Er war 
zwar bewaffnet, doch er kam nie 
nahe genug an den Präsidenten 
heran, um zu schießen. 


3. April 1994: Michael Mower, 
36, aus Dayton, Ohio, tötet seine 
Mutter und sich in einem Motel, 
wo er sich aufhält, nachdem er 
zwei Vollstreckungsbeamte ver- 
wundet hat, die seine Drohungen 
gegen den Präsidenten unter- 
sucht haben. Mower begann zu 
schießen, nachdem ein Agent des 
Secret Service und drei Stellver- 
treter um 3 Uhr morgens in das 
Motel kamen. Um 6 Uhr kam ein 
SWAT-Team zurück und fand 
Mower und seine Mutter tot. 


11. Mai 1994: Larry Nichols aus 
Little Rock, Arkansas wird auf 
dem Boulder Patriots Treffen, die 
zur Miliz von Colorado gehören, 
auf Video aufgenommen, wie er 
ein großes Gewehr schwingt und 
droht, mit Präsident Clinton im 
»OK Corral« in Washington D.C. 
die entscheidende Kraftprobe zu 
haben. 


Nichols, der in der Mena, Ar- 
kansas-Abteilung des Contra- 
Drogen- und Waffennetzwerks 
von Oliver North und Vize- 
präsident George Bush gearbeitet 
hat, hat dem »Telegraph«-Re- 
porter Ambrose Evans-Pritchard 
gesagt, daß er Clinton »vernich- 
ten« werde, weil er ihn aus sei- 
nem Job gefeuert habe. Nichols 
Erscheinen in Boulder gehört zu 
einer landesweiten Tour, die von 
dem Evangelisten Jerry Falwell 
gesponsert und von Falwell und 
Nichols britischem Publizisten 
Nick Ashton organisiert wurde. 


2. Juli 1994: Ralph Dulaney Ma- 
son, 44, aus Lake City, Michigan 
wird zu fünf Jahren Gefängnis 
verurteilt, weil er den Präsiden- 
ten verbal und per Post bedroht 
hat. 


19. Juli 1994: Der Geheimdienst 
beschuldigt Paul Walling, 46, aus 
Philadelphia, der gegen Waf- 
fenkontrolle ist, Präsident Clin- 
ton zu bedrohen. Er soll auch 
behauptet haben, Justizmini- 
sterin Janet Reno töten zu wol- 
len. Als die Polizei Walling ver- 
haftet, stellt sie fest, daß er zwei 
Dutzend Waffen besitzt. Alle 
sind geladen, manche sogar mit 
Militärpatronen. 


30. August 1994: Glenn Robert 
Armstrong, 26, aus Uxbridge, 
Massachusetts, wird vor Gericht 
gestellt, weil er gedroht haben 
soll, Präsident Clinton zu töten, 
der sich in Martha’s Vineyard auf 
Urlaub befindet. Er wird verhaf- 
tet, als er an Bord der Fähre zu 


Martha’s Vineyard gehen will, 
nachdem er dem Mann am 
Fahrkartenschalter gesagt haben 
soll, er »werde jetzt den Präsi- 
denten töten«. Armstrong be- 
kennt sich im Bezirksgericht von 
Barnstable als nicht schuldig und 
muß sich einer 20tägigen psy- 
chiatrischen Untersuchung unter- 
ziehen. 


Propaganda mit mörde- 
rischen Attentaten 


12. September 1994: Frank Cor- 


der stürzt mit einer einmotorigen, 
gestohlenen Cessna auf dem 
Rasen vor dem Weißen Haus ab. 
Das Flugzeug rutscht noch hin- 
unter bis zu den Pressebüros, die 
unterhalb des Wohnbereichs lie- 
gen. Er wird bei dem Absturz 
getötet. 


29. Oktober 1994: Der US-Mili- 
tärveteran Francisco Duran be- 
schießt das Weiße Haus mit einer 
Halbautomatikwaffe, bevor er 
von der Polizei verhaftet wird. 


Neben anderen, geringfügigeren 
Anklagen wird er anschließend 
wegen Mordversuch an dem Prä- 
sidenten verurteilt. 


12. Dezember 1994: Aus einer 
Entfernung von mehreren hun- 
dert Metern werden mehrere 
Schüsse auf die Südfenster des 
Weißen Hauses abgegeben. Die 
Polizei sucht später in Übersee 
nach einem Verdächtigen. 


22. März 1995: William Rees- 
Moggs Newsletter »Strategic In- 
vestment« druckt eine Ge- 
schichte, in der behauptet wird, 
daß Präsident Clinton und Ju- 
stizministerin Janet Reno landes- 
weit gegen Milizen hart durch- 
greifen wollen und den Führern 
falsche Anklagen im Zusammen- 
hang mit Waffen anhängen wol- 
len. Der Schritt, so heißt es in 
dem Newsletter, soll die Erklä- 
rung des Kriegsrechts vorberei- 
ten. 


19. April 1995: Im Murrah Fe- 
deral Building in Oklahoma City 
explodiert eine Bombe und es 
werden 165 Mitarbeiter und Bür- 
ger getötet. 


22. Mai 1995: Präsident Clinton 
riegelt nach einer Empfehlung 
des Secret Service die Pennsyl- 
vania Avenue vor dem Weißen 
Haus für PKWs, LKWs und 
Busse ab. 


re. 


er. 


Terrorismus 


Propagan- 
disten des 
Bombenan- 


schlages von 
Oklahoma 


Zwei prominente britische Geheimdienstagenten, einer ein 
Mitglied des House of Lords, ragen seit Juni 1993 als die zentra- 
len Figuren in der Propagandaoffensive gegen Präsident Clinton 
heraus. Und seit Dezember letzten Jahres waren sowohl Ambrose 
Evans-Pritchard als auch Lord William Rees-Mogg auch wesent- 
lich an dem Aufbau des Klimas vor der terroristischen Greueltat 
in Oklahoma City beteiligt. Nach dem Bombenattentat vom 
19. April 1995 haben beide Männer weiterhin eine entscheidende 
Rolle bei der Formung der Medien gespielt, um den größt- 
möglichen Schaden für die Vereinigten Staaten und für Präsident 
Clinton im besonderen zu erreichen. 


Rees-Mogg und Evans-Pritchard 
haben nicht alleine agiert. Auch 
James Adams, der Washingtoner 
Bürochef der Londoner »Sunday 
Times«, hat die Strategie der 
Spannung in den Vereinigten 
Staaten und Japan stark vorange- 
trieben. Die Anti-Defamations- 
Liga von B’nai B’rith (ADL) und 
eine Reihe von Tarnorganisa- 
tionen haben über die Vereinten 
Nationen ebenfalls dabei mitge- 
macht. Ebenso waren neokonser- 
vative Sprachrohre wie der 
Evangelist Jerry Falwell vom 
»American Spectator« und Talk- 
show-Moderator Rush Limbaugh 
darin beteiligt. 


Ermittlungen zeigen, daß all 
diese Gruppen auf amerikani- 
scher Seite des Atlantik direkt 


. oder indirekt durch die persönli- 


chen Aktivitäten von Rees- 
Mogg, Evans-Pritchard und des- 
sen Boß, Hollinger Corporation- 
Chef Conrad Black, eingesetzt 
worden sind. 

Somit sollte jede ernsthafte Un- 
tersuchung der »Propaganda des 
Attentats« vorher und danach 
zwangsläufig mit diesen beiden 
britischen Staatsbürgern begin- 
nen. 


Lord William Rees-Mogg ist 
kaum eine Figur, die das Herz 
der »America First« Populisten 
höher schlagen läßt. Doch als 
Mitherausgeber des monatlichen 
Newsletters »Strategic Invest- 
ment« hat Rees-Mogg eine unge- 
heuere Reichweite mitten in das 
Land hinein. 


»Strategic Investment«, das zu- 
sammen mit dem Präsidenten der 
National Taxpayer’s Union, 
James Dale Davidson, herausge- 
geben wird, ist weithin über 
Abonnement im Umlauf sowie 
über Fax-Netzwerke der Chri- 
stian Broadcasters, die mit Fal- 
well und dem Fernsehpfarrer Pat 
Robertson in Verbindung stehen 
und durch Teile der National 
Rifle Association. 


Jedes Jahr bringt Rees-Mogg ein 
Taschenbuch mit einem Titel wie 
»Blut in den Straßen« und »Die 
große Abrechnung« heraus. Die 
Bücher gehen in Massen äls 
Werbung für den neuen News- 
letter und für Rees-Moggs eigene 
Sorte neokonservativer Brutalität 
heraus. 

Wegen all dieser Bemühungen, 
um an eine chauvinistische Art 


von amerikanischem Patriotis- 
mus zu appellieren, ist Rees- 
Mogg einer der ersten Propa- 
gandisten für eine feindliche aus- 
ländische Macht, deren Ziel es 
selbst nach über 200 Jahren noch 
ist, die Vereinigten Staaten zu 
schlagen: die britische Krone 
und der supergeheime Club of 
the Isles. 


Nachdem er von 1952 bis 1960 
bei der »Financial Times« gear- 
beitet hatte, wurde er von der 
Londoner »Sunday Times« ein- 
gestellt und war dann von 1967 
bis 1981 Redakteur bei der »Ti- 
mes«. Zu seinen anderen Auf- 
gaben gehörte das Amt des Vi- 
zevorsitzenden des Verwaltungs- 
rat der British Broadcasting 
Corporation (BBC), dem wich- 
tigsten weltweiten Propaganda- 
arm des Hauses Windsor, von 
1981 bis 1986. 


Von 1986 bis 1993 war er Vize- 
vorsitzender des Board of Stan- 
dards Council, das die ganzen 
britischen Medien überwacht. Er 
schreibt immer noch eine wö- 
chentliche Kolumne für die 
Londoner »Times«, in der er be- 
ständig eine Form von post- 
modernistischer »Third Wave«- 
Feudalismus befürwortet, in dem 


‚95 Prozent der Bevölkerung wie 


Sklaven oder schlimmer noch 
behandelt werden. 

Kürzlich wurde er von dem 
Kolumnisten der Londoner »Ti- 
mes« und dem Herausgeber des 
»American Spectator« als Bri- 
tanniens führender Verfechter 
einer Rückkehr zur totalitären 
Herrschaft zitiert, um mit der 
gegenwärtigen weltweiten Fi- 
nanzkrise fertigzuwerden. 


Britischer Spion in der 
zweiten Generation 


Rees-Moggs Mitarbeiter und 
Handlanger in den aktuellen anti- 
amerikanischen Propagandakrie- 
gen ist eine wertvolle Kraft des 
britischen Secret Intelligence 
Service in der zweiten Gene- 
ration, der im Washingtoner Büro 
des »Sunday Telegraph«, der 
wichtigsten Publikation der Hol- 
linger Corporation, arbeitet. 


Ambrose Evans-Pritchard kam 
zu Hollinger, nachdem er zuvor 
für den »Spectator« in Mexiko 
und Mittelamerika gearbeitet 
hatte. Danach arbeitete er als 
Korrespondent für den »Econo- 
mist«. 


In einer Reihe von Interviews im 
Februar 1994 rühmte sich Evans- 
Pritchard, daß er überall dort, wo 
er als »Journalist« im Einsatz 
war, immer eng mit dem Sta- 
tionschef des britischen SIS zu- 
sammengearbeitet hat. 


Auf dem Höhepunkt des verbor- 
genen Krieges in Nicaragua Mit- 
te der achtziger Jahre unterhielt 
Evans-Pritchard enge Bezie- 
hungen sowohl zu dem Sandi- 
nista-Regime als auch zu den von 
den USA gesponserten Contra- 
Rebellen. 


Im Jahre 1986 gelang es ihm 
nach seinen eigenen Erzählungen 
in die Hochburg der skrupellosen 
Drogenterror-Killerbande Shi- 
ning Path in Ayacucho, Peru, zu 
kommen, wo er eine Woche in 
einem ihrer Kokainlabors zu- 
brachte, bevor er wieder sicher 
nach Lima zurückkehrte. 


Im Januar 1994 kehrte er in die 
mittelamerikanische Region zu- 
rück und besuchte Chiapas im 
Süden Mexikos, um den Zapa- 
tista-Rebellen, die an einer vom 
Ausland gesponserten, bewaffne- 
ten Destabilisierung der mexika- 
nischen Bundesregierung betei- 
ligt waren, seine starke redaktio- 
nelle Unterstützung zu geben. 
Die Unterstützung solcher Re- 
bellen in Mexiko war eine wich- 
tige flankierende Maßnahme für 
das Prioritätsprojekt des Club of 
the Isles: die Zerstörung von 
Mexikos Nachbarn im Norden, 
die Vereinigten Staaten. 


Ambrose Evans-Pritchards »jour- 
nalistische« Empfehlung kam 
von seinem Vater, Edward Evans- 
Pritchard, einer von Britanniens 
herausragenden Kulturanthropo- 
logen. Edward Evans-Pritchard 
ging im Zweiten Weltkrieg am 
Horn von Afrika für den briti- 
schen Geheimdienst an die Ar- 
beit und rekrutierte dort einhei- 
mische Stämme für die Arbeit bei 
den Briten. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg blieb er in Afrika und 
arbeitete für Brigadier General 
Frank Kitson an der »Mau-Mau« 
Kampagne in Kenia. 


Die Früchte der Arbeit von Ed- 
ward Evans-Pritchard am Horn 
von Afrika wiederholen sich 
heute: der Stamm vom Nil, den 
er in die Dienste Ihrer Majestät _ 
gestellt hat, steht jetzt im Mit- 
telpunkt von John Garangs sepa- 
ratistischer Operation im Süden 
des Sudan. 
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Terrorismus 


Es geht um 


die Balka- 
nisierung 
der USA 


Weniger als zwei Wochen nach dem Anschlag auf das Bundes- 
gebäude in Oklahoma City veröffentlichte die »Washington Post« 
einen Kommentar, in dem das Geschehnis mit dem Zerfall der 
Vereinigten Staaten in Verbindung gebracht wurde. Der Artikel 
war vor dem Bombenattentat von William Lind geschrieben wor- 
den, der derzeit der Free Congress Foundation in Washington 
angehört, die Verbindungen zur konservativen Revolution hat. 
Er war früher ein enger Verbündeter von Newt Gingrich im 
Military Reform Cause des Kongresses. Lind sagte die »unver- 
meidliche« Auflösung der Vereinigten Staaten voraus sowie einen 
zweiten, weitaus blutigeren Bürgerkrieg, der durch einen Prozeß 
der Polarisierung verursacht und durch die zunehmende Macht 
der Bundesregierung und ihre liberale Politik ausgelöst wird. 


In einem Artikel des Herausge- 
bers mit der Überschrift »Okla- 
homa verstehen«, der vor dem 
obigen Artikel erschien, wurde 
behauptet, daß es die extremen 
anti-staatlichen Ansichten reflek- 
tiere, die von Mitgliedern der Mi- 
lizbewegung und anderen »mi- 
litärischen Gruppen im Land« 
vertreten werden, »von denen ei- 
nige den bewaffneten Widerstand 
gegen die Bundesregierung und 
alles, was sie repräsentiert, 
befürworten«. 


Die Zerstückelung 
der USA 


Die Entscheidung der Herausge- 
ber der »Post«, als Analyse der 
politischen Implikationen des 
Bombenattentats von Oklahoma 
einen Artikel zu bringen, in dem 
die Auflösung der Vereinigten 
Staaten vorhergesagt wird, liefert 
weitere Beweise dafür, daß es 
sich bei dem Geschehen nicht um 
das zufällige Werk von einigen 
einheimischen Überlebens-Irren 
handelt, sondern vielmehr um die 
Eröffnungssalve in einem Krieg 
zur Zerstückelung der Vereinig- 
ten Staaten, der von den höchsten 
Ebenen der britischen Oligarchie 
aus gelenkt wurde. 
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und ihre ehemaligen Kolonien 
wieder in ihre Gewalt zu bringen, 


nie aufgegeben hat, wurden ver- 


schiedene anarchistische Kräfte 
entfesselt, um die wichtigsten 
Institutionen der US-Regierung 
und der. Gesellschaft zu zer- 
stören. Wenn die Briten nicht 
bloßgestellt und zum Aufgeben 
gezwungen werden, wird Okla- 
homa City der Anfang vom Zu- 
sammenbruch der »letzten, be- 
sten Hoffnung der Menschheit« 
sein. 


Das britische Ziel der Balkani- 
sierung der Vereinigten Staaten 
in einen Morast kleiner, wirt- 
schaftlich rückständiger und po- 
litisch machtloser Staaten, die 
ständig in Streitigkeiten mitein- 
ander verwickelt sind, wurde 
vom Königlichen Prinzgemahl 
Prinz Philip während eines Be- 
suchs in Washington D.C. im 
Mai 1990 öffentlich zum Aus- 
druck gebracht, als er an einer 
internationalen Konferenz über 
Religion und Ökologie teilnahm, 
die vom Nordamerikanischen 
Kongreß über Religion und Öko- 
logie (NACRE) und dem World 
Wildlife Fund zusammen ge- 
sponsert wurde. Der WWF ist ein 


Vereinigten Staaten als souverä- 
nem Nationalstaat praktisch eine 
Kriegserklärung ab. 


Prinz Philip ordnet 
die Zerstückelung 
der USA an 


Die Vereinigten Staaten sollten in 
»Bioregionen« aufgeteilt wer- 
den, meinte der Prinz, und ökolo- 
gisch orientierte religiöse Grup- 
pen sollten den Weg anführen. 
»Die Idee«, so erklärte er, »ist 
die, daß sich religiöse Gemein- 
den in einer bestimmten Bio- 
Region, wie im Mississippi- 
Flußsystem, zusammenschließen 
könnten, um auf der Grundlage 
einer gemeinsamen ökologischen 
Situation Umweltschutzprogram- 
me zu planen.« 


Der Herzog von Edinburgh griff 
sodann das jüdisch-christliche 
Fundament der Vereinigten Staa- 
ten und anderer westlicher Län- 
der an. Er lobte die Vorstellungen 
der »lokalen« Religionen und 
attackierte das, »was man die 
»Offenbarungs«-Religionen nen- 
nen könnte«, weil sie versucht 
haben, »die Menschen von dem 
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Während Lind seinen Artikel als 
»futuristische Phantasie« be- 
zeichnete, ist es eine rauhe Tat- 
sache, daß die fortdauernde Exi- 
stenz der Vereinigten Staaten als 
Nationalstaat heute in ernster 
Gefahr ist. Unter der Führung der 
britischen Oligarchie, die ihren 
Wunsch, die amerikanische Re- 
volution rückgängig zu machen 


Zweig des World Wide Fund for 
Nature, der führenden internatio- 
nalen oligarchischen Umwelt- 
schutzorganisation, die zu der 
Zeit von Prinz Philip geführt 
wurde. 


Auf einer Pressekonferenz im 
Nationalen Presseclub am 18. 
Mai 1990 gab Prinz Philip den 


Failwell, 
Limbaugh, 
Robertson 
wegzubringen, was sie als die 
heidnische Anbetung von Natur- 
phänomenen angesehen haben. 


Es ist jetzt offensichtlich,« fuhr 
er fort, »daß der ökologische 
Pragmatismus der sogenannten 
heidnischen Religionen wie der 
der Indianer, der Polynesier und 
der australischen Aborigines hin- 


sichtlich der Naturschutz-Ethik 
weitaus realistischer war als die 
intellektuelleren, monotheisti- 
schen Philosophien der Offenba- 
rungsreligionen.« 


Gegen Fortschritte 
in Wissenschaft und 
Technologie 


Philip ließ dieser Hetzrede am 
nächsten Tag einen heftigen An- 
griff auf das folgen, was die 
Olgarchie an den Vereinigten 
Staaten am meisten haßt: ihr 
grundlegendes Engagement für 
Wirtschaftswachstum, das auf 
Fortschritten in Wissenschaft 
und Technologie und der Ent- 
wicklung kreativer Kräfte bei 
den Bürgern basiert. Vor einem 
Publikum in der Washington 
Cathedral, die der Gastgeber der 
Konferenz über. Religion und 
Ökologie gewesen ist, sagte 
Philip: 


»Über Hunderttausende von Jah- 
ren mußten die menschlichen 
Gesellschaften lernen, innerhalb 
der Grenzen der natürlichen Res- 
sourcen, die ihnen zur Verfügung 
stehen, zu leben. Diejenigen, die 
wir »primitive< Gesellschaften 
nennen, leben unter diesen Be- 
schränkungen bis zum heutigen 
Tage; das heißt, bis Kinder der 
Wachstumsgesellschaften kom- 
men, um ihre Ressourcen für den 
unmittelbaren Gewinn auszubeu- 
ten und ihnen die Früchte ihrer 
Wachstumsphilosophie zu ver- 
sprechen... 


Es ist, als ob wir uns im Griff 
einer heranwachsenden Genera- 
tion befinden, die alle unter har- 
ten Bedingungen erlernten Lek- 
tionen früherer Generationen an- 
scheinend zurückgewiesen hat. 
Glaube, Mythologie, Symbolis- 
mus, Tabus und einfache Er- 
fahrung aus erster Hand werden 
als altmodisch und irrelevant 
betrachtet. Unmittelbare Befrie- 
digung der materiellen und kör- 
perlichen Bedürfnisse ist die 
Rechtfertigung für Wirtschafts- 
wachstum und noch mehr 
Wachstum. 


Das Problem ist, daß die industri- 
elle und dann die wissenschaftli- 
che Revolution die materielle 
Umgebung nicht nur verändert 
hat, sie haben auch die menschli- 
chen Wahrnehmungen verhin- 
dert. Wissen und Macht und der 
schwindelerregende Erfolg der 
angewandten Wissenschaft und 


Prinz Philip hat sich zum Ziel gesetzt, die Vereinten Staa- 
ten moralisch und politisch zu zerstückeln. 


Technologie scheinen die westli- 
che Kultur dahingehend beein- 
flußt zu haben, daß man nun 
glaubt, daß die Menschheit voll- 
ständige Kontrolle über den 
Planeten hat. 


Wirtschaftliche Entwicklung und 
Wachstum sind die Götter heute 
und der Überfluß an Vorzügen 
hat die Menschen für die Regeln 
blind gemacht, die das Leben auf 
der Erde von Anfang an regiert 
haben ... 


So lange die Menschen einen 
ständig steigenden materiellen 
Lebensstandard und Bevölke- 
rungswachstum als Kriterien für 
eine erfolgreiche Existenz be- 
trachten, so lange sie die unver- 
meidlichen Konsequenzen ihrer 
Zügellosigkeit ignorieren, wird 
die Wissenschaft und die Tech- 
nologie für diese egoistische 
Philosophie ausgebeutet.« 


Die angebliche 
konservative Revolution 


In den fünf Jahren seit Philips 
Aussagen haben sich Opera- 
tionen, die dazu dienen sollten, 
die Vereinigten Staaten ausein- 
anderzureißen, stark vermehrt. 


Während eine Anzahl amerikani- 
scher Umweltorganisationen wie 
der Sierra Club in der Tat auf 
Philips Mahnung reagiert haben, 
indem sie die Schaffung von Bio- 
Regionen auf die Spitze ihrer 
Tagesordnung setzten, wurden 
viele andere, scheinbar verschie- 
dene, Optionen, mit denen die 
Auflösung der Vereinigten Staa- 
ten erreicht werden soll, durch 
Kräfte, die unter britischer Kon- 
trolle operieren, heftig in Gang 
gesetzt. 


Dazu gehört die konservative 
Revolution von Newt Gingrich 
und anderen, die der Macht der 
Bundesregierung so starke Be- 
schränkungen auferlegen wollen, 
daß sie praktisch aufhören würde 
zu existieren. Einige Elemente 
der konservativen Revolution 
wie Llewelyn Rockwell vom 
Ludwig von Mises Institut in 
Auburn, Alabama, sind sogar so 
weit gegangen und haben eine 
regelrechte Sezession gefordert 
und dabei die von den Briten 
unterstützte Konföderation als 
Modell benutzt. 


Unterdessen prophezeien die 
Verfechter der politischen »Chaos- 
Theorie« wie Thomas Homer- 
Dixon von der Universität von 


Toronto zuversichtlich, daß die 
Nationalstaaten, darunter auch 
die Vereinigten Staaten, unter 
dem Druck ethnischer und reli- 
giöser Rivalitäten, übermäßiger 
Immigration und angeblicher 
Überbevölkerung und Raubbau 
an den Ressourcen bald beginnen 
werden zu zerfallen, während 
andere politische und wirtschaft- 
liche Theoretiker der Vorstellung 
von einer Welt ohne Grenzen das 
Wort reden, in der Wirtschafts- 
regionen, die über bestehende 
politische Grenzen hinausgehen, 
den Nationalstaat ersetzen wer- 
den. 


Obwohl sich diese Szenarios in 
ihren Details voneinander unter- 
scheiden und oberflächlich be- 
trachtet antithetisch erscheinen 
mögen, so haben sie zwei wichti- 
ge Elemente gemeinsam: sie alle 
streben die Auflösung der Ver- 
einigten Staaten an und sie haben 
alle eine gemeinsame Urheber- 
schaft — die britische Monarchie, 
die sorgfältig verschiedene Bal- 
kanisierungsstrategien ausgear- 
beitet hat, um an verschiedene 
Segmente der amerikanischen 
Bevölkerung zu appellieren. So 
werden der schnatternden Schar 
der Radikal-Okologen transna- 
tionale Bioregionen und den 
selbsternannten Populisten und 
Konservativen die Rechte der 
einzelnen Staaten verkauft — was 
alles auf die Demontage der 
Vereinigten Staaten hinausläuft. 

Es wäre ein gefährlicher Fehler, 
diese Szenarios als rein hypothe- 
tisch zu betrachten. Neben dem 
Bombenanschlag von Oklahoma 
City muß man nur auf das 
Anwachsen verschiedener sezes- 
sionistischer Bewegungen im 
Land in den letzten Jahren schau- 
en, um zu erkennen, daß es der 
britischen Oligarchie mit der 
Balkanisierung der Vereinigten 
Staaten todernst ist. 


Bewegungen, die die direkte 
Sezession von der Union befür- 
worten, existieren beispielsweise 
in Hawaii und Alaska, während 
in Sacramento ein Referendum, 
das die Aufteilung Kaliforniens 
in drei separate Staaten vor- 
schlug, von einem Komitee der 
Staatsversammlung im Jahre 
1993 genehmigt wurde, auch 
wenn es anschließend im Staats- 
senat durchfiel. Sein Hauptspon- 
sor, das frühere Mitglied der 
Staatsversammlung, Stan Stat- 
ham, hat eine »Three Califor- 
nias«-Stiftung gegründet, um die 
Idee weiterzuverfolgen. 
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Terrorismus 


Es geht um 
die Balka- 
nisierung 
der USA 


In New York gewinnt ein Vor- 
schlag zur Aufteilung des Staates 
in zwei selbständige Entitäten 
immer mehr an Zuspruch, wäh- 
rend im Mittelwesten 19 Coun- 
ties in West-Kansas sich in einem 
Kampf über Schulsteuern vom 
Staat zurückziehen wollen. 


Die Briten haben sich eine Reihe 
von Optionen für die Balkani- 
sierung der Vereinigten Staaten 
ausgedacht, von denen einige 
nun unten abgehandelt werden 
sollen: 


Eine Option von vielen, 
die »Neun Nationen« 
der »Washington Post« 


Im Jahre 1981 veröffentlichte der 
Reporter der »Washington Post«, 
Joel Garreau, ein weithin publi- 
ziertes Buch, in dem die Ver- 
einigten Staaten dargestellt wur- 
den, als würden sie sich bereits 
mitten im Zerfall befinden. In- 
zwischen ist Garreau der Chef- 
sprecher des von der Royal 
Dutch Shell gesponserten Global 
Business Network geworden, 
einer Fortune 100 Umwelt- 
schutzorganisation aus San Fran- 
Cisco. 


In Garreaus Werk mit dem Titel 
»Die Neun Nationen von Nord- 
amerika« wurde behauptet, die 
Vereinigten Staaten würden nicht 
nur als vereinter Nationalstaat 
nicht funktionieren, sie »könnten 
es auch nicht«, denn sie seien in 
wirtschaftlicher, ideologischer 
und ethnischer Hinsicht viel zu 
unterschiedlich. 


Garreau behauptete, die Verei- 
nigten Staaten, Kanada und Me- 
xiko bestünden in Wirklichkeit 
aus neun verschiedenen Natio- 
nen, darunter Okotopia, Nordka- 
lifornien, Oregon und Washing- 
ton sowie das ganz westliche 
Kanada und Alaska, Mexamerika 
mit dem Rest von Kalifornien, 
Teilen von Arizona und Texas 
und einem Großteil von Mexiko, 
der leere Teil, der sich über West- 
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und Mittelkanada bis zu den 
Staaten im Westen erstreckt — 
dort, wo die Milizbewegung 
kürzlich Fuß gefaßt hat -, Dixie, 
Neu England etc. 


Die genauen Details der Karte 
der »neun Nationen« sind weni- 
ger wichtig als Garreaus Haupt- 


thema, das da lautet, die Verei- 
nigten Staaten seien eine politi- 
sche Fiktion, die fast nicht mehr 
aufrechtzuerhalten ist. Das Land 
erlebe, Garreaus Schrift zufolge, 
nicht nur einen unvermeidlichen 
Prozeß der politische Fragmen- 
tierung, sondern den resultieren- 
den »neun Nationen« stünden 
künftige anhaltende Zwistigkei- 
ten bevor. 


»Vergessen Sie die frommen 
Weisheiten, die Ihnen über Nord- 
amerika erzählt werden«, sagte 
Garreau am Anfang des Buches. 
»Vergessen Sie die Grenzen, die 
die Vereinigten Staaten, Kanada 
und Mexiko voneinander tren- 
nen, jene blassen Grenzen, die so 
durchlässig sind für‘ Geld, Im- 
migranten und Ideen ... 


Schauen Sie sich stattdessen an, 
wie Nordamerika tatsächlich 
funktioniert. Es sind neun Natio- 
nen. Jede hat ihre Hauptstadt und 
ihren speziellen Macht- und 
Einflußbereich. Ein paar sind 
Verbündete, doch viele sind 
Gegner... 


Diese Nationen sehen unter- 
schiedlich aus, fühlen sich unter- 
schiedlich und hören sich unter- 
schiedlich an und nur wenige 


ihrer Grenzen passen mit den 
politischen Linien auf den heuti- 
gen Karten zusammen.« 


Der Hauptteil von Garreaus 
Buch bestand aus Profilen jeder 
der neun Nationen — zum Bei- 
spiel Neu England ist arm aber 
zivilisiert —, um zu demonstrie- 


ren, daß die regionalen Unter- 
schiede zwischen ihnen so groß 
sind, daß sie niemals effektiv als 
ein Land operieren können. 


»Jede dieser neun Nationen hat 
eine andere Zukunft«, schrieb 
Garreau. Zum Beispiel sind »die 
beiden Pazifikstaaten, die Kali- 
fornien trennen... offen antago- 
nistisch. Sie sind so gegensätz- 
lich wie Sonne und Regen ... San 
Francisco und Los Angeles sind 
nicht einfach nur zwei Städte. Sie 
repräsentieren zwei verschiedene 
Nationen — Los Angeles die 
Hauptstadt von MexAmeria und 
San Francisco die von Okotopia. 
So betrachtet wird Sacramento 
weniger zur Hauptstadt von 
etwas schrecklich Wichtigtem, 
sondern sie ist einfach nur eine 
Grenzstadt zwischen einander 
feindlich gesinnten Kräften. 


Die Zukunft 
wäre ein Chaos 


»Je selbstbewußter jede dieser 
neun Nationen wird«, behauptete 
Garreau, »umso weniger ist sie 
bereit, sich von Außenseitern 
etwas vorschreiben zu lassen, die 
kein Interesse an lokalen Werten 
zeigen oder sie noch nicht einmal 


verstehen. Dies behindert die 
Suche nach kontinentweiten Ant- 
worten auf politische Fragen.« 


Während Ressourcen und Chan- 
cen verstreut sind, wird jede 
Nation, zumindest theoretisch, 
immer mehr fähig, ihre eigenen 
Probleme auf ihrer eigenen Stufe 


Prinz Philips 21 Öko-Regionen: 


1. Alaska Rainforest 
2. American Southeast 
3. Arctic 
4. Atlantic Coast 
5. Boreal Forest 
6. Central Appalachia 
. Colorado Plateau 
. Great Basin/High Desert 
. Great Lakes 
. Great North American Prairie 
. Great Northern Forest 
. Hawaii 
. Hudaon Bay/James Bay 
Watershed 
. Interior Highlands 
. Mississippi Basin 
. Pacific Coast 
. Pacific Northwest 
. Rocky Mountains 
. Sierra Nevada 
. Southern Appalachian Highlands 
. Southwest Deserts 


zu lösen. Zunehmende Kulti- 
viertheit könnte zur Verringerung 
geringfügiger kontinentaler Un- 
terschiede führen. Der klassische 
südliche Dialekt beispielsweise 
ist im Schwinden begriffen. 
Doch sie betont die wahren, fort- 
dauernden und grundlegenden 
wirtschaftlichen und sozialen 
Unterschiede jeder Region, die 
sich in Einstellungen zu allem 
zeigen, von »der Atomkraft über 
Gewerkschaften bis zur Ab- 
treibung«. 


Angesichts dieses »gesunden 
Menschenverstandes« könnte 
man meinen, daß die »Washing- 
ton Post« — Garreaus Arbeitgeber 
und deren Herausgeber Ben 
Bradlee Garreaus Projekt voll 
und ganz unterstützt hat — mit der 
Gingrich-Schar nur wenig ge- 
meinsam hat. Doch es ist beson- 
ders aufschlußreich, zu sehen, 
daß das, was Garreau vor fast 
15 Jahren über die Bundesregie- 
rung zu sagen hatte, sich nur 
wenig von den heftigen Ten- 
denzen der heutigen konservati- 
ven Revolutionäre unterscheidet. 
Im Vorwort zu »Neun Nationen« 
zitierte Garreau einen ungenann- 
ten Professor der Universität von 
Texas, der glaubte, daß Nord- 
amerika auseinanderfallen sollte. 


»Ich gebe das weiter, was ihm an 
den neun Nationen gefällt«, 
schrieb Garreau. »Er denkt, es 
zeigt, wenn Washington D.C. 
unter dem Gewicht seiner vielen 
Lasten und Krisen morgen in den 
Potomac gleiten würde, so wäre 
das Ergebnis in Ordnung. Die 
Zukunft wäre kein Chaos. Es 
wäre eine Wende. Nordamerika 
würde sich ‚nicht plötzlich um- 
schauen und eine seltsame und 
fremde Welt entdecken. Es wäre 
eine Ansammlung gesunder, star- 
ker Bestandteile, die wir alle 
unser Leben lang kennen — wie 
Dixie. Er betrachtet Neun Na- 
tionen als starke Antwort eines 
zähen Volkes, das seine Selbst- 
sicherheit wieder bekräftigt hat. 
Es ist nicht so, daß sich die 
Sozialverträge auflösen. Es wer- 
den einfach neue geboren. 


Was er sagt ist im wesentlich, 
daß unsere Werte von unseren 
Regimen getrennt betrachtet 
werden können. Wir können das 
erhalten, was für uns wichtig ist, 
egal, welche Art von Gewalt der 
Bundesregierung zugefügt wird 
und je eher wir das erkennen, 
umso zuversichtlicher wird unse- 
re Zukunft sein.« 


Wenn das vertraut klingt, so ist 
das durchaus richtig. Es hätte 
von Phil Gramm, Newt Gingrich 
oder irgendeinem anderen ihrer 
verrückten Verbündeten ge- 
schrieben worden sein können. 


Aufteilung des 
»Monsterstaats« 


Als Garreaus »Neun Nationen« 
erstmals auftauchten, glaubte 
man, sie stammen aus der Haupt- 
strömung des politischen Ge- 
dankenguts. Doch innerhalb von 
wenig mehr als einem Jahrzehnt 
begannen Bücher über das The- 
ma, daß die Vereinigten Staaten 
auseinanderbrechen, die Buch- 
läden zu überfluten. 


Eine der massivsten dieser At- 
tacken gegen die fortgesetzte 
Existenz der Vereinigten Staaten 
kam aus der Feder von George 
Kennan, dem ehemaligen sowje- 
tischen Handlanger aus dem Au- 
ßenministerium, der sich schon 
seit langem in den höheren 
Ebenen der anglophilen Gruppe 
des politischen Establishments 
der USA befand. 


Kennans Memoiren, »Around 
the Cragged Hill«, die kurz nach 


der Wahl von Bill Clinton zum 
Präsidenten veröffentlicht wor- 
den sind, sprühten Gift auf fast 
jeden Aspekt der Vereinigten 
Staaten, von seiner Automobil- 
«Sucht« bis zum Niedergang der 
»dienenden Klasse«. Doch was 
Kennan an seinem Land am mei- 
sten haßte, war seine Größe. 


»Wir sind«, schrieb er, »eines der 
größten Länder der Welt, wenn 
man Territorium und Bevölke- 
rung zusammen betrachtet — ein 
»Monsterland«, könnte man sa- 
gen, zusammen mit solchen an- 
deren wie China, Indien, der 
Sowjetunion und Brasilien. 


Und es gibt die wirkliche Frage, 
ob »Größe« in einem Staatskörper 
nicht ein Übel in sich selbst ist, 
ganz abgesehen von der Politik, 
die in ihrem Namen gemacht 
wird... Übermäßige Größe eines 
Landes führt unvermeidlich zu 
einer verringerten Sensitivität für 
seine Gesetze und Regeln für die 
speziellen Bedürfnisse einzelnen 
Orte und Gemeinden wie tradi- 
tionelle, ethnische, kulturelle, 
linguistische Bedürfnisse und 
dergleichen. In großen Ländern 
gibt es die Tendenz, zu durch- 
greifenden Lösungen Zuflucht zu 
nehmen, die quer durch die 
Bevölkerung angewendet wer- 
den... Das trifft insbesondere auf 
die Vereinigten Staaten zu.« 


Kennan fuhr fort: »Es gibt eine 
weitere Art der Größe in einem 
Land, die es verdient, hier er- 
wähnt zu werden. Man könnte 
sie als die Hybris übertriebener 
Größe bezeichnen. Es ist ein 
gewisser Mangel an Beschei- 
denheit im nationalen Selbstbild- 
nis des großen Staates — ein 
Gefühl, daß die Rolle der Nation 
auf der Welt gleich ihrer Größe 
sein muß, mit der daraus folgen- 
den relativen Tendenz zu über- 
heblichen Anmaßungen und Be- 
strebungen.« 


Die Menschheit eine 
Hautkrankheit der Erde 


Indem er zustimmend den Kom- 


mentar seines früheren Chefs, 


des Washingtoner Diplomaten 
Bill Bullitt zitiert, der gesagt hat, 


die Menschheit ist eine »Haut-. 


krankheit der Erde«, behauptete 
Kennan, die Vereinigten Staaten 
seien nicht nur zu groß und zu 
mächtig, es gäbe dort auch zu 
viele Menschen. 

»Je nach der Art des menschli- 


chen Lebens gibt es ein optima- 
les Gleichgewicht zwischen der 
Dichte der menschlichen Bevöl- 
kerung und den Toleranzen der 
Natur. Dieses Gleichgewicht 
wurde, so scheint es mir, in den 
Vereinigten Staaten überschrit- 
ten, als die amerikanische Be- 
völkerung maximal 200 Millio- 
nen Menschen erreicht hat oder 
vielleicht erheblich weniger.« 


Kennans »Lösung« für das Pro- 
blem, das sich durch das »Mon- 
ster« Vereinigte Staaten stellt, 
bestand darin, sie in 12 Teilre- 
publiken zu zerschlagen, auf die 
der größte Teil der Funktionen 
und Vollmachten entfallen wür- 
de, die die Bundesregierung be- 
sitzt. 


»Unter dem Einfluß dieser An- 
sichten über die Nachteile von 
»Größe< habe ich mich oft ge- 
fragt, wie es wäre, wenn unser 


‘ Land in so etwas wie ein Dut- 


zend Teilrepubliken dezentrali- 
siert werden würde, während es 
einen bestimmten Teil der Wur- 
zeln einer Bundesregierung bei- 
behält und nicht nur die Voll- 
machten der bestehenden Staaten 
dabei absorbiert werden, sondern 
auch ein erheblicher Teil jener 
des jetzigen Bundesestablish- 
ments«, schrieb Kennan. 


»Ich könnte mir so etwas wie 
neun dieser Republiken vorstel- 
len -— sagen wir Neu England, die 
Staaten am mittleren Atlantik, 
der Mittelwesten, der Nordwe- 
sten (von Wisconsin bis zum 
Nordwesten und Pazifikküste 
hinunter bis Zentralkalifornien), 
der Südwesten (einschließlich 
Südkalifornien und Hawaii), 
Texas (selbst), der Alte Süden, 
Florida (vielleicht einschließlich 
Puerto Rico) und Alaska plus 
drei große urbane Regionen mit 
Selbstregierung und zwar New 
York, Chicago und Los Angeles 
- also ingesamt zwölf Entitäten. 
Diesen Entitäten würde ich einen 
größeren Teil der Vollmachten, 
die die Bundesregierung vermut- 
lich hat, übertragen, die so um- 
fassend sind, daß sie die Leute in 
Staunen versetzt.« 


Kennan fordert eine 
statische Gesellschaft 


Kennan gab zu, daß eine solche 
Anordnung tatsächlich zu »vie- 
len Komplexitäten und nicht zu 
wenig Ineffizienz führen würde«. 
Aber in einer echt bizarren Be- 


merkung meinte er, daß dies nur 
gut wäre.« Man könnte die These 
vertreten, daß »auf dem Gebiet 
von Staatstheorien nichts mehr 
zu befürchten ist als die Be- 
mühung, Regierungssysteme zu 
schaffen, die logisch, unkompli- 
ziert, effizient und umfassend 
sind. So sind die Menschen 
selbst nicht geschaffen und ein 
Regierungssystem, das zu sehr 
nach diesen scheinbaren Vor- 
teilen strebt, würde den tiefsten 
Bedürfnissen der Menschen Ge- 
walt auferlegen.« 


Kennan bestätigte auch, daß sein 
Vorschlag dazu dienen sollte, die 
zentrifugalen Tendenzen, die 
bereits am Werk sind, zu be- 
schleunigen. »Wenn. regionale 
Unterschiede von diesen Kräften 
(des Modernismus) in der Tat 
verringert worden sind«, schrieb 
er, »könnten sie durch die Art 
von Dezentralisierung, die ich 
vorgschlagen habe, wiederbe- 
lebt, angeregt und ermutigt wer- 
den.« 


Indem er Prinz Philips Angriff 
auf die wirtschaftliche Entwick- 
lung vom Mai 1990 wiederholte, 
forderte Kennan für die wirt- 
schaftliche Entwicklung in den 
Vereinigten Staaten ein Ende und 
forderte, daß sie zu einer »stati- 
schen Gesellschaft« werden sol- 
le. 


»Ich reagiere skeptisch... auf das 
Ideal von Wirtschaftswachstum, 
das fast alle Gedankengänge 
über wirtschaftliche Probleme in 
den Vereinigten Staaten so stark 
beschäftigt... Warum Wachstum? 
Die Annahme, daß eine Volks- 
wirtschaft ohne konstantes Wachs- 
tum nicht das sein könnte, was 
sie sein sollte, — das heißt, nicht 
den Zwecken der Gesellschaft 
dienen könnte, denen sie dienen 
sollte —, scheint mir unhaltbar zu 
sein... Hätte eine Wirtschaft, die 
ständig wachsen muß, um für die 
nationalen Bedürfnisse als ange- 
messen betrachtet zu werden, 
nicht etwas Krankhaftes, Kan- 
zerogenes, etwas zeitlich Unbe- 
grenztes und Instabiles an sich? 


Natürlich muß die Wirtschaft in 
dem Maße, wie die Bevölkerung 
wächst, mit ihr wachsen, denn 
offensichtlich sind mehr Mäuler 
zu stopfen, mehr Menschen zu 
kleiden, mehr Wohnungen nötig. 
Doch ich kann mir keinen Ort in 
der westlichen Welt oder in ande- 
ren Regionen vorstellen, wo eine 
Bevölkerung wachsen »muß«. 
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Terrorismus 


Es geht um 
die Balka- 
nisierung 
der USA 


Wenn die Erhaltung dieses Pla- 
neten als geeignetes Habitat für 
diese Zivilisation das vorrangige 
Gebot unserer Zeit ist und wenn 
das Bevölkerungswachstum selbst 
die größte Bedrohung ist, der wir 
uns für die Unversehrtheit dieses 
Habitat gegenübersehen, warum 
sollten wir uns dann weiteres 
Wachstum dieser Art wünschen? 


Und was ist letzten Endes falsch 
an einer in physischer Hinsicht 
statischen Gesellschaft?« 


Um das zu regieren, was von den 
Bundesinstitutionen noch übrig 
ist, schlug Kennan die Gründung 
eines nicht gewählten Staatsrats 
vor. »Die Bundesregierung be- 
nötigt... die Anwesenheit eines 
permanenten, nicht politischen 
Beratungsgremiums an ihrer 
Seite — eines Gremiums, das die 
größten Quellen der Weisheit 
und Erfahrungen anzapft, die die 
privaten Bürger des Landes lie- 
fern können. Es scheint auch 
offensichtlich, daß dies eine 
institutionelle Innovation einer 
ganz ungewöhnlichen Art erfor- 
derlich machen würde, die in der 
nationalen Erfahrung beispiellos 
1St.« 


Kennan erläuterte, daß der 
Staatsrat ein »permanentes Gre- 
mium« wäre, dessen Mitglieder 
»Personen von hohem Rang« 
sein würden. Seine »Aufgabe 
wäre darauf beschränkt, dem 
Land und auch den Politikern zu 
sagen, was im Hinblick auf die 
langfristigen Interessen der ame- 
rikanischen Gesellschaft getan 
werden muß«. 


Kennans Buch war in Britannien 
ein großer Erfolg und es wurde 
neben anderen Medien von der 
Londoner »Financial Times« 
hoch gelobt. 


Varianten zu Kennans Thema 
tauchen überall auf: ein weiteres 
Beispiel ist das letzte Opus von 
Yale-Professor Paul Kennedy, 
einem britischen Staatsbürger. In 
»Vorbereitung auf das 21. Jahr- 
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hundert«, das im Jahre 1993 ver- 
öffentlicht wurde, wird behaup- 
tet, daß die Nationalstaaten rasch 
»anachronistisch« werden. Welt- 
weite Veränderungen wie das 
Wachstum der internationalen 
Finanzen, multinationale Firmen, 
internationaler Terrorismus und 
Drogennetzwerke »stellen die 
Nützlichkeit des Nationalstaats 
selbst in Frage«. Der wichtigste 
autonome Akteur in politischen 
und internationalen Angelegen- 
heiten in den letzten Jahrhun- 
derten scheint nicht nur seine 
Kontrolle und Integrität zu ver- 
lieren, sondern auch die »falsche 
Art« von Einheit zu sein, um die 
neueren Umstände zu handha- 
ben. Für einige Probleme ist er 
zu groß, um effektiv zu operie- 
ren, für andere ist er zu klein. 
Folglich gibt es nach oben und 
unten einen Druck für eine 
»Neupositionierung der Autori- 
tät«, die Strukturen schafft, die 
auf die heutigen und morgigen 
Kräfte der Veränderung vielleicht 
besser reagieren könnten. 


Weltregierung und regio- 
naler Staat: das Ende 
für die Nationalstaaten 


Kennedy prophezeite, daß solche 
supranationalen Organisationen 
wie die Vereinten Nationen und 
der Internationale Währungs- 
fonds zusammen mit aufstreben- 
den regionalen Institutionen wie 
dem nordamerikanischen Frei- 
handelsabkommen zunehmend 
die Quelle für diese »Neuposi- 
tionierung oder Verschiebung der 
Autorität« nach oben werden, 
während der »Abwärts«-Trend 
von solchen Phänomenen wie 
den einzelnen amerikanischen 
Staaten repräsentiert würde, die 
»oft frustriert sind durch den 
Mangel an Interesse, den die 
Bundesregierung zeigt«, und im 
Ausland ihre eigenen Handels- 
missionen eröffnen. 


Diese Entwicklung, bestätigte 
Kennedy, »bringt das Risiko des 
nationalen Zerfalls mit sich«. 


In der Ausgabe von »Foreign 
Affairs«, der Zeitung des anglo- 
philen New York Council on 
Foreign Relations (CFR) vom 
Frühjahr 1993 sind zwei Artikel 
erschienen, die diesen speziellen 
Aspekt von »Vorbereitung« be- 
handelten. 


In »Kaliforniens Außenpolitik« 
von James Goldsborough von 


der »San Diego Union-Tribune« 
wurde Kalifornien als der acht- 
größte Staat der Welt bezeichnet 
und behauptet, daß der Staat »so 
groß ist und seine Probleme so 
riesig sind, daß er seine eigene 
Außenpolitik braucht«. Der Rück- 
gang in der Freigebigkeit des 
Bundes, besonders die drakoni- 
schen Kürzungen im Verteidi- 
gungshaushalt, ließen Kalifor- 


. nien keine andere Wahl als daß es 


»wie ein selbständiger Staat« 
handeln muß, besonders auf dem 
Gebiet der Außenpolitik und des 
internationalen Handels. 


Kritik am 
Nationalstaat 


Der Begleitartikel, »Der Aufstieg 
des Regionalstaats« von Kenichi 
Ohmae, Vorsitzender der Büros 
von McKinsey & Co. in Japan, 
sprach das gleiche Thema an. 
Beginnend mit der Erklärung, 
daß »der Nationalstaat eine un- 
natürliche, ja sogar dysfunktio- 
nale Einheit für die Organisation 
menschlicher Aktivitäten und die 
Leitung wirtschaftlichen Stre- 
bens in einer Welt ohne Grenzen 
geworden ist«, wurde in dem 
Artikel die Meinung vertreten, 
daß »Regionalstaaten« die Welle 
der Zukunft sind. 


Ohmae zufolge können sich 
diese Regionalstaaten innerhalb 
der existierenden Nationalstaaten 
entwickeln so wie Norditalien 
oder Katalonien oder sie können 
über existierende politische 
Grenzen hinausgehen wie im 
Falle von San Diego und Tijuana 
oder Hongkong oder Südchina. 


Ohmae erklärte geradeheraus, 
daß die Vereinigten Staaten »in 
wirtschaftlicher Hinsicht nie ein 
einzelner Nationalstaat gewesen 
sind«. Stattdessen, so behauptete 
er, in einer Wiederholung von 
Garreaus »Nine Nations«, »sind 
sie eine Ansammlung von Re- 
gionalstaaten: Nord- und Süd- 
kalifornien, der »Machtkorridor« 
entlang der Ostküste zwischen 
Boston und Washington, der 
Nordosten, der Mittelwesten, der 
Sun Belt und so weiter«. 


Ohmae behauptete, daß nationale 
Regierungen den Regionalstaa- 
ten im Bereich der wirtschaftli- 
chen Angelegenheiten einschließ- 
lich Handel und Investitionen 
freie Hand lassen sollten, wäh- 
rend sie nur über die »Außen- 
politik, die Sicherheit und die 


Verteidigung« und die Wäh- 
rungspolitik die Kontrolle behal- 
ten sollten. 


Die Artikel von Ohmae und 
Goldsborough in »Foreign Af- 
fairs« zeigen, wie sehr der CFR 
in die Propagierung der Vor- 
stellung verwickelt ist, daß der 
Nationalstaat überholt ist. Im 
Jahre 199 1führte der CFR unter 
der Führung von Elliot Ri- 
chardson und unter Beteiligung 
von Henry Kissinger, Senator 
Daniel Patrick Moynihan und 
dem jetzigen US-Botschafter 
Thomas Pickering ein Projekt 
über »Eine sich ändernde Welt- 
ordnung« durch, in der »Alter- 
nativen« zum Nationalstaat un- 
tersucht werden sollten. Aus dem 
Projekt heraus entstand ein Buch 
von Gidon Gotlieb, »Nation 
Against State« (Nation gegen 
Staat), in dem behauptet wurde, 
daß der Nationalstaat als eine 
politische Form mit solchen Kri- 
sen wie der im früheren Jugos- 
lawien oder in Nordirland nicht 
umgehen kann. 


Das Buch von Gotlieb war der 
Arthur Ross Foundation in New 
York City gewidmet, einem Fa- 
milienfonds, der in Amerika im- 
mer das getan hat, was die briti- 
sche Krone wollte. Der Invest- 
ment-Banker und Philanthrop 
Arthur Ross ist. ein langjähriger 
Geschäftspartner und enger per- 
sönlicher Freund von Conrad 
Black, Chef der Hollinger Cor- 
poration Ross war der Statthalter 
für Sir Jimmy Goldsmiths Ein- 
stieg in die amerikanische Ge- 
schäftswelt und Augenzeugen- 
berichten zufolge arbeitete Ross 
jahrelang als ein wichtiger Agent 
des britischen Geheimdienstes in 
New York. Er erhielt täglich 
handgeschriebene Anweisungen 
von Lord Beaverbrook, dem bri- 
tischen Wirtschaftskriegsfüh- 
rungs- und Propaganda-Zar. Die- 
se Anweisungen wurden ihm von 
britischen Konsularbeamten über- 
mittelt. 


Bio-Perversität: 
ein weiteres Szenario 
der Zerstörung 


Prinz Philips heißgeliebte Bio- 
Regionen sind seit seiner Er- 
klärung im Jahre 1990 auf der 
Washingtoner NACRE-Konfe- 
renz unter amerikanischen Oko- 
Freaks zu einem »heißen« The- 
ma geworden. Gerade im letzten 
Jahr hat der Sierra Club, eine der 
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größten und politisch einfluß- 
reichsten Umweltschutzorgani- 
sationen in den Vereinigten Staa- 
ten ein riesiges Projekt gestartet, 
um Kanada und die Vereinigten 
Staaten in 21 Öko-Regionen - 
ein anderer Name für die Bio- 
Regionen - aufzuspalten. 


Das Programm »Kritische Öko- 
Regionen« des Sierra Clubs wur- 
de in der März/April Ausgabe 
1994 der Zeitschrift der Organi- 
sation, »Sierra«, ganz ausführ- 
lich beschrieben. In einer Ein- 
führung unter der Überschrift 
»Jenseits der Grenzen« wird of- 
fen gesagt, daß das Konzept der 
»Öko-Regionen« mit dem Na- 
tionalstaat unvereinbar ist. 


»Umweltprobleme werden am 
besten im Kontext weiter geogra- 
phischer Bereiche angegangen, 
die eher von natürlichen Merk- 
malen als von politischen Gren- 
zen definiert werden«, hieß es 
darin. Die 21 Oko-Regionen, die 
in dem Programm des Clubs 
definiert werden, »entsprechen 
nicht den üblichen Aufteilungen 
— Städte, Counties, Staaten, Pro- 
vinzen — wie sie für Bürokraten 
und Politiker verständlich sind.« 


In der Einführung wird weiter 
erklärt, daß der Sierra Club »den 
Öko- -Regionalismus rückhaltlos 
als einen Kontext für unsere 
Arbeit in den kommenden Jahr- 
zehnten ansieht und er hat sehr 
viel Energie darauf verwendet, 
die Karten der Vereinigten Staa- 
ten und Kanadas in diesem neuen 
Licht umzuschreiben.... Wir be- 
wegen uns über die politischen 
Grenzen hinaus, zurück zu unse- 
ren ökologischen Wurzeln.« 


Der Sierra Club hat Spezialein- 
heiten für jede der 21 Oko-Re- 
gionen geschaffen, die eifrig da- 
bei sind, verschiedene Initiativen 
auszuarbeiten, um jede Oko-Re- 
gion genau zu definieren. Jede 
Spezialeinheit hat eine Aktions- 
agenda aufgestellt, zu der im all- 


gemeinen die Durchsetzung von 
Gesetzen oder Bestimmungen 
gehört, laut derer riesige Län- 
dereien oder Wasserzonen in der 
jeweiligen Öko-Region für »Na- 
turschutzzwecke« abgetrennt wer- 
den sollen. 


Die Agenda für die Öko-Region 
an der Pazifikküste, die sich von 
Baja California bis British Co- 
lumbia erstreckt, verlangt bei- 
spielsweise die Schaffung »neuer 
Wildnis-Regionen an Stellen wie 
dem King Range in Nordkali- 
fornien und neue Meeresschutz- 
gebiete in der Santa Monica Bay 
und in Washingtons San Juan 
Islands«, während Ol- und Gas- 
Leasing entlang der ganzen Pa- 
zifikküste verboten wird. 


Die Agenda für die Hochebene 
von Colorado verlangt die Ver- 
schiebung der Wirtschaft der 
Region »weg von der Ausbeu- 
tung von Ressourcen — zum 
Beispiel Bergbau — und hin zu 
tragbarer Entwicklung;« neue 
Gesetze zum »Schutz von fünf 
Millionen straßenloser Acres in 
Utah« und Forderung von Wild- 
nisgebieten des Bureau of Land 
Management in Colorado und 
Neu-Mexiko sowie Reform des 
Wildlife-Programms des ameri- 
kanischen Landwirtschaftsmini- 
steriums, »um die Massenab- 
schlachtung der Räuber von 
Viehbeständen zu verhindern« — 
mit anderen Worten, den Kojoten 
und Wölfen freien Lauf lassen, 
wenn sie Vieh und Schafherden 
töten. 

Wie diese Beispiele zeigen, 
bestehen die wahren Ziele des 


kritischen Öko-Regionen-Pro- 
gramms des Sierra Clubs darin, 
der wirtschaftlichen Entwicklung 
— gemäß Prinz Philips Hetzrede 
gegen das Wachstum - in weiten 
Teilen der Vereinigten Staaten 
Einhalt zu gebieten, während 
man gleichzeitig den britischen 
Plan zur Balkanisierung des 
Landes unterstützt. 


Die neue 
Konföderation 


Die Befürworter der Balkani- 
sierung der Vereinigten Staaten 
beschränken sich nicht auf die 
Umweltschutzgruppen. Ein glei- 
chermaßen intensives Engage- 
ment zur Aufteilung der Nation 
findet sich unter den Extremen, 
das von Gingrich, Senator Phil 
Gramm und den anderen konser- 
vativen Revolutionären vertreten 
wird. 


Es sollte an dieser Stelle darauf 
hingewiesen werden, daß die 
radikalen Umweltschützer mit 
den Radikalen des rechten Flü- 
gels viel gemeinsam haben, auch 
wenn das oberflächlich nicht so 
aussieht. Ein Beispiel ist Ging- 
richs Unterstützung der Gesetze 
über die gefährdeten Arten. Auch 
die National Taxpayers Union, 
eine Organisation, die von James 
Dale Davidson gegründet wurde 
und geleitet wird — Davidson ist 
ein Geschäftspartner von Wil- 
liam Rees-Mogg - verblüffte 
viele traditionelle Konservative, 
als sie eine gemeinsame Presse- 
konferenz mit dem Sierra Club 
und den Friends of Earth zur 


Freigabe der Studie: »Green 
Scissors« sponserte, in der die 
Beendigung jedes dirigistischen, 
High-Tech Programms gefordert 
wurde, das die Bundesregierung 
noch verfolgt. 


Ein paar Monate später veröf- 
fentlichte die Heritage Foun- 
dation, der wichtige Washing- 
toner Vorposten der Mont Pelerin 
Society des Club of the Isles 
ihren eigenen Entwurf für die 
Demontage der Bundesregie- 
rung, die mit einer gleichzeitig 
veröffentlichten Studie des In- 
ternational Resource Institute, 
einem führenden ökologischen 
Denktank, fast identisch war. 


Den eindeutigsten Standpunkt im 
»grünen ünd braunen Bündnis« 
zur Zerstückelung der Vereinig- 
ten Staaten nimmt das Rockford 
Institut ein. Es befindet sich in 
Illinois und fungiert als einer der 
Hauptstützpunkte für die Opera- 
tionen der Mont Pelerin Society 
in den Vereinigten Staaten — so- 
wie für die Vorstellung, daß die 
Vereinigten Staaten in ihrer ge- 
genwärtigen Form nicht mehr 
länger existieren können. 


In der Ausgabe von »Chronic- 
les«, einer unter dem Rockford- 
Banner herausgegebenen Mo- 
natszeitschrift, wird diese Schluß- 
folgerung im Februar 1993 in 
einem Artikel des Herausgebers, 
Thomas Fleming, vertreten. Fle- 
ming hat dafür von Ambrose 
Evans-Pritchard vom »Sunday 
Telegraph« sein Lob bekommen. 
Evans-Pritchard hat sich inzwi- 
schen als eines der wichtigsten 
Propaganda-Sprachrohre der bri- 
tischen Oligarchie gegen Präsi- 
dent Clinton herausgestellt. 


Die Prognose eines 
Bürgerkrieges 


Unter dem Titel »A League of 
Our Own« konzentrierte sich der 
Artikel auf die Lega Lombarda 
und damit zusammenhängende 
Bewegungen in Italien, deren 
Hauptziel es ist, Italien in ver- 
schiedene unabhängige Regio- 
nen aufzugliedern. 


Fleming lobte die Liga und for- 
derte die Gründung einer ähnli- 
chen politischen Bewegung in 
den Vereinigten Staaten. »Es gibt 
nur zwei Alternativen für dieses 
kontinentale Empire, das nie eine 
wirkliche Nation gewesen ist: 
entweder finden wir einen Weg 
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Terrorismus Br — 


Es geht um 
die Balka- 
nisierung 
der USA 


zur Dezentralisierung der Ent- 
scheidungsfindung und stellen 
die Autorität‘ der alten Insti- 
tutionen von Familie und Stadt 
und Land und sogar Staat wieder 
her oder wir werden uns in einen 
vielschichtigen Bürgerkrieg von 
Schwarzen gegen Hispanier ge- 
gen Weiße gegen Schwarze ge- 
gen Juden verstricken.« 


»Die Revolution«, fuhr Fleming 
fort, »kann nicht über Nacht 
erfolgen und der erste Schritt 
wäre die Gründung einer Bewe- 
gung für die langfristigen Ziele 
der politischen Dezentralisie- 
rung, Privatisierung — die unsrige 
ist keine freie Marktwirtschaft —, 
den Schutz der nationalen In- 
teressen in Sachen Immigration, 
Handel und Außenpolitik und die 
Wiederherstellung unserer alten 
kulturellen Identität als eine eu- 
ropäische...und christliche Na- 
tion... 


Wenn es keine Bewegung oder 
Partei gibt, die bereit ist, ein sol- 
ches Programm (Lega Lombar- 
da) aufzunehmen«, meinte Fle- 
ming, »dann muß eine gebildet 
werden und wenn das unmöglich 
ist, ist mein Rat, Munition an- 
zuhäufen und in kugelsichere 
Türen und Fenster zu investie- 
ren.« 


Flemings Eintreten für eine poli- 
tische Partei, die sich der Auf- 
lösung der Union widmen soll, 
war nichts Neues. Zuvor hatte er 
»Southern Partisan« geschaffen, 
eine Zeitschrift, die sich offen für 
die Werte des Südens ante-bel- 
lum und die Konföderation enga- 
gierte. 


In einer Gedenkrede an den Prä- 
sidenten der Konföderation, Jef- 
ferson Davis, im August 1992 
erklärte Fleming: »Der Bürger- 
krieg war zwar verloren, doch 
nicht die Sache, wegen der der 
Krieg geführt worden war. So 
lange irgendein Amerikaner noch 
ein Funken Freiheit und eine 
gewisse Verbundenheit mit sei- 
ner heimatlichen Erde schätzt, so 
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lange die Südstaatler sich noch 
daran erinnern, wer sie sind und 
was ihr Volk getan hat, so lange 
werden die Prinzipien von 1860 
am Leben erhalten werden.« 


Gefallen am 
kämpfenden Menschen 


Fleming wurde im »Insight«- 
Magazin der »Washington Post« 
vom 19. Juli 1992 zitiert, als er 
sagte, was er am Süden am mei- 
sten liebe, sei seine Ähnlichkeit 
mit dem Mittelalter. Das Mittel- 
alter war »voller Menschen, die 
tagein tagaus für das kämpften, 
an das sie glaubten. Mir gefällt 
an der Politik des Mittelalters, 
daß die Menschen auf den Stra- 
Ben täglich kämpften.« 


An der gleichen Stelle lobte 
Fleming die italienische Mafia 
und meinte, sie »repräsentiert 
eine zivilisiertere Existenzform 


als Amerika dies tut«. 


Fleming gibt sich aber nicht ein- 
fach damit zufrieden, sich-für die 
Auflösung der Vereinigten Staa- 
ten auszusprechen. Im März 
1993 leitete er eine vom Rock- 
ford-Institut gesponserte Konfe- 
renz unter dem Titel »Die neue 
amerikanische Politik trifft das 
neue Europa: Eine Suche nach 
gemeinsamen Werten und Zie- 
len«, die in Chicago stattfand 
und von der Earhart Foundation 


mit getragen wurde. Auf dieser 
Konferenz kamen amerikanische 
und europäische Akademiker 
und Aktivisten zusammen, die 
sich für die Dezentralisierung der 
Befugnisse des Bundes engagie- 
ren. Zu den Teilnehmern gehör- 
ten Alain de Benoist, Führer der 
französischen Rechten; Donald 
Warren von der Oakland-Uni- 
versität in Michigan; Carlo Ruz- 
za, Soziologieprofessor an der 
Universität von Surrey in Groß- 
britannien und Paul Piccone, 
Herausgeber der Zeitung der 
neuen Linken, »Telos«. 


Links und Rechts auf 
dem gleichen Weg 


Piccones Anwesenheit war von 
besonderem Interesse — und un- 
terstreicht noch mehr, daß die 
Bio-Regionalisten, die neue Lin- 
ke, der rechte Flügel und andere 
ungeachtet dessen, wie ihr ober- 
flächliches politisches Profil aus- 
sieht, in Richtung der gleichen, 
von den Briten diktierten, Ziele 
der Balkanisierung der Vereinig- 
ten Staaten arbeiten. 


Piccone, der für seine Verbin- 
dungen zum italienischen Ter- 
rorismus in den sechziger und 
siebziger Jahren bekannt ist, ver- 
öffentlichte in der Ausgabe von 
»Telos« vom Winter 1991-92 
einen Artikel, in dem, wie in 
Flemings »Chronicles«, die lom- 


US-Senator Phil Gramm, 
ein Verfechter der konser- 
vativen Revolution in den 
USA, plädiert für die Auf- 
teilung des Monsterstaates. 


bardische Liga als das politische 
Modell für die Ara nach dem 
Nationalstaat hoch gelobt wird. 


»Der Aufstieg und das Wachstum 
einer Überfülle an autonomisti- 
schen Bewegungen auf der 
Suche nach konkreten Alterna- 
tiven zum Zentralstaat ist eine 
der wichtigsten neuen politi- 
schen Realitäten auf der Schwel- 
le zum 21. Jahrhundert«, behaup- 
tete Piccone. 


»Fast jeder Nationalstaat... ist 
heute mit heftigen internen Kri- 
sen in der nationalen Einheit 
konfrontiert. Selbst in den USA, 
die immer noch die Wunden 
eines blutigen Bürgerkriegs tra- 
gen, der genau über dieses The- 
ma geführt wurde, hat der Gou- 
verneur von Alaska offen über 
»Sezession« gesprochen, Nordka- 
lifornien hat ein Referendum 
hinsichtlich der Autonomie für 
den Rest des Staates verlangt und 
die Bezirke von Staten Island 
und Queens drohen sich von dem 
Rest einer zunehmend schwer zu 
führenden Stadt New York City 
abzuspalten — und es ist sogar die 
Rede von der Schaffung transna- 
tionaler Makro-Regionen wie 


Cascadia, einschließlich eines 
großen Teils der Nordwestregion 
der USA und Kanadas British 
Columbia.« 


Indem er die Aufmerksamkeit 
auf die Lombard League an sich 
lenkt, meinte Piccone, seine Ent- 
scheidung, seinen Appell da- 
hingehend zu erweitern, daß es 
die Lega Nord (Nordliga) wird 
und keine lokale Entität in der 
Lombardei bleibt, zeigte, daß die 
»post-moderne populistische Or- 
ganisationsstrategie damit Erfolg 
hatte, eine konkrete Alternative 
zur herrschenden politischen 
Klasse zu liefern«. 


Eine neue Form 
des Feudalismus 


Außerdem wiesen‘ die Erfolge 
der Liga auf die allmähliche Zer- 
störung des Europas der Na- 
tionen hin und dessen Ersatz 
durch ein Europa der Regionen, 
das eine »Föderation über natio- 
nale Grenzen hinweg und keine 
Föderation auf der Grundlage der 
nationalen Grenzen wäre... Wenn 
es an der Zeit ist, ernsthaft über 
dieses >»Europa der Regionen« 
nachzudenken«, meinte Piccone, 
»wird Italiens Nordliga vielleicht 
das Modell dafür liefern«. 


Dieses Konzept von einem »Eu- 
ropa der Regionen« war der Eck- 
pfeiler der Wiedergeburt der kon- 
servativen Revolution nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Graf Richard 
Coudenhove-Kalergi, der Ver- 
bündete des Finanzministers der 
Nazis, Hjalmar Schacht, in 
Kriegszeiten, bildete die Pan- 
Europäische Union, um mit die- 
ser modernen Form des Feu- 
dalismus hausieren zu gehen, 
noch bevor die Gewehre aus dem 
Zweiten Weltkrieg zum Still- 
schweigen kamen und Couden- 
hove-Kalgergis Bemühungen 
wurden vom Gründer der Mont 
Pelerin Society, Friedrich von 
Hayek, sehr begrüßt. 


Das Rockford-Institut ist eine der 
vielen Bastionen der konservati- 
ven Revolution, die die »Rechte 
von Staaten« oder andere »kon- 
servative« Methoden der De- 
montage der Vereinigten Staaten 
offen befürwortet. Llewellyn 
Rockwell, Präsident des Ludwig 
von Mises-Instituts und ein Mit- 
glied des Main Street Comitee 
des Rockford-Instituts, tritt offen 
für die Wiederbelebung der Kon- 
föderation ein. In der Ausgabe 


von »The Free Market«, dem 
Newsletter des Mises Instituts, 
schrieb Rockwell im Juni 1992 
eine Kolumne mit dem Titel 
»Secede?«, in der er sich für die 
Sezession aussprach. 


»Als ein berühmter Konserva- 
tiver mir vor zehn Jahren sagte, 
»die USA sind zu groß« und nur 


wird«, bejaht er seine rhetorische 
Frage. »Ist es an der Zeit, sich 
von ihr zu verabschieden?« 

»So lange die Staaten unter der 
Fuchtel der Bundesregierung ste- 
hen«, meinte er, »werden sie nie 
in der Lage sein, mit freien 
Märkten zu experimentieren .... 
Ist Sezession die einzige Hoff- 
nung für die Wiederherstellung 


Graf Richard Coudenhove-Kalergie, Gründer der pan-eu- 
ropäischen Union, kämpfte als erste für die Auflösung der 


Nationalstaaten. 


eine Aufteilung in 35 verschiede- 
ne Länder’ würde eine freie und 
anständige Gesellschaft garantie- 
ren, war ich schockiert. Wenn ich 
heute die genaue Anzahl von 
Nachfolgestaaten beiseite lasse, 
frage ich mich, ob er nicht recht 
hatte.« 


Indem Rockwell behauptet, daß 
die »Zentralregierung der USA 
jeden Tag tyrannischer und teurer 


jeglicher Freiheit? Vielleicht, 
wenn wir nicht unbegrenzt damit 
zufrieden sind, ein >»fügsames< 
Volk zu sein.« 


Verpachtung für 
eine große Regierung 


Die gleiche Ausgabe von »The 
Free Market« enthielt auf der Ti- 
telseite einen Artikel, in dem die 


Verfassung der Konföderation 
gepriesen wurde. 


Die Hoover-Institution — die Teil 
des gleichen Komplexes der 
Stanford-Universität ist, der mit 
Garreaus Global Business Net- 
work in Verbindung steht — kann 
auch zu den Sezessionisten oder 
den protosezessionistischen Ver- 
schwörern gerechnet werden. 
Zum Beispiel hat Angelo Code- 
villa, früher ein hochrangiger 
Berater mehrerer republikani- 
scher Senatoren in Washington, 
Italiens Nordliga begeistert pro- 
pagiert und wie Fleming für 
Amerikas politische Übel eine 
ähnliche »Lösung« vorgeschla- 
gen. Codevilla schrieb im »Wall 
Street Journal« vom 10. August 
1993 einen Kommentar, in dem 
er die Liga lobte, weil sie eine 
»verantwortungsvolle und intel- 
lektuelle« Anti-Regierungsgrup- 
pe ist, die »die zunehmende Ver- 
achtung des Durchschnittsbür- 
gers für eine große Regierung« 
verkörpert. 


In einem anschließenden Inter- 
view mit einem Journalisten 
meinte Codevilla, die Vereinig- 
ten Staaten würden sich aufgrund 
von populistischen Empfindun- 
gen gegen eine große Regierung 
als Nationalstaat auflösen, wenn 
nicht rasch Maßnahmen unter- 
nommen würden, um die Größe 
der Zentralregierung zu reduzie- 
ren. 


»Die Entwicklung solcher Phä- 
nomene wie der Lega impliziert 
die Auflösung des Nationalstaats, 
nicht nur die einer zentralisierten 
Regierung«, behauptete 
Codevilla. »Ich hätte nichts da- 
gegen, wenn Italien, Deutsch- 
land, die USA als Länder weiter 
bestehen bleiben. Doch wenn es 
nicht zu einem Prozess der strik- 
ten Reduzierung von Regie- 
rungsvollmachten kommt, wird 
die anti-dirigistische Revolte zur 
politischen Zersetzung führen. 


Ich sehe, daß in den USA der 
gleiche Zersetzungprozeß pas- 
siert wie in Europa«, fuhr er fort. 
»Wir werden wahrscheinlich 
auch hier so etwas wie die Lega 
aufkommen sehen — nicht unbe- 
dingt in der gleichen Form, doch 
in ihrem Kernpunkt das Gleiche 
— die Ablehnung der Regierung. 
Die Menschen werden bald 
anfangen zu erkennen, daß die 
Verfassung keine Kraft mehr hat, 
daß der Oberste Gerichtshof zu 
einem Werkzeug des Staates 
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Terrorismus 


Es geht um 
die Balka- 
nisierung 

. der USA 


geworden ist und nicht mehr zum 
Verteidiger der Verfassung. Wie 
sich die Dinge entwickeln wer- 
den, hängt davon ab, wie die 
Empfindungen der Bevölkerung 
gegen die Regierung gebildet 
werden. Ich denke, daß zu den 
Maßnahmen, die wir ergreifen 
sollten, die Reduzierung der 
Vollmachten des Obersten Ge- 
richtshof gehört, die radikale 
Steuerkürzung, die Eliminierung 
von Rassenquoten, die Privati- 
sierung der Schulen über Bürgen, 
die Einführung einer Pauschal- 
steuer und daß man den zehnten 
Zusatzartikel zur Verfassung 
ernst nimmt. All dies hätte die 
Wirkung, daß die Vollmachten 
der’ Zentralregierung drastisch 
reduziert würden.« 


Codevilla befürwortete auch das 
vorgeschlagene Referendum in 
Kalifornien, demzufolge der 
Staat in drei Teile aufgeteilt wer- 
den sollte: »Was mich betrifft, so 
bin ich umso glücklicher, je mehr 
Staaten es gibt. Je kleiner die 
Regierung ist, umso näher ist sie 
dem Volk.« 


Das »Libanisierungs«- 
Rezept 


Ein weiteres Szenario von briti- 
scher Urheberschaft zur De- 
montage der Vereinigten Staaten 
ist die »Libanisierungs«-Option, 
nach der das Land unter dem 
Druck der explodierenden Immi- 
gration von Nicht-Weißen, nicht 
westlichen Bürgern zerfällt. 


Das ist das Thema von »Alien 
Nation«, einem neuen Buch des 
ehemaligen britischen Staats- 
bürgers Peter Brimelow. Bri- 
melows »Libanisierungs«-These 
basiert auf der nicht nur rassisti- 
schen, sondern einfach unwahren 
Meinung, daß der »Schmelz- 
tigel« USA unter keinen Umstän- 
den die Welle der Immigranten, 
die vornehmlich aus der Dritten 
Welt kommen, aufnehmen kann, 
die aufgrund einer Neufassung 
der amerikanischen Immigra- 
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tionsgesetze des Jahres 1965 in 
die Vereinigten Staaten gekom- 
men sind, denn im Gegensatz zu 
früheren Immigrationswellen 
haben sie mit der kulturellen, 
sozialen und Rassentradition 
ihres neuen Heimatlandes nichts 
gemeinsam. 


Brimelows »Alien Nation« wird 
von den Führern der konservati- 
ven Revolution wie auch von den 
großen Anti-Immigrations-Orga- 
nisationen wie der nativistischen 
Federation for American Immi- 
gration Reform (FAIR) hoch 
gelobt. Das Buch prophezeit 
schadenfroh, daß die Vereinigten 
Staaten auseinanderbrechen wer- 
den, wenn man nicht versucht, 
sein traditionelles kulturelles 
und demographisches 'britisches 
WASP-Profil wiederzubekom- 
men, indem man den Horden von 
Immigranten aus der Dritten 
Welt ein Ende setzt, die über ihre 
Grenzen legal und illegal herein- 
strömen. 


Die Vereinigten Staaten befinden 
sich im Würgegriff einer »ethni- 
schen Revolution«, behauptet 
Brimelow, deren Folge sein 
könnte, daß »die amerikanische 
Nation ausgelöscht wird — wie 
eine Kerze im Sturm«. Die Ex- 
plosion der Immigration aus der 
Dritten Welt und das Anwachsen 
von Minderheits-Enklaven ver- 
treibt die weißen Amerikaner aus 
ganzen Staaten und Regionen 
und schafft »Gemeinden, die sich 
voneinander unterscheiden wie 
jede andere in der zivilisierten 
Welt. Sie werden zu getrennten 
Nationen zusammenschmelzen«. 


- Ethnische und kulturelle 


Polarisierung 


Brimelow prophezeit, daß schon 
allein die Existenz dieser unter- 
schiedlichen Gemeinden die 
Notwendigkeit einer US-Regie- 
rung in Frage stellen wird, indem 
das »klassische Problem des 
Föderalismus« aufkommt: Wa- 
rum sollte sich irgendeine von 
ihnen einer größeren politischen 
Einheit in der Mehrheit unterord- 
nen, wenn sie mit dieser Mehr- 
heit nichts gemeinsam hat? Ins- 
besondere, wenn die Gemeinde 
sichtbar für die Vorteile von 
anderen besteuert wird. 


»Alle großen politischen Ein- 
heiten werden Schwierigkeiten 
damit haben, diese Widersprüche 
zu entkräften«, fügt er hinzu. 


»Dies wird auf lokaler Ebene 
beginnen — Staten Island ver- 
sucht, sich von New York City 
loszulösen —, auf der Ebene des 
Staates weitergehen — die nördli- 
chen Counties versuchen, Kali- 
fornien zu verlassen — ... und 
könnte schließlich auch auf na- 
tionaler Ebene auftauchen — der 
pazifische Nordwesten vereinigt 
sich mit einem unabhängigen 
British Columbia und Alber- 
ta?-.« 


Es ist wichtig, hier anzumerken, 
daß Amerika ungeachtet von 
Brimelows Behauptungen tat- 
sächlich als Schmelztigel fun- 
giert hat und das größtenteils 
sogar sehr erfolgreich. Deshalb 
wäre es nötig, ethnische und 
Rassenspannungen absichtlich 
zu schüren, wenn das von »Alien 
Nation« geplante »Libanisie- 
rungs«-Szenario Wirklichkeit 
werden soll. Und das ist natürlich 
etwas, worin die Briten schon 
immer Meister waren und die 
massive Publicity für Brimelows 
Buch signalisiert, daß die Briten 
die Auslösung ethnischer Kon- 
flikte im Stil des Libanon in den 
Vereinigten Staaten vorbereiten. 
Die Verbreitung von Rassenäng- 
sten durch »Alien Nation« dient 
sogar an sich schon dazu, bei der 
Zündung ethnischer und kultu- 
reller Polarisierung mitzuhelfen, 
die in dem Buch prophezeit wird. 


Dies wird noch verstärkt durch 
Brimelows Herkunft: Neben der 
Tatsache, daß er britischer, dann 
kanadischer Staatsbürger war, 
bevor er in die Vereinigten Staa- 
ten emigrierte, ist Brimelow 
aktiv an den internationalen 
Netzwerken beteiligt, die sowohl 
hinter der konservativen Revo- 
lution als auch hinter den von 
den Briten gelenkten Angriffen 
auf Präsident Clinton stehen. 


Als fanatischer Verfechter des 
Freihandels, der eine Privati- 
sierung über die Grenzen und die 
praktische Eliminierung der Be- 
teiligung der Regierung am wirt- 
schaftlichen und sozialen Leben 
der Bürger befürwortet, gehört 
Brimelow zu dem Mont Pelerin 
Society Apparat in Nordamerika 
und wird vom Fraser Institut in 
Vancouver, einem Ableger der 
Atlas Foundation (der Mont 
Pelerin Society) stark unterstützt. 


Doch der führende Publizist für 
den Club of the Isles der interna- 
tionalen Oligarchie, Conrad Black 
(Chef der Hollinger Corpora- 


tion), unterstützt Brimelow in 
erster Linie. Black ist einer der 
führenden Köpfe der boshaften 
Verleumdungskampagne gegen 
Präsident Clinton ist, die die 
Briten aufgezogen haben, um 
seine Regierung zu zerstören. 


Conrad Black 
unterstützt Brimelow 
in erster Linie 


Black wird in allen von Bri- 
melows Büchern und Artikeln 
nicht nur als leidenschaftler Ver- 
fechter zitiert, er wurde auch als 
ein führender Geldgeber der 
»English-only« Bewegung iden- 
tifiziert, die in den Vereinigten 
Staaten und Kanada gegründet 
wurde, um religiöse, ethnische 
und Rassenspannungen zu schü- 
ren. Über die kanadische Nor- 
thern Foundation, in der Brime- 
low als Ehrenvorsitzender ge- 
führt wird, unterhält der in Bri- 
tannien geborene »Wirtschafts- 
wissenschaftler« enge Arbeitsbe- 
ziehungen zu einer Reihe von 
Rassengruppen in Nordamerika, 
die gegen Immigranten sind. 
»Alien Nation« folgt dem The- 
ma, das Brimelow in seinem 
Buch aus dem Jahre 1986, »The 
Patriotic Game«, entwickelt hat 
und in dem die Integration Ka- 
nadas und der Vereinigten Staa- 
ten unter einer lockeren »English 
only«-Konföderation gefordert 


wird. 


Während Conrad Black als 
Sproß einer Reihe von fanatisch 
rassistischen und sezessionisti- 
schen Ideologien dient, genießt 
er gleichzeitig auch den Status 
eines Gründungsmitglieds in 
Prinz Philips 1001 Nature Trust, 
dem Finanzierungs- und politi- 
schen Arm des WWF. Wenn es 
irgendjemand gibt, der die Kon- 
vergenz von ökologischem New 
Age mit der konservativen Re- 
volution personifiziert, so ist es 
Conrad Black. 


Blacks Strohmann Brimelow ist 
in das britische Finanzesta- 
blishment vollständig integriert. 
Er lebte früher in Kanada und 
jetzt in New York City und hat 
sowohl die Universität Sussex — 
ein Ableger des Londoner Ta- 
vistock-Instituts — und die Uni- 
versität Stanford besucht und er 
besitzt einen Abschluß in Be- 
triebswirtschaftslehre. Er arbeite- 
te für einen prominenten Kanadi- 
schen Effektenmakler und war 
Redakteur bei der »Financial 


Post« — einem Joint Venture zwi- 
schen Hollinger und der »Finan- 
cial Times« -, der Zeitschrift 
»Macleans«, »Barrons«, »For- 
tune« und »Forbes«, wo er der- 
zeit unter dem mit der Mont 
Pelerin Society verbundenen 
Malcolm Forbes Jr. einer der 
Chefredakteure ist. 


Ziel: Bosnien, 
USA 


Es überrascht nicht, daß zu 
Brimelows US-Netzwerken die 
Hoover-Institution und das 
Rockford-Institut gehören. Beim 
letzteren hat Brimelow verschie- 
dene Funktionen innegehabt und 
im Juni 1993 schrieb er die Titel- 
geschichte für Rockfords »Chro- 
nicles« unter der Überschrift 
»Bosnien, U.S.A.«. Mitautor der 
Titelgeschichte war Garrett Har- 
din, der berüchtigte Verfechter 
von »lifeboat ethics« und Vor- 
standsmitglied von FAIR. In sei- 
nem Artikel wurden die Ame- 
rikaner aufgerufen, hinsichtlich 
Immigration »vernünftig« zu 
werden, indem sie den »beängsti- 
genden Rat von Emma Lazarus« 
in ihrem Gedicht (»Gebt uns 
Eure müden, Eure armen, Eu- 
re zusammengeworfenen Mas- 
sen...«), das am Fuße der Frei- 
heitsstatue geschrieben steht, zu- 
rückweisen. 

Brimelow hat Verbindungen zu 
verschiedenen nativistischen, an- 
ti-Immigrationsgruppen sowohl 
in Kanada als auch in den Ver- 
einigten Staaten, darunter »U.S. 
English«. Einer der führenden 
Vertreter dieser Organisation, Dr. 
John Tanton, wurde im Jahre 
1989 in eine Kontroverse hinein- 
gezogen, als eine Aktennotiz, die 
er im Jahre 1986 geschrieben 
hatte, in der prophezeit wurde, 
daß die Apartheid in Kalifornien 
bis zum Jahre 2030 unvermeid- 
lich würde, wenn es mit nicht 
weißen Immigranten so weiter 
gehen würde, an die Presse 
durchsickerte. Als früherer Prä- 
sident von »Zero Population 
Growth« war Tanton einer der 
Begründer von FAIR — mit der 
Brimelow ebenfalls verbunden 
ist — In den achtziger Jahren 
erhielt FAIR 370.000 Dollar von 
dem pro-eugenischen Pioneer 
Fund, der Forschungsarbeiten 
finanziert hat, die beweisen soll- 
ten, daß es eine Verbindung zwi- 
schen Rasse und Kriminalität 
und Rasse und Intelligenz gibt — 
das heißt, Schwarze sind Gauner 
und dumm noch dazu. 


Seit der Veröffentlichung von 
»Alien Nation« hat Brimelow 
von Ambrose Evans-Pritchard, 
dem Haupteinpeitscher des »Sun- 
day Telegraph« gegen Clinton, 
hohes Lob geernet sowie vor 
kurzem auch vom republikani- 
schen Präsidentschaftskandida- 
ten Pat Buchanan, einem weite- 
ren Bewunderer der Konfödera- 
tion. 


Die kommende 
Anarchie 


Eng verbunden mit Brimelows 
Libanisierungs-Rezept ist die zu- 
nehmend einflußreichere »Chaos«- 
Schule der politischen Wissen- 
schaften, deren führender Prak- 
tiker, Thomas F. Homer-Dixon, 
von der Universität von Toronto 
aus operiert. 


Die Chaos-Theorie wurde ge- 
meinhin geläufig, als das »At- 
lantic Monthly« ihr im Februar 
1994 unter dem Titel »Die kom- 
mende. Anarchie« die Titelge- 
schichte widmete. Die Geschich- 
te wurde von Robert Kaplan ge- 
schrieben und erzählte von einer 
Welt, die unerbittlich ins Chaos 
fällt: »Nationen zerfallen unter 
den Flutwellen von Flüchtlingen 
aus Umwelt- und gesellschaftli- 
chen Katastrophen. Während 
Grenzen fallen, wird eine andere 
Art von Grenze errichtet — ein 
Grenze der Krankheit. Kriege 
werden geführt wegen knapper 
Ressourcen, besonders Wasser, 
und der Krieg selbst hält an mit 
Verbrechen, während bewaffnete 
Banden staatenloser Plünderer 
mit den privaten Sicherheitskräf- 
ten von Eliten zusammensto- 
Ben.« 


Obwohl es in dem Artikel in 
erster Linie um die Lage in der 
Dritten Welt ging, wurde davor 
gewarnt, daß auch die Vereinig- 
ten Staaten von diesen Trends 
nachteilig beeinflußt würden. 


Garreaus »The Nine Nations of 


North America« ist heute maßge- 
bender als bei seiner Veröffent- 
lichung im Jahre 1981«, meinte 
Kaplan im »Atlantic Monthly«. 


»Es ist in der Tat nicht klar, ob 
die Vereinigten Staaten genau in 
der gegenwärtigen Form im 
nächsten Jahrhundert überleben 
werden«, schrieb er. »Weil Ame- 
rika eine multi-ethnische Gesell- 
schaft ist, war der Nationalstaat 
hier immer zerbrechlicher als in 
homogeneren Gesellschaften wie 


Deutschland und Japan... Der 
»Patriotismus< wird zunehmend 
regional, während die Leute in 
Alberta und Montana entdecken, 
daß sie viel mehr miteinander 
gemeinsam haben als mit Ottawa 
oder Washington und die Spa- 
nisch Sprechenden im Südwe- 
sten entdecken eine größere Ge- 
meinsamkeit mit Mexiko City.« 
Unter der Rubrik der »Umwelt- 
verknappungen, staatliche Fähig- 
keiten und bürgerliche Gewalt« 
ist die »Chaos-Theorie« zum 
Mittelpunkt in einem ehrgeizigen 
Projekt geworden, das gemein- 
sam von der American Academy 
of Arts and Sciences und. dem 
Peace and Conflict Studies Pro- 
gram an der Universität von To- 
ronto durchgeführt wird. Das von 
Homer-Dixon geleitete Projekt 
wird von der Rockefeller Foun- 
dation und den Pew Charitable 
Trusts finanziell unterstützt. 


Der alte Traum der 
britischen Krone 


Es wäre falsch, anzunehmen, daß 
sich die Vereinigten Staaten — 
wie die Brimelows, Garreaus und 
Prinz Philips der Welt propagie- 
ren — am Rande eines Chaos, 
einer Dezentralisierung, eines 
Zusammenbruchs befinden. Doch 


ihre geschriebenen Worte sind 
ein Zeugnis für ihr Engagement, 
den Tag rasch heraufzube- 
schwören, an dem der 220 Jahre 
alte Traum der britischen Krone 
von der Rekolonialisierung der 
Vereinigten Staaten Wirklichkeit 
wird. 


Dieser Drang, die Vereinigten 
Staaten in ein ethnisches, religiö- 
ses, regionales und Rassenchaos 
zu stürzen, ist kurzfristig sehr 
real. Das Bombenattentat von 
Oklahoma Conrad Black unter- 
stützt Brimelowin erster Linie 
City kann nur im Zusammen- 
hang mit diesem sezessionisti- 
schen Gepolter vom Club of the 
Isles und dem Haus Windsor ver- 
standen werden. Solange die 
Briten solche Propaganda betrei- 
ben, mit dem Ziel, einen heftigen 
Bandenkrieg gegen die Bundes- 
regierung und die US-Verfassung 
zu schüren — sei es in der Form 
von radikalen Okologen oder 
konservativen Möchtegern-Re- 
volutionären in patriotischer Ver- 
kleidung — wird die Sicherheit 
der Vereinigten Staaten gefährdet 
sein, wird die Gefahr neuer 
Zwischenfälle von internationa- 
lem Terrorismus auf amerikani- 
schem Boden anhalten und die 
Gefahrenstufe für Präsident Clin- 
ton hoch bleiben. m] 
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Wie sich 
Populisten in 


Verräter 
verwandeln 


Anton Chaitkin 


Akteure des britischen Geheimdienstes und des internationalen 
Bankenwesens mischen sich in den Vereinigten Staaten durch die 
sogenannte »Wise Use Movement« auf gefährliche Art und Weise 
ein. Sie unterstützen eine Konfrontation, die Rancher und ande- 
re, besonders in Nye County, Nevada, in einen Rechtsstreit und 
eventuelle manipulierte Gewalt gegen die US-Regierung treibt. 
Die gleichen britischen Herrn, die die Umweltschützer lenken, 
machen sich echte Unzufriedenheit bei Bürgern der westlichen 
Vereinigten Staaten zunutze, die schon seit langem durch die 
Antiwachstumstyrannei der Umweltschützer geprellt werden. 


Das »wise use« Konzept stammt 
von der irreführenden Initiative 
des anglophilen US-Präsidenten 
Theodore Roosevelt und seinem 
Chefförster Gifford Pinchot, mit 
der Programme, die sich das bri- 
tische Empire in Indien ausge- 
dacht hat, unter dem Deckmantel 
einer »Naturschutz«-Alternative 
zu dem Heidentum der Umwelt- 
schützer in die Vereinigten Staa- 
ten gebracht werden sollten. 


Die Falle heißt: Kampf 
gegen die Regierung 


Roosevelt und Pinchot behaupte- 
ten, den »klugen Nutzen« (wise 
use) oder Naturschutz von Res- 
sourcen und nicht das komplette 
Verbot — wie die Radikalen es 
wollten — unterstützen zu wollen. 
Roosevelt ließ so Siedlungen 
schließen, Land im Westen ein- 
frieren, ließ Lincolns Programm 
des staatlich unterstützten Eisen- 
bahnbaus fallen und setzte Lin- 
colns Regierungsbeihilfen für 
Wohnungen, Farmen, Colleges, 
Fabriken und Minen ein Ende. 


In enger Zusammenarbeit mit 
dem britischen König Edward 
VII. setzte Roosevelt sein neu 
geschaffenes Federal Bureau of 
Investigation dazu ein, Leute im 
Westen, die für Neuerschlie- 
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ßungen waren, darunter auch 
Kongreßabgeordnete, zu verhaf- 
ten. 


Ron Arnold, der das Zentrum für 
den Schutz des freien Unterneh- 
mertums im Staat Washington 
leitet, hat das Roosevelt-Pinchot 
Thema des »klugen Nutzens« 
(wise use) nun wiederbelebt. Da- 
mit werden Amerikaner von dem 
Kampf für eine Politik des tech- 
nologischen Fortschritts weg und 
in die Falle eines Kampfes gegen 
die Autorität der US-Regierung 
getrieben. 


Ein im Jahre 1989 von Arnolds 
Free Enterprise Press veröffent- 
lichtes Buch, 
Rangelands: Private Rights in 
Federal Lands«, zirkuliert unter 
leichtgläubigen Menschen als die 
»Bibel« dieser Bewegung. Es 
verdeutlicht dieses schmutzige 
Spiel des britischen Geheim- 
dienstes sehr gut. Im Namen des 
Schutzes von Privateigentum vor 
zu viel Staat wird in dem Buch 
das Konzept der Vereinigten 
Staaten von Amerika als Feind 
der Amerikaner entwickelt! Es 
greift die Bundes-Union an und 
nimmt den Standpunkt der Kon- 
föderation der Sklavenbesitzer 
des Südens ein. Indem er die bri- 
tischen Lügen über die amerika- 
nische Geschichte benutzt, greift 


»Storm over’ 


der Autor das Engagement der 
amerikanischen Revolution für 
nationalen industriellen und 
technologischen Fortschritt als 
eine Verletzung von »Rechten« 
an, die — so heißt es - vom Feu- 
dalismus abgeleitet sind. In dem 
Buch wird die Präferenz der 
USA für die Menschenrechte 
gegenüber dem »Wucher« heftig 
angegriffen. 


:Der Autor von »Storm over 


Rangelands«, Wayne Hage, ist 
ein Bewohner von Nye County, 
Nevada, wo die Behörden des 
County angekündigt haben, daß 
die US-Gesetze vor Ort keine 
Wirkung haben. 


Im Vorwort des Buches dankt 
Hage »dem intellektuellen Füh- 
rer der Privatisierungsbewegung 
der achtziger Jahre«, Steven 
Hanke, dafür, daß er den Beginn 
der Bewegung angekurbelt hat. 
Arnold bestätigt, daß Hanke das 
Lob verdient, das Wort »Privati- 
sierung« geprägt zu haben, das 
ein Synonym für die »Wise Use« 
Initiative ist. 


Hanke: ein Guru der 
britischen Banker 


Hanke ist der Guru einer »radika- 
len Anti-Regierungs«-Bewegung. 
Er ist der Berater für britische 
und mit ihnen verbündete Banker 
mit Geschäftssitz in Kanada. Er 
ist ein enger Mitarbeiter von 
Margaret Thatchers Chefwirt- 
schaftsberater Sir Alan A. Wal- 
ters, mit dem zusammen er viele 
Bücher geschrieben hat. Kurze 
Zeit diente Hanke der George 
Bush Gruppe in der Reagan-Re- 
gierung als Experte für »Priva- 
tisierung«. 


Hanke ist ein Befürworter einer 
Banker-Diktatur über die Natio- 
nen der Welt und ist für die Be- 
seitigung der Gesetze, die sich in 
die spekulative Plünderung, das 
Spiel und Drogenhandelsformen 
der Finanz einmischen. Nach 
dieser Strategie sollen der Inter- 
nationale Währungsfonds und 
die Vereinten Nationen jedes 
Land überwachen, um die natio- 
nale Souveränität zu beseitigen. 


Als einer der weltweit führenden 
Sprecher für die Auferlegung 
von »Währungs-Boards« für 
Schwellenländer, der Art Ban- 
kerdiktatur, die das britische 
Empire mit seinen Kolonien 
praktizierte, wurde Hanke kürz- 


König Edward ViIl. von Eng- 
land. Seine Ideen bestim- 
men noch heute die strate- 
gische Politik Londons. 


lich viel zitiert, als er diese 
Lösung für solche Länder wie 
Mexiko forderte. 


Hanke lehrt an der Johns Hop- 
kins Universität über Finanzderi- 
vate — superspekulative Einsätze, 
mit denen Banken und Regie- 
rungen jetzt 30 Billionen Dollar 
an gefährdeten Außenständen ha- 
ben — und er schreibt Kolumnen 
für die Zeitschrift »Forbes«, in 
denen_ er die Derivate-Spe- 
kulation vor der Gefahr der Re- 
gulation verteidigt. Er holt sich 
seine Inspirationen von dem ver- 
storbenen österreichischen Fa- 
schisten Friedrich von Hayek, 
der in Britannien gelebt hat. 


In der Tradition 
der Konföderation 


Hanke und die anderen Be- 
gründer der »Wise Use« Bewe- 
gung würden die Vereinigten 
Staaten rascher zerstören als es 
die Grünen tun würden, indem 
sie die Regierung und die Union 
spalten, ohne die es keine tech- 
nologische Entwicklung gibt. 


In »Storm over Rangelands« 
wird die Verteidigung der ameri- 
kanischen Union als verachtens- 
werter Trick des freien Norden 
dargestellt, der seine »spezielle 


politische Überzeugung« aufer- 
legen will. Als der Bürgerkrieg 
kam, schreibt Hange, »fand sich 
Nevada mit den Kriegszielen der 
Union wieder«. Gemäß dieser 
Tradition der Konföderation, 
sollten die heutigen Bewohner 
Nevadas ihre unwillkommene 
Bürde der amerikanischen Staats- 
bürgerschaft abwerfen. 


»Storm over Rangelands« greift 
Lincolns Homestead Act als 
einen Trick an und greift auch 
alle amerikanischen Infrastruk- 
tur-Initiativen an. »Es gibt das 
Gesetz aus dem Jahre 1841, dem- 
zufolge -— nach dem Buch - 
500.000 Acres öffentliches Land 
direkt an neun Staaten im Westen 
geschenkt wurde und in dem ver- 
sprochen wurde, daß das gleiche 
Geschenk an alle neuen Staaten 
gemacht würde, die in die Union 
aufgenommen würden ... Die Er- 
löse aus dem Verkauf des Landes 
an die Siedler sollten... für die 
interne Verbesserung wie Stra- 
ßen, Eisenbahnen, Brücken, Ka- 
näle und die Verbesserung von 
Wasserwegen und die Trocken- 
legung von Sümpfen verwendet 
werden.« Hage nennt dieses Ge- 
setz »anti-westlichen Sektiona- 
lismus«! 


In dem Buch wird die nationali- 
stische Whig-Partei angegriffen, 
die »die Regierung als ein akti- 
ves Instrument des Fortschritts 
und der Verbesserung sah ... Ihre 
Rhetorik war eine anti-west- 
liche ...« 


Selbst Präsident Thomas Jef- 
ferson wird als Ausverkauf der 
nicht staatlichen Sache lächerlich 
gemacht, weil er »den Ohio 
Enabling Act des Jahres 1802 
zum Gesetz gemacht hat...um 
den Staat Ohio zu gründen und 
seine und alle künftigen Regie- 
rungen zu internen Verbesse- 
rungen innerhalb der Staaten zu 
veranlassen.« 


Umschreibung der ame- 
rikanischen Geschichte 


Der britische Atheist und Philo- 
soph John Locke, der die ur- 
sprüngliche feudalistische Ver- 
fassung der amerikanischen 
Sklavenkolonie South Carolina 
schrieb, wird fälschlicherweise 
als der Vater des amerikanischen 
Rechts dargestellt. Hages Buch 
begrüßt Lockes Beharren darauf, 
daß das Wucherer-Konzept der 
Eigentumsrechte — einschließlich 


Sklaven-«Eigentum« - Vorrang 
hat vor Menschenrechten oder 
nationaler Souveränität, auch 
wenn die Unabhängigkeitserklä- 
rung diese Vorstellung zurück- 
weist. 


US-Präsident John Adams, ein 
Nationalist, wird unehrlicherwei- 
se als angeblicher Befürworter 
dieser Konzepte präsentiert. In- 
dem er behauptet, daß »John 
Adams während der Revolution 
das Privateigentum als das 
wichtigste einzelne Fundament 
menschlicher Freiheit angesehen 
hat«, reißt Hage einen Satz von 
Adams, daß das Eigentum so hei- 
lig sein sollte wie die Gesetze 


Gottes, aus seinem Kontext. 


Hage gibt dem Ganzen die 
gegenteilige Bedeutung als sie in 
Adams tatsächlichen Schriften, 
von denen der Leser durch ein 
falsches Fußnotenzitat abge- 
bracht wird, steht. 


Im tatsächlichen Text von Adams 
verurteilt Adams die anarchi- 
schen Führer des Mobs und for- 
dert eine starke, zentrale, natio- 
nale Regierung als einziger Hü- 
ter der Freiheiten und des Ei- 
gentums des Volkes. Adams 
warnt besonders vor der gefähr- 
lich fehlerhaften Person, die nur 
auf ihren Eigennutz schaut und 
sich kein bißchen um das 
Schicksal der Nation schert. 


Der niedrigste Punkt dieser briti- 
schen Offensive gegen die ameri- 
kanische Nationalität ist die 
Klage in dem Buch, daß die 
Amerikaner in der ganzen ameri- 
kanischen Geschichte »Speku- 
lanten« als moralisch unter 
»Siedier« stehend betrachtet 
haben und sie betrachten sie in 
der gleichen Weise wie sie den 
Unterschied zwischen Satan und 
Christus betrachten. Das ist an- 
geblich ein bewußtes Komplott 
des Nordens, um die Entwick- 
lung des Westens abzuwürgen. 
Der Hayek-Hanke-Hage Doktrin 
zufolge sind Spekulanten das 
Gleiche wie normale Siedler. 


Das andere deutsche 
achrichtenmanaz 
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Hintergrund- 


Journal 


Risse im 
Mythos von 
der anglo-ame- 
rikanischen 
»Sonder- 
beziehung« 


Durch die wachsende Kluft zwi- 
schen Präsident Bill Clinton und 
den britischen Eliten treten 
bestimmte Fragen über die wirk- 
liche Natur der anglo-amerikani- 
schen Beziehungen in den letzten 
Jahrzehnten in den Vordergrund. 
Die vorherrschende Meinung 
geht von einer sakrosankten »na- 
türlichen Sonderbeziehung« zwi- 
schen den USA und Großbri- 
‚tannien aus, die auf geopoliti- 
schen und »historisch-kulturel- 
len« Gemeinsamkeiten beruhe. 
Diese Verbindung habe sich in 
der »herzlichen« Atmosphäre 
zwischen dem britischen Pre- 
mierminister Winston Churchill 
und Präsident Franklin Delano 
Roosevelt während des Zweiten 
Weltkriegs herausgebildet. Dies 
entspricht aber nachweislich 
nicht der geschichtlichen Wahr- 
heit. 

Schon Ende der vierziger Jahre 
berichtete Roosevelts Sohn Elliot 
in seinem Buch »Wie er es sah« 
aus erster Hand über die starken 
Spannungen zwischen Churchill 
und Roosevelt, der betont habe, 
daß die Nachkriegsordnung auf 
»amerikanischen Methoden« bei 
der Entwicklung der Kolonial- 
länder beruhen solle. Der Präsi- 
dent habe das britische Empire 
als überholt betrachtet und dem 
britischen Kolonialismus ein 
Ende setzen wollen. Dieses Buch 
wird jedoch wenig beachtet. 


Jetzt hat der britische Historiker 
John Charmley weitere schlagen- 
de Beweise für den fundamenta- 
len Antagonismus zwischen Bri- 
ten und Amerikanern in den vier- 
ziger und fünfziger Jahren vorge- 
legt. In seinem neuen Buch 
»Churchills große Allianz: die 
anglo-amerikanische Sonderbezie- 
hung 1940-1957« dokumentiert 
Charmley die transatlantischen 
Gegensätze. Von einer strikt, 
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»neoimperialen« Position aus 
wirft er Churchill vor, das briti- 
sche Empire »ausverkauft« zu 
haben, um eine fehlgeleitete und 
illusorische Politik des »Angel- 
sachsentums« verfolgen. zu kön- 
nen. Zugleich aber dokumentiert 
Charmiey, daß Roosevelt und 
viele seiner Mitarbeiter ent- 
schiedene Gegner des britischen 
Imperialismus waren. Charmley 
erklärt, die amerikanische Füh- 
rung habe die Vereinigten Staa- 
ten als »dritte Kraft zwischen 
dem Sowjetkommunismus und 
dem britischen Imperialismus« 
betrachtet. Ein scharfer Gegen- 
satz habe bezüglich der briti- 
schen Politik gegenüber China, 
Indien und anderen Entwick- 
lungsländern bestanden. Bei der 
Vorstellung seines Buch betonte 
Charmiey in der Londoner 
»Times«: »Roosevelt hatte (seit 
dem Gipfeltreffen in Teheran) 
immer deutlich gemacht, daß er 
keine exklusive Sonderbezie- 
hung mit den Briten eingehen 
würde. Für ihn war das britische 
Empire genauso zu verurteilen 
wie der Sowjetkommunismus, 
und es gab keine Anzeichen da- 
für, daß er bereit war, zu tun, was 
Churchill wollte...« IM 


Briten 
spionieren 
Amerikaner 
aus 


Alan Dershowitz von der Har- 
vard-Universität warnte in einem 
Kommentar der »Los Angeles 
Times«, der britische Geheim- 
dienst spähe möglicherweise 
noch immer amerikanische Bür- 
ger in den USA aus. Er verweise 
auf eine kaum bekannte Verein- 
barung des damaligen FBI-Chefs 
J. Edgar Hoover mit dem briti- 
schen Geheimdienst aus der Zeit 
des Zweiten Weltkriegs. Hoover 
nutzte damals Roosevelts Geneh- 
migung britischer »Horchpo- 
sten« auf amerikanischem Terri- 
torium dazu, ein System zu 
schaffen, mit dem unter Umge- 
hung der amerikanischen Verfas- 
sung amerikanische Bürger aus- 
gespäht werden konnten. Unter 
dieser noch lange nach dem 
Krieg gültigen Vereinbarung 
überwachten die Briten amerika- 
nische Bürger in den Vereinigten 
Staaten, während das FBI Woh- 
nungen und Büros britischer 


Untertanen in Großbritannien 
abhören ließ. Dershowitz schrieb: 
»Die Geheimdienste tauschten 
einfach die Informationen aus. 
Dieses schlaue Arrangement 
wurde im Lauf der Zeit immer 
wichtiger, da Gerichte und Ge- 
setzgeber dem FBI die Überwa- 
chung von Amerikanern im Na- 
men der »nationalen Sicherheit« 
immer schwerer machten... Hoo- 
ver weitete dieses, >Ihr späht bei 
uns und wir bei euch« einfach auf 
andere befreundete Geheimdien- 
ste aus, und das Schnüffeln ging 
weiter.« 


Dershowitz schloß: »Wie fochten 
eine Revolution aus, die sich 
gegen britische Gendarmen rich- 
tete, die »allgemeine Durchsu- 
chungen« von Wohnungen, Men- 
schen und Besitz in den amerika- 
nischen Kolonien durchführten. 
Und wir beschlossen Grund- 
rechte, um uns vor unbegründe- 
ten Hausdurchsuchungen und 
Beschlagnahmungen zu schüt- 
zen. Es ist mehr als eine Ironie 
der Geschichte, daß wir uns zwei 
Jahrhunderte nach der Erklärung 
unserer Unabhängigkeit von 
Großbritannien mit den Geheim- 
diensten dieser Nation ver- 
schwören, um unseren Bürgern 
ein von unserer Verfassung ga- 
rantiertes Recht vorzuenthalten.« 
Dershowitz, der gute Verbin- 
dungen zu Linksliberalen und 
Bürgerrechtlern in der Demo- 
kratischen Partei unterhält, for- 
derte eine Untersuchung der 
Zusammeparbeit zwischen FBI 
und Briten durch den Kongreß: 
»Die Privatsphäre der Ameri- 
kaner ist zu wichtig, um sie in 
den Händen eines fremden Lan- 
des zu lassen.« 


Bush-Clan 
setzt sich 

für Gingrich 
und die 
konservative 
Revolution ein 


Am 13. Juni gab der frühere US- 
Präsident George Bush in der 
populären Sendung »Today« des 
Senders NBC-TV sein erstes län- 
geres Fernsehinterview seit sei- 
nem Ausscheiden aus dem Amt. 
Nur wenige Tage später, am 20. 
Juni, tauchte Bush in Paris auf, 


wo er den neuen französischen 
Präsidenten Chirac traf. Im glei- 
chen Zeitraum beriet sich Bush 
über die Lage auf dem Balkan 
mit dem langjährigen britischen 
»Jugoslawien-Experten« Sir Fitz- 
roy MacLean. Im September 
wird Bush zusammen mit Baro- 
ness Thatcher und Michail Gor- 
batschow das State of the World 
Forum in San Franzisko leiten. 
Bush bestand darauf, .daß die 
Journalistin Jamie Gangel das 
Interview mit ihm im S$wim- 
mingpool führte. In der für ihn 
typischen bizarren Weise nutzte 
Bush den Plausch im kühlen 
Naß, um die Politik des Re- 
präsentantenhaus-Sprechers Newt 
Gingrich erstmals in der Öffent- 
lichkeit eindeutig zu unterstüt- 
zen: »Ich habe viel Respekt für 
Newt. Wir hatten einige Diffe- 
renzen... Aber das will ich jetzt 
nicht vertiefen. Er sagte, er wer- 
de etwas tun, und er tat es. Das 
ist in der heutigen Politik etwas 
sehr seltenes. Ich begrüße das 
und unterstütze ihn, und ich glau- 
be, daß die Anderungen, die er 
durchzusetzen versucht, für uns 
alle gut sind...« 


Ähnliche Äußerungen kommen 
auch von Bushs Sohn Jeb, der im 
November 1994 die Gouver- 
neurswahlen in Florida mit ei- 
nem Gingrich-Wahlprogramm ver- 
loren hatte. Das vom Hillsdale 
College (Michigan), einem Zen- 
trum der konservativen Revo- 
lution, herausgegebene Magazin 
»Imprimis« druckte in seiner 
Juni-Ausgabe eine Rede Jeb 
Bushs ab, in der er ausdrücklich 
die Politik der konservativen 
Revolution unterstützt. Das The- 
ma der Rede lautete: »Den star- 
ken Staat herausfordern: die Auf- 
gabe der neunziger Jahre«. Jeb 
Bush rühmte Gingrichs »visio- 
näre Führung« und verlangte: 
»Die Republikaner müssen die 
»Gans« schlachten, die der Re- 
gierung goldene Eier legt... Sie 
müssen die Regierung nicht neu 
erfinden, sondern sie abschaf- 
fen.« Die Vereinigten Staaten 
brauchten dringend eine »Revo- 
lution«, denn »der Staat ist zu 
groß geworden, zu arrogant, zu 
ineffektiv... Wir müssen eine 
»Krise< herbeiführen, die sicher- 
stellt, daß es keine Alternativen 
dazu gibt, den Staat abzubauen«. 


Die Verabschiedung eines Ver- 
fassungsgebots eines ausgegli- 
chenen Haushalts sei eine solche 
Krise, denn sie würde die Steuer- 
einnahmen des Staates verrin- 
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gern. »Geld ist der Schlüssel zum 
Wachstum des Staates, und 
Geldmangel das Mittel, mit dem 
ein kleinerer und effizienterer 
Staat geschaffen werden kann.« 


Außer Haushaltskürzungen for- 
dert Jeb Bush vehement die 
Privatisierung von Regierungs- 
funktionen wie Gefängnissen, 
Schulen und sozialen Dienst- 
leistungen. Unter Verwendung 
Tofflerscher Terminologie for- 
dert er den »Staat des Informa- 
tionszeitalters«. Insbesondere das 
öffentliche Bildungssystem ist 
ihm ein Dorn im Auge, er nennt 
es das »archaischste aller von 
Regierungen verwalteten Sy- 
steme«, da »die Studienpläne das 
Agrarzeitalter« reflektierten, wäh- 
rend »das System der (staatli- 
chen sozialen) Leistungen einen 
klassischen, von oben nach unten 
zentralisierten Anachronismus 
des Industriezeitalters« darstelle. 


Jeb Bush warnte jedoch, die 
Republikaner würden ihr Mandat 
verlieren, wenn sie ihre vor den 
Novemberwahlen 1994 gegebe- 
nen Versprechen nicht einhielten. 
Das amerikanische Volk, so Bush, 
wolle eine »glorreiche Revolu- 
tion« und keine »kitschige Pa- 
lastrevolte«. Diese Bemerkung 
kann man als Anzeichen werten, 
daß Jeb und sein Bruder George 
JR., der neugewählte Gouver- 
neur von Texas, ihre eigenen 
»Präsidentschaftsambitionen« 
hegen. 


Pete Wilson 
prahlt mit sei- 
nen britischen 
Unterstützern 
— während sich 
die Krise in 
Kalifornien 
verschärft. 


Gouverneur Pete Wilson sieht 
offenbar, während sich seine 
wirtschaftlichen und politischen 
Probleme in Kalifornien ver- 
schärfen, in der Unterstützung 
durch das britische Establish- 
ment seinen größten Aktivpo- 
sten. Kürzlich trat der republika- 
nische Präsidentschaftsaspirant 
in der bekannten CNN-Fern- 


sehshow »Larry King live« auf. 
Darauf angesprochen, daß er in 
den siebziger Jahren eine Im- 
migrantin »schwarz« als Haus- 
haltshilfe beschäftigte, betonte 
er, der Skandal sei politisch moti- 
viert. Als ihn King fragte, ob er 
denjenigen, die den Skandal ver- 
breiteten, etwas zu entgegnen 
habe, zeigte Wilson die Ausgabe 
des »Daily Telegraph« vom 5. 
Juni mit der Schlagzeile: »Dies 
ist der Mann, den Clinton am 
meisten fürchtet.« Wie wir be- 
richteten, war dieser Artikel, in 
dem für Wilsons Präsident- 
schaftskandidatur geworben wur- 
de, ein deutliches Zeichen dafür, 
daß höchste britische Kreise Wil- 
sons Kandidatur unterstützen. 


Bisher hat Wilson seine Kan- 
didatur nicht offiziell bekanntge- 
geben. Der Grund für sein Zö- 
gern ist nicht nur die Haus- 
mädchenaffäre aus den siebziger 
Jahren. Am 25. Juni machte die 
»Los Angeles Times«, eine der 
einflußreichsten Tageszeitungen 
der Vereinigten Staaten, Wilson 
persönlich für die schlechte 
Finanzlage des Bezirks Los An- 
geles verantwortlich. 1993 habe 
Wilson in dem verzweifelten 
Versuch, den Haushalt des Lan- 
des auszugleichen, mehr als eine 
Milliarde Dollar Steuereinnah- 
men des Bezirks in die Kasse des 
Bundesstaates umgeleitet. Diese 
»Konfiszierung« hat wesentlich 
zur Verschärfung der Finanzkrise 
des Bezirks beigetragen. Genauso 
wichtig ist jedoch die Dauerkrise 
der Luft- und Raumfahrtindustrie 
und anderer Hochtechnologie- 


 sektoren der kalifornischen Wirt- 


schaft. 

Auch die Krise im Bezirk Oran- 
ge County, der im vergangenen 
Dezember aufgrund von Ver- 
lusten in Derivatspekulation 
Bankrott anmelden mußte, ist in 
ein neues Stadium getreten. Am 
27. Juni wurde eine Steuerer- 
höhung für den Bezirk von 61 
Prozent der Wähler abgelehnt. 
Schon zuvor sah sich der Bezirk 
gezwungen, die Rendite seiner 


‚jüngst aufgelegten Anleihen (155 


Millionen Dollar) um 1,25 Pro- 
zent zu erhöhen. Die »New York 
Times«, Sprachrohr eines wichti- 
gen Teils des Finanzestablish- 
ments, erregte sich über die 
»Arroganz« der Wähler, deren 
»steuerfeindliiche Ideologie« 
dazu führte, daß der Bezirk seine 
Schulden nicht bezahle. Die 
Aktion schlage »Wellen auf den 
Anleihemärkten« und drohe »die 
Zinsraten überall hinaufzutrei- 


ben«. Dann aber kritisierte die 
»New York Times« Wilson, der 
bei der Krise »nicht genug Füh- 
rung« gezeigt habe: »Wilson hat 
konsequent weggesehen, zum 
Teil wohl, weil er nicht mit der 
notwendigen Steuererhöhung in 
Verbindung gebracht werden 
wollte, während er für die Prä- 
sidentschaft kandidiert. Für seine 
stockende Kampagne um die 
Nominierung dürfte die Frage, 
warum er so wenig gegen ein 
Problem unternommen hat, unter 
dem die Kommunalverwaltun- 
gen des ganzen Landes leiden, 
wenig hilfreich sein.« 

Der kalifornische Landtag ging 
am 30. Juni in die Sommerpause, 
ohne einen Haushalt für das am 
1. Juli beginnende Haushaltsjahr 
1995-96 zu verabschieden. Da- 
mit sind nach Aussage der Lan- 
desrechnungsprüferin Kathleen 
Connell, einer Demokratin, die 
Zahlungen an 35000 Landes- 
bedienstete, für Gesundheits- 
programme und Lieferanten ge- 
fährdet. Der Abgeordnete Kevin 
Murray, ebenfalls Demokrat, er- 
klärte: »Wenn wir nichts unter- 
nehmen, wird der Staat Kali- 
fornien das nächste Orange 
County sein.« Die Demokraten 
sind gegen den von Wilson vor- 
gelegten 56-Milliarden-Dollar- 
Haushaltsentwurf, der drastische 
Kürzungen bei der Sozialhilfe 
und erhöhte Studiengebühren 
vorsieht. ® 


Mordanschlag 
auf Mubarak 


Der Mordanschlag auf den ägyp- 
tischen Präsidenten Hosni Muba- 
rak in Addis Abeba war allem 
Anschein nach nur vorgetäuscht. 
Es wurden Gewehrsalven aus 
Kalaschnikows auf Mubaraks 
gepanzerten Mercedes abgefeu- 
ert. Das bedeutet, daß die Gruppe 
die den Anschlag plante nicht vor 
hatte, Mubarak zu ermorden, 
sondern einen Vorfall zu schaf- 
fen, dessen Ziel u. a. war, das 
Treffen der Organisation für 
Afrikanische Einheit (OAU) in 
Addis Abeba zu hintertreiben. 


Bemerkenswerterweise wäre bei 
einem tatsächlichen Mordan- 
schlag eine Autobombe oder 
panzerbrechende Geschosse ver- 
wendet worden, die in der Lage 
gewesen wären, das gepanzerte 
Fahrzeug zu zerstören und des- 
sen Insassen zu töten. 


Der Anschlag gegen Mubarak 
würde in das Profil der professio- 
nellen Möglichkeiten des briti- 
schen Geheimdienstes passen, 
der ein Interesse daran hat, die 
laufenden Friedensbemühungen 
in der Nahost/Niltal- und der 
Ostafrika/Maghreb-Region, an 
denen Mubarak einen wichtigen 
Anteil hat, zu sabotieren. Auf 
dem OAU-Gipfel war ein Treffen 
Mubaraks mit dem sudanesi- 
schen Präsidenten Albaschir zur 
Konsolidierung der ägyptisch- 
sudanesischen Annäherung ge- 
plant, die sich in den vergange- 
nen Wochen hinter den Kulissen 
entwickelt hatte. 

Noch Tage vor dem Attentat 
hatte General al-Baschir für den 
Gipfel in Addis Abeba eine neue 
Friedensinitiative zur Beendi- 
gung des Bürgerkriegs im Süden 
des Sudan angekündigt, die von 
Kenia und Athiopien mitgetra- 
gen war. Stabilisierende Maß- 
nahmen für Eritrea, Athiopien, 
Kenia und Ostafrika insgesamt 
sollten Thema der Debatte sein, 
wie auch die Zukunft Algeriens. 
Der algerische Präsident Zeroual 
hatte sich kurz vor dem OAU- 
Treffen in Kairo aufgehalten, um 
Mubarak über seine Geheimge- 
spräche mit der Islamischen 
Heilsfront (FIS) zu informieren. 
Ostafrikanische Insider weisen 
darauf hin, daß in Addis Abeba 
die negative Rolle des haupt- 
sächlichen britischen Saboteurs 
in Ostafrika, des ugandischen 
Präsidenten Museveni, zur Spra- 
che kommen sollte. 

In einem giftigen, drei Seiten 
langen Artikel des Londoner 
»Economist« vom 24. Juni unter 
der Überschrift »Die dunkle 
Seite des Islam: Der Orwellsche 
Staat Sudan« wurde der Sturz der 
sudanesischen Regierung gefor- 
dert. Der Westen wird aufgeru- 
fen, der »sudanesischen Opposi- 
tion alles zu geben, was sie 
braucht«, um den islamischen 
politischen Führer Dr. Hassan 
Al-Turabi zu »beseitigen«. Hohe 
westliche Geheimdienststellen se- 
hen den Zweck des »Econo- 
mist«-Artikels vor allem darin, 
eine Kooperation zwischen Agyp- 
ten, dem Sudan und Äthiopien zu 
sabotieren. Wirtschaftlich-infra- 
strukturelle Entwicklung und po- 
litische Stabilität im Niltal sollen 
verhindert werden. Der Mordan- 
schlag hat - bis auf weiteres — die 
sudanesisch-ägyptische Annähe- 
rung vereitelt, obwohl Mubarak 
seine säbelrasselnde Rhetorik 
gegen den Sudan inzwischen 
deutlich abgeschwächt hat. 
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Bernard Lewis Plan 


chlachtplan 
zur Libani- 
sierung des 


Nahen 


Ostens bis 
nach Indien 


Im Jahre 1980 hieß es, die Strategie hinter der Entfachung einer 
Krise in der Sowjetunion durch den damaligen nationalen 
Sicherheitsberater der USA, Zbigniew Brzezinski, sei der briti- 
sche Plan gewesen, den Nationalstaat zu zerstören. Der »Bernard 
Lewis Plan«, wie er genannt wurde, bleibt als der britische Plan, 
alle Länder in der Region - vom Nahen Osten bis nach Indien 
entlang ethnischer, sektiererischer und linguistischer Linien - zu 
zerstören, bestehen. Dies, so haben wir behauptet, ist der 
Schlachtplan hinter dem anglo-amerikanischen Sturz des Schahs 
vom Iran im Jahre 1979 und dessen Ersatz durch Ajatollah 
Khomeini und der Ermordung der indischen Premierministerin 


Indira Gandhi. 


Der Aufstand der Sudanese Peo- 
ple’s Liberation Army (SPLA) 
im Süd-Sudan und Bemühungen, 
den Sudan in einen Krieg mit 
Uganda und Eritrea hineinzuzie- 
hen, gehören heute zu dem Le- 
wis-Plan. 

Lewis ist ein britischer Islam- 
Experte, der zum Geheimdienst 
gegangen war und im Zweiten 
Weltkrieg im britischen Außen- 
ministerium gedient hatte, bevor 
er wieder auf seinen Posten an 
der University of London School 
of Oriental and African Studies 
zurückkehrte. 


Die Briten waren 
gegen die Bemühungen 
des Schahs 


Im Jahre. 1974 wurde Lewis zur 
Princeton University abberufen, 
wo er ein Berater des außenpo- 
litischen Establishment der USA 
wurde. Er verkaufte der Regie- 
rung Carter seinen Plan mit dem 
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Argument, daß das südliche 
Band der Sowjetunion aufgebro- 
chen würde, wenn man sie mit 
moslemisch-fundamentalistischen 
Staaten umgeben würde. 


Die Briten waren entschieden 
gegen die Bemühungen des 
Schahs, den Iran zu industriali- 
sieren und gegen ähnliche Dur 
sche Engagements im Irak, 
Ägypten, Algerien und ee 
in der moslemischen Welt. 


Im Jahre 1992 veröffentlichte 
Lewis in der Herbstausgabe von 
»Foreign Affairs« — der Zeit- 
schrift des New Yorker Councils 
on Foreign Relations, dem US- 
Zweig von Britanniens Royal 
Institute of International Affairs 
- eine Aktualisierung dieser The- 
se. Lewis prophezeite, daß der 
ganze Mittlere Osten einen Pro- 
zeß der »Libanisierung« erleben 
werde — ein Hinweis auf den 
Bürgerkrieg, der im Jahre 1975 
von dem damaligen US-Außen- 


minister Henry Kissinger im 
Libanon entfacht worden ist. 
»Die meisten Staaten im Mitt- 
leren Osten«, schrieb er, »sind 
erst vor kurzem künstlich aufge- 
baut worden und sie sind für 
einen solchen Prozeß verwund- 
bar. Wenn die zentrale Macht 
geschwächt wird, gibt es keine 
bürgerliche Gesellschaft, die die- 
ses Gemeinwesen zusammen- 
hält, kein wirkliches Gefühl einer 
gemeinsamen nationalen Identi- 
tät oder eine vorrangige Loyalität 
für den Nationalstaat. 


Der Staat zerfällt dann - wie es 
im Libanon geschehen ist - in ein 
Chaos sich zankender, sich be- 
fehdender, gegeneinander kämp- 
fender Sekten, Stämme, Regio- 
nen und Parteien.« 

Im Krieg im Libanon standen 
sich Katholiken, Palästinenser, 
shiitische Moslems, Sunni Mos- 
lems, Druzen und die griechisch- 
orthodoxe Bevölkerung feindlich 
gegenüber. Der Krieg führte zur 
de facto-Teilung des Libanon 
durch Israel und Syrien. Heute 
existiert der Nationalstaat Liba- 
non nicht mehr. 


Lewis Plan 
der Krisenherde 


1. Algerien: Der von Engländern 
und Franzosen gelenkte Bürger- 
krieg, in dem sich die islamische 
Bewegung und die Regierung 
feindlich gegenüberstehen, droht 
nach Tunesien und Marokko 
überzugreifen. 


2. Ägypten: Die IWF-Bedin- 
gungen schüren das Potential für 
die Bürgerunruhen zwischen 
Moslems, Kopten und Christen 
und den Krieg mit dem Sudan. 


3. Ägypten-Sudan: Pläne zur 
Schaffung einer künstlichen kop- 
tisch-christlichen »Nubia« im 
Grenzgebiet dienen dazu, zwi- 
schen Agypten und dem Sudan 
einen Krieg zu provozieren. 


4. Süd-Sudan: Die von den Bri- 
ten unterstützte SPLA versucht 
die Region in einen separaten 
Staat zu verwandeln. 


5. Äthiopien: Mit einer neuen 
Verfassung, in der gewünschte 
Sezessionen genehmigt sind, soll 
Athiopien entlang Stammes- und 
ethnischer Linien aufgeteilt wer- 
den, wie das bereits mit der 
Gründung von Eritrea geschehen 
ist. 


6. Somalia: Aufteilung in zahl- 
reiche gegeneinander kämpfende 
Clan-Regionen, mit Clan-Krie- 
gen, die sich in die ethnischen 
Regionen von Ost-Athiopien und 
Nord-Kenia mit Somali-Mehr- 
heit ausbreiten. 


7. Kenia: Die britischen Bemü- 
hungen, Präsident Daniel arap 
Moi zu stürzen und seine Regie- 
rungskoalition zu zerstören, die- 
nen dazu, Stammeskriege zwi- 
schen den Luo und Kikuyu aus- 
zulösen. 


8. Ruanda/Burundi: Durch die 
von Uganda unterstützen Massa- 
ker der Tutsi an den Hutus in bei- 
den Staaten sollen beide Staaten 
Satelliten eines Groß-Uganda 
werden. 


9. Israel-Palästina: Mit der Sa- 
botage der Wirtschaft durch die 
Briten und die Weltbank soll ein 
Bürgerkrieg zwischen Hamas 
und PLO hervorgerufen werden, 
der die Vereinbarung zwischen 
Israel und der PLO zunichtema- 
chen und die Bedingungen für 
einen neuen arabisch-israeli- 
schen Krieg schaffen würde. 


10. Saudi Arabien und Emira- 
te: Die politisch diskreditierten 
Königsfamilien und Scheichs, 
die von Britannien kontrolliert 
werden, stehen kurz vor dem 
Sturz und sollen durch die von 
Kronprinz Abdullah kontrollier- 
ten Netzwerke ersetzt werden. 


11. Jemen: Anhaltende Bemü- 
hungen zur Wiederaufnahme des 
Bürgerkriegs und dessen Über- 
greifen nach Saudi Arabien. 


12. Groß-Syrien: mit Libanon 
wurde weitgehend konsolidiert. 
Ein israelisch-syrischer Krieg 
bleibt auf der Agenda. | 


13. Kurdische Region: mit Irak, 
Türkei und Iran wurde von den 
Briten ruiniert, die damit einen 
möglichen türkisch-iranischen 
Krieg schüren. 


14. Türkei: Mit einem ethni- 
schen, sektiererischen und politi- 
schen Kampf soll ein neues 
»Algerien« geschaffen und die 
letzte moderne Wirtschaft in der 
Region zerstört werden. 

15. Balkan: Die serbische Inva- 
sion in Bosnien und Pläne für 
Kosovo könnten zu einem Kon- 
flikt mit Albanien und der Türkei 
führen; Griechenland würde sich 
mit Serbien verbünden. 


16. Azerbaidschans: Forderun- 
gen nach Wiedervereinigung mit 
dem iranischen Azerbaidschan, 
von dem es sich Anfang des 
19. Jahrhunderts getrennt hatte, 
könnten einen türkisch-irani- 
schen Krieg auslösen. 


17. Armenien-Azerbaidschan: 
Ein anhaltender Krieg um Na- 
gorno-Karabakh schafft die Be- 
dingungen für einen Konflikt im 
ganzen Kaukasus, der Rußland 
und die Türkei mit hineinzieht. 


18. Tschetschenien: Die russi- 
sche Invasion und Zerstörung der 
ethnischen Region hat einen 
Guerillakrieg von unbestimmter 
Dauer in Gang gesetzt. 


19. Der Irak ist fortgesetzten 
Bemühungen ausgesetzt, ihn in 
eine nördliche kurdische Region, 
eine südliche shiitische Region 
und eine zentrale Baghdad-Re- 
gion aufzuteilen. 


20. Westiran: Es sind Pläne 
zur Vereinigung der turkmeni- 
schen ethnischen Region im 
Nordwesten des Iran mit dem 


benachbarten Turkmenistan im 
Gange. 


21. Afghanistan: Durch den 
Bürgerkrieg wird das Land in 
drei Teile aufgeteilt werden: eine 
tajikische Entität im Norden, 
eine zentrale, uzbekische Entität 
und eine Pushtun-Entität im Sü- 
den, zu der ein Teil von Pakistan 
gehören soll. 


22. Tajikistan: Ein von den Rus- 
sen manipulierter Bürgerkrieg 
könnte separaten britischen Be- 
mühungen, einen territorialen 
Konflikt zwischen den irani- 
schen Tajiken und den türkischen 
Uzbeken hervorzurufen, unter- 
stützen. 


23. China: Mit dem von den 
Türken unterstützten türkisch- 
ethnischen Separatismus in der 
Provinz Xinjiang sollen die 
Bemühungen der Briten, das 
benachbarte Tibet (ethnisch nicht 
chinesisch) abzuspalten und Chi- 
na allgemein aufzuteilen, unter- 
stützt werden. 

4. Pakistan: Mit den Aufstän- 
den in Karachi sollen die Sind 


abgespalten werden. Pakistan 
soll in einen südlichen ‚Staat 
Baluchi, zu'dem auch Teile des 
benachbarten Iran gehören wür- 
den, und einen Staat Punjabi 
aufgeteilt werden und die Re- 
gion Pushtun soll zu einem 
neuen Pushtunistan wiederver- 
eint werden, das von Afgha- 
nistan abgespalten wird. 


25. Kaschmir: Langjährige in- 
disch-pakistanische widerstrei- 
tende Ansprüche werden durch 


eine von den Briten unter- 
stützte Unabhängigkeitsbewe- 
gung Kaschmirs noch verschärft 
und nähren Pläne, um einen in- 
disch-pakistanischen Atomkrieg 
zu begünstigen. 


26. Sri Lanka: Die Tamil Tigers, 
die über internationale Dro- 
genverbindungen mit Stinger- 
Missiles beliefert wurden, haben 
den Krieg um Abspaltung von 
Nord-Sri Lanka wieder aufge- 
nommen. oO 
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Afrika 


Wie 


Kissinger die 
Nahrungs- 


mittel- 


Autarkie im 


Sudan 


sabotiert hat 


Im Jahre 1974, nach dem arabisch-israelischen Ölkrieg, der von 
Henry Kissinger gesteuert worden war, kündigten die sudanesi- 
sche und ägyptische Regierung Pläne zum Bau des Jonglei-Ka- 
nals am Weißen Nil im Süd-Sudan an. Der Kanal würde den jähr- 
lichen Durchsatz des Nil um mindestens sieben Prozent erhöhen, 
indem die großen Sümpfe im Süd-Sudan trockengelegt würden, 
während gleichzeitig in der ersten Phase des Programmes 
Millionen von Hektar ehemaligen Sumpflandes für die Land- 
wirtschaft genutzt werden könnten. 


Es war schon seit langem be- 
kannt, daß der Sudan, der mit 
fruchtbarem Boden, riesigen 
Wassermengen und einem idea- 
len Klima gesegnet war, nicht 
nur hinsichtlich Nahrungsmitteln 
autark, sondern sogar der Brot- 
korb für den ganzen mittleren 
Osten und den afrikanischen 
Kontinent werden könnte, wenn 
er mit moderner Technologie be- 
liefert würde. Der Kanal reprä- 
sentierte die Art von Entwick- 
lungsprogramm, die nötig war. 


Der alte Plan 
vom Kanal 


Die Idee, die Sümpfe trockenzu- 
legen und das Wasser dazu zu 
benutzen, den Fluß des Nil zu 
erhöhen, war schon im Jahre 
1893, kurz bevor die Briten das 
Land besetzten, vorgeschlagen 
worden. Im Jahre 1912 entwarf 
der britische Ingenieur William 
Willcocks den ersten detaillier- 


52 Aaeimeammagm 9/1995 


ten, technischen Plan, womit, 
wie er sagte, der Fluß des Nils 
jährlich um über sieben Milliar- 
den Kubikmeter erhöht würde. 
Doch die britische Regierung 
lehnte Willcocks Vorschlag und 
ein halbes Dutzend nachfolgen- 
der Vorschläge ab, weil sie »zu 
teuer« seien. Bis zu dem Zeit- 
punkt, als der Sudan im Jahre 
1956 unabhängig wurde, hatte 
sich nichts getan. 


Doch im Jahre 1976 unterzeich- 
neten die sudanesische und ägyp- 
tische Regierung einen Vertrag 
mit einem französischen Inge- 
nieurskonsortium, um mit dem 
Bau des Kanals zu beginnen. Die 
sudanesische Behörde, die zur 
Überwachung des Baus geschaf- 
fen worden war, plante auch die 
Erschließung der gesamten, zu- 
vor unzugänglichen, Kanalregion 
durch moderne Gesundheitsfür- 
sorge, sanitäre Anlagen und 
Beschäftigung für ihre 250.000 
Anwohner sowie die Einführung 


neuer Getreidearten und den Ein- 
satz von Impfstoffen für Tiere 
und den Einsatz von Medika- 
menten. Es waren Diskussionen 
darüber im Gange, über eine 
Million ägyptischer Bauern als 
Arbeitskräfte für damit zusam- 
menhängende landwirtschaftli- 
che Projekte andernorts in dem 
unterbevölkertern Land herein- 
zuholen. 


Das Interesse 
am Sudan 


Um die gleiche Zeit etwa und in 
scheinbarer Übereinstimmung 
mit dem sudanesischen Regie- 
rungsprogramm gründeten Kö- 
nig Faisal und andere plötzlich 
reiche Ol-Scheichs eine große 
landwirtschaftliche Beteiligungs- 
firma, die Gelder für Nahrungs- 
mittelexportprojekte in den Su- 
dan anbot. Die rasche und profi- 
table Expansion der sudanesi- 
schen Landwirtschaft in den 
sechziger Jahren hatte bereits die 
Durchführbarkeit des Projektes 
demonstriert und Gerüchte über 
Vergeltungs-Nahrungsmittelboy- 
kotts gegen die arabischen Staa- 
ten nach dem Krieg des Jahres 
1973 erhöhten das Interesse am 
Sudan stark. 


Das Saudi-Programm, das de 
facto unter die Kontrolle von 
König Faisals Verwandten, Prinz 
Mohammed al-Faisal, gestellt 
wurde, sah einen 20-Jahres Plan 
vor, in dem es um sechs Mil- 
liarden Dollar an Investitionen 
ging — der »Operation Brotkorb« 
genannt wurde. 


Die Briten 
sagen nein 


Die Saudis boten die Gründung 
verschiedener Großfirmen an, 
um Lebensmittel für den Export 
zu produzieren. Dazu gehörten 
Firmen, die jährlich 45 Millionen 
Eier, sieben Millionen Hähn- 
chen, 45 Tonnen Milch, 15.000 
Tonnen Obst und 20.000 Tonnen 
Trockenfutter produzieren soll- 
ten. Der Plan sah auch die 
Erhöhung der Weizenproduktion 
vor, um den Sudan zunächst au- 
tark und dann zu einem Ge- 
treideexporteur für die ganze 
Region zu machen. Dieser letzte- 
re Plan wurde von der Weltbank 
und dem Internationalen Wäh- 
rungsfonds bekämpft, da es be- 
deutete, daß man das Land, auf 
dem die Baumwolle angebaut 


wurde, für die Lebensmittelpro- 
duktion verwendet. 


Die Bemühungen des Sudans, 
auf dem Lebensmittelsektor un- 
abhängig zu werden, liefen der 
langjährigen britischen Politik, 
die darauf abzielte, eine solche 
Eventualität zu verhindern, zuwi- 
der. Und schlimmer noch — die 
Politik bedeutete, daß die Na- 
tionen, die Kissingers nationale 
Sicherheitsstudie, »Memoran- 
dum 2000«, aus dem Jahre 1974 
und andere derartige Pläne der 
Briten zur Bevölkerungsredu- 
zierung zum Ziel hatte, auf dem 
Lebensmittelsektor nicht mehr 
würden erpreßt werden können, 
wie es die anglo-amerikanische 
Politik verlangte. 


NSSM-2000 zufolge waren 
Ägypten, Athiopien und Nigeria 
drei der 13 Länder, in denen, so 
meinte Kissinger, das Bevölke- 
rungswachstum die nationale 
Sicherheit der USA und Britan- 
niens am meisten gefährdete. 
Direkte Aktionen waren erfor- 
derlich. 


Am 25. März 1975 wurde König 
Faisal von Saudi Arabien kurz 
nach einem diplomatischen Zu- 
sammenstoß mit Außenminister 
Kissinger ermordet. Der Täter 
war ein geistesgestörter Neffe, 
der in Colorado und Kalifornien 
einen seltsamen Freundeskreis 
hatte. 


Am 13. Februar 1976 wurde 
Murtala Mohammed, der Präsi- 
dent des an Olvorkommen rei- 
chen Nigeria, von einem anderen 
geistesgestörten Täter getötet. 
Murtala Mohammed, der ein 
offener Gegner von Kissinger 
war, hatte das Land nach dem 
tragischen Biafrakrieg vereint 
und wollte Nigerias Olvorkom- 
men für die Entwicklung des 
Landes und der Region in indu- 
strieller und landwirtschaftlicher 
Hinsicht nutzen. Sein Nachfolger 
General Olusegun Obasanjo 
kehrte seine Politik um. Im März 
1995 versuchten Baronin Chal- 
ker, die britische Ministerin für 
überseeische Entwicklung und 
das Royal Institute of. Interna- 
tional Affairs Obasanjo in einem 
weiteren Coupversuch in Nigeria 
wieder an die Macht zu bringen. 


Am 12. September 1974 wurde 
der äthiopische Kaiser Haile 
Selassie gestürzt, kurz nachdem 
er ein Ende des Kriegs im Süd- 
Sudan ausgehandelt hatte. Im 


Jahre 1977 kam Oberst Mengistu 
Haile Mariam an die Macht und 
metzelte mit Hilfe einer Gruppe 
von Militäroffizieren, die mit der 
kommunistischen Partei in den 
USA und Britannien in Verbin- 
dung standen, die politische Füh- 
rung des Landes nieder. 


Der wichtigste Sponsor 
der Operation Brotkorb 


Im Jahre 1977 begannen Somalia 
und Äthiopien wegen der um- 
strittenen äthiopischen Provinz 
Ogaden einen Krieg und schufen 
damit die Bedingungen für die 
Hungersnot im Jahre 1984. Uber 
eine Million Menschen starben. 


Faisal war der wichtigste auslän- 
dische Sponsor der Operation 
Brotkorb und nach seiner Er- 
mordung verloren seine Nachfol- 
ger nicht nur das Interesse daran, 
sie fortzusetzen, sondern sie 
sabotierten den Plan sogar aktiv. 


Bis zum Jahre 1981 waren erst 
15 Millionen Dollar von den ver- 
sprochenen sechs Milliarden im 
Sudan für den Plan ausgegeben 
worden und das noch vorwie- 
gend für Durchführbarkeitsstu- 
dien und Consulting. Unterdes- 
sen war der Sudan geködert wor- 
den, einen hohen kurzfristigen 
Kredit aufzunehmen, teilweise in 
einem nutzlosen Versuch, über 
die Entwicklung von Infrastruk- 
tur, die nur von Nutzen gewesen 
wäre, wenn der Plan tatsächlich 
durchgeführt worden wäre, Pe- 
trodollar anzulocken. 


Im Jahre 1980 hatte der Sudan 
dem Druck durch den Interna- 
tionalen Währungsfonds nur zö- 
gerlich nachgegeben und seinen 
Vorstoß nach Weizen-Autarkie 
aufgegeben. Der IWF meinte, 
der Sudan sollte Weizen lieber 
importieren, was sie sich durch 
den Anbau von Baumwolle für 
den Export auf dem Land, das 
früher für die Weizenproduktion 
verwendet wurde, angeblich lei- 
sten könnten. 


Ende des Jahres 1981 forderte der 
IWF massive Sparmaßnahmen 
im Land, während die Saudis 
hinterlistig weitere Investitionen 
in den sterbenden Plan machten, 
der davon abhing, daß der Sudan 
die Bedingungen des IWF erfüllt. 
Zu den Bedingungen gehörte das 
Importverbot von Traktorer- 
satzteilen. Traktor-«Friedhöfe« 
wurden nach Ersatzteilen durch- 


Für den ehemaligen US-Außenminister Henry Kissinger 
war das Bevölkerungswachstum in Afrika eine Bedrohung 
der Sicherheit der USA und Britanniens. 


stöbert, um eine schwindende 
Anzahl von Maschinen auf den 
Feldern zu halten. Anstatt den 
Sudan in den Brotkorb für die 
Region zu verwandeln, war der 
Investitionsplan der Saudis statt- 
dessen zu einem Mittel gewor- 
den, die Entwicklung des Landes 
lahmzulegen. 


Ziel: 
Jonglei-Kanal 


Doch trotz dieser Sabotage hiel- 
ten die sudanesischen Bemühun- 
gen zum Bau des Jonglei-Kanals, 
der noch vor irgendeiner Beteili- 
gung der Saudis an der sudanesi- 
schen Entwicklung beschlossen 
worden war, an. Die Arbeiten an 
dem Kanal hatten im Jahre 1978 
begonnen. Bis zum Jahre 1983 
waren 51 Prozent des 360 km 
langen Kanals gebaut. Die Fer- 
tigstellung des Kanals, die für 
Mitte der achtziger Jahre geplant 
war, hätte die Lebensmittelpro- 
duktion im Sudan auch ohne 
Investitionen aus dem Ausland 
erheblich gesteigert. 


Maßnahmen, ihn zu stoppen, 
ließen nicht auf sich warten. Im 


Oktober 1982 sponserte die Royal 
Geographic Society unter Füh- 
rung Ihrer Majestät der Königin 
eine internationale Konferenz 
gegen den Kanal unter dem Titel 
»Die Auswirkungen des Jonglei- 
Kanals im Sudan«. Den Spre- 
chern auf der Konferenz zufolge 
würde der Kanal das Klima stark 
beeinflussen, den Fischbestand 
in der Region zerstören und vor 
allem »dramatische Veränderun- 
gen im Lebenstil der Völker am 
Nil« hervorrufen, die in den von 


Krankheiten verseuchten Sumpf- ° 


gebieten leben. Die Einführung 
moderner Landwirtschaft und 
Kommunikationswege, so mein- 
ten die Royal Geographers, wür- 
de den primitiven Lebensstil die- 
ser Völker für immer verändern. 


Im Mai 1983 verursachten die 
Briten neuen Aufruhr im Süd- 
Sudan, der bis heute anhält. Seit 
seiner Unabhängigkeit von Bri- 
tannien im Jahre 1956 hat es im 
Süden des Sudan immer wieder 
heftige Rebellionen gegeben, die 
von Uganda, Äthiopien oder Ke- 
nia aus durch die Briten oder mit 
Hilfe von Israel geschürt wurden. 
Von einem Friedensabkommen 
im Jahre 1972 bis zum Jahre 


1983 war die Lage ruhig. Plötz- 
lich brach erneut ein Bürgerkrieg 
aus. 


Der Führer der neuen Rebellion, 
Dr. John Garang de Mabior, war 
ein Geheimdienstoffizier der su- 
danesischen Armee, der in Ft. 
Benning, Georgia fortgeschritte- 
nes Training erhalten hatte. Im 
Jahre 1981 hatte Garang an der 
Iowa State Universität über die 
Auswirkungen des Kanals auf 
die einheimische Bevölkerung 
im Süden seine Doktorarbeit 
geschrieben. Garang stammt 
vom Stamm der Dinka im Süd- 
Sudan, deren traditionell ländli- 
cher Lebensstil durch den Bau 
des Kanals gefährdet war. 


Von Anfang an waren die 
Hauptziele der neuen Rebellion 
der Kanalbauplatz und die Chev- 
ron Ol-Bohranlagen, die damals 
gebaut wurden, um Sudans riesi- 
ge, doch vollständig ungenutzte 
Erdölvorkommen zu gewinnen. 


Bis zum November 1983 war 
man gezwungen, aufgrund der 
Angriffe auf die ausländischen 
Arbeiter am Kanal durch Ga- 
rangs Anhänger sämtliche Ar- 
beiten an dem Projekt einzustel- 
len. Ähnliche Anschläge erzwan- 
gen auch die Einstellung aller 
Olbohr- und Olgewinnungsarbei- 
ten. 


Am 3. März 1984 verkündete 
Garang offiziell die Gründung 
der sudanesischen People’s Li- 
beration Army (SPLA), die die 
Rebellion führte. Er nannte spe- 
ziell den Bau des Kanals als 
Hauptgrund für die Rebellion 
gleich zu Beginn seiner Rede: 


»Die allgemeine Ausbeutung, 
Unterdrückung und Mißachtung 
des sudanesischen Volkes durch 
die aufeinanderfolgenden Re- 
gime in Khartoum hat in dem 
südlichen Drittel unseres Landes 
eigenartige Formen angenom- 
men. Entwicklungspläne, die im 
Süden durchgeführt wurden, 
waren solche, die der örtlichen 
Bevölkerung nichts nützten wie 
die Olgewinnung von Bentiu 
über Chevron-Projekte und die 
Wassergewinnung durch den 
Jonglei-Kanal.« 


In einer Rede vom April 1985 
prahlte er damit, daß keine Firma 
je ihre Zustimmung dazu geben 
würde, mit dem Kanalbau erneut 
zu starten, »wenn die SPLA nicht 
grünes Licht dafür gibt«. 
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Afrika 


Die Folgen 


von 


Kissingers 
Pendel- 
Diplomatie 


In der ganzen Nachkriegszeit waren die Länder am Horn von 
Afrika - Äthiopien, Somalia, Sudan, Ägypten, Djibuti und jetzt 
Eritrea - Opfer der britischen Weltpolitik des Gleichgewichts der 
Kräfte, die von Henry Kissinger und seinen Mentoren am Royal 
Institute of International Affairs gemacht wurde. 


Die Strategie des Gleichgewichts 
der Kräfte beinhaltet für die Re- 
gion zwei Phasen: In der unmit- 
telbaren Nachkriegszeit stimm- 
ten die britischen Kolonialisten 
zu, sich als Kolonialverwalter 
aus der Region zurückzuziehen, 
doch wie in jeder anderen Region 
unter britischer Kolonialherr- 
schaft hinterließen sie einen 
sorgfältig konstruierten Mecha- 
nismus, um einen anhaltenden 
Krieg unter den ehemaligen Ko- 
lonien sicherzustellen. 


In den sechziger und siebziger 
Jahren wurden diese regionalen 
Konflikte — scheinbar zwischen 
den Ländern am Horn von Afrika 
selbst — als Eingangspunkte für 
Supermacht-Sponsorentum und 
-Stellvertretungskrieg benutzt. 
Speziell am Horn von Afrika 
besaß Henry Kissinger keine 
besondere Loyalität für irgendei- 
ne Gruppe, sondern sie wechsel- 
ten nach Belieben die Partner, 
um eine maximale Instabilität 
sicherzustellen. 


Das Ergebnis war der politische 
Bruch und die wirtschaftliche 
Dezimierung der Länder in der 
Region. Das Hauptziel von Kis- 
singers Wechsel des Sponsoren- 
iums am Horn von Afrika Mitte 
der siebziger Jahre vom Athiopi- 
en des Kaisers Haile Selassie zu 
dem Somalia von Präsident Siad 
Barre war Äthiopien. Als Nation 
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von 30 Millionen Menschen war 
Äthiopien ein primäres Ziel von 
Kissingers nationalem Sicher- 
heitsmemorandum 200 über for- 
cierte Bevölkerungsreduzierung. 


Noch gefährlicher für die briti- 
schen Oligarchen und ihre Part- 
ner war vielleicht, daß Äthiopien 
eine intellektuelle Elite hervorge- 
bracht hatte, die zu der kom- 
petentesten in ganz Afrika gehör- 
te. Nach Jahren des Krieges und 
der Hungersnot unter einem stark 
anti-intellektuellen, marxistischen 
Regime kämpft Athiopien - jetzt 
ohne sein ehemaliges Küstenter- 
ritorium Eritrea — um sich ohne 
große Hilfe von fremden Geber- 
ländern wiederzubeleben. 


Die neue Verfassung Äthiopiens, 
die am 7. Mai verabschiedet wur- 
de, gewährt das Recht jeder Re- 
gion, sich nach ihrem Willen ab- 
zuspalten und spiegelt damit das 
Ausmaß wider, in dem die Elite 
des Landes sogar das Konzept 
ihrer Nation preisgegeben hat. 
Sie wurde von der Londoner 
»Financiel Times« unter der 
Überschrift »Athiopien trägt den 
afrikanischen Nationalstaat zu 
Grabe« verkündet. 


Das neue unabhängige Eritrea ist 
rasch in die Rolle eines britischen 
Marionettenstaats geschlüpft und 
hat es zusammen mit dem ugan- 
dischen Präsidenten Yoweri Mu- 


seveni, dem Herrn in Ostafrika, 
der von Lady Lynda Chalker, der 
britischen Ministerin für über- 
seeische Entwicklung, direkt un- 
terstützt wird, auf den Sudan 
abgesehen. 


In Somalia befindet sich der 
Nationalstaat in einem fortge- 
schrittenen Zerfallsstadium, da 
sich die Region im Norden - frü- 
her Britisch-Somaliland - als se- 
parater Staat gebildet hat und der 
Rest des Territoriums von So- 
malia aus der Nachkriegszeit 
nach dem anglo-amerikanischen 
Sturz von Präsident Siad Barre 
jetzt von Clan-Kriegen geschüt- 
telt wird. 


In diesem regionalen Kontext ist 
der Sudan das nächste Ziel von 
Kissingers geopolitischem Spiel, 
der trotz der britischen Insze- 
nierungen eines anhaltenden 
Kriegs im Süden seine politische 
und wirtschaftliche Souveränität 
aufrechterhalten hat. 


Die britische 
Inszenierung 


1946: Der Mechanismus für die 
Kriege am Horn von Afrika 


(1964 und 1977-78) begann -_ 


zumindest in der Moderne — im 
Jahre 1946 mit dem sogenannten 
Bevin-Plan. Der Plan wurde nach 
seinem Urheber, dem britischen 
Außenminister Ernest Bevin, be- 
nannt. Die Idee war, »Groß-So- 
malia« zu schaffen. Dem Plan 
zufolge sollten das frühere Italie- 
nisch-Somaliland, Britisch-So- 
maliland, Ogaden und der nördli- 
che Grenzbezirk, die alle zu der 
Zeit unter britischer Militärver- 
waltung standen, in einer einzel- 
nen Einheit unter britischer Ver- 
waltung als Treuhänderschaft der 
Vereinten Nationen zusammen- 
gebracht werden. 


Der Bevin-Plan implizierte die 
Einheit des gesamten somali- 
schen Territoriums mit Ausnah- 
me des von Frankreich kontrol- 
lierten Teils. Er wurde von der 
Somali Youth League, der ersten 
politischen Partei in Italienisch- 
Somaliland mit dem Slogan: 
»Einheit aller somalischen Ter- 
ritorien« enthusiastisch ange- 
nommen. 


Die Somalis sind ein homogenes 
Volk mit der gleichen Sprache 
(Somali) und Religion (Islam). 
Doch wie in so vielen anderen 
Fällen bestand die Manipulation 


der Briten darin, eine »Identität« 
für eine spezielle Sprache oder 
ethnische Gruppe von Menschen 
— in diesem Fall die Somalis - 
aufzubauen; diese »Identität« 
dann mit einem geopolitischen 
Ziel - in diesem Fall der Zu- 
rückholung von Ogaden und der 
Grenze im Nordwesten zu einem 
einzigen Somalia — in Verbin- 


-dung zu bringen und dann das 


Ziel zu leugnen. 


1948: Britannien trat die Region 
Ogaden, die vorwiegend von So- 
mali bewohnt wird, an Äthiopien 
ab. 


1949: Die Somali Youth League 
entschied sich für eine UNO- 
Treuhänderschaft für den Süden, 
aber unter italienischer Verwal- 
tung. 


Die Tragödie 
von Somalia 


1955: Britannien trat Äthiopien 
an Haud und das Schutzgebiet 
ab, ein Weideland, das in erster 
Linie von Somalis benutzt wird. 


1956: Somalia erhielt die Selbst- 
regierung unter Abdullahi Isa 
Mohamud, Führer der SYL, Pre- 


_ mierminister. 


1959: Während eines Besuchs in 
Ogaden sagte der äthiopische 
Kaiser Haile Selassie am 25. Au- 
gust: »Wir erinnern Euch daran, 
daß Ihr alle durch Rasse, Farbe, 
Blut und Brauch Mitglieder der 
großen äthiopischen Familie 
seid... Was die Gerüchte über ein 
Groß-Somalia betrifft, so sind 
wir der Meinung, daß das ganze 
somalische Volk in wirtschaftli- 
cher Hinsicht mit Äthiopien ver- 
bunden ist und deshalb glauben 
wir nicht, daß ein solcher Staat 
allein und getrennt von Athio- 
pien überleben kann.« Haile 
Selassie hatte Eritrea bereits 
annektiert. 


1960: Somalia erhält die volle 
Unabhängigkeit. Das neue So- 
malia hatte pro-westliche Nei- 
gungen, doch es durfte keinem 
»Club« wie dem British Com- 
monwealth oder frankophonen 
Organisationen beitreten. Soma- 
lia hatte auch enge Beziehungen 
zu Nassers Agypten. 


1963: Britannien verkündete, 
daß es den ganzen, von Somali 
bewohnten, nordwestlichen Grenz- 
bezirk an Kenia übertragen wer- 


de, das im Dezember 1963 selbst 
die Unabhängigkeit erreichen 
sollte. 


1963: Am 14. März brach So- 
malia seine diplomatischen’ Be- 
ziehungen zu Britannien ab. 
Später in jenem Jahr lehnte die 
somalische Regierung ein An- 
gebot in Höhe von über zehn 
Millionen Dollar an Militärhilfe 
von den Vereinigten Staaten, 
Westdeutschland und Italien ab, 
weil es als unangemessen be- 
trachtet wurde und wegen der 
politischen Bedingungen, die da- 
mit verknüpft waren. Stattdessen 
beschloß die Regierung, ein grö- 
Beres Angebot sowjetischer Mili- 
tärhilfe anzunehmen, das schät- 
zungsweise 30 Millionen Dollar 
betrug. Somalia hatte auch von 
Ägypten Hilfe bekommen. 


1964: Zwischen Somalia und 
Athiopien: ‚bricht über Ogaden 
Krieg aus. Athiopien behält Oga- 
den. 


1965: Die Länder am Horn von 
Afrika erhielten aus folgenden 
Quellen Militärhilfe von außen: 
Athiopien bekam Militärhilfe 
von den Vereinigten Staaten, 
Schweden, Norwegen, Indien, 
Israel und Britannien; Somalia 
von Italien, der Sowjetunion, der 
Vereinigten Arabischen Republik 
und Britannien. 


Das Symbol war ein 
Gewehr und der Koran 


1967: Im Juni brach zwischen 
Ägypten und Israel der Sechs- 
Tage-Krieg aus. Ägypten wurde 
besiegt. 


Im Dezember wurde aufgrund 
einer Teilung des Yemen nach ei- 
nem langen Bürgerkrieg im 
Yemen gegen die Briten und die 
Saudis die Demokratische Volks- 
republik Yemen (Südyemen) ge- 
gründet. 


1969: Im Januar kam in Libyen 
nach einem Coup gegen König 
Mohammed Idris der Revolu- 
tionskommandorat unter Füh- 
rung des 27 Jahre alten Oberst 
Muammar Qaddafi an die Macht. 
Im Mai dieses Jahres kam im 
Sudan Oberst Gaafar Mohamed 
Nimeiri durch einen Militärcoup 
mit einer Linkskoalition an die 
Macht. 


1969: Am 15. Oktober wurde der 
somalische Präsident Abdiraship 


Ali Shwermake von seiner Si- 
cherheitswache ermordet, wäh- 
rend Premierminister Egal in den 
Vereinigten Staaten weilte. 


Am 21. Oktober kam Siad Barre 
in Somalia in einem unblutigen 
Coup an die Macht. Das Symbol 
des neuen Regimes war ein 
Gewehr und eine Hand und im 


- Hintergrund der Koran. Inner- 


halb eines Jahres war der Koran 
verschwunden und Somalia in 
das sozialistische Lager überge- 
gangen. 


In der darauffolgenden Periode 
nahm Barre von Nordkorea die 
Idee des »juche« (Selbstver- 
trauen) auf und baute »Ausbil- 
dungslager« für den Staatsdienst. 
Mit Hilfe der Sowjets wurde 
auch ein nationaler Sicherheits- 
dienst geschaffen. Viele sowjeti- 
sche Experten arbeiteten auch im 
Verteidigungsministerium, da So- 
malia den größten Teil seiner 
militärischen Ausrüstung von der 
UdSSR erhielt. 


1970: Am 15. Oktober starb Prä- 
sident Gamal Abdel Nasser aus 
Agypten. Präsident Anwar Sadat 
wurde sein Nachfolger. 


1971: Im Februar kam Idi Amin 
mit Hilfe der Briten und Israelis 
in Uganda an die Macht. 


Im Juli scheiterte ein Coupver- 
such durch die Kommunisten 
gegen Präsident Nimeiri im 
Sudan, der von der Sowjetunion 
und der Deutschen Demokra- 
tischen Republik unterstützt wur- 
de. 


1972: Der äthiopische Kaiser 
Haile Selassie half vermittelnd 
bei der Beendigung des Bürger- 
kriegs im Süd-Sudan. Im Februar 
dieses Jahres übernahm Libyen 
die Unterstützung des Regimes 
von Idi Amin in Uganda. 


Kissingers 
Pendel-Diplomatie 


1974: Dürre und Hungersnot 
wüten in Athiopien. Die Briten 
und die US-Presse inszenierten 
eine Kampagne gegen Haile Se- 
lassie und sagten, die Hilfe wür- 
de wegen herrschender Korrup- 
tion die Bevölkerung nicht errei- 
chen. Die Vereinigten Staaten zo- 
gen sich von ihrem Militär- 
stützpunkt in Asmara zurück. 

Am 12. September wurde Haile 
Selassie in einem pro-amerikani- 


schen Militärcoup mit Zustim- 
mung Henry Kissingers gestürzt. 
Die Gruppe, die an die Macht 
kam, war weitgehend pro-ameri- 
kanisch, doch die pro-sowjeti- 
schen Kräfte wurden allmählich 
stärker, während sich die Verei- 
nigten Staaten Somalia zuwand- 
ten. 


Die Sowjetunion organisierte mit 
Somalia, Äthiopien und Yemen 
einen Gipfel in Aden, an dem 
auch Kubas Fidel Castro teil- 
nahm. 


1975: Henry Kissinger. startete 
die Ära der »Pendel-Diplomatie« 
zwischen Israel und Ägypten und 
anderen arabischen Ländern. 


1976: Ägypten hob seinen 
Freundschaftvertrag mit der 


UdSSR im März auf. 


Im Dezember besuchte der ost- 
deutsche, Außenminister Oskar 
Fischer Äthiopien. 


1977: Im Februar stürzte Oberst 
Mengistu Haile Mariam die 
äthiopische Regierung in einem 
Militärcoup. Das Mengistu-Re- 
gime bestand aus jungen Offi- 
zieren, von denen viele an der 
Universität von Chicago studiert 
hatten. Mengistu selbst war der 
Sohn einer Sklavenmutter aus 
einer der Fürstenfamilien Athio- 
piens. Das erste Treffen, das 
Mengistu hatte, nachdem er 
Athiopiens oberste Militärfüh- 
rung ausgelöscht hatte, fand mit 
dem Botschafter Kubas statt. 


Anfang März reorganisierten 
1.000 Offiziere und Soldaten der 
ostdeutschen Verteidigungsstreit- 
kräfte das äthiopische Verteidi- 
gungsministerium und die Kom- 
mandostruktur. 


Im Juli überrannte Somalia — 
jetzt im amerikanischen Lager - 
Ogaden, als der zweite äthio- 
pisch-somalische Krieg _aus- 
brach. Im Herbst 1977 bat Athio- 
pien um direkte Militärhilfe von 
der Sowjetunion. 


Am 18. November erklärte So- 
malia seinen Freundschaftsver- 
trag mit der Sowjetunion für 
»ungültig«. Somalia verlangte, 
daß alle Militärexperten und der 
zivile technische Stab das Land 
verlassen. Somalia brach auch 
seine Beziehungen zu Kuba ab. 
Im November hielt der ägypti- 
sche Präsident Sadat eine Rede in 
der israelischen Knesset. 


Im Dezember wurden über 1000 
Gegner der sowjetischen Über- 
nahme Athiopiens von dem 
Mengistu-Regime exekutiert. 
Das Mengistu-Regime installier- 
te sodann eine Art Pol-Pot Ter- 
rorregime zur Ermordung von 
Athiopiens Intelligentsia. 


Massive Hilfe vom 
damaligen Ostblock 


Ende 1977/Anfang 1978: Die 
Sowjetunion brachte über den 
Luftweg über 10.000 kubanische 
Truppen von Angola über Tan- 
sania nach Athiopien, über 
15.000 kubanische Truppen aus 
Kuba; über 10.000 sowjetische, 
ostdeutsche, tschechische und 
ungarische Militärberater und 
Techniker; und Hunderte von 
polizeilichen Sicherheitsberatern 
aus russischen und ostdeutschen 
Kontingenten im Südyemen. Die 
Russen flogen auch Militäraus- 
rüstung im Wert von einer Mil- 
liarde Dollar ein, darunter T-54 
Panzer. 

Fünf sowjetische Spitzengene- 
räle wurden hereingebracht, um 
den Gegenangriff gegen Somalia 
zu befehligen. 


1978: Somalische Streitkräfte 
wurden Anfang des Jahres aus 
Athiopien hinausgeworfen. Dann 
wandten sich die russischen 
Streitkräfte in Athiopien gegen 
eritreische Sezessionisten in 
Athiopien und gegen Tigre-Re- 
bellen an der Grenze zum Sudan. 


Im September wurden die Camp- 
David-Verträge zwischen Agyp- 
ten, Israel und den Vereinigten 
Staaten unterzeichnet. 


1981: Moskau hat im Herbst den 
Vertrag von Aden, ein dreiseiti- 
ges Militärbündnis zwischen 
Südyemen, Libyen und Athio- 
pien, geschlossen. 


1982: Mengistu, der eng mit 
Libyen zusammenarbeitete, gab 
verschiedenen Gruppen seine 
Unterstützung, die gegen die 
somalische Zentralregierung in 
Mogadischu und gegen die suda- 
nesische Zentralregierung in 
Khartoum kämpften. Libyen soll 
bestimmte Oppositionsgruppen 
im Sudan unterstützt haben und 
bis zu 30.000 Dissidenten haben 
in Tripoli Training und Unter- 
weisung erhalten. 


1983: Im Süd-Sudan brach er- 


neut der Bürgerkrieg aus. 
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Sudan 


Britische 
Apartheid- 


Politik in den 
dreißiger 


Jahren 


Im Jahre 1930 hat die britische Regierung ihre Politik, den 
Norden des Sudans vom Süden zu trennen, neu festgelegt. Es 
hatte im Jahre 1902 begonnen und war im Jahre 1922 weiter 
gefördert worden, weil sie fürchteten, daß die neu auftauchenden 
anti-britischen Gefühle im Norden, die von ägyptischen Grup- 
pierungen unterstützt wurden, sich bis in den Süden verbreiten 
könnten und von dort auf das Territorium von Britisch-Ost- 


afrika. 


Am 25. Januar 1930 wurde ange- 
ordnet, daß das Ziel sei, »eine 
Reihe von selbständigen Rassen- 
und Stammeseinheiten aufzubau- 
en, deren Aufbau und Organisa- 
tion — soweit es Billigkeit und 
gute Regierung erlauben — auf 
den einheimischen Bräuchen, 
Traditionen, Gepflogenheiten und 
Überzeugungen basiert«. Aus 
»Der geheime Krieg im Sudan: 
1955-1972« von Edgar O’Bal- 
lance. 


Die härteste Form 
der Apartheid 


Angeführt von Baronin Caroline 
Cox hatte die britische Presse 
lange ihren Spaß damit, die 
Regierung in Khartoum wegen 
der Bürgerkriege im Land, die im 
Jahre 1955, sogar noch vor der 
Unabhängigkeit, begannen und 
bis ins Jahr 1972 hineinreichten 
und dann erneut im Jahre 1983 
ausbrachen, heftig zu kritisieren. 
Menschenrechtsverletzungen sei- 
tens Khartoums, religiöse Unter- 
drückung, wirtschaftlicher Miß- 
brauch und Rassentrennung im 
Schulwesen gehört alles zu den 
Anschuldigungen, die wegen der 
Probleme im Südsudan gegen 
die Regierung erhoben wurden. 

Wenn man jedoch die Politik der 
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Briten im Sudan kurz untersucht, 
so zeigt sich, daß es die briti- 
schen Kolonialherren sind — 
deren Politik sich im britischen 
Ministerium für überseeische 
Entwicklung von Baronin Lynda 
Chalker bis heute fortsetzt — die 
im Sudan eine künstliche Teilung 
zwischen Norden und Süden 
geschaffen und der Bevölkerung 
im Süden die härteste Form der 
Apartheid auferlegt haben, die 
den Bürgern im Süden Zugang 
zur Bildung und zu wirtschaftli- 
cher Entwicklung verweigerte. 


Um dieses Ziel zu erreichen, 
haben die britischen Kolonial- 
herren außerdem mit Hilfe von 
Anthropologen wie E. Evans- 
Pritchard eine südsudanesische 
Stammes-«Identität« fabriziert, 
die sich vom arabisierten Norden 
unterscheidet, um der belagerten 
Bevölkerung im Süden einen 
Streich zu spielen. Zusammen 
mit der Logistik und den Waffen, 
die von britischen Marionetten in 
der Region reichhaltig geliefert 
wurden, »ist dies der Ursprung« 
der Bürgerkriege im Sudan. 


Die Politik wurde in einem 
Memo des Jahres 1930 von An- 
gus Gillan, dem Gouverneur von 
Kordofan von 1928-1932 formu- 
liert, der kategorisch sagte, das 


Ziel der Apartheid-Politik zwi- 
schen Nord- und Südsudan sei 
»die Erhaltung der authentischen 
Nuba-Zivilisation und Kultur 
gegenüber einem Bastardtyp von 
»Arabisierung««. Bei den vonein- 
ander zu trennenden Bereichen 
handelte es sich um die drei süd- 
lichen Provinzen Bahr el Ghazal, 
den Oberen Nil und Equatoria. 


Die Baumwolle 
und das Geld 


Wie in einem Artikel in »African 
Affairs«, der Zeitung der British 
Royal Africa Society von Kamal 
Osman Salih im Juli 1990 berich- 
tet wurde, war die Rassentren- 
nung teilweise durch die Ankunft 
der Baumwollindustrie in der 
Region veranlaßt worden, die die 
örtlichen wirtschaftlichen Bedin- 
gungen revolutioniert hat. Ab 
den zwanziger Jahren hatte sich 
die ethno-kulturelle Karte der 
Nuba-Berge aufgrund des sich 
immer weiter ausdehnenden Ein- 
flusses der Arabisierung umge- 
formt. 


Die Baumwolle und das Geld, 
das daher kam, brachte die Nuba 
dazu, ihre Heimat in den Bergen 
zu verlassen und sich mehr an 
den Gebirgsausläufern niederzu- 
lassen, wo sie in engeren Kontakt 
mit den sudanesischen Moslems 
kamen oder den »Arabern«, wie 
die Briten sie nannten. Mit der 
Baumwolle kamen auch neue 
Straßen, wodurch sich die Kon- 
takte wiederum verstärkten. Je- 
des Jahr verließen immer mehr 
Nuba-Männer die Berge und 
begannen in den Städten des 
Nordens zu arbeiten. Und viele 
hatten sich auch bei den ver- 
schiedenen Armee-Einheiten in- 
nerhalb oder außerhalb der Re- 
gion beworben. 


Der Gouverneur der Nuba-Berge 
schrieb: »Sobald die heidnischen 
Nuba beginnen, sich mit den 
Arabern und der Welt außerhalb 
ihrer eigenen Gemeinschaft zu 
vermischen, wie es jetzt der Fall 
ist, wird sich dies rasch ändern. 
Angesichts der jetzigen Bedin- 
gungen und der Tatsache, daß sie 
sofort in ein mohammedanisches 
Umfeld kommen, sobald sie ihre 
Berge verlassen, wird es deshalb 
nicht lange dauern, bis sie arabi- 
sche Merkmale annehmen, das 
heißt, Arabisch sprechen und 
sich Arabisch kleiden.« 

Ein in Panik geratener Kom- 
missar des südlichen Distrikts 


schrieb im Jahre 1930: »Alles, 
was ich sagen kann, ist, daß 
wenig getan wurde, um eine Is- 
lamisierung zu verhinden... zu- 
mindest was diesen Distrikt be- 
trifft. Die Dringlichkeit der An- 
gelegenheit liegt in dem wirt- 
schaftlichen Fortschritt der Ara- 
ber. Die Kontakte werden sich 
verstärken. Aus wirtschaftlichen 
Gründen werden sich die Rassen 
vermischen müssen und wenn 
für die Nuba eine Politik festge- 
legt werden muß, dann muß sie 
jetzt formuliert werden.« 


Afrikanische 
Identität zerstören 


Daraufhin beschlossen die Briten 
sowohl eine Politik der Apart- 
heid der Nuba im Süden von den 
sogenannten Arabern — das heißt, 
Moslems — einzuführen und auch 
eine »Nuba«-Identität zu schaf- 
fen. Gillan gab zu, daß die Idee 
war, einen kulturellen Block 
gegen die Moslems im Norden 
zu bilden: das Ziel war, »gegenü- 
ber einer nachgeahmten Art von 
Arabisierung eine »authentische 
Nuba-Zivilisation und Kultur zu 
erhalten oder zu entwickeln oder 
zumindest diese Evolution bis zu 
einem Punkt zu unterstützen, an 
dem die Leute selbst in der Lage 
sein werden mit offenen Augen 
die Art von Kultur zu wählen, die 
ihnen am meisten zusagt.« 


Douglas Newbold, der Nachfol- 
ger Gillans als Gouverneur von 
Kordofan von 1932-1938 lobte 
die Apartheid-Politik und schrieb: 
»Bei der Nuba-Politik, wie sie in 
Mr. Gillans Memorandum darge- 
legt und von der Zentralregie- 
rung genehmigt wurde, handelt 
es sich um eine positive Zivi- 
lisationspolitik auf der Grundla- 
ge dessen, was an lokaler Tradi- 
tion und Kultur am besten ist. Sie 
zielt nicht darauf ab, die Nuba 
in einen Glaskäfig zu setzen 
oder die Nuba-Berge zu einem 
menschlichen Reservat zu ma- 
chen, sondern mit ihr ist die 
Entwicklung der Nuba-Zivili- 
sation durch Nuba-Führer und 
Nuba-Gemeinden geplant.« 


Die Politik hat sicherlich funk- 
tioniert. Wie der Anti-Khartoum 
Aktivist des Südens, Alexis 
Mbali Yangu, in seinem Buch 
»Der Nil ist rot« im Jahre 1966 
schrieb: »Die Politik der Assi- 
milierung durch die islamische 
Religion und die arabische Spra- 
che wird von den Afrikanern ein- 


deutig bekämpft, denn sie zielt 
darauf ab, ihre afrikanische Iden- 
tität und nationale Würde zu zer- 
stören.« 


Zwei Probleme tauchten bei der 
Durchsetzung der Politik sofort 
auf: die Heterogenität der Nuba- 
Stämme und ihre Nähe zu den 
Moslems im Norden. Die Nuba 
bestanden aus Dutzenden von 
Stämmen »gänzlich unterschied- 
licher Herkunft, unterschiedli- 
cher Kulturen, Religionen und 
Zivilisationsstadien. Sie spra- 
chen zehn verschiedene Spra- 
chen und ungefähr 50 Dialekte, 
die gegenseitig mehr oder weni- 
ger unverständlich waren«, wie 
es in einem Artikel in Britanniens 
»African Affairs« hieß. 


Gillan hoffte, dieses Problem mit 
einer Föderation zu überwinden: 
»Ich bin überzeugt, daß die Lö- 
sung des Problems in einem Wort 
zusammengefaßt werden "kann: 
Föderation... Die beste Hoff- 
nung, dies zu erreichen und eine 
authentische Nuba-Zivilisation 
zu entwickeln, ist es, Föde- 
rationen zu schaffen, die stark 
genug sind, um auf ihren eigenen 
Füßen zu stehen und stark mit 
Nuba-Tradition angefüllt sind, 
um eine feste Barriere gegen die 
Arabisierung zu präsentieren.« 


Die Politik 
der Briten 


Die Bildung dieser Föderationen 
würde über die Politik »indirek- 
ter Herrschaft« — einer sogenann- 
ten »Regierung durch die Ein- 
heimischen« — durchgeführt. 


Zweitens, hatten die Briten mit 
der moslemischen Oberherr- 
schaft einiger Nuba-Gemeinden 
zu tun. Eine Gruppe der Kolo- 
nialisten argumentierte zugun- 
sten der sofortigen Eliminierung 
der arabischen Herrschaft um 
jeden Preis. Die andere sprach 
sich zugunsten der Kontinuität 
der arabischen Oberhoheit aus, 
weil man der Meinung war, daß 
diese Gemeinden durch die ara- 
bische Oberherrschaft besser 
verwaltet werden können als 
durch irgendjemand anderen. In 
manchen Fällen waren die be- 
troffenen Gemeinden derart iso- 
liert, daß die arabische Ober- 
herrschaft gänzlich oder mit 
Einschränkungen blieb. 


Die britische Politik unterstützte 
den Aufbau von Dörfern und 


hemmte die Urbanisierung. Die 
Idee war, »innerhalb geringer 
Entfernung zur Stadt ein Nuba- 
Dorf oder eine Reihe von Dör- 
fern zu errichten, so daß die Nu- 
ba ständig oder vorübergehend 
soweit wie möglich unter den 
Stammesbedingungen leben kön- 
nen«. 


All jene Nuba-Männer, die als 
Tagelöhner in den urbanen 
Zentren wie Kadugli und Dilling 
gearbeitet haben, wurden in den 
Dörfern in der Umgebung ange- 
siedelt. Aus Furcht davor, daß sie 
sich von ihren Stämmen entfrem- 
den, durften die Nuba nicht in 
den Städten leben. Eine große 
Anzahl Nuba, von denen es hieß, 
daß sie sich in den Städten im 
Norden wie Khartoum und 
Medani aufhalten, wurden zu- 
sammengetrommelt und nach 
Hause geschickt. 


»Indem sie ihre geographische 
Mobilität blockiert haben, hat die 
Regierung die wirtschaftlichen 
Interessen der Nuba zweifellos 
unterminiert und damit ihre wirt- 
schaftlichen Entbehrungen ver- 
stärkt«, berichtet Osman Salih. 
Verschiedene Stämme wurden in 
das Grenzgebiet umgesiedelt, um 
eine Pufferzone zum Norden zu 
schaffen. Stammesmitgliedern 
wurde verboten, irgendwo außer- 
halb ihrer Stammeszone zu le- 
ben. 


Es wurde auch gefürchtet, daß 
die Aufnahme von Nuba in Ar- 
mee-Einheiten innerhalb von 
Kordofan deren Arabisierung 
begünstigen würde. Folglich 
wurde beschlossen, jede militäri- 
sche Rekrutierung der Nuba 
außerhalb der Provinz zu stop- 
pen. Einer britischen Verordnung 
vom 15. Mai 1930 zufolge »wer- 
den Nuba, die in den Nuba- 
Bergen wohnen und sich bei 
Armee-Einheiten außerhalb der 
Provinz vorstellen, nicht ange- 
worben«. Außerdem wurden 
Nuba, die außerhalb des Distrikts 
operierten, entlassen. Somit 
kehrte man die Politik des anglo- 
ägyptischen Kondominiums seit 
1903 um, derzufolge man ver- 
sucht hatte, Nuba in die Armee 
hereinzuholen. 


Die kulturelle 
Mauer 


Die »Closed District Order« von 
1930 wurde dann dazu verwen- 
det, moslemische Händler aus 


dem Süden zu verbieten. Fast 
75 Prozent der Baumwollände- 
reien wurden den Nuba vorbe- 
halten, wodurch nur ein Viertel 
den Nicht-Nuba-Bewohnern in 
der Region blieb. 


Von den Moslems beherrschte 
Gebiete in Nuba wurden als 
nördlich behandelt und sie beka- 
men’ Grundschulen des nördli- 
chen Typs. Heidnische Nuba 
durften sie nicht besuchen. In 
seinem Memorandum vom 26. 
November 1930 über die Bil- 
dungspolitik in der Nuba-Region 
sagte der britische Minister für 
Ausbildung und Gesundheit J.G. 
Matthew: »Der Wunsch der Re- 
gierung ist es, daß die Nuba sich 
in ihrer eigenen Richtung ent- 
wickeln und dabei unterstützt 
werden sollten, selbständige Ras- 
sen- und Stammeseinheiten auf- 
zubauen, doch gleichzeitig wird 
anerkannt, daß es für ihren ma- 
teriellen Fortschritt mühelose 
Kommunikation zwischen ihnen 
und ihren Nachbarn und auch 
den verschiedenen Gruppen der 
Nuba selbst, die unterschiedliche 
Dialekte sprechen, geben muß. 
Es wird erwogen, daß Arabisch 
die einzig mögliche Sprache für 
die Kommunikation ist und es 
wird empfohlen, daß Arabisch in 
romanischer Schrift zu diesem 
Zweck in den Volksschulen ge- 
lehrt werden soll.« 


»Die Verwendung der arabischen 
Schrift wurde als nicht wün- 
schenswert angesehen, denn es 
würde den Schülern ermögli- 
chen, arabische Literatur beliebi- 
ger Art zu lesen, wodurch Ein- 
flüsse zur Geltung kämen, die 
zum Zerfall ihres Stammeslebens 
führen kKönnten.« 


Um die kulturelle Mauer noch 
höher zu machen, wurden die 
Moslems im Süden daran gehin- 
dert, ihren Glauben zu praktizie- 
ren; arabische Kleidung war ver- 
boten, ebenso wie arabische 
Namen und Eheschließungen 
zwischen Bewohnern aus dem 
Norden und dem Süden. 


Als die Briten den 
Sudan verließen 


Dann begann eine Politik der 
Christianisierung oder wie Gillan 
sagte, »mit Hilfe der Missionen 
den Kampf gegen die Einführung 
des Mohammedanertums unter 
den Heiden in der Provinz begin- 
nen, bevor es zu spät ist«. 


Das Ergebnis dieser Politik war, 
daß Nubia eine wirtschaftlich 
unterentwickelte Region wurde 
und die Menschen mangelhaft 
ausgebildet waren, während die 
Armee des Sudan fast aus- 
schließlich in die Hände des 
Nordsudans fiel. 


Im Jahre 1946 dann, als offen 
davon die Rede war, daß die 
Briten den Sudan verlassen wür- 
den, kehrte das Kolonialamt 
seine Politik nochmals völlig um 
und legte die Regierung des 
ganzen Landes in die Hände der 
Moslems aus dem Norden. 


»Die Herrschaft durch die Ein- 
heimischen« wurde im Süden 
abgeschafft und an die Moslems 
im Norden übergeben — nachdem 
die Briten so eifrig eine »Nuba- 
Identität« geschaffen hatten! Am 
23. April 1946 gab das Kolonial- 
amt die Erklärung heraus, daß sie 
»aufgrund der Tatsache handeln 
würden, daß die Bevölkerung des 
Südsudan afrikanisch und negroid 
sei, doch daß Geographie und 
Wirtschaft — soweit derzeit vor- 
ausgesehen werden kann — sie 
dazu veranlassen, sie gemischt 
dem mittleren Osten und arabi- 
sierten Nordsudan zuzuordnen«. 


Lord Winterton, der sich im 
House of Lords gegen die Um- 
kehr der Apartheid aussprach, 
meinte, daß »sich der Südsudan, 
soweit sie dazu in der Lage 
waren — denn die meisten von 
ihnen waren natürlich Analpha- 
beten — heftig gegen die Ab- 
schaffung unserer Macht, sie zu 
schützen, wehrt und die schreck- 
lichen Ereignisse, die zu dem 
Bürgerkrieg des Jahres 1955 
führten, haben gezeigt, daß ihre 
Befürchtungen berechtigt wa- 
TEN«. 


Während die Briten über einen 
Bürgerkrieg im Süden nachdach- 
ten, kamen in der Debatte im 
House of Lords Mitte der fünfzi- 
ger Jahre genau die Forderungen 
von Baronin Cox von heute nach 
einer separaten Zone zum Aus- 
druck, die im Süden geschaffen 
und von internationalen Behör- 
den überwacht werden sollte. 

Die britische Kolonialpolitik — 
zuerst Apartheid gegen die Be- 
wohner des Südens und dann ihre 
Unterordnung unter eine Regie- 
rung des Nordens — schuf die 
Vorbedingungen für den Aus- 
bruch des Bürgerkriegs im Jahre 
1955, der erst im Jahre 1972 
endete. 
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Vertrauliches 


Industrieller 
Absturz 
Deutschlands 


Die jüngsten Produktions- und 
Beschäftigungszahlen sowie Au- 
Berungen führender Industrie- 
sprecher lassen deutlich erken- 
nen, daß der kürzeste »Auf- 
schwung«, den Deutschland er- 
lebt hat, schon wieder verpufft. 
Bei der Beschäftigung hat es 
keine Frühjahrs- oder Frühsom- 
merentspannung gegeben. Ent- 
sprechend bröckelt die Steuer- 
basis immer weiter ab, obgleich 
die Steuerbelastung für die Be- 
schäftigten, die Industrie und den 
Mittelstand historische Höchst- 
stände erreicht hat. Die Schrump- 
fung der Besteuerungsgrundlage 
in der Realwirtschaft ist der 
Hauptgrund für den Sparhaushalt 
1996, den Finanzminister Theo 
Waigel noch kurz vor der Som- 
merpause eingebracht hat. Die 
Erosion der Realwirtschaft und 
mit ihr das Steueraufkommen 
drückt sich am dramatischsten in 
der Zunahme des Schuldendien- 
stes aus, der im Bundeshaushalt 
inzwischen fast ein Viertel der 
Ausgaben ausmacht. 


Nach Schätzungen des Bundes- 
verbandes der Deutschen Indu- 
strie (BDI) gingen in der ersten 
Hälfte der neunziger Jahre in 
Westdeutschland mehr als eine 
Million Industriearbeitsplätze 
verloren. In Ostdeutschland sank 
die Industriebeschäftigung von 
1,8 auf 0,7 Millionen. Zwischen 
1991 und 1993 sank die Zahl der 
Industriearbeitsplätze im Westen 
von 7,5 auf 6,6 Millionen. Im 
westdeutschen metallverarbei- 
tenden Gewerbe wurden 600.000 
Arbeitsplätze abgebaut, in der 
Elektrotechnik 125.000 und in 
der Autobranche 123.000. Und 
nach Angaben des Präsidenten 
des Bayerischen Industriever- 
bandes Manfred Scholz gingen 
allein in Bayern 1994 77.000 und 
seit 1991 insgesamt etwa 200.000 
Industriearbeitsplätze verloren. 


Neoliberale Märchenerzähler wol- 
len uns weismachen, daß das 
Arbeitslosenproblem in Deutsch- 
land daher komme, daß Beschäf- 
tigte mit geringer Ausbildung 
zuviel verdienen. In Wirklichkeit 
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sind die Hightech-Sektoren von 
Industrie und Mittelstand am 
stärksten betroffen. Im westdeut- 
schen Werkzeugmaschinensektor 
fielen seit 1990 40.000 von 
100.000 Arbeitsplätzen weg. Im 
Verteidigungs- und Luftfahrtbe- 
reich sank die Zahl der Arbeits- 
plätze im gleichen Zeitraum von 
280.000 auf 140.000, und weite- 
re 40-60.000 Jobs werden hier 
wahrscheinlich bis 1996 wegfal- 
len. Im Jahre 1993 war der An- 
stieg der Arbeitslosigkeit mit 
39 Prozent in keiner anderen 
Berufsgruppe höher als bei den 
Ingenieuren, Chemikern und 
Physikern. 


Vor allem wirkt sich dies auch 
auf die von den Technischen 
Universitäten kommenden jun- 
gen Nachwuchskräfte aus. Die 
Aussichten eines Universitätsstu- 
denten, selbst mit besten Zeug- 
nissen in der Kerntechnik oder 
Luftfahrt einen Arbeitsplatz zu 
finden, sind praktisch null. Aus 
diesem Grund sinken die Stu- 
dentenzahlen in technischen Be- 
rufen derzeit dramatisch. Die 
Immatrikulationsrate im Maschi- 
nenbau ist beispielsweise in nur 
drei Jahren um 60 Prozent zu- 
rückgegangen. DO 


Gold- und 
Nahrungs- 
mittelmärkte 
beobachten 


Die geringfügigen Zinssenkun- 
gen in Frankreich, den USA und 
Japan der letzten Woche haben 
zu einer recht massiven — vorü- 
bergehenden — Anhebung der 
Aktienpreise in diesen Ländern 
und anderswo geführt. Wir raten, 
aus diesem Preisanstieg keine 
falschen Konsequenzen zu zie- 
hen, denn er ist rein spekulativ 
und kurzfristig. Man sollte viel- 
mehr das jüngste Anziehen wich- 
tiger Warengüter sorgfältig prü- 
fen. Seit Juli 1994 ist der Preis 
für Platin um 26 Prozent gestie- 
gen. Der Goldpreis war zwar 
relativ konstant, allerdings liegt 
die Nachfrage nach Gold interna- 
tional deutlich über der weltwei- 
ten Erzeugung. Der relativ 
gleichbleibende Goldpreis ist auf 
ständige erhebliche Goldverkäu- 
fe durch die Zentralbanken zu- 
rückzuführen, die in stabilen 
Edelmetallpreisen einen wichti- 


gen »psychologischen« Faktor 
für die globalen Finanzmärkte 
sehen. 

Die deutlichsten Preissprünge 
finden jedoch derzeit auf den 
Getreidemärkten statt. In nur drei 
Monaten sind die Weizenpreise 
um mehr als 30 Prozent gestie- 
gen. In der zweiten Junihälfte 
1995 allein zogen die Weizenter- 
minpreise an der Chikagoer Bör- 
se um 17 Prozent auf 447 Cents 
pro Bushel an, im Vergleich zu 
350 Cents im März 1995 und 315 
Cents im Juni 1994. 


Für die letzten 12 Monate ergibt 
sich daraus ein Anstieg von 42 
Prozent. Die steigenden Getrei- 
depreise werden zwar durch sin- 
kende Erträge begünstigt, gleich- 
zeitig konzentrieren aber be- 
stimmte Investoren ihr Geld auf 
grundlegende Agrarerzeugnisse, 
da sie darin angesichts einer 
erwarteten schweren Krise auf 
den Finanzmärkten eine »siche- 
re« Anlage sehen. Q 


Clinton spricht 
ökonomische 
Realitäten an 


In einer Rede in der Washing- 
toner Georgetown-Universität 
sprach Präsident Clinton die 
wirtschaftlichen und sozialen 
Probleme der USA in ungewöhn- 
lich offener Form an. Es lassen 
sich daraus auch Hinweise auf 
die wahrscheinliche Orientierung 
Clintons im Präsidentschafts- 
wahlkampf 1996 ziehen. Es fol- 
gen die.wichtigsten Auszüge. 


»Ich glaube, daß wir Herausfor- 
derungen von wahrhaft histori- 
schen Dimensionen gegenüber- 
stehen — vielleicht größer als 
jede, der wir seit Beginn dieses 
Jahrhunderts, das schon fast be- 
endet ist, und dem Anbruch des 
industriellen Zeitalters gegen- 
überstanden... 


Die Werte der Mittelschicht, star- 
ke Familien und starker Glaube, 
sichere Straßen, eine sichere 
Zukunft - diese Dinge sind heute 
in großer Gefahr, gefährdet durch 
20 Jahre stagnierender Einkom- 
men, härtere Arbeit guter Ameri- 
kaner für die gleiche oder niedri- 
gere Bezahlung, steigende Un- 
gleichheit der Einkommen, der 
Renten, der Gesundheitsversor- 


gung... 


Diese Anomalien finden sich 
überall... Aber hier bei uns 
scheint alles so verwirrend: Die 
höchsten Wachstumsraten in 
Amerika seit zehn Jahren, die 
Börse ist auf einem Rekord- 
Höchststand. Fast sieben Millio- 
nen neue Arbeitsplätze, mehr 
Millionäre und neue Firmen- 
gründungen als je zuvor, aber die 
meisten arbeiten mehr für weni- 
ger, und fühlen sich weniger 
sicher. 


Die achtziger Jahre waren eine 
sehr gemischte Zeit. Die Men- 
schen hoben Habgier und kurz- 
fristigen Profit in den Himmel. 
Es war eine Zeit, wo wir in einer 
Verschwörung beider Parteien in 
diesem Gemeinwesen das erste 
strukturelle Defizit in der Ge- 
schichte der Vereinigten Staaten _ 
erzeugten und unsere Schulden 
explosionsartig in die Höhe trie- 
ben, während wir die Investitio- 
nen in unsere größten Problem- 
bereiche reduzierten und uns be- 
nahmen wie der Rest des Landes 
- uns nur um das Kurzfristige 
sorgten... 


Millionen Amerikaner kommen 
abends von der Arbeit nach Hau- 
se, setzen sich an den Abend- 
brottisch, schauen ihre Kinder an 
und fragen sich, was sie falsch 
gemacht haben. Warum sind sie 
gescheitert?... Millionen andere, 
die arm sind, haben einfach die 
Hoffnung aufgegeben, noch ei- 
nen stabilen Lebensstil zu errei- 
chen, und das schürt zweifellos 
zum Teil den bedrückenden An- 
stieg im gelegentlichen Drogen- 
Konsum sehr junger Leute und 
die zunehmende Gewalt unter 
Jugendlichen... 


Es gibt Dinge, die durch simple 
Ermahnungen, sich besser zu be- 
nehmen, nicht gelöst werden, die 
andere Antworten erfordern, öf- 
fentliche oder private, welche 
mehr tun, als dies als persönliche 
und kulturelle Probleme hinzu- 
stellen. 


Ich glaube auch, daß es eine 
schonungsiose Anstrengung ge- 
ben muß, die Regierung zu ver- 
bessern, aber nicht, sie zu zerflei- 
schen. Wir haben es mit einer 
schwachen Regierung versucht, 
einer praktisch nicht existenten 
Regierung in einer komplexen 
Industriegesellschaft, wo alles 
von mächtigen Interessen kon- 
trolliert wird, die nur von kurzfri- 
stigen Überlegungen getrieben 
sind. Wir versuchten das vor vie- 


len Jahrzehnten, und es hat nicht 
gerade gut geklappt. Noch nicht 
einmal eine gute Wirtschafts- 
politik ist dabei herausgekom- 
men. Es hatte eher etwas mit dem 
Beginn der Depression zu tün...« 


Katholische 
Kirche zu 
Spekulation 
und Schulden- 
moratorium 


Den Instruktionen von Papst Jo- 
hannes Paul II. folgend konzen- 
trieren sich Teile der katholi- 
schen Kirche zunehmend auf die 
zerstörerischen Eigenschaften des 
gegenwärtigen Finanzsystems. 


Die päpstliche Kommission ju- 
stitia et pax hat jetzt die englisch- 
sprachige Fassung ihres Pa- 
piers »Die moderne Entwicklung 
finanzieller Aktivitäten im Licht 
der ethischen Forderungen des 
Christentums« veröffentlicht. 
Hauptautoren sind die französi- 
schen Ökonomen Salin und Vil- 
lerois de Galon. Darin wird die 
Tatsache verurteilt, daß die heuti- 
ge Welt von »zutiefst spekulati- 
ven« Finanzmärkten kontrolliert 
werde. Die Macht dieser Fi- 
nanzmärkte wiege Entscheidun- 
gen politischer und demokrati- 
scher Autoritäten auf und redu- 
ziere diese so zu »relativer Ohn- 
macht«. Die Auswirkungen die- 
ser spekulativen Finanzmacht 
werden als »korrumpierend« und 
»pervers« gebrandmarkt. 


Bei finanziellen Aktivitäten wer- 
den »moralische Leitlinien« drin- 
gend angemahnt. »Seele und 
Blut« von Schuldnerländern 
würden von den kreditvergeben- 
den Banken und den mit ihnen 
verbundenen internationalen In- 
stitutionen »auf tyrannische Wei- 
se« kontrolliert, so daß diese 
ohne deren Genehmigung »nicht 
einmal mehr atmen können«. 


Die Profite der Spekulanten sei- 
ne sozial »illegitim«, weil sie auf 
schnell verdientem Geld basier- 
ten, das in keinem Verhältnis zur 
aufgewendeten Arbeit stehe. 
Darüber hinaus stellten sie einen 
wichtigen destabilisierenden Fak- 
tor in der Weltwirtschaft dar. 
»Die ernsten Störungen an den 


Börsen beweisen die Instabilität 
und Zerbrechlichkeit des Sy- 
stems, welche ernsthafte Besorg- 
nis bezüglich der zukünftigen 
Entwicklung von Wirtschafts- 
und Arbeitsaktivitäten aufwirft.« 


Die Wochenzeitung der öster- 
reichischen katholischen Kirche 
»Die Furche« brachte einen Arti- 
kel des Okonom Franz Hinkel- 
ammert. Er bezeichnet das astro- 
nomische Ausmaß der Dritte- 
Welt-Schulden als »Katastro- 
phe« für die internationalen Be- 
ziehungen. Jeder ehrliche Wirt- 
schaftsexperte, so Hinkelam- 
mert, wisse, daß diese Schulden 
nie zurückgezahlt werden könn- 
ten, selbst wenn diese Länder ihr 
Nationalvermögen verkauften. 
Er beschuldigt den IWF, jede Art 
Bankrottverfahren zu blockieren. 
Die einzig mögliche Lösung sei 
ein Schuldenmoratorium. m 


Venedig 
und die 
französische 
Politik 


Die nationale Politik Frankreichs 
ist durch die Wahl Jacques Chi- 
racs zwar gestärkt worden, aber 
das französische Establishment 
ist immer noch anfällig für briti- 
sche kulturelle Manipulation. 
London hat sich derzeit nicht so 
sehr auf offene geopolitische 
Schachzüge verlegt, sondern 
spielt gezielt auf bestimmten kul- 
turellen Paradigmen, die dem 
politisch-strategischen Entschei- 
dungsprozeß zugrunde liegen. 
Der ehemalige Präsident Fran- 
gois Mitterrand und der jetzige 
Ministerpräsident Alain Juppe 
sind Beispiele dafür, wie sich 
eine zwanghafte Vorliebe zu »ve- 
nezianischer Kunst« ausdrückt. 


Mitterrand hat soeben nach 
Rückkehr von einer seiner zahl- 
reichen Venedigaufenthalte er- 
klärt, er »liebt« die Stadt. Zu 
einem Freund sagte er: »Nirgend- 
wo läßt sich Schönheit weniger 
von Tod trennen« als in Venedig. 


Mitterrand verbringt die letzten 
Monate seines Lebens mit ge- 
schichtlichen Studien des römi- 
schen Reiches. Juppe, Regie- 
rungschef unter Mitterrands 
Nachfolger Chirac, liebt Venedig 
so sehr, daß er ein Buch mit dem 


Titel »Die Versuchungen Vene- 
digs« geschrieben hat. In »Le 
Monde« vom 7. Juli erschien au- 
Berdem ein langer Aufsatz, der 
dem Bürgermeister von Venedig 
Massimo Cacciari gewidmet ist, 
der als Anhänger des philosophi- 
schen Irrationalismus — vor allem 
Nietzsches — beschrieben wird. 


Für Unprofor 
läuft die Zeit 
ab 


Am 3. Juli erklärte der französi- 
sche Generalstabschef General 
Lanxade in Paris: »Wenn es kei- 
nen wesentlichen Fortschritt im 
Friedensprozeß gibt, wird die 
Frage des Abzugs vor Ende Juli 
wieder gestellt werden.« Am 7. 
Juli feuerten die Serben zweimal 
auf den Hubschrauber des neuen 
EU-Unterhändlers Carl Bildt. Es 
gibt keinerlei Anzeichen für eine 
»diplomatische Formel«, womit 
der serbische Diktator Slobodan 
Milosevic zu Zugeständnissen 
gezwungen werden könnte, die 
für die bosnische und kroatische 
Regierung annehmbar wären. 


Und die »International Herald 
Tribune« berichtete, daß hoch- 
rangige Politiker und Militärs in 
den USA zu dem Schluß gekom- 
men seien, daß Milosevic »trotz 
gegenteiliger Beteuerungen seine 
Kontrolle über die Kriegsma- 
schinerie seiner Alliierten in 
Bosnien und Kroatien tatsächlich 
verstärkt hat«. 


Der serbische Nachschub an 
Material und Soldaten für die 
serbisch besetzten Teile Kroa- 
tiens und Bosniens wurde kürz- 
lich vergrößert. Weiterhin hat 
sich die Erkenntnis bestätigt, daß 
der Abschuß der amerikanischen 
F-16-Maschine vom Komman- 
dozentrum in Belgrad aus ge- 
steuert wurde, wo serbische Ra- 
dar- und Flugabwehrstellungen 
in Bosnien, Kroatien und Serbien 
koordiniert werden. 


Trotz schwerer Verluste geht der 
langsame, aber stetige Vormarsch 
der bosnischen Armee weiter. 
Die meisten 'bosnischen Gelän- 
degewinne entlang der 2000 km 
breiten Frontlinie sind der Welt- 
öffentlichkeit kaum bekannt. 


Auch die bosnisch-kroatischen 
HVO-Einheiten rücken weiter in 


Bosnien und auf Knin,. die 
»Hauptstadt« des serbisch be- 
setzten Teil Kroatiens, vor. Der 
Gegenschlag der Serben ist wie 
vorhergesehen gegen die bosni- 
schen Enklaven, die sogenannten 
»UN-Schutzzonen«, gerichtet, be- 
sonders Bihac. Ein weiterer mi- 
litärischer Feldzug der kroa- 
tischen Regierung zur Befreiung 
serbisch besetzter Gebiete wird 
zunehmend wahrscheinlich, mög- 
licherweise südliche von Zagreb. 


Bosnisch-kroatische Kräfte blok- 
kieren die Straßen nach Zentral- 
bosnien für die britisch-französi- 
sche »Schnelle Eingreiftruppe« 
mit der einleuchtenden Begrün- 
dung, daß zuerst die tatsächli- 
chen Ziele der Truppe geklärt 
sein müßten. 


Die anglo-französischen Einhei- 
ten sollen fern von serbischen 
Stellungen mitten im befreiten 
Zentralbosnien stationiert wer- 
den und könnten bosnische und 
kroatische Militäraktionen stören. 


Keine Anzeichen existieren, daß 
die anglo-französische Truppe 
in militärisch ernstzunehmender 
Form die »UN-Schutzzonen«, 
insbesondere Srebrenica, Zepa 
und Bihac gegen die laufenden 
serbischen Angriffe schützen 
werden. In den vergangenen Ta- 
gen wurden mehrere hundert 
Menschen in den Enklaven durch 
serbisches Artilleriefeuer getötet 
oder verletzt. Genausowenig gibt 
es Anzeichen, daß die Eingreif- 
truppe ernsthaft militärische Mit- 
tel einsetzen werde, um die Ver- 
sorgungslage der genannten En- 
klaven sowie Sarajevos und 
Gorazdes zu verbessern. 


Das Gerede von »Versorgungs- 
korridoren« ist nicht ernst ge- 
meint. Die katastrophale Lage 
der Bevölkerung, mit einer zu- 
nehmenden Zahl von Hungerto- 
ten, wird von britischer und fran- 
zösischer Seite benutzt, um den 
diplomatischen Druck auf Bos- 
nien zu erhöhen. = 
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Deutschland 


Die Republik 
verändert ihr 
Gesicht 


Der 1. und 2. Juli 1995 werden in die Annalen der deutschen 
Geschichte als die Tage eingehen, in dem die Bundesrepublik 
Deutschland ihr Gesicht verändert hat. Die Entscheidung der 
nordrhein-westfälischen SPD, mit den Grünen eine Koalition im 
bevölkerungsreichsten und wirtschaftlich stärksten Bundesland 
Deutschlands als Testfall für eine rotgrüne Bundesregierung ein- 
gehen zu wollen, bedeutet eine Anderung der politischen Aus- 


richtung hin zur Anarchie. 


Die SPD unter »Landesvater« 
Johannes Rau versucht zwar 
mühsam zu erklären, daß Regie- 
rungsprogramm trage mehrheit- 
lich sozialdemokratische Züge - 
auch die Grünen werden nicht 
müde, darauf hinzuweisen, daß 
sie viele »Kröten haben schluk- 
ken« müssen —. Dies bedeutet 
aber, wenn man sich den Inhalt 
der 198 Seiten dicken Koali- 
tionsvereinbarung anschaut, daß 
sich auch die SPD von der Tra- 
dition einer strikt auf die Rechts- 
staatlichkeit ausgerichteten Par- 
tei verabschiedet hat. 


Schwarzfahren 
nicht mehr strafbar 


Schauen wir uns nur einige weni- 
ge Punkte dieses Regierungspro- 
gramms an: So wird zum Bei- 
spiel die Bereitschaftspolizei als 
eigenständige Einheit aufgelöst. 
Gleichzeitig erhält der Verfas- 
sungsschutz neue Aufgaben - 
dem Vernehmen nach eine stär- 
kere Ausrichtung auf den Rechts- 
extremismus und weniger Beob- 
achtung der autonomen linken 
Szene -, wobei zusätzlich eine 
»Eingrenzung der Möglichkeiten 
der Datenübermittlung von Be- 
hörden des Landes an den Ver- 
fassungsschutz« vorgesehen ist. 
Häftlinge in Gefängnissen sollen 
künftig »angemessen entlohnt« 
werden. Dagegen werden neue 
Normalhaftanstalten nicht mehr 
gebaut. Vielmehr soll der »offene 
Vollzug« ausgeweitet werden. 
Gleichzeitig kann die Verfolgung 
von sogenannter Kleinkrimi- 
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nalität eingestellt werden, wenn 
der Straftäter den entstandenen 
Schaden ersetzt und eine Buße in 
Höhe des Warenwertes zahlt. 
Schwarzfahren soll dagegen 
überhaupt nicht mehr strafbar 
sein, sondern künftig nur noch 
als Ordnungswidrigkeit geahndet 
werden — auch dann, wenn 
jemand bereits das fünfzigste 
Mal beim Schwarzfahren erwi- 
scht werden sollte —. 


Weiter ist in dem Koalitions- 
papier eine sogenannte »Entkri- 
minalisierung von Drogenkran- 
ken« und eine »der Realität ent- 
sprechende Neubewertung wei- 
cher Drogen« vorgesehen. Dabei 
soll die Einrichtung von Fixer- 
stuben nach Frankfurter Vorbild, 
der Verkauf von Cannabispro- 
dukten in speziellen Läden sowie 
die versuchsweise kontrollierte 
Abgabe von Heroin geprüft wer- 
den. 


Wo dies hinführt, hat man an der 
Reaktion der NRW-Grünen zu 
dem Vorschlag der schleswig- 
holsteinischen Gesundheitsmini- 
sterin Heide Moser (SPD) gese- 
hen, Haschisch und Marihuana in 
Apotheken zu verkaufen. 


Neu ein Schwulen- 
Lesbenreferat 


Nach Ansicht des innenpoliti- 
schen Sprechers der Grünen- 
Landtagsfraktion, Appel, sei die- 
ser Vorschlag »nicht weitgehend 
genug«. Da Haschisch und Ma- 
rihuana »weniger oder genauso 


schädlich wie Alkohol und Ni- 
kotin« seien, sollten sie in Dro- 
genläden verkauft werden, er- 
klärte Appel. Des weiteren 
sprach er sich für eine Bundes- 
ratsinitiative der neuen rotgrünen 
Landesregierung mit dem Ziel 
einer Änderung des Betäubungs- 
mittelgesetzes aus. 


Weiter ist in der Koalitionsver- 
einbarung vorgesehen, daß das 
Arbeits- und Sozialministerium 
um ein »Schwulen- und Lesben- 
referat« erweitert wird. Gleich- 
zeitig wird die Wirtschaft des 
Landes bis Ende 1997 zu einer 
»gleichstellungsorientierten Per- 
sonalpolitik« aufgefordert. Falls 
die Frauenförderung bis dahin 
nicht auf freiwilliger Basis funk- 
tioniere, »wird die Landesre- 
gierung verbindliche Maßnah- 
men ergreifen«. 


Asylverfahren sollen auf zwölf 
Monate begrenzt und das Blei- 
berecht ausgeweitet werden. 
Gleichzeitig zahlt das Land 40 
statt wie bisher 30 Mark »Betreu- 
ungspauschale« für Asylbewer- 
ber an Kommunen. 


Der Sexualkundeunterricht an 
den Schulen soll »Toleranz und 
Akzeptanz gegenüber verschie- 
denen sexuellen Identitäten ver- 
mitteln«, heißt es in einem weite- 
ren Punkt des Regierungspro- 
gramms. 


Für den Öffentlichen Dienst ver- 
einbarten beide Parteien eine 
Quotenregelung für Frauen in 
Führungspositionen sowie eine 
Ausländerquote. Wörtlich heißt 
es: »Der Anteil der im öffentli- 
chen Dienst beschäftigten Nicht- 
deutschen innerhalb und außer- 
halb des Beamtenverhältnisses 
soll ihrem jeweiligen Anteil an 
der Bevölkerung entsprechen.« 


Dies würde für NRW bei 
340.000 Landesbediensteten und 
einem Ausländeranteil von zehn 
Prozent bedeuten, daß das Land 
rund 34.000 Ausländer einstellen 
müßte. De facto käme das einem 
Einstellungsstopp für deutsche 
Personen für die nächsten Jahre 
gleich. 


Die Probleme mit 
Garzweiler II 


Für den Braunkohlentagebau 
Garzweiler II vereinbarten beide 
Parteien, daß der für 1997/98 zu 
genehmigende Rahmenbetriebs- 


plan erst dann in Kraft treten, 
wenn er »rechtsgültig« sei. Die 
Rheinischen Braunkohlenwerke 
interpretieren diesen Punkt der- 
gestalt, daß nach der Genehmi- 
gung durch die Behörden Klagen 
den Fortgang sofort stoppen 
könnten. Klagen über drei 
Instanzen hätten dann so lange 
eine »aufschiebende Wirkung«, 
daß der notwendige Start im Jahr 
2006, dann läuft Garzweiler I 
aus, nicht mehr zu halten wäre. 


Dies würde bedeuten, daß auch 
vorgesehene Milliardeninvesti- 
tionen in neue Kraftwerke hinfäl- 
lig wären. So hat dann die RWE 
Energie AG auch schon ange- 
kündigt, ihr geplantes 20 Milliar- 
denprogramm zum Bau beson- 
ders schadstoffarmer Kohlekraft- 
werke noch einmal neu überden- 
ken zu wollen. 


Damit würde sich dann die para- 
doxe Situation ergeben, daß dank 
der »Umweltpolitik« der Grünen 
mehr und vor allem auch viel 
länger sehr hohe Schadstoffemis- 
sionen in die Luft abgegeben 
werden, als wenn das von der 
SPD alleingeführten Landesre- 
gierung ursprünglich vorgesehe- 
ne Programm seinen Weg gegan- 
gen wäre. 


Nicht nur das. Aus finanziellen 
Gründen ist die Subventionie- 
rung sehr teurer deutscher 
Braunkohle auf den ersten Blick 
natürlich Unsinn. Zum Erhalt 
vieler tausend Arbeitsplätze in 
einem strukturschwachen Gebiet 
sowie vor allem zur Sicherung 
einer gewissen Energieunabhän- 
gigkeit ist Garzweiler II dagegen 
eminent wichtig. Zechen ge- 
schlossen sind schnell, diese 
dann im Falle einer neuen Ener- 
giekrise wieder aufzumachen 
und die Förderung aufzunehmen, 
ist kurzfristig kaum möglich. 


Erschwerend für Nordrhein- 
Westfalen kommt hinzu, daß die 
Gesamtverschuldung in diesem 
Jahr um rund 6,3 auf 128 Mil- 
liarden Mark steigen und damit 
ein neues Rekordniveau errei- 
chen wird. Aus diesem Grunde 
kann es sich das Land eigentlich 
gar nicht erlauben, eine wirt- 
schaftsfeindliche Politik zu be- 
treiben, so wie es derzeit mit dem 
Verzicht auf wichtige Auto- 
bahnteilstrecken, die letztlich die 
Umwelt mehr ent- als belasten 
würden, sowie der Einfrierung 
der Flugbewegungen auf dem 
Düsseldorfer Flughafen auf ein 


international nicht akzeptables 
Niveau geschieht. 


Katastrophenpolitik 
an Rhein und Ruhr 


«Übersehen« wird von den 
“ Grünen dabei vor allem, daß 
Deutschland ein flächenmäßig 
sehr schmales Land ist und zum 
Beispiel von Düsseldorf und 
damit auch vom Ruhrgebiet aus, 
der Rotterdamer Flughafen oder 
auch belgische Flughäfen in nur 
zwei Stunden zu erreichen sind. 
Angesichts der dort viel niedri- 
geren Steuersätze sowie extra für 
die Wirtschaft geschaffenen In- 
frastruktur Könnte angesichts des 
Falls der Grenzen schnell eine 
Verlagerung weg von Deutsch- 
land in diese Länder geschehen - 
für Süddeutschland gilt dies 
sinngemäß für Frankreich und 
Tschechien -. ; 

Die rotgrünen Koalitionsverein- 
barungen in Nordrhein-West- 


falen sind daher. ein sehr gutes 
Beispiel, was passiert, wenn eine 
Partei, die ihr einziges Credo in 
einer Verweigerungspolitik sieht, 
an die Regierungsmacht kommt. 
Die Weichen, die dann dort ge- 
stellt werden, führen geradewegs 
in die Katastrophe. 

Zu befürchten ist nur eines: Da 
die derzeitige Bundesregierung 
eine zwar nicht optimale, aber 
insgesamt gesehen eine doch gar 
nicht einmal so schlechte Wirt- 
schaftspolitik betreibt, was auch 
direkte Auswirkungen auf die 
Bundesländer hat, werden die 
Konsequenzen der nordrhein- 
westfälischen Politik nicht so 
spürbar werden, als wenn dies 
auf Bundesebene geschehen 
würde. Vor allem darf nicht ver- 
gessen werden, daß NRW nur 
eines von vielen Bundesländern 
ist und der Wähler zum Beispiel 
Sachsens gar nicht richtig mitbe- 
kommt, welche Katastrophen- 
politik an Rhein und Ruhr betrie- 
ben wird. 
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Ebenfalls darf angenommen wer- 
den, daß die derzeitige Protest- 
welle der Bergleute und anderer 
Interessensgruppen bald einer 
gespannten Ruhe weichen wird, 
wenngleich viele inzwischen 
mitbekommen haben, welche 
Ideologien sich hinter der Politik 
der Grünen verbergen, wenn sie 
die Möglichkeit zum Mitregieren 
haben. 


Wandel eines 
Kommunisten 
zum Grünen 


Dieses dürfte aber für jeden in- 
teressierten Bürger kein Geheim- 
nis sein, wenn man sich zum 
Beispiel den Werdegang des der- 
zeitigen Grünen-Bundesspre- 
chers Jürgen Trittin ansieht. 
Ursprünglich vom Kommunisti- 
schen Bund Westdeutschlands 
kommend, hat er janusköpfig 
sein Gesicht gewandelt, sein 
kommunistisches Parteibuch zu- 
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gunsten eines grünen Parteibuchs 
abgegeben und zeigt sich nun als 
geläuterter und von den Fern- 
sehanstalten verhätschelte Vor- 
zeigegrüner. Kaum eine Talk- 
show vergeht, wo er nicht zumin- 
dest einmal eingeladen wurde. 


Wie es wirklich in Trittin aus- 
schaut, kann man aber dann 
erkennen, wenn er provoziert 
oder in die Enge getrieben wird, 
so wie vor zwei Jahren, als er 
noch niedersächsischer Bundes- 
ratsminister war, in einer Talk- 
show im Norddeutschen Rund- 
funk. Dort fuhr er einen Uni- 
versitätsprofessor, der ihn mit 
Argumenten gegen die Öffnung 
der von den Grünen geforderten 
Asylpolitik in die Enge getrieben 
hatte, mit den Worten an: »Halt 
Dein Maul«. Daß er hierfür we- 
der vom Talkmaster eine Rüge 
erhielt, noch dieser Skandal 
durch die Blätterwälder und son- 
stigen Medien ging, dürfte kei- 
nen mehr überraschen, der sich 


v 
a 


MACHEN DIE 


\ EINEN WIND! 


Das andere denische 


9/1995 Nachrichtenmagazin 61 


Deutschland 


Die Republik 
verändert ihr 
Gesicht 


der Ausrichtung der etablierten 
Medien bewußt ist. 

Gleichzeitig werden die Grünen 
durch das Liebeswerben von 
CDUlern wie Heiner Geißler 
aufgewertet und zeigt sich Josch- 
ka Fischer im Anzug als gewan- 
deltes Lamm. In Wirklichkeit hat 
er jedoch nichts von seiner Ge- 
fährlichkeit für den Rechtsstaat 
Deutschland eingebüßt, denn die 
auch von ihm propagierte An- 
näherung an die CDU dient nur 
der Augenwischerei, wie harmlos 
die Grünen doch seien. 


Andere Vorfälle zeigten, daß die 
Umweltpolitik nur eine Art troja- 
nisches Pferd ist, mit der die 
Grünen von ihren wirklichen 
Zielen ablenken wollen. Obwohl 
auch von ihren landespolitischen 
Spitzenleuten das Auto immer 
wieder verteufelt, wird, kam jeder 
der führenden NRW-Grünen mit 
dem Auto zum Sonderparteitag 
nach Kevelaer. Keiner von ihnen 
nutzte die von ihnen so propa- 
gierte Bahn oder andere öffentli- 
che Nahverkehrsmittel. 


Was gelten Erklärungen 
vor der Wahl? 


Und dies zeigt einen anderen 
Punkt auf, der in Nordrhein- 
Westfalen aufgrund der Geset- 
zeshoheit des Bundes weitestge- 
hend vernachlässigt wurde: die 
Asylpolitik. Bereits die jetzt an 
Rhein und Ruhr verabschiedeten 
Punkte zeigen auf, was bei einer 
rotgrünen Bundesregierung pas- 
sieren würde: nämlich die nahe- 
zu völlige Offnung der Grenzen 
mit einem Ausländerzustrom bis- 
lang nicht bekannten Ausmaßes. 
Die multikulturelle Gesellschaft, 
die jetzt schon weitestgehend 
verwirklicht ist, so sind zum 
Beispiel schon jetzt in den mei- 
sten Schulen die deutschen Schü- 
ler in der Minderheit, würde 
dann zu einem immer größeren 
Verdrängung der deutschen In- 
teressen führen. 


Nordrhein-Westfalen hat aber 
auch einmal mehr hervorragend 
gezeigt, was von dem Wort eines 
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Sozialdemokraten zu halten ist. 
Noch unmittelbar vor der Land- 
tagswahl hatte Johannes Rau 
erklärt, mit ihm werde es keine 
rotgrüne Landesregierung geben. 
Auch der neue Fraktionschef der 
SPD im Landtag, Matthiesen, 
hatte stets erklärt, rotgrün wäre 
für NRW keine Alternative, wür- 
de vielmehr nur ins Chaos füh- 
ren. 


Kaum war die Wahl aber so aus- 
gegangen, wie von der SPD nicht 
erwartet, nämlich mit dem Ver- 
lust der absoluten Mehrheit, 
wenn auch nur knapp, schon 
zeigte sich, was das Wort der 
Mehrheit der Sozialdemokraten 
wert ist: nämlich gar nichts. Der 
einzige, der seinen Prinzipien 
und seinen Worten treu blieb, 
war der alte Fraktionschef Fried- 
helm Farthmann — der bei der 
Wahl seinen Wahlkreis verloren 
hatte, über die Landesliste kam 
aber kein SPD-Politiker in den 
Landtag -, der auf dem Parteitag 
in Hagen mit leidenschaftlichen 
Worten versuchte, die Delegier- 
ten vor dem verhängnisvollen 
Fehler einer Koalition mit den 
Grünen, die in Wirklichkeit tief- 
rot sind, abzuhalten. Wie sich 
zeigte, ohne Erfolg. Mehr als 
90 Prozent stimmten dann trotz 
zum Teil heftigster Proteste der 
Basis der Koalitionsvereinba- 
rung zu. 


Wie sehr sich die Parteispitze 
von der Basis entfernt hat und 
wie wenig sie in Wirklichkeit 
noch deren Interessen vertritt, 
zeigte sich auch in der Weige- 
rung der SPD-Führung, eine 
Mitgliederbefragung zum Koa- 
litionsvertrag abzuhalten. Wer 
von den einfachen Parteimit- 
gliedern soll denn Ahnung ha- 
ben, was in dem 198 Seiten 
dicken Machwerk steht, hieß es 
hierzu als Begründung. Da sollte 
man doch einmal die Frage stel- 
len, wer von den Damen und 
Herren Bundestagsabgeordneten 
genau weiß, was in dem viele 
tausend Seiten dicken Maas- 
tricht-Vertrag drinsteht. Trotz- 
dem wurde von ihnen hierüber 
abgestimmt. 

Und obwohl Rau eindeutig der 
Lüge überführt wurde, schließ- 
lich braucht man nur seine 
Aussagen von Anfang Mai mit 
seinen heutigen Positionen ge- 
genüberzustellen, stellt er sich 
hin und sagt enttäuscht, es gebe 
auch in der SPD »eine Fülle von 
Menschen, die meinen Schritt 
nicht verstehen«. 


Bonn 


Der Ruf nach 
Steuerverein- 
fachung wird | 


lauter 


Steuervereinfachung — mit diesem Versprechen war die Bundes- 
regierung im vergangenen Jahr in den Wahlkampf gegangen. 
Nach erfolgreicher Wiederwahl hieß es dann, die Vereinfachung 
des sehr komplizierten Steuerrechts solle jetzt unverzüglich in 
Angriff genommen werden. Nun, nach fast einem Jahr, macht 
sich zunehmend Resignation breit — denn geschehen ist bislang so 


gut wie nichts. 


Dagegen hat der Bund der 
Steuerzahlen (BdSt) nun erneut 
seine Stimme erhoben und gefor- 
dert, das Thema Steuerverein- 
fachung nicht stillschweigend 
auf dem Altar des Vergessens zu 
opfern. Verwiesen wurde darauf, 
daß selbst der Finanzausschuß 
des Deutschen Bundestages En- 
de 1993 und 1994 drei große 
Anhörungen zur Lage auf dem 
Steuersektor und zu Reformmög- 
lichkeiten durchgeführt habe. In 
den Anhörungen wurde deutlich, 
daß die Kompliziertheit des 
Steuerrechts ein bisher noch 
nicht dagewesenes Ausmaß er- 
reicht hat. 


Unüberschaubare 
Steuervielfalt 


Dieses ist für alle Beteiligten mit 
erheblichen Belastungen verbun- 
den. In einigen Bereichen der 
Besteuerung herrschen nach An- 
sicht des Steuerzahlerbundes so- 
gar chaotische Zustände. Selbst 
erfahrene Steuerfachleute könn- 
ten inzwischen das komplizierte 
Steuerrecht nicht mehr vollstän- 
dig überschauen und anwenden. 
Das Besteuerungsverfahren sei 
damit nicht mehr praktikabel. 


An dieser alarmierenden Situa- 
tion hat sich nach Feststellung 
des BdSt bis heute wenig geän- 
dert. Die Hauptursachen für die 
Kompliziertheit des Steuerrechts 
bestünden auch weiterhin: 


Dazu gehörten insbesondere die 
unüberschaubare Steuervielfalt 
und die Hektik der Steuerrechts- 
änderungen. So werden derzeit 
rund 60 Steuern und steuerähnli- 
che Abgaben, die sogenannten 
Quasisteuern, erhoben. Mit dem 
Solidaritätszuschlag ist darüber 
hinaus -zum Jahresbeginn eine. 
neue Abgabe hinzugekommen. 


Ein besonderer Steuererfindungs- 
geist ist dabei bei den Kommu- 
nen anzutreffen. Das beste und 
jüngste Beispiel hierfür ist die 
Verpackungssteuer. Und im Rah- 
men der viel diskutierten soge- 
nannten Oko-Steuerreform wer- 
de wohl noch einiges mehr auf 
den Steuerzahler zukommen. 


Auch bei der Hektik der Steuer- 
rechtsänderungen, die sich in 
einer Flut von Steueränderungs- 
gesetzen, Verordnungen, Richtl- 
inien und anderen Verwaltungs- 
anweisungen niederschlage, habe 
sich die Lage bisher nicht verbes- 
sert, erklärte der Bund der 
Steuerzahler. So summiere sich 
alleine der Umfang der elf wich- 
tigsten Steuergesetze inzwischen 
auf rund 2.500 Paragraphen und 
Abschnitte und umfasse circa 
2.900 Druckseiten. 


Schwerwiegende Folgen 
für die Beteiligten 


Was die Vorbereitungszeiten an- 
belange, brachte das sogenannte 


Mißbrauchsbekämpfungs- und 
Steuerbereinigungsgesetz einen 
besonderen Minusrekord: Zwi- 
schen dem Inkrafttreten und dem 
Verkünden im Bundesgesetzblatt 
lagen ganze drei Tage. Das reicht 
aber kaum aus, sich mit den 
Grundzügen dieser neuen Vor- 
schriften vertraut zu machen. 


Die Kompliziertheit der Besteue- 
rung hat schwerwiegende Folgen 
für alle Beteiligten. So ist den 
Steuerberatern eine Steuerpla- 
nung kaum mehr möglich; und 
die Finanzverwaltung kann die 
Arbeiten nicht in einem ange- 
messenen Zeitraum bewältigen. 
Die Steuerzahler sind sogar in 
besonderer Weise betroffen, da 
sie das materielle Risiko tragen. 
Vor allem laufen sie Gefahr, daß 
sie aufgrund der Kompliziertheit 
des Steuerrechts unnötig zuviel 
Steuern zahlen. 


Hinzu kommt ein Gesichtspunkt, 
der allzuleicht nicht beachtet 
wird: Die komplizierte Besteue- 
rung hat auch Auswirkungen auf 
die Steuermoral und den Steuer- 
widerstand. Dies wurde kürzlich 
durch eine empirische Umfrage 
der Forschungsstelle für Empiri- 
sche Sozialökonomie an der Uni- 
versität Köln bestätigt. 


Der Bund der Steuerzahler be- 
zweifelt, daß das Steuerrecht 
durch da geplante Jahressteuer- 
gesetz 1996 spürbar vereinfacht 
wird. Zwar sei die Steuerverein- 
fachung ein erklärtes Ziel dieses 
Pakets, doch sei der Umfang der 
vorgeschlagenen Maßnahmen 
viel zu gering, als daß es mehr 
bewirken kann als ein Tropfen 
auf dem heißen Stein. 


Hinzu komme, daß der Verein- 
fachungseffekt bei einzelnen 
Maßnahmen sehr fraglich sei. 
Dies gelte zum Beispiel für den 
Vorschlag, eine Zweijahresver- 
anlagung einzuführen. Auch bei 
der jetzt vorgeschlagenen Kurz- 
veranlagung ohne Sonderfreibe- 
trag dürfte sich der Vereinfa- 
chungseffekt in engen Grenzen 
halten. 


Es wird noch 
komplizierter 


Bei einigen Maßnahmen ist man 
sogar weit übers Ziel hinausge- 
schossen, wie etwa bei der (zu- 
nächst) vorgeschlagenen Strei- 
chung des steuerlichen Ansatzes 
von Verpflegungsmehraufwen- 


dungen bei eintägigen Dienstrei- 
sen. 

Andererseits ergeben sich durch 
das Jahressteuergesetz 1996 in 
einigen Bereichen so grundle- 
gende Steuerrechtsänderungen, 
daß es im Ergebnis sogar eher zu 
erheblichen Verkomplizierungen 
statt zu Vereinfachungen kom- 
men wird. Alleine durch die 
Umstellung beim Familienlei- 
stungsausgleich vom Kinderfrei- 
betrag aufs Kindergeld kommt es 
zu zahlreichen Folgeänderungen. 


Auf harsche Kritik des Steuer- 
zahlerbundes trifft auch die ge- 
plante Energiesteuern. Diese ber- 
ge in hohem Maß die Gefahr, daß 
sie vom Steuerstaat aus fiskali- 
schen Gründen stärker ange- 


spannt werde als energie- und 


umweltpolitisch erforderlich sei, 
da es keine verläßlichen An- 
haltspunkte dafür gebe, wie die 
Energiesteuer gestaltet werden 
und welche Höhe ihr Steuersatz 
haben sollte. Dieses eröffne dem 
Steuerstaat dann aber erhebliche 
Spielräume. 


Zudem besitzt die Energiesteuer 
aus der Sicht des Steuerstaates 
den Vorteil, daß die ihr zuge- 
schriebenen Zwecke, nämlich 
der Anreiz zum sparsamen Um- 
gang mit Energie und die 
Verringerung umweltbelastender 
Emissionen weithin anerkannt 
sind und deshalb den Steuerwi- 
derstand schwächen. Die zusätz- 
lichen Steuereinnahmen aus der 
Energiesteuer vergrößern die 
Verfügungsmasse des Steuerstaa- 
tes und befreien ihn von der 
ungeliebten Aufgabe, den Ein- 
satz der bereits verfügbaren Mit- 
tel den veränderten Dringlichkei- 
ten anzupassen. 


Mehreinnahmen 
in Milliardenhöhe 


Die bereits vorliegenden Pläne 
für die Energiesteuern lassen aus 
der Sicht des Steuerzahlerbundes 
erkennen, daß diese Befürch- 
tungen nicht aus der Luft gegrif- 
fen sind. Strom, Benzin, Diesel, 
Heizöl und Kohle sollen spürbar 
belastet werden, teilweise auch 
in Abhängigkeit zu den spezifi- 
schen CO2-Emissionen und zu- 
sätzlich zu der bereits bestehen- 
den Belastung mit Mineralöl- 
steuer. Die Energiesteuer ver- 
spricht also in jedem Fall Mehr- 
einnahmen in Milliardenhöhe. 

Eine leicht zu bewirkende Ver- 
einfachung wäre auch dadurch 


gegeben, daß die Steuererklä- 
rungen auch in schwarzweißen 
Laserausdrucken entsprechender 
Steuerprogramme bei den Fi- 
nanzämtern abgegeben werden 
können. Diese Zulassung würde 
nicht nur den Steuerzahlern hel- 
fen, sondern entspreche sogar 
den Notwendigkeiten der Praxis. 


Daneben würde sich auch die 
Umwelt und der Finanzminister 
freuen: Der Formularberg würde 
nämlich drastisch zurückgehen, 
was wiederum der Finanzver- 
waltung Kosten für das Erstellen, 
die Lagerung und den Versand 
der Vordrucke spart. 


Dennoch wehrt sich die Finanz- 
verwaltung vehement gegen die- 
se vom Bund der Steuerzahler- 
bund der Öffentlichkeit schon 
vorgeführten Möglichkeiten. Ei- 
ne besonders seltsame Begrün- 
dung für die Pflicht zur Ver- 
wendung und Abgabe von grün- 
gedruckten Steuererklärungsvor- 
drucken lieferte jetzt die Oberfi- 
nanzdirektion Hannover: 


»Die Steuererklärung ist so auf- 
gebaut, daß Daten nur aus grün 
unterlegten Feldern oder aus 
Feldern zu erfassen sind, die 
durch eine grüne Kennzahl ge- 
kennzeichnet sind. Eine Daten- 
erfassung wäre auch aus nicht 
mit Gründruck hervorgehobenen 
Feldern möglich, allerdings wür- 
de die Datenerfassungsgeschwin- 
digkeit darunter leiden, was zu 
einem langsameren Durchsatz 
der Steuererklärungen im Fi- 
nanzamt und zu einer größeren 
Fehleranfälligkeit der Datener- 
fassung führen würde. Erst die 
datenerfassungsgerechte Gestal- 
tung der Vordrucke gewährleistet 
eine nahezu fehlerfreie Da- 
tenerfassung.« 


Dem Datenerfassungsgerät ist es 
vollkommen egal, ob die Felder 
grün, gelb oder rotweißkariert 
sind. Das wichtigste ist, daß die 
Abgrenzungen der Felder klar 
erkenntlich sind. Dann erkennt 
Kollege Computer auch schwarz- 
weiße Vordrucke. 


So werden aber hunderttausende 
von Steuerberatersekretärinnen 
gezwungen, die von ihrem Com- 
puter ausgegebenen Daten müh- 
sam mit der Schreibmaschine 
wieder neu in die von den 
Finanzbehörden vorgegebenen 
Formulare abtippen zu müssen. 
Dabei passiert es sehr oft, beson- 
ders in den unteren Zeilen, daß 


die Schreibmaschinen die Seite 
nicht mehr fest genug halten 
kann und die Zeilen verrutschen, 
mit der Folge, daß das Formular 
dann erst recht nicht mehr vom 
Finanzamtdatenerfassungsgerät 
gelesen werden kann. 


Es könnten auf jeden Fall Mil- 
lionen Arbeitsstunden jährlich 
eingespart werden, wenn sich die 
Finanzbehörden auf diesem Ge- 
biet, das nun wirklich die be- 
rühmten Kopperschen »Peanuts« 
darstellt, bißchen bewegen wür- 
de. Doch selbst hierzu scheinen 
die Beamten nicht in der Lage! 


Dies alles zeigt, daß die schönen 
vollmundigen Ankündigungen 
für eine Steuervereinfachung 
selbst bei den kleinsten Punkten 
noch nicht erfüllt sind. Vielmehr 
wird seitens der Finanzverwal- 
tung selbst dort gemauert, wo, 
wie bei den Vordrucken, mit ein- 
fachsten Mitteln eine Anderung 
möglich wäre, die den Finanzbe- 
hörden zudem noch viel Geld 
einsparen würde. 


Viel wichtiger wäre aber, daß be- 
sonders das Einkommenssteuer- 
recht wesentlich vereinfacht 
wird. Versuche vor vielen Jahren 
auf britischen Inseln haben näm- 
lich gezeigt, daß ein niedriger 
Steuersatz von 25 Prozent bei 
gleichzeitiger Streichung der 
Abschreibungs- und Abset- 
zungsmöglichkeiten dem Staat 
die gleichen Einnahmen ein- 
bringt, wie bei einem hohen 
Steuersatz und dementsprechend 
vielen Abschreibungs- und Ab- 
setzungsmöglichkeiten. 


Da diese Versuche erfolgreich 
waren, stellt sich die Frage, 
warum die Finanzbehörden die- 
ses Konzept dann nicht in die Tat 
umsetzen. Eine Antwort hierauf 
könnte sein, daß dann jede Men- 
ge Stellen entfallen würden, die 
aber von den Damen und Herren 
Beamten nicht freiwillig aufge- 
geben werden wollen, da es dann 
auch gleichzeitig eine Streichung 
oder Kürzung ihrer Privilegien 
bedeuten würde. Und Beamte 
handeln eben auch nach der alten 
Regel: »Eine Krähe hackt der 
anderen kein Auge aus!« 


Das andere dautsche 
Nachrichteamagazie ©-3 


9/1995 


Deutschland- 


Journal 


Deutschland 
Zahlmeister 
der EU 


Deutschland ist und bleibt, zu- 
mindest bis 1997, auch weiterhin 
der Zahlmeister der Europäi- 
schen Union (EU). Wie sich bei 
Überprüfung der Bilanzen jetzt 
ergab, hat Deutschland alleine 
für dieses Jahr 15 Milliarden 
Mark zuviel in die Kassen der 
EU gezahlt. Doch auch in, den 
vergangenen Jahren seien Über- 
zahlungen in ähnlichen Größen- 
ordnungen erfolgt. 


Grund hierfür war, daß der 
Schlüssel, nach dem die Zah- 
lungen berechnet werden, gravie- 
rende Fehler aufweist. Neben 
Deutschland ist vor allem Groß- 
britannien hiervon betroffen. 
Nutznießer sind insbesondere die 
südeuropäischen Staaten sowie 
Frankreich. 


Nach Auskunft von Finanzmini- 
ster Theo Waigel ist eine Ande- 
rung aber erst nach dem Jahr 
1997 möglich, da der Schlüssel 
bis dahin gelte und auch nicht 
mehr geändert werden könne. 


Viele politische Beobachter, vor 
allem aus der CSU, sehen darin 
aber eine Kapitulation vor Frank- 
reich. Man befürchtet, daß dies 
das ohnehin nicht allerbeste Ver- 
hältnis zwischen Bundeskanzler 
Helmut Kohl und dem neuge- 
wählten französischen Präsiden- 
ten Jacques Chirac noch weiter 
belasten könnte. 


Forderungen aus der CSU, aber 
auch von Teilen der CDU und 
der FDP, die Zahlungen in den 
kommenden Jahren zu reduzie- 
ren — eine Rückerstattung wird 
auch von ihnen als nicht möglich 
gehalten —, oder zumindest hier- 
über mit den anderen EU-Mit- 
gliedern Gespräche zu führen, 
seien von Waigel ablehnend be- 
schieden worden, heißt es aus 
Bonner Kreisen. Waigel habe 
dies damit begründet, daß 
Deutschland als reichstes Land 
der EU und auch aufgrund seiner 
Vergangenheit eine besondere 
Verantwortung habe und man 
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das gute Verhältnis zu den ande- 
ren Staaten nicht durch eine ein- 
seitige Reduzierung gefährden 
dürfe, zumal direkte Folge des- 
sen auch die Zahlungsunfähig- 
keit der Europäischen Gemein- 
schaft wäre. 


Mit großer Besorgnis haben kon- 
servative Kreise in der Union 
jetzt die Erklärung von Bundes- 
kanzler Helmut Kohl bei seinem 
Besuch in Polen aufgenommen, 
das Land solle bis zum Jahr 2000 
Mitglied in der EU und der 
NATO werden. 


Zwar erklärte Kohl, daß die 
»Hauptlast der Transformation 
und Reform« Polen, wie die übri- 
gen Partnerstaaten auch, selber 
zu tragen habe und daß es Europa 
»nicht über Nacht und auch nicht 
umsonst« gebe, aber dennoch gilt 
es als offenes Geheimnis, daß 
Deutschland die EU-Mitglied- 
schaft Polens mit Milliarden- 
beträgen subventionieren werde. 


Begründet habe dies Kohl in 
kleinem Kreis damit, daß Polen 
unter dem Nationalsozialismus 
und »dem von Hitler verursach- 
ten Zweiten Weltkrieg« von al- 
len Staaten am meisten habe lei- 
den müssen. Aus diesem Grund 
sei das Nachkriegsdeutschland 
verpflichtet, dem Land bei seinen 
wirtschaftlichen Reformen und 
der Hinwendung zur Demokratie 
zu helfen, »selbst wenn dies fi- 
nanziell sehr schmerzhaft« sei. 


Besonders teuer würde es für 
Deutschland dann, wenn Ende 
dieses Jahrzehnts wirklich eine 
gemeinsame europäische Wäh- 
rung in den EU-Staaten einge- 
führt würde. Polen werde aber, 
so Schätzungen aus Bonner Krei- 
sen, in dieser Zeit auf keinem 
Fall in der Lage sein, die Be- 
dingungen für diese gemeinsame 
Währung zu erfüllen. 


Auch das Außenministerium soll 
sich den Informationen zufolge 
intern nicht so sonderlich glück- 
lich über einen möglichen Bei- 
tritt Polens in die EU ‘und die 
NATO zeigen. Als Grund für 
diese Einschätzung wurde die 
unklare Lage in Rußland ge- 
nannt. So sei in den kommenden 
Jahren sowohl eine stärkere Hin- 
wendung zur Demokratie, aber 
auch ein Rückfall in den Kom- 
munismus mit einer Verschär- 
fung des Ost-West-Konfliktes 
möglich. Letzteres wäre bei einer 
Verschärfung des Konflikts im 


ehemaligen Jugoslawien sehr 
wahrscheinlich. 


Eine kommunistische russische 
Regierung würde aber niemals 
zulassen, daß die NATO um 
mehrere hundert Kilometer nach 
Osten verschoben wird und Po- 
len als Pufferzone zwischen bei- 
den Blöcken wegfalle. Und was 
der Partnerschaftsvertrag zwi- 
schen Rußland und der NATO in 
Krisenzeiten wert sei, darüber 
brauche man sich keine größeren 
Gedanken zu machen. 


Aus diesem Grunde sei »auf je- 
den Fall« mit massivem Wider- 
stand aus Rußland zu rechnen, 
sofern es nicht in den nächsten 
zwei Jahren eine völlige Demo- 
kratisierung des Landes gebe, 
was aber nach allgemeiner Ein- 
schätzung der westlichen Ge- 
heimdienste ausgeschlossen sein 
dürfte. 


Ausgeschlossen werde dabei so- 
gar nicht, daß die Kommunisten 
in Polen von Rußland finanziell 
massiv unterstützt werden könn- 
ten und damit auch ein Rückfall 
Polens in den Kommunismus in 
Kauf genommen wird, bloß um 
die Funktion dieses Staates als 
Pufferzone aufrechtzuerhalten. 


Auch im Westen sei das Vor- 
preschen Kohls nicht mit sonder- 
lich viel Begeisterung aufgenom- 
men worden, hieß es weiter. Viel 
lieber hätte man dieses Thema 
noch um ein oder zwei Jahre ver- 
tagt und Polen langsame Zuge- 
ständnisse gemacht. Denn auch 
vom Westen sei Polen — neben 
Deutschland — als ideale Puffer- 
zone angesehen worden. Im Falle 
eines dritten Weltkriegs wären 
beide Länder nämlich geopfert 


‚worden und hätte die Entschei- 


dungsschlacht des Ostens mit 
dem Westen mit größter Wahr- 
scheinlichkeit auf dem Gebiet 
dieser beiden Länder stattgefun- 
den, was gleichzeitig auch die 
Vernichtung dieser beiden Län- 
der bedeutet hätte. OD 


Kein 
Vertriebenen- 
gedenken 


Mit Empörung und auch großer 
Traurigkeit ist von den Vertrie- 
benenverbänden registriert wor- 
den, daß es zwar sehr viele Ge- 


denkveranstaltungen zum Ende 
des Zweiten Weltkriegs gab, aber 
außerhalb der Verbände nicht 
eine einzige offizielle Gedenk- 
veranstaltung zum Beginn der 
Vertreibungen. Diese begannen 
im Frühsommer 1945 noch vor 
der Konferenz der Siegermächte, 
die vom 17. Juli bis zum 
2. August in Potsdam stattfand. 


So wird unter anderem auf den 
Sonderbefehl des polnischen 
Kommandanten aus Bad Salz- 
brunn im Riesengebirge, der 
Heimat des Dichters Gerhart 
Hauptmann, vom 14. Juli 1945 
verwiesen. 


So heißt es dort unter anderem 
unter ausdrücklicher Bezugnah- 
me auf einen »Befehl der polni- 
schen Regierung«: »Am 14. Juli 
1945 ab 6 bis 9 Uhr wird eine 
Umsiedlung der deutschen Be- 
völkerung stattfinden. Die deut- 
sche Bevölkerung wird in das 
Gebiet westliche des Flusses 
Neisse umgesiedelt. Jeder Deut- 
sche darf höchstens 20 kg Rei- 
segepäck mitnehmen. Kein Trans- 
port (Wagen, Ochsen, Pferde, 
Kühe usw.) wird erlaubt. Das 
ganze lebendige und tote In- 
ventar in unbeschädigtem Zu- 
stande bleibt als Eigentum der 
Polnischen Regierung... Nicht- 
ausführung des Befehls wird 
mit schärfsten Strafen verfolgt, 
einschließlich Schußwaffenge- 
brauch... Alle Wohnungen in der 
Stadt müssen offen bleiben, die 
Wohnungs- und Hausschlüssel 
müssen nach außen gesteckt wer- 
den.« 


Mit »besonderer Empörung und 
Trauer« wurde dabei auch ver- 
merkt, daß Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl just zu diesem Zeit- 
punkt in Polen war, dieses aber 
nicht mit einer Silbe erwähnte. 


Streit um 
Autokosten 


Stark abweichende Angaben 
über die von den Autofahrern 
verursachten Kosten für die 
Umwelt sind kürzlich von der 
Essener Planco Consulting einer- 
seits und dem Weltverband der 
Autombobilindustrie (OICA) ver- 
öffentlicht worden. 


Nach Ansicht der Essener Or- 
ganisation verursacht der Indi- 
vidual-Straßenverkehr jährlich 


46 Milliarden Mark die Allge- 
meinheit belastende Kosten. 
Hierzu zählten insbesondere die 
Umweltbelastungen, Immissions- 
schutzmaßnahmen sowie die 
nicht durch Versicherungslei- 
stungen abgedeckten Unfallschä- 
den. 


Jede Person, die mit einem Auto 
unterwegs sei, verursache stati- 
stisch gesehen je gefahrene 100 
Kilometer sogenannte externe 
Kosten von durchschnittlich 7,45 
Mark. Wesentlich geringer seien 
dagegen die externen Kosten die 
durch Bus (1,51 Mark) und 
Bahnfahrten (1,74 Mark) ent- 
stünden. Der Bus gehe deswegen 
als Sieger aus diesem Rennen, da 
er im statistischen Schnitt das 
sicherste aller Verkehrsmittel sei 
und zudem den geringsten Koh- 
lendioxidausstoß pro Person pro- 
duziere. 


Dagegen sieht der Automobil- 
verband die Autofahrer über 
Gebühr belastet. Bereits in die- 
sem Jahr zahlen die Autofahrer 
nach einer OICA-Studie 14 Mil- 
liarden Mark mehr Abgaben, als 
der Verkehr Kosten verursache. 
Setze sich dieser Trend fort, wer- 
de der Staat im Jahr 2010 von 
den Autofahrern eine Subvention 


von rund 100 Milliarden Mark 


erhalten. 


Für Deutschland veranschlagt 
die Studie die dem Straßenver- 
kehr zurechenbaren Umweltko- 
sten in diesem Jahr auf 8,8 Mil- 
liarden Mark. Sie würden wegen 
sparsamer Automodelle und sin- 
kender Fahrleistung bis 2010 um 
70 Prozent sinken. Die Unfali- 
kosten werden sich der Prognose 
zufolge von jetzt 16 auf dann nur 
noch zehn Milliarden Mark redu- 
zieren. 


Westdeutschland liege in Europa 
für die Zeit von 1985 bis 1995 
beim Abbau der externen Kosten 
des Kraftverkehrs klar in Füh- 
rung. So sei das Unfallrisiko hal- 
biert worden, und die Umwelt- 
kosten je gefahrenem Kilometer 
seien sogar um mehr als die 
Hälfte gesunken. 


Entscheidend für diesen Vor- 
sprung sei der Einsatz fortschritt- 
licher Technik. Die Wirkung 
hätte größer sein können, wäre 
nicht im Stau und bei sinkendem 
Modernitätsgrad ein Teil der 
positiven Wirkungen des fahr- 
zeugtechnischen Fortschritts auf 
der Strecke geblieben. Auch hät- 


ten die sprunghaft gestiegenen 
Steuern und Abgaben dazu ge- 
führt, daß nicht jeder Autofahrer 
die neuen, ressourcensparenden 
Technologien habe nutzen kön- 
nen. Während das Aufkommen 
aus Abgaben für den Straßen- 
verkehr sich in den vergangenen 
zehn Jahren verdoppelt habe, sei 
die Fahrleistung dagegen nur um 
40 Prozent gestiegen. 


Gemeinsame 
EU-Währung 
kommt 1999 


Die Möglichkeit, daß die der 
Europäischen Union (EU) ange- 
schlossenen Länder ab dem 1. Ja- 
nuar 1999 eine gemeinsame 
Währung haben, sind nach An- 
sicht des Düsseldorfer Privat- 
bankhauses Trinkaus & Burk- 
hardt »größer als bislang ange- 
nommen«. 


Zu diesem Zeitpunkt werde 
es »realistischerweise genügen, 
wenn Deutschland und Frank- 
reich die im Maastrichter Vertrag 
genannten Kriterien erfüllen. 
Dazu kommen dann sicherlich 
noch eine Reihe kleinerer Länder 
wie die Benelux-Länder, Irland, 
Österreich und vielleicht auch 
Dänemark«, heißt es in einer ver- 
öffentlichten Trinkaus-Studie. 


Nur an den Bedingungen in 
Frankreich könnte die Wäh- 
rungsunion zu diesem Zeitpunkt 
noch scheitern. Eine Währungs- 
union ohne Frankreich sei aber 
nicht denkbar. Vor allem bei den 
Defiziten werde Deutschlands 
westlicher Nachbarstaat aber 
Probleme haben, das einschlägi- 
ge Konvergenzkriterium von ma- 
ximal drei Prozent des Bruttoin- 
landsprodukts zu erreichen. 1995 
wird diese Quote bei mindestens 
sechs Prozent liegen. Da über- 
dies dem Abbau der Staatsver- 
schuldung in Frankreich nicht 
die vorrangige Priorität zukom- 
me, würden die weiteren Fort- 
schritte eher zweifelhaft bleiben. 
Allerdings sind nicht alle Kri- 
terien für eine gemeinsame Wäh- 
rungsunion exakt formuliert. Da- 
neben seien auch kleinere Mani- 
pulationen, wie etwa einmalig 
anfallende Privatisierungserlöse 
oder die sogenannte off-budget- 
Verschuldung, nicht zu verhin- 
dern, um das Defizit künstlich zu 
verringern. 


Die EU-Kommission hat sich 
jetzt Gedanken darüber gemacht, 
wie die Währungsumstellung 
vonstatten gehen könnte und 
diese in einem Grünbuch vorge- 
legt. Favorisiert wird jedoch eine 
sehr rasche Umstellung der na- 
tionalen Geldzeichen auf eine 
noch zu benennende europäische 
Währung. 


Dagegen hatte die Deutsche 
Bundesbank kürzlich noch_dar- 
auf hingewiesen, daß der Über- 
gang zur Währungsunion einer 
»soliden technischen Vorberei- 
tung« bedürfe, dem gegenüber 
der »Wunsch nach einer raschen 
Einführung der Einheitswährung 
Vorrang einzuräumen sei«. Die 
Kommission ist hierüber aber 
ganz anderer Meinung, da diese 
nun mit einem relativ exakten 
Fahrplan aufwartete, der genau 
festlegt, wie der Übergang zur 
dritten Stufe der Währungsunion 
bis zur Ausgabe des neuen Gel- 
des zu gestalten sei. 


Dieser Endspurt soll in drei Pha- 
sen vonstatten gehen. Die Ent- 
scheidung über den Beginn der 
dritten Stufe der Währungsunion 
sollte in Phase A etwa ein Jahr 
vor diesem Ereignis getroffen 
werden, um genügend Zeit zur 
Errichtung der neu zu schaffen- 
den europäischen Zentralbank zu 
lassen. In diesem Zeitraum, also 
nach jetziger Planung 1998, wird 
es dann nach Einschätzung der 
Bank sicherlich zu erheblichen 
Turbulenzen an den Devisen- 
und Rentenmärkten kommen, da 
am Ende des Jahres absolut feste 
Wechselkurse und ein einheitli- 
ches Zinsniveau in den, an der 
Währungsunion beteiligten Län- 
dern herrschen wird. 


Bundesbank-Direktoriumsmit- 
glied Häusler hat kürzlich in 
einem Interview bekräftigt, daß 
die Vorstellung von Ausgleichs- 
zahlungen an Inhaber von in 
Deutscher Mark ausgegebenen 
Anleihen als »abenteuerlich und 
nicht durchsetzbar« anzusehen 
ist. Sofern es bis dahin nicht 
noch zu permanenten Abwertun- 
gen der Währungen der Länder 
mit höheren Renditen am Ren- 
tenmarkt als in Deutschland, zum 
Beispiel Frankreich, kommt, ist 
die Performance von DM-An- 
leihen vergleichsweise gering, da 
generell die Zinsdifferenz späte- 
stens zum 1. Januar 1999 auf 
Null eliminiert wird. Lediglich 
Renditeunterschiede aufgrund 
unterschiedlicher Marktgängig- 


keit oder die Schuldnerqualität 
werden danach noch beobachtbar 
sein. 


Voraussichtlich zum 1. Januar 
1999 wird dann mit dem endgül- 
tigen Festzurren der Wechsel- 
kurse die Phase B beginnen, und 
der ECU - oder wie die gemein- 
same Währung auch immer hei- 
ßen mag - wird europäisches 
Zahlungsmittel. Allerdings wer- 
den die alten Banknoten auch 
weiterhin im Gebrauch bleiben 
werden. Binnen zwei Jahren soll 
sich die neue Währung dann 
schrittweise im unbaren Zah- 
lungsverkehr durchsetzen, bevor 
in der Stufe C binnen weniger 
Wochen die neuen Geldscheine 
ausgegeben werden und die 
Mark endgültig abgeschafft wird. 
Die Bilder vom 1. Juli 1990 aus 
der ehemaligen DDR mit der 
Einführung der D-Mark lassen 
ahnen, wie dies in etwa vonstat- 
ten gehen wird. 


Vorsichtig sollte man deswegen 
derzeit auch bei der Anlage sei- 
nes Spargeldes in langfristigen 
Anleihen sein. Dann könnte es 
nämlich passieren, vorausgesetzt 
das oben skizzierte Szenario 
wird Wirklichkeit, daß man sein 
Geld in ECU oder was sonst auch 
immer zurückerhält. uo 


Abhörmöglich- 
keit bei Handys 


Die im digitalen D-Netz betrie- 
benen Mobilfunktelefone sollen 
entgegen den Beteuerungen von 
Bundesregierung, Bundeskrimi- 
nalamt und auch den Betreiber- 
gesellschaften sehr wohl abge- 
hört werden können. Es wird dar- 
auf verwiesen, daß es im Zeit- 
alter modernster Computer und 
vor allem auch bei den Mög- 
lichkeiten, über die die offiziel- 
len Stellen verfügen, nahezu un- 
möglich sei, nicht binnen kürze- 
ster Zeit Abhörmöglichkeiten zu 
schaffen. 


Vielmehr sollen Kriminelle und 
auch politische Extremisten in 
Sicherheit gewogen werden, ihre 
Planungen offen über eben diese 
Telefone zu diskutieren. Bislang 
war es so, daß am Telefon meist 
nur Andeutungen oder Code- 
wörter von sich gegeben, die 
wirklich wichtigen Dinge dann 
aber im persönlichen Kreis be- 
sprochen wurden. Mi) 
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Mehrheit der 
Bevölkerung 
wünscht sich 
Mitsprache bei 
Zahnfüllungen 


»Mehr Wahlmöglichkeiten für 
Krankenversicherte«. Dieses Stich- 
wort gehört zu den Diskussions- 
punkten und Zielen der in Bonn 
angestrebten Gesundheitsreform. 


Die überwältigende Mehrheit der 
Bevölkerung (70 Prozent) möch- 
te mitentscheiden können, wel- 
ches Material der Zahnarzt für 
eine Zahnfüllung verwendet. 
Wenn die Patienten die freie 
Wahl hätten, würden sich nur 
noch knapp neun Prozent für eine 
Amalgam-Füllung entscheiden, 
43 Prozent für Kunststoff und 
25 Prozent für Gold. Das geht 
aus einer Umfrage hervor, die 
das Institut für Demoskopie 
Allensbach jetzt durchgeführt 
hat. 


Die Allensbacher Erhebung 
zeigt, daß die meisten für den 
Vorteil der Mitbestimmung über 


“ Zahnfüllmaterial durchaus auch 


zu einer Kostenbeteiligung bereit 
wären. 69 Prozent derjenigen, 
die sich. bei freier Wahlmög- 
lichkeit gegen Amalgam und für 
Gold, Kunststoff oder ein ande- 
res Material entscheiden würden, 


erklären sich damit einverstan- . 


den, zumindest einen Teil der 
Kosten zu übernehmen. Weitere 
sechs Prozent würden sogar die 
gesamten Kosten übernehmen. 


In der Umfrage wurden mehrere 
Modelle einer Kostenbeteiligung 
vorgestellt. Die Mehrheit in West 
und Ost, 68 Prozent der Bevöl- 
kerung, favorisiert ein Modell, 
das seit langer bei Brillen üblich 
ist: Wenn ein Patient sich statt 
Amalgam für andere Füllmateri- 
alien entscheidet, sollte die 
Kasse die Kosten einer Amal- 
gamfüllung übernehmen und der 
Patient den darüber hinausgehen- 
den Kostenanteil selbst tragen. 
14 Prozent plädieren für eine 
volle Kostenübernahme durch 
die Kassen bei voller Wahl- 
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freiheit des Patienten und sind 
bereit, dafür in Kauf zu nehmen, 
daß die Versicherungsbeiträge 
steigen. Nur 11 Prozent sprechen 
sich für die bisher geltende Re- 
gelung aus, daß bei der Wahl 
einer anderen Füllung als Amal- 
gam auf jede Kostenerstattung 
verzichtet wird. DO 


Pflegever- 
sicherung: 
»Eine sinnvolle 
Sache« 


Seit April dieses Jahres ist die 
Pflegeversicherung in Kraft. Die 
große Mehrheit der Bevölkerung 
hat keinerlei Zweifel, daß die 
Einführung der Pflegeversiche- 
rung sinnvoll war. 71 Prozent 
sind davon überzeugt, nur 19 Pro- 
zent äußern sich skeptisch. 


Bei der Umsetzung der Pflege- 
versicherung scheint es jedoch 
im Moment noch einige An- 
laufschwierigkeiten zu geben, 
wie bei einer neuen Versicherung 
wohl kaum anders zu erwarten. 


Zwei Prozent der Deutschen 
haben bislang Leistungen bean- 
tragt. Insgesamt 36 Prozent aller 
Befragten kennen Fälle, in denen 
ein Antrag auf Pflegeversiche- 
rung gestellt wurde. In 40 Pro- 
zent dieser Fälle, über die man 
Bescheid weiß, wird davon be- 
richtet, daß es mit dem Antrag, 
bzw. mit der Gewährung der 
beantragten Versicherungslei- 
stungen Probleme gab. 39 Pro- 
zent sagen: »Es ging alles glatt.« 


Obwohl die Pflegeversicherung 
von der großen Mehrheit befür- 
wortet wird, zweifeln viele, ob 
ihre Finanzierung künftig pro- 
blemlos gesichert werden kann. 
47 Prozent sind überzeugt, daß 
die Pflegeversicherung auf Dau- 
er finanzierbar ist, 31 Prozent er- 
warten Finanzierungsprobleme, 
weitere 22 Prozent sind in dieser 
Frage unsicher. 


Die Mehrheit richtet sich dem- 
entsprechend auf steigende Bei- 
träge ein. 24 Prozent erwarten, 
daß die Beiträge in den kommen- 
den Jahren stark steigen werden, 
46 Prozent gehen von moderaten 
Erhöhungen aus. Kaum jemand 
rechnet mit sinkenden Beiträgen. 


Der »Grüne 
Punkt macht 
Punkte« 


Die Einstellung der Bevölkerung 
zum Müllentsorgungssystem des 
»Grünen Punktes« hat sich in den 
letzten beiden Jahren deutlich 
verbessert. Im Frühjahr und 
Sommer 1993 hatten zahlreiche 
kritische Presseberichte über Ver- 


- packungsmüllverschiebung auf 


ausländische Deponien in der 
Bevölkerung für Irritationen ge- 
sorgt. Wer sorgsam seinen Müll 
sortierte und dann hörte, daß der 
Müll tonnenweise am Ende un- 
sortiert im nahen oder fernen 
Ausland landet, fühlte sich ver- 
schaukelt. Der Zweifel daran, 
daß ein Großteil der Verpak- 
kungsabfälle mit Hilfe des Dua- 
len Systems — wie vorgesehen 
und angekündigt - tatsächlich re- 
cycelt wird, war groß. Mittler- 
weile kann man in Westdeutsch- 
land, wo das Image des »Grünen 
Punktes« besonders negativ war, 
von einer Trendwende sprechen. 
Erstmals seit 1992 überwiegt 
jetzt in Westdeutschland die Zu- 
stimmung. Eine Umfrage des In- 
stituts für Demoskopie Allens- 
bach zeigt, daß 46 Prozent der 
Westdeutschen den »Grünen 
Punkt« nun für eine »gute Sa- 
che« halten. Im September 1993 
sagten das nur 32 Prozent. Auch 
in Ostdeutschland wurde in die- 
sem Jahr die Höchstmarke der 
Zustimmung vom Januar 1993 
(51 Prozent) noch einmal leicht 
übertroffen. 


Die Voraussetzung für ein mög- 
lichst umfangreiches Recycling 
von Abfällen und Verpackungs- 
material ist, daß die Abfälle von- 
einander getrennt und sortiert 
werden. Schon seit Anfang der 


achtziger Jahre kann man auch 
demoskopisch beobachten, daß 
die Müllsortierbereitschaft in der 
Bevölkerung groß ist. In den mei- 
sten Haushalten ist das Trennen 
und Sortieren des Hausmülls 
inzwischen eine selbstverständli- 
che Praxis. In Westdeutschland 
geben 86 Prozent und in 
Ostdeutschland 82 Prozent an, 
daß sie den Hausmüll nach Sor- 
ten getrennt sammeln. Nur eine 
Minderheit von 12 Prozent wirft 
nach wie vor alles in eine Müll- 
tonne. 


38 Prozent der Bevölkerung neh- 
men es beim Abfallsortieren 
ganz genau. Bevor irgendein 
Fetzen, eine Tüte oder Dose im 
falschen Sack landet, schauen sie 
lieber noch einmal in die An- 
leitung oder erkundigen sich. 
Jeder zweite (50 Prozent) gibt an, 
daß er sich »im großen und gan- 
zen« Mühe gibt, aber nicht den 
Anspruch auf Perfektion stellt. 
Am wenigsten erheben einen sol- 
chen Anspruch die Befragten in 
Ostdeutschland, von denen 56 
Prozent zugeben: »Es kann schon 
vorkommen, daß etwas in den 
falschen Sack, in die falsche Ton- 
ne gerät. Das finde ich aber nicht 
so schlimm, weil ja doch alles 
noch mal nachsortiert wird.« 

Immerhin geben 58 Prozent aller 
Befragten zu, daß ihnen »oft- 
mals« oder zumindest »gelegent- 
lich« ziemlich unklar ist, in wel- 
chen Behälter welcher Abfall 
hineingehört. Aber die meisten in 
Deutschland haben sich darauf 
eingestellt, daß es für lange Zeit 
bei dem jetzigen System der 
Müllentsorgung, das dem einzel- 
nen einige Mühe abverlangt, 
bleiben wird. Nur wenige (16 Pro- 
zent) rechnen damit, daß es in 
absehbarer Zeit ein Entsorgungs- 
system geben wird, bei dem das 
mühsame Sortieren im Haushalt 
wieder überflüssig wird. DO 


Niemand ist 
ötzlich alt. 


ACE Schutz-Vitamine gegen vorzeitiges Altern. 


ie ersten Falten im Spiegel, hier und da schon 
D ein graues Haar. Für jeden kommt das 
überraschend. Eigentlich fühlt man sich jung. 
Genauso wie noch vor einem Jahr. Diese sichtbaren 
Lebensprozesse sind aber nur ein Teil dessen, was mit den 
Jahren im Körper passiert. 
Die Umwelt belastet den Menschen. 
Umwelteinflüsse lassen uns schneller altern. Ozon-Smog, 
UV-Strahlung oder Industrie-Emissionen treffen uns nicht 
nur äußerlich. Hinzu kommt der eigene Lebenswandel: 
Streß, einseitige Ernährung und andere kleinere oder größere 
Sünden beschleunigen den Alterungsprozeß. 
Mit ACE Schutz-Vitaminen Alterungsprozesse positiv 
beeinflussen. 
Alterung beginnt in den Körperzellen. Wissenschaftler 
haben ein spezifisches Schutzsystem im Organismus 
nachgewiesen, zu dem insbesondere Beta-Carotin 
(Provitamin A), Vitamin C und E gehören. Dieses Vitamin- 
Schutzsystem bewahrt die Körperzellen vor Freien 
Radikalen aus Umweltbelastungen und kann somit 


Alterungsprozesse zwar nicht verhindern, aber positiv 
beeinflussen. 

Um den Schutz der Zellen vollständig zu erhalten, reichen 
die Vitaminmengen in der Ernährung jedoch meist nicht 
aus. Hier hilft Symbion. Eine Nahrungsergänzung mit 
ACE Schutz-Vitaminen. Auch mit dem Spurenelement 
Selen. Fragen Sie Ihren Apotheker nach Symbion. 

Wir informieren Sie gerne ausführlich über Symbion. 
Schreiben Sie an: Merck Produkte, Wissenschaftl. Beratung 
NN G, Postfach 101041, 64210 Darmstadt. 


yOTREREEREERTARNTEN m. BRRRII n EARWRTTTER EDER uw e E \ 
Symbion FORMEL 


VITAMINSCHUTZ FÜR DIE ZELLE 


@ Beta-Carotin/ 
Pro-Vitamin A 


@ Vitamin C 
@ Vitamin E 


Zur gezielten Nahrungeersanzung 


Man kann das Altern nicht verhindern. Äber positiv beeinflussen. 


Man redet rum, man redet lang, 

man sagt sehr viel und meint noch mehr. 
Die Ordnung findet sich nach Rang, 

mit dem Verständnis ist es schwer. 

Was ist nun Sache, was ist gut? 

Man sagt oft Meinung, nichts zum Kern. 
Egal was man auch immer tut, 

man redet nur, vom Kern so fern. 

Der eine nickt und hält dafür, 

obwohl er andrer Meinung ist. 

Ein andrer starrt beredt zur Tür 

und meidet auch den kleinsten Zwist. 
Und was kommt aus der Sache raus, 
man fragt sich, was war dies denn nun? 
Am Ende spendet man Applaus: 

»Man sollte dies bald wieder tun!« 


Detlev Geiger 
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